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A. Problem 

Die EG -Kommission legt mit dem Bericht „Europa 2000" erstmals 
ein umfassendes Dokument vor, welches die regional unterschied- 
lichen Entwicklungstendenzen des Territoriums in der Europäi- 
schen Gemeinschaft in den Mittelpunkt stellt. Das Dokument 
nimmt eine Analyse der Bereiche 

— demographischer und wirtschaftlicher Zusammenhang, 

— Infrastruktur und räumlicher Zusammenhalt, 

— Umwelt, 

— spezifische Raumtypen in der Gemeinschaft 

vor und zeigt auf, daß die Zweiteilung des Gemeinschaftsraumes in 
strukturschwache, d. h. zu fördernde Regionen und einen gut 
strukturierten europäischen Kemraum eine zu einfache Sichtweise 
ist. Die europäischen Regionen zeichnen sich durch eine Vielzahl 
struktureller Probleme, aber auch durch ungenutzte Entwicklungs- 
potentiale aus. 


B. Lösung 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau legt 
einvemehmlich — bei Abwesenheit des Vertreters der Gruppe der 
PDS/Linke Liste — eine Beschlußempfehlung vor, welche die 
Initiative der EG-Kommission begrüßt, die Notwendigkeit einer 
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aktiven europäischen Raumentwicklungspolitik unterstreicht, die 
Aufstellung abgestimmter Ziele der räumlichen Entwicklung 
jedoch unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips der mitglied- 
staatlichen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raumordnung 
zuweist. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Vorlage des Dokumentes 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften „Europa 
2000 — Ausblick auf die Entwicklung des Gemeinschafts - 
raumes". Die Kommission legt erstmals ein umfassendes Doku- 
ment vor, welches die regional unterschiedlichen Entwicklungs- 
tendenzen des Territoriums der Europäischen Gemeinschaft in 
den Mittelpunkt stellt. Dieses Dokument ist jedoch kein Leitplan 
für Europa, es zeigt aber den deutlichen Bedarf für eine 
systematische Zusammenarbeit. Der Deutsche Bundestag 
stimmt mit dem wesentlichen Ergebnis überein, daß die Zwei- 
teüung des Gemeinschaftsraumes in strukturschwache, d. h. zu 
fördernde Regionen, und einen gut strukturierten europäischen 
Kemraum eiine zu einfache Sichtweise ist. Die europäischen 
Regionen zeichnen sich durch eine Vielzahl struktureller Pro- 
bleme aus, aber auch durch ungenutzte Entwicklungspoten- 
tiale. 

2. Das Dokument „Europa 2000" muß nach Auffassung des 
Deutschen Bundestages alsbald fortgeschrieben werden. Die 
räumliche Situation in den neuen deutschen Ländern ist unzu- 
reichend berücksichtigt. Ehemalige Randgebiete der Europäi- 
schen Gemeinschaft, wie der Ostseeraum, erfahren heute eine 
wirtschaftsgeographische Aufwertung. Während sich im westli- 
chen Mitteleuropa in den letzten 40 Jahren die Hauptentwick- 
lungslinien der wirtschaftlichen Entwicklung in Nord-Süd- 
Richtung ausgeprägt haben (z. B. Rheinschiene), steht Europa 
heute am Beginn einer Neubewertung von West-Ost-Beziehun- 
gen. Diese jüngsten Entwicklungstendenzen müssen bei der 
Fortschreibung des Dokumentes in vollem Umfange berück- 
sichtigt werden. 

3. Darüber hinaus macht das Dokument deutlich, welche Kompe- 
tenzen die Kommission der Europäischen Gemeinschaften in 
vielen die Raum- und Siedlungsstruktur beeinflussenden Poli- 
tikfeldem, wie etwa in der Struktur-, Agrar-, Verkehrs- und 
Umweltpolitik hat. In diesem Zusammenhang weist der Deut- 
sche Bundestag darauf hin, daß die im Vertrag von Maastricht 
verankerten zusätzlichen Kompetenzen der Kommission ein 
— gegenüber der Einheitlichen Europäischen Akte — stärkeres 
raumwirksames Tätigwerden ermöglichen. Neben der Politik 
zur Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts 
der Gemeinschaft durch die Strukturfonds wird mit dem Vertrag 
ein Kohäsionsfonds geschaffen, durch den spezielle Vorhaben 
im Bereich der Verkehrs-, Telekommunikations- und Energie- 
infrastruktur sowie in der Umweltpolitik in den wirtschafts - 
schwächsten Mitgliedstaaten unterstützt werden. Darüber hin- 
aus strebt die Gemeinschaft Leitlinien zur Ausweisung von sog. 
Transeuropäischen Netzen für ihr gesamtes Territorium an. 
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4. Angesichts des großen Finanzvolumens der von der Gemein- 
schaft getätigten bzw. beeinflußten raumwirksamen Investitio- 
nen hält der Deutsche Bundestag es nicht mehr für vertretbau, 
daß die Fachplanungen in der EG ohne Berücksichtigung 
zwischen den Mitgliedstaaten abgestimmter Leitvorstellungen 
für die räumliche Entwicklung Europas durchgeführt werden. 
Die Schlußfolgerungen des Europäischen Rates hinsichtlich der 
Finanzierung der Gemeinschaft für den Zeitraum 1993 bis 1999 
zeigen, daß die Finanzmittel der Politikbereiche mit starken 
raumordnungspolitischen Auswirkungen erheblich auf gestockt 
werden. Deshalb ist es nach Auffassung des Deutschen Bundes- 
tages erforderlich, daß die Kommission künftig auf der Basis 
abgestimmter Leitvorstellungen zur europäischen Raument- 
wicklung ihre Maßnahmen frühzeitig bewertet und koordi- 
niert. 

5. Der Deutsche Bundestag weist darauf hin, daß Auswirkungen 
der bisherigen EG-Politiken in nicht imerheblichem Ausmaß 
Planungsentscheidungen der lokalen, regionalen und nationa- 
len Ebene beeinflußten, bzw. diesen Planungsvorstellungen 
durchaus zuwiderliefen. Unzureichende Beachtung des Subsi- 
diaritätsprinzips und damit verbundene unnötige Konflikte sind 
aber zukünftig zu vermeiden. 

6. Bei der Fortschreibung des Dokumentes „Europa 2000" ist 
deshalb das im Vertrag von Maastricht verankerte Subsidiari- 
tätsprinzip besonders wichtig. Der Deutsche Bundestag ist der 
Ansicht, daß das EG-Dokument „Europa 2000" nicht zu einem 
Raumordnungsplan für das europäische Territorium weiterent- 
wickelt wird, sondern es müssen konzeptionelle Überlegungen 
und Leitbüder zur künftigen Raumentwicklung Europas in allen 
Mitgliedstaaten erarbeitet und zwischen ihnen koordiniert und 
abgestimmt werden. In diesem Zusammenhang begrüßt der 
Deutsche Bundestag die von der Bundesregierung in den 
informellen Treffen der EG-Minister für Raumordnung und 
Regionalpolitik vertretene Linie der mitgliedstaatlichen Zusam- 
menarbeit. Er unterstützt die Empfehlungen des Europäischen 
Parlamentes, die deutlich machen, daß der europäische Raum 
einer in sich schlüssigen Entwicklungskonzeption bedarf, ist 
allerdings der Auffassung, daß vor allem durch mitgliedstaatli- 
che Zusammenarbeit abgestimmte Ziele für die Raum- und 
Siedlungsentwicklung zur besseren Verwirkhchung der Euro- 
päischen Union beitragen können. Raumordnung ist als 
Gemeinschaftsaufgabe von Gemeinde, Region und Staat zu 
sehen. 

7. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
parallel zur Fortschreibung des EG -Dokumentes „Europa 2000" 
durch die Kommission der Europäischen Gemeinschaften direkt 
mit den nationalen Raumplanungsbehörden der Mitgliedstaa- 
ten Beratungen zur Überprüfung bzw. Festlegung von raumord- 
nungspolitischen Zielen auf europäischer Ebene aufzunehmen. 
Er regt an, die informellen Treffen der EG-Minister für Regio- 
nalpolitik und Raumordnung unter deutscher Präsidentschaft 
fortzuführen und den Entwurf eines europäischen Raument- 
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Wicklungskonzeptes zur Beratung den Mitgliedstaaten vorzule- 
gen. Der Deutsche Bundestag begrüßt in diesem Zusammen- 
hang die in dem Vertrag über die Europäische Union vorgese- 
hene Schaf fung eines „Ausschusses der Regionen", der eine 
wechselseitige Zusammenarbeit im Bereich der Raumordnung 
sichert. 


Bonn, den 12. März 1993 


Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Werner Dörflinger Georg Brunnhuber Dr. Ulrich Janzen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFTEN Brüssel, den 25. November 1991 (02.12) 
DER RAT ( OR . f) 

9716/91 


RESTREINT 
REGIO 2 


SCHREIBEN (ÜBERSETZUNG) 


des Mitglieds der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 

Herrn Bruce MILLAN 

vom 31. Oktober 1991 

an S.E. den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, 
Herr Hans VAN DEN BROEK 


Betr. : Bericht der Kommission mit dem Titel: "Europa 2000: Ausblick auf die 
Entwicklung des Gemeinschaftsraumes" 


mt/EV/pa 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

ich darf Ihnen einen Bericht der Kommission mit dem Titel "Europa 2000: 
Ausblick auf die Entwicklung des Gemeinschaftsraumes" übermitteln. 

In diesem Bericht werden die Faktoren analysiert, die die Flächennutzung 
innerhalb der Gemeinschaft im Laufe des nächsten Jahrzehnts und darüber hinaus 
beeinflussen werden, wobei zunächst der demographische Zusammenhang sowie 
Schätzungen über die Entwicklung der erwerbstätigen Bevölkerung und der Wande- 
rungstrends und dann der wirtschaftliche Zusammenhang dargelegt werden, und zwar 
insbesondere mit einer Analyse der Faktoren, von denen die Wahl der Wirtschafts- 
standorte in den 90er Jahren wahrscheinlich abhängen wird. 

Der Bericht wird auch dem Europäischen Parlament und dem Wirtschafts- und 
Sozialausschuß übermittelt. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 9. Juni 1992 — 021 — 680 70 — E — 
Re 248/92. 
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mt/EV/pa 

Dieses Dokument soll anläßlich des am 18. und 19. November 1991 in Den Haag 
stattfindenden informellen Treffens der Minister für Raumordnung geprüft werden. 


(Schlußformel) 

Für die Kommission 

gez. Bruce MILLAN 

Kommissionsmitglied 

Anl. : Dok. KOM(91) 452 endg. 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

KOM (91) 452 endg. 

Brüssel, den 7. November 1991 


EUROPA 2000 

Ausblick auf die Entwicklung 
des Gemeinschaftsraumes 
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Endgültiger Text - Karten in vorläufiger Form 


EUROPA 2000 

Ausblick auf die Entwicklung 
des Gemeinschaftsraumes 
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Vorwort 


Vorwort 


Europa 2000 eröffnet neue 
Perspektiven in der Betrach- 
tung der Raumordnung auf eu- 
ropäischer Ebene. Das Doku- 
ment stellt entscheidende Fra- 
genkomplexe vor. Sie sind mit 
dem Ziel unserer Bemühungen 
verknüpft, allen Gemein- 
schaftsregionen bestmöglichen 
Anteil an unseren Anstrengun- 
gen zukommen zu lassen, den 
allgemeinen Wohlstand durch 
die Vollendung des Gemeinsa- 
men Marktes zu heben, und 
insbesondere die derzeit be- 
nachteiligten Regionen an 
dieser Prosperität voll teilha- 
ben zu lassen. 

Die Kommission hat selbstver- 
ständlich nicht die Absicht sich 
Planungskompetenzen anzu- 
eignen, die richtigerweise und 
effizient in den Mitgliedstaaten 
wahrgenommen werden, sei es 
auf nationaler, regionaler oder 
lokaler Ebene. Dieses Doku- 
ment ist kein Leitplan für 
Europa. Wie aus dem Bericht 
bervorgeht, gibt es jedoch 
einen deutlichen Bedarf für 
eine systematischere Zusam- 
menarbeit zwischen Raumpla- 
nem auf der Ebene der Ge- 
meinschaft und einen Bedarf, 
Politik und Planung in Berei- 
chen wie Transport oder 
Energie aus dem Blickwinkel 
der regionalen Entwicklung zu 
betrachten. 


Überall in der Gemeinschaft 
gibt es ein wachsendes Interes- 
se an der weiteren europä- 
ischen Dimension für Raum- 
ordnung. Unsere Volkswirt- 
schaften wachsen immer weiter 
zusammen und Politiken sowie 
Handlungsfelder werden zu- 
nehmend im europäischen 
Maßstab verstandea Es ist 
daher nicht sinnvoll, Planungen 
künstlich an nationalen 
Grenzen enden zu lassen. 
Europa 2000 ist ein erstes 
Bemühen, Planer mit einigen 
der Informationen zu versehen, 
die sie in einem Bezugsrahmen 
benötigen, der gemeinschafts- 
weit und nicht nur national 
oder regional ist. 

Einige wichtige Infrastruktur- 
Projekte wie zum Beispiel die 
Hochgeschwindigkeitsnetze 
der Eisenbahnen werden 
bereits im europäischen 
Maßstab geplant. Aber nicht 
nur bei größeren Infrastruktur- 
vorhaben sollte die europäische 
Dimension Berücksichtigung 
finde n. Planer in der Privat- 
wirtschaft wie auch öffentliche 
Stellen auf den verschiedensten 
Ebenen müssen sich zuneh- 
mend der Auswirkungen ihrer 
Entscheidungen auf die Hand- 
lungsspielräume und Intentio- 
nen ihrer Nachbarn in anderen 
Regionen der Gemeinschaft 
bewußt sein. Sie alle brauchen 
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Vorwort 


daher Informationen über Ent- 
wicklungen« die sich außerhalb 
ihres unmittelbaren Raumes 
abspielen. 

Ich möchte zusätzlich darauf 
verweisen« daß die Überlegun- 
gen zur Planung auf der Ge- 
meinschaftsebene nicht an den 
äußeren Grenzen der Gemein- 
schaft haltmachen dürfen. Aller 
Wahrscheinlichkeit werden wir 
noch vor dem Jahr 2000 den 
Beitritt einer Reihe neuer Mit- 
gliedstaaten verzeichnen und 
darüberhinaus wird die Ge- 
meinschaft immer intensivere 
Beziehungen mit ihren Nach- 
barn pflegen, die außerhalb der 
Gemeinschaft bleiben. Daher 
der Titel: Europa 2000 und 
nicht „EG 2000“. Unsere zu- 
künftige Arbeit wird dieser 
umfassenderen Dimension be- 
sondere Beachtung widmen. 


Europa 2000 stellt den Beginn 
eines Prozesses dar. Die Kom- 
mission wird die Analyse der 
Faktoren fortsetzen, die wider- 
spiegeln oder entscheiden, wo 
wirtschaftliche Aktivitäten in- 
nerhalb der Gemeinschaft statt- 
finden. Sie wird dabei auf den 
hier zusammengetragenen In- 
formationen aufbauen, diese 
aufbereiten und die veröffent- 
lichten Ergebnisse von Zeit zu 
Zeit auf den neuesten Stand 
bringen. Dieses Dokument 
richtet sich an eine breite Le- 
serschaft und ich hoffe, daß 
Leser und Nutzer zu unserer 
künftigen Arbeit beitragen 
werden. Information und Er- 
fahrung sind zentrale Bereiche 
für gutes Planen: eine der ober- 
sten Zielsetzungen von Europa 
2000 ist es, die größtmögliche 
Verbreitung dieser beiden Be- 
reiche zu fördern. 
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Zusammenfassung 


Zentrale Fragen: Neue Entwicklungen und ihre 
Auswirkungen auf die Raumordnung der 
Gemeinschaft 


Neue Trends in 
der Wirtschafts- 
geographie 
Europas 

Betrachtet man die Geographie 
der Gemeinschaft als Ganzes, 
dann lassen sich zentrale 
Gebkteidenüfmeren, in denen 
sich die Wirtschaftstätigkeit 
konzentriert. Es wird immer 
deutlicher, daß neben das tradi- 
tionelle Zentrum Europas, das 
die Form eines Dreiecks mit 
deo Schwerpunkten Paris, 
London mul Amsterdam hat 
und das -Ruhrgebiet einschließt, 
ein zweites wichtiges Entwick- 
lungszentrum tritt, das sich von 


den wohlhabenden Regionen in 
Süddeutschland und Nordita- 
lien nach Westen über die sich 
schnell entwickelnden Regio- 
nen Südfrankreichs Und die 
Gebiete um Barcelona und Va- 
lencia erstreckt In den neunzi- 
ger Jahren hat diese Konzentra- 
tion mehr und mehr die Form 
zweier bogenförmiger Ent- 
wicklungszentren angenom- 
men (Karte 1). 

Das nördliche Entwicklungs- 
Zentrum ist das tradirionelle in- 
dustrielle Kemland Europas. 
Damit zählen auch Gebiete 
dazu, die im Zuge der rückläu- 
figen Entwicklung wichtiger 
Industriezweige mit erhebli- 
chen Problemen zu kämpfen 
hatten. Gleichzeitig war ein be- 
achtenswertes Merkmal dieser 


Gebiete ihre Fähigkeit, Em- 
wicklungsmöglichkeiten in 
Wachstumsbranchen wie Fi- 
nanzdienstleistungen und 
Fremdenverkehr zu nutzen. 

Das südliche Entwicklungszen- 
trum umfaßt zum einen 
Gebiete in Süddeutschland und 
Nord- und Mittelitalien, die 
bereits ein hohes Pro-Kopf- 
Einkommen erreicht haben. In 
Südfrankreich und Nordostspa- 
nien, in denen das Pro-Kopf- 
Einkommen zwar niedriger ist, 
wächst es jedoch verglichen 
mit der übrigen Gemeinschaft 
sehr schnell. 

Auch in den neunziger Jahren 
wird die große Anziehungs- 
kraft der Ballungsräume dazu 
führen, daß sich neue Wirt- 
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Schaftstätigkeiten vornehmlich 
in den bevölkerungsreichen 
Geieten des nördlichen Ent- 
wicklungszentrums ansiedeln. 
Selbst beim heutigen technolo- 
gischen Fortschritt bleiben un- 
mittelbare Nähe zu Anbietern 
und Dienstleistungen wichtige 
Bestimmungsgründe für die 
Standortwahl. Bestehende 
Schaltstellen der Wirtschaft, 
Verwaltung und Politik werden 
auch weiterhin neue Unterneh- 
men anziehen. Gleichzeitig 
wirken jedoch auch bestimmte 
Dezentralisierungskräfte, die 
für eine gleichmäßigere Vertei- 
lung der Aktivitäten und Mög- 
lichkeiten sorgen und denjeni- 
gen Regionen Anreize bieten 
könnten, deren Entwicklung 


hinter der übrigen Gemein- 
schaft zurückbleibt. 

Fest steht zum einen, daß die 
Marktkräfte viele Unterneh- 
men veranlaßt haben, den 
teuren Standorten im Kemland 
den Rücken zu kehren. Gleich- 
zeitig haben viele Firmen vor 
allem in den letzten zehn 
Jahren mit der Einführung fle- 
xibler Produktionssysteme auf 
einen Markt reagiert, der von 
schnellen Veränderungen der 
Nachfrage und kurzen Durch- 
laufzeiten in der Fertigung ge- 
kennzeichnet war. Bei einem 
verminderten , Spielraum für 
Größenvorteile verbessern sich 
die Chancen für kleine Unter- 
nehmen — ein wichtiger Me- 


Karte 1 Traditionelle Zentren und Wachstumsregionen 
in der Gemeinschaft 



chanismus für neue Wirt- 
schaftstätigkeit in benachteilig- 
ten Gebieten. 

Zum zweiten sind die Entwick- 
lungszentren der Gemeinschaft 
in der Regel von einer Überal- 
terung der Bevölkerung ge- 
kennzeichnet Da dies allmäh- 
lich die absolute Zahl und 
relativen Anteil der Erwerbstä- 
tigen in den niedrigeren Alters- 
klassen schrumpfen läßt, 
könnten einige der traditionel- 
len Wachstumsgebiete ihre 
produktive Dynamik früherer 
Perioden an Regionen mit 
einem derzeit reichhaltigeren 
Arbeitskräfteangebot verlieren. 

Drittens verstärken neue Ent- 
wicklungen auf den Gebieten 
Verkehr und Telekommunika- 
tion, von denen ganz Europa 
erfaßt wird, die Bedeutung des 
Zeitfaktors mit räumlichen 
Konsequenzen zum Vorteil für 
Gebiete außerhalb der Bal- 
lungszentren. 

Viertens werden die steigenden 
Kosten der Überlastung in zen- 
tralen Gebieten der Gemein- 
schaft — Zeitverluste, Ver- 
schmutzung usw. — eine 
zunehmend wirksame Ab- 
schreckung für Neuinvestitio- 
nen in diesen Gebieten darstel- 
len. 

Die entscheidende Frage der 
neunziger Jahre bleibt daher, 
ob der von dem wirtschaftli- 
chen und geographischen Un- 
gleichgewicht zwischen den 
wohlhabenderen Entwick- 
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lungszentien und der übrigen 
Gemeinschaft ausgehende 
Druck die Mobilität der Wirt- 
schaftstätigkeit und damit des 
Arbeitsplatzangebots oder die 
Mobilität der Erwerbsbevölke- 
mng fördert. Die Mobilität der 
Arbeitskräfte ist, insbesondere 
in größerem Umfang, kein 
wirksames oder wünschens- 
wertes Instrument, um regiona- 
le Ziele zu verwirklichen. Die 
Entvölkerung von Teilen der 
Gemeinschaft ist ausgewoge- 
ner Entwicklung nicht förder- 
lich. Interregionale Wande- 
rungsbewegungen gibt es 
derzeit kaum noch. Demgegen- 
über hat sich im Laufe der Zeit 
die geographische Mobilität 
der Wirtschaftstätigkeit deut- 
lich erhöht. Schätzungsweise 
waren rund 70% der Beschäfti- 
gung vor dreißig Jahren an be- 
stehende Standorte gebunden. 
Heute ist dieser Anteil auf 50% 
gefallen. 

Eine entscheidende Konse- 
quenz ist, daß die Standortwahl 
starker von Faktoren, die für 
die Lebensqualität wichtig 
sind, beeinflußt wird und nicht 
mehr so sehr von der Verfüg- 
barkeit der Ressourcen. Dies 
gilt besonders für die neuen, 
wissensintensiven Tätigkeiten, 
die einen relativ hohen Anteil 
gut bezahlter und hoch qualifi- 
zierter Mitarbeiter benötigen. 
Die bevorzugten Wohnorte 
solcher Mitarbeiter befinden 
sich abseits der überlasteten 
Ballungszentren und sind ge- 
kennzeichnet von angenehmen 
klimatischen Bedingungen und 


sozialen Einrichtungen und 
einer sauberen Umwelt. Dies 
ist ein wichtiger Bestimmungs- 
grund für die Standortwahl der 
Unternehmen. In einer stärker 
integrierten Gemeinschaft 
könnte neben die „Sunbelts“ 
der Mitgliedstaaten ein europä- 
ischer „Sunbelt" mit neuen 
Entwicklungsmöglichkeilen für 
die Regionen im Süden oder 
für die landschaftlich schönen 
Regionen an der Atlantikküste 
treten. 

Regionen können selbst eine 
wichtige Rolle bei der Förde- 
rung spielen, indem sie sicher- 
stellen, daß potentielle Investo- 
ren sich in der Region 
willkommen fühlen und mit 
möglichst vollständiger Informa- 
tion über die finanzielle und 
nichtfinanzielie Attraktivität 
einer Ansiedlung versehen 
werden. Finanzielle Anreize für 
neue Investitionen sind sehr 
wichtig, aber unglücklicherwei- 
se unterliegen sie in vielen der 
schwächeren Regionen der Ge- 
meinschaft starken Haushalts- 
kümmgen. Ebenso wichtig ist 
das allgemeine Geschäftsklima 
in den schwächeren Regionen, 
einschließlich der Qualität der 
Infrastruktur, besonders in den 
Bereichen des Transports und 
der Telekommunikation, aber 
auch bei der Erziehung, der Frei- 
zeitgestaltung und den Erho- 
lungsmöglichkeiten Die Regio- 
nen könnten zudem dazu 
beitragen, ihre Entwicklung 
durch den Aufbau und das Ver- 
tiefen von Kontakten zu anderen 
Teilen Europas zu fördern. 


Die Disparitäten hinsichtlich 
Erziehung und Ausbildung 
sollten in der Zwischenzeit 
weiter verringert werden, wenn 
eine gleichmäßigere Ausbrei- 
tung der wirtschaftlichen Akti- 
vität und wirtschaftliche Ent- 
wicklung stattfinden soll. Diese 
Entwicklungen dürften durch 
den anhaltenden Trend der 
neunziger Jahre hin zu einer 
ausgewogeneren Entwicklung 
der Städtelandschaft der Ge- 
meinschaft, was eine relative 
Stärkung der kleineren Städte 
zur Folge hat, unterstützt 
werden. Selbst in den südli- 
chen Mitgliedsstaaten, in 
denen die Landflucht bisher zu 
einem schnellen Anwachsen 
der Hauptstädte geführt hat, 
geht eine zunehmende Tendenz 
jetzt eher in Richtung einer 
Wanderungsbewegung in klei- 
nere Städte. 


Demographie 


Die oben beschriebenen Ent- 
wicklungen vollziehen sich zu 
einer Zeit, in der die europä- 
ische Bevölkerung in strengem 
Gegensatz zur anhaltenden Be- 
völkerungsexplosion andern- 
orts stagniert und altert. 

Neueren Prognosen zufolge 
dürfte die Einwohnerzahl der 
Gemeinschaft von rund 340 
Millionen in den neunziger 
Jahren stagnieren, da der lang- 
fristige Trend niedriger Gebur- 
tenraten im Norden weiterhin 
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anhält und im Süden und in 
Irland die Geburtenraten stark 
rückläufig sind Die Überalte- 
rung der Bevölkerung ist be- 
sonders akut in den Regionen 
im Zentrum der Gemeinschaft, 
vor allem in Deutschland und 
Norditalien. Dieser Trend 
erfaßt jedoch allmählich prak- 
tisch die gesamte Gemein- 
schaft. Das südliche Aibeits- 
kräftereservoir der Gemein- 
schaft trocknet infolge der 
rasch sinkenden Gebuitenraten 
allmählich aus. 

In einem Großteil der nördli- 
chen Gemeinschaft besteht die 
Notwendigkeit, die Prioritäten 
sozialer Infrastrukturen zu 
überprüfen, z.B. für Erziehung 
und Gesundheitswesen. Nach 
der Jahrtausendwende wird 
dies auch in den südlichen Mit- 
gliedsstaaten und Irland not- 
wendig sein. Die als potentielle 
neue Mitgliedsstaaten der Ge- 
meinschaft geltenden EFTA- 
Länder, und selbst einige 
Staaten in Mittel- und* Osteuro- 
pa (einschließlich der seit 
kurzem unabhängigen Republi- 
ken der ehemaligen UdSSR), 
sehen sich ähnlichen Proble- 
men gegenüber. 

Das Bevölkerungswachstum au- 
ßerhalb der Gemeinschaft wird 
weiter anhalten. Die Bevölke- 
rung Afrikas beispielsweise, die 
1985 mehr oder weniger der 
Europas entsprach (rund 500 
Mio. im Jahr 1985), wird bis 
zum Jahr 2025 dreimal so groß 
sein wie die Europas. Die Ein- 
wohnerzahl der Maghrebländer 


wird sich in den nächsten 30 
Jahren verdoppeln. Der von 
einem derartigen Bevölkerungs- 
wachstum ausgehende Druck 
dürfte sich angesichts der un- 
günstigen Wirtschaftslage in 
diesen Ländern als verstärkter 
Einwanderangsdruck für die Ge- 
meinschaft auswirken. Weitere 
Zuwanderer werden aus den 
Ländern Mittel- und Osteuropas 
erwartet, wo aller Wahrschein- 
lichkeit nach zumindest auf 
kurze Sicht nicht genügend Ar- 
beitsplätze geschaffen werden, 
um die durch die Umstrukturie- 
rung der Wirtschaft bedingten 
Aibeitsplatzverluste wettzuma- 
chen. Eine vorübergehende Zu- 
wanderung aus diesen Ländern 
könnte das Bild in den neunziger 
Jahren prägen und nicht nur den 
Norden, sondern auch die Mit- 
gliedsstaaten im Süden der Ge- 
meinschaft in Mitleidenschaft 
ziehen. Die Trends der Vergan- 
genheit deuten darauf hin, daß 
ausländische Zu wanderer sich in 
den größeren städtischen Ver- 
dichtungsräumen niederlassen, 
was die bereits bestehenden Bal- 
lungsprobleme noch verstärkt 


Infrastruktur 
und räumlicher 
Zusammenhalt 

Die Entwicklung der Infra- 
strukturen in den Bereichen 
Verkehr, Telekommunikation 
und Energiewirtschaft hat weit- 


reichende Auswirkungen auf 
die Nutzung der räumlichen 
Verhältnisse der Gemeinschaft. 
Bisher waren die Entwicklun- 
gen der Infrastruktur dadurch 
gekennzeichnet, daß es prak- 
tisch keine Vorausplanung gab, 
die so gestaltet war, daß der 
Entwicklungsbedarf der Regio- 
nen im Gesamtzusammenhang 
der Gemeinschaft berücksich- 
tigt wurde. Die Diskussion 
über transeuropäische Netze 
auf Gemeinschaftsebene schaf- 
fen jedoch erst jetzt die Grund- 
lage für einen kohärenten 
Rahmen der zukünftigen Ak- 
tionen, zumindest was die 
wichtigeren Verbindungen be- 
trifft. 


Transport 

Hinsichtlich des Verkehrs sieht 
sich die Gemeinschaft einem 
wachsenden Verkehrsaufkom- 
men und damit verbunden 
einer zunehmenden Verkehrs- 
Überlastung gegenüber. Dies 
spiegelt die Tatsache wider, 
daß die getätigten Investitionen 
nicht mit dem gestiegenen Ver- 
kehrsaufkommen Schritt halten 
konnten. So stieg das Ver- 
kehrsaufkommen zwischen 
1975 und 1984 zwar um 25%, 
die Investitionen gingen jedoch 
um 22% zurück. 

In Südengland, den Benelux- 
1 andern, Nordfrankreich, 
Deutschland und Noiditalien 
sind die Verkehrsprobleme und 
die damit verbundene Bela- 
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stung der Umwelt besonders 
gravierend. Flächen für neue 
InfrasttukturinvestiticmeQ sind 
hier nur begrenzt vorhanden 
und teuer, und der Widerstand 
der Bevölkerung und der Um- 
welischützer gegen neue Pro- 
jekte ist oft sehr groß. 

Es wird immer deutlicher, daß 
angesichts der erwarteten 
Zunahme des Personen- tmd 
Güterverkehrs und der knappen 
öffentlichen Mittel sich die 
Probleme auf mittlere Sicht 
weiter verschärfen werden. 
Dies gilt insbesondere für den 
Straßenverkehr, auch wenn der 
Ausbau des Eisenbahnnetzes 
und die Einführung von Hocn- 
geschwindigkeitszügen den un- 
mittelbaren Druck etwas ver- 
ringern dürften. Im Verlauf des 
kommenden Jahrzehnts wird 
intensiver nach Alternativen 
gesucht werden. Erprobt 
werden bereits neue Maßnah- 
men zur Verbesserung des Ver- 
kehrsflusses, neue Techniken 
der Verkehrslenkung sowie 
Straßennutzungsgebühren. Un- 
tersuchungsergebnissen 
zufolge werden diese jedoch in 
den Ballungsgebieten nur ge- 
ringfügige Auswirkungen 
haben. Was die Gebühren für 
die Nutzung von Straßen und 
Parkplätzen anbetrifft, zeigen 
die bisherigen Erfahrungen, 
daß diese unpopulär hoch an- 
gesetzt werden müssen, sollen 
sie eine spürbare Wirkung er- 
zielen 

Da sich das wachsende 
Problem der Verkehrsübeila- 


stung als immer schwerer 
lösbar erweist, werden neue 
Technologien zur Überwin- 
dung von Entfernungen eine 
immer attraktivere Möglich- 
keit, um den Druck auf das 
Kemgebiet der Gemeinschaft 
teilweise zu vermindern und 
dort die Lebensqualität zu ver- 
bessern Hochgeschwindig- 
keits-Transpoitmittel ermögli T 
chen zusammen mit komple- 
mentären Entwicklungen in der 
loroimationstechnologie und 
Telekommunikation den Un- 
ternehmen, sich an kostengün- 
stigeren, weniger überlasteten 
vStandorten niedeizulassen und 
gleichzeitig einen engen 
Kontakt zu den Märkten zu 
pflegen. 

Die Entwicklung eines europä- 
ischen Verkehrsnetzes muß 
sich, wenn es den Regionen 
neue Chancen eröffnen soll, 
auf die Schaffung von 
Hocbgeschwindigkeitsveikehrs 
Verbindungen — d.h. Autobah- 
nen. Hochgeschwindigkeitsei- 
senbahnnetze und Flugverbin- 
dungen — konzentrieren, um 
die Regionen an der Peripherie 
mittels komplementärer Trans- 
poitkombinatiooen, einschließ- 
lich des Seetransports, mit dem 
Zentrum und untereinander zu 
verbinden. Die zügige Fertig- 
stellung fehlender Teilstücke 
im europäischen Netz ist daher 
vorrangig, wie es auch im 
transeuropäischen Netzwerk- 
plan festgelegt wurde. 

Hochgeschwindigkeitsverbin- 
dimgen, insbesondere im Eisen- 


bahn- und Luftverkehr, können 
jedoch auch zur Folge haben, 
daß die Gebiete um die Bahnhö- 
fe und Flughäfen am meisten 
profitieren, während die ledig- 
lich überflogenen oder durchfah- 
renen Gebiete marginalisiert 
werden. Die ausgewogene 
Nutzung des Wiitschaftsraums 
der Gemeinschaft wird daher 
von den Anschlüssen an die 
neuen Hochgeschwindigkeits- 
verbindungen aßhängen. Effi- 
zienz im Frachtverkeftr erfordert 
die Entwicklung des multimoda- 
len Verkehrs, der den Straßen-, 
Schienen-, Luft- und Wasserver- 
kehr integriert Seeverkehisver- 
bindungen weiden für die Re- 
gionen an der Peripherie auch 
von besonderer Bedeutung sein. 

Informationstechnologie 
und Telekommunikation 


Auf dem Gebiet der Telekom- 
munikation bieten neue Ent- 
wicklungen in derlnformation- 
stechnologie viele Vorteile für 
die räumliche Integration der 
Gemeinschaft. Unabhängig 
von der Entfernung können In- 
formationen in Sekunden- 
schnelle zwischen verschiede- 
nen Unternehmen übermittelt 
werden, wodurch zum Beispiel 
kleine Finnen und Betriebe an 
entlegenen Standorten einen 
engen Kontakt zu anderen Her- 
stellern und Händlern in der 
Fertigungskette halten können. 

Informationstechnologie und 
Telekom munikation (ITT) 
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können durch Entwicklungen 
wie Telearbeit, Fernunterricht 
und die Bereitstellung sozialer 
Dienstleistungen per Bild- 
schirm die wirtschaftlichen 
Aussichten selbst der entlegen- 
sten Gebiete verbessern. Zur 
Zeit bestehen allerdings noch 
große Unterschiede beim 
Zugang zu modernen Telekom- 
munikationsnetzen, die sich 
weitgehend auf die großen 
Märkte des Zentrums der Ge- 
meinschaft konzentrieren. An 
der Peripherie und in ländli- 
chen Gebieten gibt es keinen 
großen Markt für diese Dienst- 
leistungen, was zur Folge hat, 
daß die Rentabilität auf kurze 
Sicht niedrig ist. In der Zwi- 
schenzeit und in Erwartung 
einer größeren Rentabilität in 
der langfrstigen Perspektive 
gibt es einen Bedarf an öffent- 
licher, auch die Gemeinschaft 
einschließender Förderung 
zum Zweck der finanziellen 
Unterstützung der Bereitstel- 
lung solcher Infrastrukturen, 
verbunden mit Ausbildungs- 
maßnahmen für die Nutzung 
der modernen Technologien. 

ITT können herkömmliche 
Transportmittel ersetzen, sie 
schaffen jedoch, für den Fall, 
daß ITT eine räumliche Streu- 
ung der wirtschaftlichen Akti- 
vitäten berbeigefiihrt bat, auch 
einen neuen Transportbedarf. 
Vom Markt entfernte Unter- 
nehmen brauchen nämlich effi- 
ziente Mittel des Gütertrans- 
ports. Persönliche Kontakte 
bleiben jedoch auch weiterhin 
von Bedeutung für die Er- 


schließung neuer Märkte, den 
Aufbau von Beziehungen zu 
Zulieferern usw. Dadurch ent- 
steht ein Bedarf an Hochge- 
schwindigkeitsverbirdungen 
im Personenverkehr. 


Energie 

Eine gesicherte Energieversor- 
gung zu wettbewerbsfähigen 
Preisen ist eine grundlegende 
Voraussetzung für die regiona- 
le Entwicklung. Neben der Er- 
schließung örtlicher und emeu- 
erbarer Energiequellen müssen 
die bestehenden Verteilernetze 
für Gas und Elektrizität ausge- 
baut werden, damit viele Re- 
gionen außerhalb des Kemgc- 
bicts der Gemeinschaft mit 
preisgünstiger Energie versorgt 
werden können. 

Der Ausbau der Vcrreilcrretze 
und die Schaffung neuer 
S tromerzeugu ngskap azi täten 
haben jedoch auch Auswirkun- 
gen auf die Umwelt, sowohl 
auf das Landschaftsbild als 
auch auf die Luftqualität. Dies 
erfordert Koordinierung auf 
Gemeinschaftsebene. Auch im 
Hinblick auf die Sicherung der 
Energieversorgung besteht 
Handlungsbedarf für die Ge- 
meinschaft. Auch wenn Maß- 
nahmen zur Erhöhung der Effi- 
zienz den Energieeinsarz ic 
Ausbringurigseinheil reduzie- 
ren, wird die Energieversor- 
gung — besonders beim 
Erdgas — zunehmend von 
Drittländern abhängen. 


Umwelt 


Die Wirtschaftstätigkeit in der 
Gemeinschaft geht häufig 
einher mit Umweltbelastungen 
und einer Schädigung der na- 
türlichen Ressourcen. Eine 
weitergehend integrierte Ge- 
meinschaft muß in den näch- 
sten Jahrzehnten ihre Ziele in 
der Form von urnw'el verträgli- 
chem Wachstum formulieren. 
Eine saubere und attraktive 
Umwelt ist eine nicht zu über- 
schätzende Voraussetzung für 
viele Regionen und die kurzfri- 
stigen Kosten ihres Schutzes 
müssen dem längerfristig wirk- 
samen Nutzen gegeniiberge- 
stellt werden. 

Lei den Pr od j kuc ; ispro zess e n 
der Didusuie. derer. Standorte 
hauptsächlich «uf eie Industrie- 
gebiete irr. Norden der Ge- 
meinschaft konzentriert .sind, 
fallen große Mengen von 
Garen an, die für den sauren 
Regen und Gen Tieibhauseftbki 
veramvortlich \ind. Die Kon- 
trollen in; Rahme:» der EG- 
Richilimen uue die Entwick- 
lung neuer P fechnologien haben 
dazu beigerage::, daß bei 
einigen S: offen die Emission 
5ck den siehzige; .Düren urn 
50 % reduzier werden koniue. 
Für den Res; des Jahrhunderts 
sind weitere Abnahmen vorge- 
sehen. Die Bekämpfung de: in 
Mittel- und Osteuropa verur- 
sachst: n L j * : v: r schm utzung 
wird in den kommenden zehn 
Jahren eine pieriuire Aufgabe 
sein 
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Luftveischmutzung ist auch 
auf den Verkehr zuiückzufüh- 
ren, besonders in den überla- 
steten Regionen in den Ent- 
wicklungszentren der 

Gemeinschaft. Da die Zahl der 
Kraftfahrzeuge aller Voraus- 
sicht nach weiter steigen wird, 
dürften die Emissionen bis zur 
Jahitausendwende trotz soforti- 
ger strengerer technischer 
Normen, die im nächsten Jahr- 
zehnt zu Reduzierungen führen 
werden, erheblich bleiben. 

Auch die Wasserressourcen der 
Gemeinschaft sind stark ver- 
schmutzt. Die intensive land- 
wirtschaftliche Erzeugung hat 
den aus Düngemitteln stam- 
menden Nitratgehalt des 
Grundwassers in vielen nördli- 
chen Regionen der Gemein- 
schaft auf Niveaus ansteigen 
lassen, die die EG-Grenzwerte 
Überschreiten. Die derzeit im 
Boden angesammelten Nitrate, 
die weiterhin langsam nach 
unten durchsickem, weiden das 
Grandwasser über Jahrzehnte 
hinweg verunreinigen. 

Die Frage, wo die Gemein- 
schaft mit ihrem Abfall bleiben 
soll, erreicht allmählich eine 
kritische Phase. Frühere Lö- 
sungsvorschläge sahen den Ab- 
fallexpoit nach Mittel- und 
Osteuropa oder in die Dritte 
Welt vor sowie die Verklap- 
pung ins Meer. Dies wird 
jedoch durch die öffentliche 
Meinung und ein konzertiertes 
internationales Vorgehen ver- 
hindert. Deponierung ist in 
manchen Mitgliedsstaaten kein 


gangbarer Weg mehr, während 
Recycling und Müllverbren- 
nung, selbst mit den geforder- 
ten Emissionskontrollen, 
häufig auf heftigen Widerstand 
der Anwohner stößt. 

Auch das natürliche Erbe der 
Gemeinschaft gerät verstärkt 
unter Druck. Wildtiere verlie- 
ren ihren natürlichen Lebens- 
raum infolge der Erschließung 
für städtische, touristische und 
landwirtschaftliche Zwecke 
und aufgrund der Schadstoff- 
verunreinigung in der ganzen 
Gemeinschaft. Viele der aus 
der Sicht des Naturschutzes 
wichtigen Gebiete liegen in 
den entwicklungsschwächeren 
Regionen der Gemeinschaft, 
wo das Spannungsverhältnis 
zwischen Umweltschutz und 
wirtschaftlicher Entwicklung 
besonders ausgeprägt ist Die 
Regionalpolitik der Gemein- 
schaft sollte solche Entwick- 
lungsbemühungen unterstüt- 
zen, die Umweltgesichtspunkte 
einbeziehen. 

Die neunziger Jahre werden 
wahrscheinlich einen entschei- 
denden Umschwung bei der 
Einstellung zum Umweltschutz 
und den entsprechenden An- 
strengungen bringen. In vielen 
der überlasteten Regionen des 
nördlichen Kemlands werden 
die Kosten der weiteren Ent- 
wicklung für die Gesellschaft 
ein Niveau erreichen, dessen 
Höhe als nicht mehr akzeptabel 
angesehen wird. Für die 
weniger entwickelten und peri- 
pheren Regionen bringt eine 


saubere und attraktive Umwelt 
große wirtschaftliche Vorteile, 
die ihr Potential für den Frem- 
denverkehr und die Ansiedlung 
neuer wirtschaftlicher Aktivitä- 
ten erhöht. 


Die Zukunft 

spezifischer 

Räume 

Die oben behandelten Fragen 
haben unterschiedliche Aus- 
wirkungen in den verschiede- 
nen Arten von Gebieten, die 
den europäischen Raum aus- 
machen: städtische und ländli- 
che Gebiete, Küstengebiete 
und Inseln sowie Regionen an 
den Binnen- und Außengren- 
zen der Gemeinschaft. 


Städtische Gebiete 


Die Städte Europas haben sich, 
was ihre Größe — sowohl in 
Bezug auf die Fläche als auch 
auf die Einwohnerzahl — und 
Funktion anbetrifft, grundle- 
gend gewandelt In den Städten 
im Norden sind viele dieser 
Veränderungen im Zusammen- 
hang mit dem Wandel der 
Wiitschaftsstruktur zu sehen, 
der sich beispielsweise in der 
rückläufigen Entwicklung des 
traditionellen Zweigs des ver- 
arbeitenden Gewerbes und dem 
Wachstum der Leichtindustrie 
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und darüber hinaus des Dienst- 
leistungssektors äußert und 
dazu führt, daß die Stadtränder 
und kleineren Städte als Stand- 
ort bevorzugt werden. Der 
jüngste Trend geht allerdings 
eher zu einer Rückkehr in die 
Innenstädte, oft auf gemeinsa- 
me öffentliche und private In- 
itiativen hin. 

Der Trend in Richtung auf eine 
größere Ausgewogenheit der 
Stadtlandschaften im Norden 
findet jetzt auch in der Ent- 
wicklung im Süden der Ge- 
meinschaft seine Entspre- 
chung. Die Periode schnellen 
Wachstums der südlichen 
Großstädte ist zu Ende, 
während nun die kleineren 
Städte expandieren. In den 
neunziger Jahren besteht daher 
die Aussicht, daß sich gemein- 
schaftsweit ausgewogenere 
Stadtlandschaften entwickeln 
könnten. 

Die Vollendung des Binnen- 
marktes wird den Wettbewerb 
zwischen den Städten verstär- 
ken und zu gewissen Verände- 
rungen in den Hierarchien eu- 
ropäischer Städte führen. Die 
großen Stadtgebiete und Ver- 
dichtungsräume werden zwar 
ihre führende Rolle als Schalt- 
stellen der Gesamtwirtschaft 
aufiechterhalten, für kleinere 
Städte außerhalb des europä- 
ischen Kemlands ergeben sich 
jedoch Möglichkeiten zur Er- 
schließung von Marktnischen. 
Diese Möglichkeiten könnten 
durch Zusammenarbeit und 
Komplementarität auf der 


Basis von Netzen auf regiona- 
ler, nationaler und europäischer 
Ebene besser genutzt werden. 

In vielen europäischen Städten 
sind extrem große Unterschie- 
de zwischen arm und reich zu 
beobachten* Dies ist häufig 
darauf zurückzuführen, daß 
ausländische Zuwanderer sich 
vornehmlich in städtischen Ge- 
bieten konzentrieren. Darüber 
hinaus gehen die Unterschiede 
bei Einkommen und Wohnver- 
hältnissen mit einer strengen 
räumlichen Trennung einher 
und sind klar erkennbar in der 
Qualität der Wohnungen und 
der Infrastruktur für öffentliche 
Dienstleistungen. 

Der Zu wandererdruck von au- 
ßerhalb der Gemeinschaft 
dürfte anhalten, und damit 
auch das traditionelle Stnxktur- 
muster der Konzentration 
besser gestellter Wohnverhält- 
nisse in bestimmten Teilen grö- 
ßerer Städte. Es gibt einen 
deutlichen Bedarf an verbes- 
serter Erziehung, Ausbildung 
und dem Erlernen von Fremd- 
sprachen, besonders in den 
städtischen Ballungszentren, in 
denen hohe Arbeitslosigkeit 
mit Mangel an ausgebildeten 
Arbeitskräften einhergeht. 

Ländliche Gebiete 


In vielen ländlichen Gebieten 
der Gemeinschaft ist seit 
langem ein langsamer, aber 
stetiger Bevölkerungsrückgang 


zu verzeichnen. Dieser Rück- 
gang ist heute im wesentlichen 
auf die Wanderungsbewegun- 
gen innerhalb einzelner Regio- 
nen zurückzu führen und nicht 
so sehr auf Wanderungsbewe- 
gungen zwischen verschiede- 
nen Regionen wie in der Ver- 
gangenheit. Er steht mit der 
Modernisierung der Landwirt- 
schaft im Zusammenhang. Die 
künftige Agrarpolitik der Ge- 
meinschaft wird gegenwärtig 
darauf hin um orientiert, daß 
die Höhe der landwirtschaftli- 
chen Erzeugung unter Kontrol- 
le gebracht werden kann, und 
dabei wird gleichzeitig ver- 
sucht, die landwirtschaftliche 
Bevölkerung zu halten, die 
Wirtschaft der ländlichen 
Gebiete zu diversifizieren und 
diese sozial- und umweltver- 
träglich zu gestalten. 

Schätzungen zufolge wird 
jedoch bis zum Jahr 2000 rund 
die Hälfte der in der Landwirt- 
schaft tätigen Erwerbsbevölke- 
rung einer Nebenbeschäftigung 
nachgehen oder auf der Suche 
danach sein. Eine Lösung der 
Probleme des ländlichen 
Raums muß daher vornehmlich 
außerhalb der Landwirtschaft 
gesucht werden. Kleinere 
Städte in ländlichen Gebieten, 
die über angemessene Tele- 
kommunikations- und Ver- 
kehrsverbindungen verfügen, 
werden dabei eine Schlüssel- 
rolle spielen. Sie sind potentiell 
attraktive Standorte für kleine 
und mittlere Unternehmen. So 
werden zusätzliche Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten für dieje- 
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nigen Menschen geschaffen, 
die die Landwirtschaft nur 
noch als Nebenerwerb betrei- 
ben. 


Grenzgebiete 

Grenzgebiete zählen zn den 
Regionen, die von der zuneh- 
menden Integration der Ge- 
meinschaft am meisten betrof- 
fen sind, und zwar zum einen 
wegen der abnehmenden Be- 
deutung der Binnengrenzen 
und zum zweiten wegen ihrer 
Randlage an den Grenzen zu 
Drittländern. Als Vermächtnis 
aus früheren Zeiten zählen die 
meisten Grenzgebiete tenden- 
ziell zu den ärmeren Regionen 
des betreffenden Mitglied- 
staats. Dies ist nicht nur auf 
ihre generell periphere Lage 
zurückzuführen, sondern auch 
darauf, daß aufgrund der un- 
terschiedlichen Rechts- und 
Verwaltungssysteme diesseits 
und jenseits der Grenze die 
kommerziellen Einflußsphären 
eingeschränkt sind, was durch 
die Unterentwicklung grenz- 
überschreitender Infrastruktu- 
ren noch verstärkt wird. Im 
Süden der Gemeinschaft und 
in Irland ist die wichtigste 
Ursache, die die Entwicklung 
der Grenzgebiete verzerrt, die 
schlechte Qualität der Trans- 
portwege, der Telekommuni- 
kation und anderer Infrastruk- 
turen. Mit zunehmender 
Integration bieten sich den 
Grenzgebieten neue Möglich- 
keiten, die ihnen vorher nicht 


offenstanden. Bestimmte Re- 
gionen, die vorher an der Peri- 
pherie des betreffenden Mit- 
gliedstaats lagen, sind in einer 
integrierten Europäischen Ge- 
meinschaft zentral gelegen. 
Neue und bessere Infrastruktu- 
ren müssen zur Verfügung 
stehen, damit die neue Situa- 
tion bestmöglich genutzt 
weiden kann. 

Die Regionen an den Außen- 
grenzen der Gemeinschaft zu 
Drittländern werden auch 
weiterhin mit Problemen auf- 
grund ihrer Randlage zu 
kämpfen haben. Es scheint 
klar zu sein, daß die neunzi- 
ger Jahre viele Veränderun- 
gen in den Beziehungen der 
Gemeinschaft mit EFTA- 
Ländem (von denen einige in 
einer nicht allzu weiten 
Zukunft Vollmitglieder 
werden könnten) und den im 
Wandel befindlichen Volks- 
wirtschaften in Mittel- und 
Osteuropa beinhalten. Dies 
wird wahrscheinlich eine ver- 
stärkte Zuwanderung in die 
Gemeinschaft mit sich 
bringen, die, einschließlich 
der Berufspendler, zumindest 
anfangs vornehmlich in be- 
stimmten Grenzregionen 
spürbar wird. Gleichzeitig 
werden die Gebiete an den 
Außengreozen der Gemein- 
schaft in die Lage versetzt, 
neue kommerzielle Möglich- 
keiten zu erschließen, sobald 
sich die wirtschaftliche Lage 
in den Ländern Mittel- und 
Osteuropas verbessert haben 
wird. 


Küstengebiete und Inseln 

Die Küstengebiete zählen zu 
den wohlhabenderen, aber 
gleichzeitig auch empfindli- 
cheren geographischen Aktiv- 
posten der Gemeinschaft. Die 
Küstenstreifen der Gemein- 
schaft sind fast überall mit Pro- 
blemen der Überentwicklung 
konfrontiert und sind heute 
relativ dicht besiedelt, obwohl 
beträchtliche Unterschiede bei 
den Siedlungsmustem beste- 
hen. Aller Wahrscheinlichkeit 
nach werden die Küstengebiete 
auch weiterhin relativ starke 
Wachstumsraten zu verzeich- 
nen haben. Dies gilt sowohl für 
die Ansiedlung ständiger Ein- 
wohner als auch für zunehmen- 
de Investitionen in neue Wirt- 
schaftstätigkeiten und auf dem 
Gebiet des Fremdenverkehrs. 
Dieses Wachstum verstärkt den 
Druck auf die Umwelt in Kü- 
stengebieten. Für einen Abbau 
der Verschmutzung von Kü- 
stenge wässern bedarf es einer 
dauerhaften Anstrengung. In 
den von der Fischerei abhängi- 
gen Küstengebieten wird der 
geplante Abbau der Überkapa- 
zitäten zu einer weitreichenden 
Umstrukturierung des Fische- 
reisektors führen und einen Di- 
versifizieiungsbedarf nach sich 
ziehen. 

Das Problem der Marginalisie- 
rung aufgrund von Randlage 
stellt sich besonders bei den 
Inseln der Gemeinschaft. Zu- 
sammen mit ihrer relativ gerin- 
gen Größe — bis auf wenige 
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Ausnahmen — schränkt die Tat- 
sache, daß sie schwierig zu er- 
reichen sind, die Entwicklungs- 
möglichkeiten für Tätigkeiten 
des primären Sektors (Landwirt- 
schaft und Fischerei) und des 
Fremdenverkehrs tendenziell 
ein. Inselgemeinden verlieren 
immer mehr junge Leute durch 
Abwanderung, was ihr Entwick- 
lungspotential weiter reduziert 
Anstrengungen müssen unter- 
nommen weiden, um den 
Zugang zu den Inseln zu erleich- 
tern und die Wirtschaftstätigkeit 
zu diversifizieren. Neue Techno- 
logien und Telekommunikation 
könnten sich als besonders hilf- 
reich erweisen, wenn es darum 
geht, Dienstleistungen für die 
Inseln bereitzustellen und die 
Ansiedlung sowie den Verbleib 
von Unternehmen auf den Inseln 
zu fördern. 


Zusammenarbeit 
zwischen Städten 
und Regionen 

Die Schaffung eines Europas 
ohne Grenzen wird die Bezie- 
hungen zwischen Regionen ver- 
schiedener Mitgliedsstaaten 
weiter festigea Der vorliegende 
Bericht enthält eine ganze Reihe 
von Vorschlägen, wie die Ge- 
meinschaft diesen Prozeß unter- 
stützen kann, indem sie eine ko- 
härente Nutzung des 
Gemeinschaftsraumes fördert 
Die Regionen weiden sich des 


Wettbewerbs und der Möglich- 
keiten bewußt, mit denen sie in 
einem integrierteren Europa 
konfrontiert sind, das vielleicht 
sogar über den Rahmen der 
Zwölfergemeinschaft hinaus- 
geht Vieles deutet darauf hin, 
daß Städte und Regionen neue 
Netze und andere Formen der 
Zusammenarbeit zwischen 
Städten und Regionen ins Leben 
rufen, um die Vorteile aus er- 
höhten Skaleneiträgen, Techno- 
logietransfers und verbesserter 
Effizienz durch Joint Ventufes 
zu nutzem 

Damit der Aufbau von Bezie- 
hungen zwischen den Regionen 
von der Basis ausgeht, und um 
neue Denkweisen zu ermutigen, 
die die nationalen Grenzen über- 
winden, hat die Kommission 
eine Reihe von Untersuchungen 
in die Wege geleitet, die die in 
diesem Bericht behandelten 
Fragen zum Gegenstand haben 
und sie aus dem Blickwinkel der 
betreffenden Regionen oder 
Gruppen von Regionen behan- 
deln. 

Insgesamt wurden sieben 
Gruppen von Regionen identi- 
fizert, die aufgrund ihrer räum- 
lichen Nähe und der sich ent- 
wickelnden gegenseitigen 
Beziehungen zusammengestellt 
wurden. Eine achte Gruppe 
bilden die neuen deutschen 
Bundesländer (Karte 2): 

• die atlantischen Regionen 
(im Vereinigten König- 
reich, Irland, Frankreich, 
Spanien und Portugal); 


• die „zentralen Hauptstadt- 
regionen“ (im Vereinigten 
Königreich, Deutschland, 
den Niederlanden, Belgien, 
Luxemburg und Frank- 
reich); 

• die Alpenregionen (in 
Deutschland, Frankreich 
und Italien); 

• die westlichen Mittelmeer- 
regionen (Spanien, Frank- 
reich und Italien); 

• die Regionen des zentralen 
Mittelmeerraums im italie- 
nischen Mezzogiomo und 
in Griechenland; 

• die Küstenregionen der 
Nordsee (im Vereinigten 
Königreich, den Niederlan- 
den, Deutschland und Dä- 
nemark); 

• die Regionen im kontinen- 
talen Binnenland (in Frank- 
reich und Spanien); 

• die fünf neuen deutschen 
Bundesländer. 

Zusätzlich wurden drei Studien 
aufgelegt, um den Einfluß fol- 
gender Punkte auf die Regio- 
nalentwicklung und -planung 
zu untersuchen: 

• engere Verbindungen zu 

den skandinavischen 

Ländern, 

• die veränderten Rahmenbe- 
dingungen in Mittel- und 
Osteuropa, 
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• die Lage in und die Bezie- 
hungen zu den Ländern im 
Süden und Osten des Mit- 
telmeers. 

Der vorliegende Bericht 
Europa 2000 sowie bereits be- 
gonnene Forschungsarbeiten 
sollen als Ausgangspunkt für 
die fortlaufende Untersuchung 
von Themen dienen* die mit 
der effizienten Nutzung des 
Gemeinschaftsraums verbun- 
den sind Weitere Berichte 
werden periodisch folgen. 
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''i: Flächennutzung in Europa 
- ein wesentlicher Bectim- 
wnngsfektor seines langfristi- 
gen wirtschaftlichen Wohl- 
stands. Gleichzeitig steht der 
tuiopoische Raum unter vieler- 
lei direktem und indirektem 
Druck, der sich aus der sozic- 
L: ncnrische n Entwicklung , 

c-b:r auch aus den Interventio- 
m einer Vielzahl nationaler 
rr* regionaler Planuncsbehör- 
Hph ergibt. 

Dieser Druck birgt sowohl Ge- 
fahren als auch Chancen für 
eir.e ausgewogene Entwick- 
lung der Raume innerhalb utr 
C-ueinschaft. Zu den Risiken 
> . hurcü die mögliche Margina- 
lisierung mancher Gehiete und 
di? zunehmende Isolierung von 
Randgebieten mit den sich 
c?»rpii 5 ergebenden Bevölke- 
rungsbewegungen, Umwelt- 
scoädiguogen und Überlastun- 
gen der Verkehrswege, noch 
verstärkt durch deu zunehmen- 
den Wohlstand in einer stärker 
Lucgrienen Gemeinschaft, und 
C... ruinöser Wettbewerb, 
'roinplementaniät wäre die 
r".jvc?fcrc Lösung. Anderer- 
reite bieten die neuen Techno- 
logien aber auch Chancen für 
eine bessere Flächennutzung in 
der Gemeinschaft. 

Strategische Invesütionsent- 
scheidungen haben bleibende 


häufig incvcr: ;;W' A".sw:r 
,r,, ugea auf L?r.dycä: j fl uu-J 
Rcssoltccd. D eso Je r.vV. .<;ea 
diese Entscheidungen in vo;.hr 
Keuutois der Sacbk 1 ;» getrof- 
fen werden. Infonno-joucn, ui c 
die nationalen Grenzen nicht 
überschreiten, sind :ächt mehr 

*- — *“ ~ 

der OcVuein^’hrf m cts Bcip»- 
ch*n P.aun c’ar.ouf nnd Paum- 
pTinring basieren -rr/ dieser Er- 
kenntnis. 

Der vorliegende Bericht befaßt 
sich mit Fragen, die für eine 
sinnvolle Hacnennutzuug von 
Bedeutung .Liu. iu deu 

i <-itdUl.a(v J WC. jUi 

i.i europäische und uer 
mfionJv Kontext sowie der 
rechtlich? und pchrLchc IJitv- 
*cmuid "’cr 

dieser Bericht sehen ist. 


r oiitische, 
soziale und 
wirtschafltiche 

r-i — . - 

-- k * » % V »Vjf IV ■ 

Mit der zunehmenden Globali- 
sierung der Winscliafistätickeit 
und der Liberalisierung der ost- 
europäischen Planwirtschaften 
smd die Staaten Europas auf 


1cm Weg zu eriirr :r 
*ngeren wirä;h?fl!:che? Mi- 
gration. In der Enrnpsi.irbpn 
Gemeinschaft wurde dieser In- 
*.egraüoaspro:<ei3 Mit du Ver- 
pflichtung zur SczuLun? eines 
großen einheitlichen Linaeo- 
marktes ohne Greinen *»*.-.■ den 
Re gierungske nfere j c z * *; 

die WimchaM- ,rj wy:.- 
rungsiinion und d r ; Politische 
Union im Dczenb?.- vor- 
weggenomnien und bescbleu- 
nigt 

Die räumlichen und wirtschaft- 
lichen Dimensionen der Ge- 
meinschaft suiu veigieiUiswei- 
se beträchtii^.. h,^a Jcr 
Vereinigung ocüLiiw.jiiiw Jai 
die Gemeinschaf; cL*. Tläche 
von 2,4 Mio. km 2 und ( ine Be- 
völkerung von über 340 Mio. 
rlächenmäßig erst *«r 
Stelle, liegt die Gerne 
bevölkerungsmäßiv n*rh 
China und Indien und noch vor 
der UdSSR und den Vereinig- 
ten Staaten auf dem dritten 
Rang. Legt man als Bezugsgrö- 
ße das Bruuoi^la^JspiOÜuLi 
zugrunde, so ist di^ Gw* ü- 
schaft, noch vor den Yct; ’g- 
ten Staaten, der weltweit reicb- 
ste Winschaftsrauni. 

Sowohl innerhalb als auch au- 
ßerhalb der Gemeinschaft 
nehmen die Handels-, iC-ipniu- 
und Bcvöikerungssuorue über 
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die traditionellen Staatsgrenzen 
hinweg immer weiter zu und 
passen sich auch innerhalb der 
einzelnen Länder der wachsen- 
den internationalen Verflech- 
tung an. Diese Ströme werden 
mit der neuerlichen Zunahme 
des Weltwirtschaftswachstums 
im Verlauf der neunziger Jahre 
weiter zu nehmen. 

In der Gemeinschaft hat sich 
das Wirtschaftswachstum zu 
Beginn der neunziger Jahre 
nach einer Zeit hoher Zu- 
wachsraten Ende der achtzi- 
ger Jahre und dem Rekorder- 
gebnis von nahezu 4% im 
Jahr 1988 wieder verlang- 
samt. Dieses Wachstum war 
begleitet von einer zunehmen- 
den Zahl neuer Arbeitsplätze, 
so daß sich die Arbeitslosen- 
quote nach einem Höchst- 
stand von 10,8% im Jahr 
1985, als die Erwerbstätigen- 
zahl in der Gemeinschaft 
rasch zu genommen hatte, bis 
1990 wieder auf 8,4% verrin- 
gert hat. Bis Ende 1992 dürfte 
sich das Wirtschaftswachstum 
bei 2 bis 2,5% jährlich 
bewegen. Auch für die Zeit 
danach sind die Aussichten 
günstig: Die Vollendung des 
Binnenmarktes wird dem 
Wirtschaftswachstum weitere 
Impulse geben, während der 
Wegfall der Wechselkursva- 
riabilität und -Unsicherheit 
und der Transaktionskosten 
durch die Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) zu 
Effizienzsteigerungen führen 
und die Trends bei den Inve- 
stitionen, dem Wachstum und 


der Beschäftigung weiter ver- 
stärken könnte. 

Obwohl man sich von der 
WWU allgemein positive Aus- 
wirkungen erhofft, ist nicht 
auszuschließen, daß diese un- 
gleich auf die Regionen verteilt 
sein werden. Die Notwendig- 
keit einer strikteren Haushalts- 
disziplin und der Verlust des 
Wechselkurses als wirtschafts- 
politisches Instrument könnten 
sich in Regionen, die im Struk- 
turwandel begriffen sind, be- 
sonders gravierend auswirken. 
Andererseits werden die 
schwächeren Regionen in der 
Gemeinschaft durch die niedri- 
geren Transaktionskosten und 
Zinssätze, soweit diese Wech- 
selkursprämien enthalten, von 
der Währungsunion profitieren. 
Dies gilt auch für viele Regio- 
nen mit Entwicklungsrück- 
stand 

Dennoch kann der potentielle 
Nutzen des Binnenmarktes na- 
türlich in noch höherem Maße 
ausgeschöpft werden, wenn 
Raumordnungsprobleme, ver- 
ursacht durch fehlende Verbin- 
dungen und Widerstände, die 
eine sinnvolle Ressourcenver- 
teilung behindern, teilweise 
gelöst oder zumindest reduziert 
werden. 

Die wirtschaftlichen und son- 
stigen Auswirkungen der zu- 
nehmenden Integration werden 
unvermeidlich einen erhebli- 
chen Einfluß auf Flächennut- 
zung und Raumplanung in der 
Gemeinschaft haben. Die 


Zunahme des Güter- und Per- 
sonenverkehrs und der 
Nutzung von Telekommunika- 
tionseinrichtungen sowie die 
technologische Entwicklung in 
diesen Bereichen und die stär- 
kere Nutzung der Energiequel- 
len und -netze werden die In- 
frastruktur auf regionaler, 
nationaler und europäischer 
Ebene weiter belasten. Wande- 
rungsbewegungen zwischen 
Regionen und Ländern werden 
die Entwicklung in den Städten 
und in den ländlichen Gebieten 
beeinflussen und Auswirkun- 
gen auf den Wohnungsmarkt 
und die öffentlichen Einrich- 
tungen haben. Investitions- und 
Standortentscheidungen der 
gewerblichen Wirtschaft 
wirken sich nicht nur direkt auf 
die Flächennutzung aus, 
sondern auch auf die Entwick- 
lung der Infrastruktur innerhalb 
der städtischen Gebiete und 
zwischen ihnen. 

Die Entwicklung des Gebiets 
der Gemeinschaft in großen 
Märkten muß auch vor dem 
Hintergrund der immer 
engeren wirtschaftlichen, so- 
zialen und kulturellen Ver- 
flechtung mit den Nachbarlän- 
dern gesehen werden. 

Die Gemeinschaft hat 1991 
eine Vereinbarung mit den 
EFTA Ländern, ihrem wichtig- 
sten Handelspartner, über die 
Schaffung eines Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) ver- 
handelt. Danach werden die 
vier Grundfreiheiten des Römi- 
schen Vertrags — Freier 
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Waren-, Dienstleistungs-, Per- 
sonen- und Kapitalverkehr — 
auch von den EFTA-Ländem 
verwirklicht. Zusätzlich sind 
ein höheres Maß an Zusam- 
menarbeit in vielen Politikbe- 
reichen sowie Maßnahmen zur 
Verringerung des wirtschaftli- 
chen und sozialen Gefälles 
zwischen der Gemeinschaft 
und den EFTA-Ländcm 
geplant Dabei werden sich 
aber auch Fragen hinsichtlich 
der Entwicklung der Inffa- 
struktumetze, u.a. der Ver- 
kehrsverbindungen über die 
Alpen nach Süden und nach 
Skandinavien im Norden 
ergeben. Sehr wahrscheinlich 
weiden noch in diesem Jahr- 
zehnt zumindest einige dieser 
Länder als Vollmitglieder der 
Europäischen Gemeinschaft 
beitreten. 

Die Öffnung der Länder in 
Mittel- und Osteuropa wird 
ebenfalls weitreichende Aus- 
wirkungen auf die wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit, den 
Technologietransfer, den sozia- 
len und kulturellen Austausch, 
den Fremdenverkehr und die 
Entwicklung der räumlichen 
Infrastruktur, beispielsweise in 
den Bereichen Verkehr und 
Telekommunikation, haben. 
Die nahe Zukunft wird Zeuge 
intensiver Anstrengungen sein, 
das Wirtschaftssystem dieser 
Staaten umzustellen und dabei 
zu versuchen, die durch die 
vorangegangene Industrialisie- 
rung verursachten, schweren 
Umweltschäden in den Griff zu 
bekommen. Mit der Zeit wird 


die Entwicklung engerer Wirt- 
schafts- und Handelsbeziehun- 
gen den Regionen der Gemein- 
schaft neue Chancen eröffnen, 
und zwar auch solchen, die au- 
ßerhalb der wichtigsten Ent- 
wicklungspole liegen. 

Weiterhin weiden in der Ge- 
meinschaft auch die Auswirkun- 
gen der politischen und wirt- 
schaftlichen Entwicklungen in 
den Ländern im südlichen und 
Östlichen Mittelmeenaum zu 
spüren sein. Die Wanderungsbe- 
wegungen und die Energiever- 
sorgung sind zwei Fragestellun- 
gen, die wohl besondere 
Aufmerksamkeit verdienen. 


Einfluß sektoraler 
Politiken 

Die vielen auf nationaler und 
Gerne ins chaftsebene konzipier- 
ten und beschlossenen sektora- 
len Politiken wirken sich eben- 
falls auf die Flächennutzung 
und Raumplanung innerhalb 
der Mitgliedsstaaten aus. Zu 
nennen sind: 

• die gemeinsame Agrar- und 
Fischereipolitik, die einen 
entscheidenden Einfluß auf 
den Charakter und die 
Struktur des ländlichen 
Raums und der Küstenge- 
biete haben; 

• die Industriepolitik, die 
nicht nur direkten Einfluß 


auf die räumliche Vertei- 
lung der Wirtschaftstätig- 
keit und der Beschäftigung 
hat, sondern zwangsläufig 
auch die Erschließung 
neuer und die Stillegung 
bzw. Sanierung alter Indu- 
striestandorte erforderlich 
macht; 

• die Außenpolitik der Ge- 
meinschaft, die durch Han- 
delsabkommen sowie die 
wirtschaftliche und ent- 
wicklungspolitische Zu- 
sammenarbeit mit Drittlän- 
dern auch die Wirtschafts- 
lage und die Wanderungs- 
bewegungen ihrer eigenen 
Regionen berührt; 

• die Umweltpolitik, die im 
Hinblick auf die Boden-, 
Wasser- und Luftver- 
schmutzung ebenfalls we- 
sentliche Folgen für die 
Raumplanung und Flächen- 
nutzung in der Gemein- 
schaft hat. Die Beziehung 
zwischen Umweltschutz 
und Wirtschaftsentwick- 
lung ist dabei ein besonders 
sensibles Thema, vor allem, 
weil die Lebensqualität als 
Faktor für die Anziehungs- 
kraft der Regionen und 
Städte auf neue Untemeh- 
mens Investitionen zuneh- 
mend an Bedeutung 
gewinnt; 

• die Politik der Gemein- 
schaft zur Entwicklung der 
Humanressourcen und ins- 
besondere die Maßnahmen 
zur Förderung der benifli- 
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eben Bildung, die zusam- 
men mit FuE die Ansied- 
lung von Wirtschaftstätig- 
keiten und somit auch die 
Fliichennutzung beeinflus- 

* die Wohiiungsbaupolitik 
mit der Entwicklung neuer 
und der Sanierung alter 
Wohngebiete; 

* Maßnahmen zur Entwick- 
lung der Energieversorgung 
uwd der entsprechenden 
Verteilernetze. 


Geographische 
und sozio- 
ökonomische 
Disparitäten 

Raum ist in der Europäischen 
Gemeinschaft ein knappes Gut. 
Die Nutzungsmöglichkeiten 
werden durch die geographi- 
schen Gegebenheiten und ge- 
sefcclikftspohtischen sowie 
kulturellen Unterschiede be- 
schränkt. Angesichts der geo- 
graphischen Gegebenheiten 
sind die Unterschiede beson- 
: : e£S groß. Die Gemeinschaft 
umfaßt keine große zusammen- 
hängende Landmasse wie in 
den nördlichen Teilen Asiens 
und Amerikas. Sieben der 
zwölf Mitgliedsstaaten liegen 
auf Halbinseln oder Inseln. 62 
Xtr 114 Gemeinschaftsregio- 
ViCti bestehen ganz oder teil- 


weise aus Inseln oder Insel- 
gruppen und gehören zu aco? 
Mitgliedsstaaten, 40 sind Halb- 
inseln, die zu sieben Mitglieds- 
staaten gehören. Nur drei Mit- 
gliedsstaaten liegen, 

geographisch gesehen, voll- 
ständig auf dem europäischen 
Kontinent Demgegenüber sind 
in den Vereinigten Staaten nur 
drei der insgesamt fünfzig 
Staaten Inseln oder Halbinseln. 
Innerhalb des Gemeinschafts- 
gebiets selbst gibt es schwer 
überwindbare Barrieren in 
Form großer Bergketten 
(Alpen und Pyrenäen). 

Sozialgeographisch gesehen ist 
der Raum der Gemeinschaft 
sehr ungleich bevölkert. Fast 
ein Drittel der Bevölkerung 
lebt in Regionen mit 500 und 
mehr Einwohnern/km 2 gegen- 
über 145 im Gemeinschafts- 
durchschnitt (Karte 3). Riesige 
Gebiete in der Gemeinschaft 
sind also sehr dünn besiedelt, 
und ein Viertel der Gesamtflä- 
che entfällt auf Regionen mit 
einer Bevölkerungsdichte von 
weniger als 40 Einwoh- 
nern/km 2 . 

Die geographischen Trennli- 
nien weiden durch tiefgreifen- 
de soziokulturelle Unterschie- 
de verstärkt, deren erster 
spürbarer — und damit meßba- 
rer — Ausdruck die Zahl der 
von den Gemeinschaftsbürgem 
gesprochenen oder verstande- 
nen Sprachen ist. In der Ge- 
meinschaft gibt es neun Haupt- 
sprachen und noch ein Dutzend 
weiterer, die von ungefähr 5% 


der Gesamtbevölkerung ge- 
sprochen werden. 

Neben diesen geographischen 
gibt es zwischen den ei&zeisen 
Teilen der Gemeinschaft aber 
auch gravierende wirtschaftli- 
che uni soziale Unterschiede. 
Die zehn am wenigsten ent- 
wickelten Regionen liegen 
überwiegend in Griectenland 
und Portugal und haben ein 
durchschnittliches Pro-Kopf- 
Einkommen von weniger als 
einem Drittel des Durch- 
schnitts der zehn wirtschaftlich 
stärksten Regionen im traditio- 
nellen Kemland der Gemein- 
schaft mit den Schwerpunkten 
London, Paris, Amsterdam und 
Ruhrgebiet und den neuen 
Wachstumsgebieten im Süden 
der Gemeinschaft mit den 
Polen Süddeutschland und 
Norditalien. Man wird wohl 
davon ausgehen können, daß 
diese Unterschiede doppelt so 
groß sind wie innerhalb der 
Vereinigten Staaten. 

Große Disparitäten gibt es 
auch bei den Beschäfügungs- 
mögiichkeiten mit einer be- 
sonders hoben Konzentration 
der Arbeitslosigkeit in den 
südlichen Regionen der Ge- 
meinschaft, in Spanieo und 
Südiiaiien sowie in Irland. 
199ß lag die Arbeitslosigkeit 
in den zehn Regionen mit der 
niedrigsten Quote bei durch- 
schnittlich etwas über 2,5%, 
in den zehn Regionen mit der 
höchsten Arbeitslosenquote 
hingegen bei durchschnittlich 
22 %. 
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In aufeinander folgenden pe- 
riodischen Berichten der Kom- 
mission ist versucht worden, 
die vielfältigen Ursachen für 
diese Unterschiede auf der 
Grundlage umfangreicher 
Studien zp erklären. Deren Er- 
gebnisse wurden bei der Ausar- 
beitung von Maßnahmen zur 
Unterstützung der schwächeren 
Gebiete in der Gemeinschaft 
zugrunde gelegt Diese Maß- 
nahmen, die durch die Einheit- 
liche Europäische Akte weiter 
an Gewicht gewonnen haben, 
wirken sich auch direkt auf die 
raumplanerischen Entscheidun- 
gen aus. 

Ganz besonders wichtig sind 
sie für die Bewältigung der 
S truktuiprobleme der wirt- 
schaftlich schwächeren und der 
benachteiligten Gebiete. Mehr 
als die Hälfte des Gemein- 
schaftsgebietes wird von Re- 
gionalentwicklungsprogram- 
men abgedeckt Insbesondere 
in den weniger entwickelten 
Gebieten dienen diese Pro- 
gramme vor allem der Ent- 
wicklung der Infrastruktur. 

Die Förderung der regionalen 
Entwicklung durch die Ge- 
meinschaft konzentriert sich 
zwangsläufig auf die Regionen 
mit den gravierendsten Struk- 
turproblemen in Form von Un- 
terentwicklung oder Umstrak- 
turierungsschwierigkeiten 
(Karte 4). Die Entwicklung in 
den einzelnen Regionen wird 
aber häufig stark von großen 
Infrastruktur- und Industriein- 
vestitionen in anderen Regio- 


nen beeinflußt. Innerhalb des 
Binnenmarktes 1992 haben 
denn auch Randregionen ein 
unmittelbares Interesse an der 
Realisierung von Vorhaben in 
zentraler gelegenen Regionen, 
die sie in ein europaweites 
Verkehrsnetz einbinden. Re- 
gionalplanung auf Gemein- 
schaftsebene ist daher eine 
Voraussetzung für die harmo- 
nische Entwicklung der Ge- 
meinschaft und die zunehmen- 
de Integration der Randgebiete. 


Institutionelle 

Strukturen 


Zuständig für Entscheidungen 
zur Flächennutzung sind die 
Mitgliedsstaaten zusammen 
mit den regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften. Ihre in- 
dividuellen Raumplanungsstra- 
tegien sind das Ergebnis der 
geographischen Gegebenhei- 
ten, aber auch der unterschied- 
lichen Rechts- und Verfas- 
sungssysteme. 

In einigen Mitgliedsstaaten 
(wie etwa in Deutschland und 
den Niederlanden) gibt es Mi- 
nisterien für Raumordnung und 
Landesplanung, in anderen 
(Frankreich und Portugal) 
werden Raumplanung und Re- 
gionalpolitik kombiniert, 
während diese Fragen andern- 
orts von anderen Ressorts, die 
mit sektoralen Bereichen 
befaßt sind, mitbehandelt 


werden, etwa in Dänemark, 
dem Vereinigten Königreich 
und Griechenland vom Um- 
weltministerium und in 
Spanien vom Ministerium für 
öffentliche Arbeiten. 

Die Behörden stellen Zehnjah- 
respläne auf für die Basisinfra- 
struktur in den Bereichen 
Verkehr, Energie- und Wasser- 
versorgung sowie Telekommu- 
nikation und für Investitionen in 
Schulen, Krankenhäuser und 
soziale Einrichtungea Diese 
Entscheidungen werden in 
einigen Mitgliedsstaaten zuneh- 
mend dezentralisiert getroffen 
und sind damit ein gutes Bei- 
spiel für die Anwendung des 
Subsidiaritätsprinzips. Aller- 
dings wird es für die Behörden 
zunehmend schwieriger, den 
möglichen Druck auf Grund und 
Boden und auf andere Ressour- 
cen aufgrund äußerer Einflüsse 
zu beurteilen. Die Gemein- 
schaftsdimension spielt deshalb 
eine zunehmende Rolle in ihren 
Entscheidungsprozessen. Sie be- 
nötigen daher Informationen 
über die Entwicklungen im Ge- 
samtraum der Gemeinschaft, um 
optimale Investitionsentschei- 
dungen für ihr Gebiet treffen zu 
können. 

Auch der private Sektor fordert 
für die Formulierung von Un- 
temehmensstrategien von den 
staatlichen Behörden einen 
breiteren Bezugsrahmen mit 
Prognosen für die längerfristi- 
gen Entwicklungen und Ein- 
flüsse, die auf die europäischen 
Märkte ein wirken. 
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Regions eligible ' under the objectives of the Structural Funds 
of the European Community 
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Mit d tedsstaatea, Regionen, 
Kommunen und der private 
Sektor werden weh zunehmend 
der Notwendigkeit einer grenz - 
dberechieitenJeii Planung 
bewhft. ln einigen Mitglieds- 
Carlen wi?id::r. Pläne entwic- 
kelt oder sind in Ausarbeitung, 
die die Notwendigkeit der Be- 
rücksichtigung des europä- 
ischen Kontexte erkennen 
lassen. Diese Pläne sind die na- 
türliche Folge des europä- 
ischen Integrationsprozesses 
und ein Beweis für die Bedeu- 
tung von iünderüoergreifendec 
Beratungen und Absprachen. 
Hier einige Beispiele: 

* Im niederländischen Raum- 
oidüimgsprograrcm sind 
Rohe und Rmktiou der 
Niederlande im , Europa 
ohne Grenzen 44 zentrale 
Elemente der Strategie für 
die kommenden 25 Jahre. 

* Der dänische Raumord- 
Duhgsbericht des Umweit- 
ministeriums umfaßt u.a, 
eine Entwicklangsperspek- 
tive für die nächsten 30 
Jahre, die auch ein Kapitel 
„Eine Strategie für Däne- 
mark im neuen Europa' 1 
enthält. 

* In Frankreich hat DATAR 

ein breit angelegtes Pro- 
gi'arom von Studien und Er- 
hebungen bis zum Jahr 
2000 gestartet, das die 
Grundlage für die Formu- 
lierung raum bedeutsamer 
Entscheidungen bilden soll. 
Schwerpunkte werden die 


erwarteten gesellschattspo- 
Ut.i>ch Vera nderungen 
and ?iire räumlichen Aus- 
wirkungen aus einem er- 
weiterte:. europäischen 

Blickt. Ltei sein 

* Die GvdbcnyaTii Fouadsioo 
in Portugal 19S? wnsx* 
Verseht ^Vrieraigen 

über 7 aiot^ Poztwvste 

(und Euronas) 44 - veröffent- 
licht, in dem die Probleme 
eines Landes in Randlage, 
aber auch die Möglichkei- 
ten einer Modernisierung 
und besseren Nutzung des 
Potentials in einem europä- 
ischen Rühmen aufgezeigt 
werden. 

In den letzter. Jahren uiid spe- 
ziell seit Erlaß der Einbeäfli- 
chea Europäischen Akt? 
spielen, die Behörden auf den 
nachgeordneteri Ebenen, also 
in den Reetorp ^ »mH 
nen, euv* immer aktivere Rol'e 
bei de; Entwicklung europä- 
ischer Ncl^e der Zü^mrteusj- 
beit als Fol*e der zunehjr cix- 
europäischem Dimension 

raompltt!sruc«*ev Fragen. 

Die gebTÄuc\-;]iC;b::ic Form einer 
streben i>ind 

ehe grLiaUwv^üChKi(tkkdea Ye> 
bähde rcjrvj’uler und lokaler 
Gcbierskö" • hsc’vitte :> . r ; c - le 
•rieb an v^»n BiDnergr^nren 
de • * Cc'rr r ‘ ) Schaft t*? 5 - ' . ir.- 
heben. Di** we: f .r r tf* > ~ ^r*- 
geschrittene" befinden sich an 
der nieder! so .. .lisch .dcu^eisen 
Grenze, etwa Euregio oder der 
Ems-DoU arr- Verband. Solche 


Netze gewinnen auch an* den 
Grenzen Frankreichs zuneh- 
mend an Bedeutung, etwa die 
Communautl de Travail des 
Pyründes an der Grenze zn 
Spanien und der P61e Europ^eo 
de Ddveloppement an der 
Grenze zu Belgien und Luxem- 
burg. 

.Aber auch Regionen und Kom- 
munen ohne geographische 
Verbindung arbeiten zuneh- 
mend zusammen. Die „Vier 
Motoren Europas“ (Rhöne- 
Alpes, Baden-Württemberg, 
Lombardei und Katalonien) 
haben vereinbart, in bestimm- 
ten Bereichen (u.a. ; im Bereich 
der wissenschafiüch-techni- 
3 eben Forschung) ihre Res- 
sourcen zusammenzulegen. 
Mehrere Regionen am Atlan- 
tik-Bogen bemühen sich ge- 
meinsam um eine Lösung ihrer 
Veikehrsprobleme und um die 
Entwicklung gemeinsamer 
Maxketingstrategien. 

Auch viele große Städte mit 
europäischen Ambitionen wie 
Lyon, Birmingham, Rotterdam, 
Barcelona und Frankfurt arbei- 
ten in einer Vielzahl von Berei- 
chen zusammen. 

Bei den raumplanerischen Ent- 
scheidungen auf regionaler 
Ebene werden zunehmend 
auch die Entwicklungen in den 
Nachbarregionen berücksich- 
tigt. Die London and South 
East Regional Planning Confe- 
rence hat 1990 eine Studie 
unter dem Titel , A New Strate- 
gy for the South East“ veröf- 


38 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4640 


Einleitung 


femlicht und darin neue Initia- 
tiven auf breiter Basis gefor- 
dert, um die sich durch den 
Binnenmarkt bietenden 

Chancen auch nutzen zu 
können. Der nordrhein-westfä- 
lische Raumordnungsbericht 
aus dem Jahr (1988) geht eben- 
falls sehr eingehend auf den 
europäischen Kontext und die 
Notwendigkeit einer übergrei- 
fenden Planungsperspektive 
ein. 

Die Strategiepläne von Barce- 
lona (Barcelona 2000) und 
Cbarleroi sind Beispiele dafür, 
daß die europäische Herausfor- 
derung auch auf der Ebene der 
Kommunen und städtischen 
Gebiete aufgegriffen wird. 

Andere staatliche oder halb- 
staatliche Stellen wie Wasser- 
und Schiffahnsbehörden, Ei- 
senbahngesellschaften und öf- 
fentliche Versorgungsunter- 
nehmen spielen ebenfalls eine 
wichtige Rolle im Bereich der 
Raumordnung und nehmen 
sich der europäischen Dimen- 
sion an. Ein gutes Beispiel 
hierfür ist die Gemeinschaft 
der Europäischen Eisenbahnen, 
die aktiv am Planungs- und 
Entscheidungsprozeß zum eu- 
ropäischen Hochgeschwindig- 
keitsnetz mitgewirkt hat 

Im privaten Sektor versuchen 
Zusammenschlüsse wie der ERT 
(Round Table of European Indu- 
stiialists) ein günstiges Umfeld 
für die europäische Industrie zu 
schaffen, und sie haben Arbeits- 
gruppen ins Leben gerufen, von 


denen sich mehrere mit Fragen 
der Regiooalplanung befassen. 


Die Notwendigkeit 
eines kohärenten 
Gemeinschafts- 
konzepts 

Wo bestimmte Entwicklungen 
mehr als einen Mitgliedstaat 
betreffen, gibt es verhältnismä- 
ßig wenig Konsultationsmög- 
lichkeiten, um Doppelarbeil 
oder inkongruente Investitions- 
entscheidungen zu vermeiden. 
Ein kohärenteres Konzept für 
die Nutzung des Gemein- 
schaftsraums über die Grenzen 
hinweg würde dazu beitragen, 
die potentiellen Vorteile des 
Binnenmarktes zu maximieren. 

Ein gutes Beispiel hierfür sind 
die vier peripheren Mitglieds- 
staaten der Gemeinschaft, 
deren Beziehungen zum 
Zentrum und deren Zugang zu 
den wichtigsten Märkten von 
den Entscheidungen über Infra- 
strukturinvestitionen in einem 
bzw. mehreren benachbarten 
Mitgliedsstaaten beeinflußt 
werden. Probleme entstehen 
dort, wo die Prioritäten der pe- 
ripheren und der ihnen benach- 
barten Mitgliedsstaaten nicht 
übereinstimmen. So hängt der 
Zugang Griechenlands zu den 
zentralen Gebieten der Ge- 
meinschaft im Bereich des See- 
verkehrs über die Adria teil- 


weise von der Koordinierung 
mit Italien ab (Hafenkapazitä- 
ten und Schiffsraum, Fahrplä- 
ne, Preisgestaltung usw.). 
Ähnlich ist es bei der Anbin- 
dung Portugals an die Zentral- 
regionen, die von der Zusam- 
menarbeit mit Spanien bei der 
Entwicklung von Straßen- und 
Eisenbahnverbindungen 
abhängt In Dänemark sind 
Entscheidungen über Straßcn- 
und Eisenbahnverbindungen 
nicht ohne ergänzende Investi- 
tionen in Deutschland denkbar. 
Die Lage Irlands gehört zu den 
ungünstigeren, weil es nach der 
Fertigstellung des Kanaltunnels 
einer von nur noch zwei Mit- 
gliedsstaaten (gemeinsam mit 
Griechenland) ohne feste 
Landverbindung zur übrigen 
Gemeinschaft sein wird. 

Ein weiteres Beispiel für die 
Notwendigkeit einer Koordi- 
nierung über die Staatsgrenzen 
hinweg ist der Ärmelkanaltun- 
nel selbst, der Folgen nicht nur 
für die Verkehrsnetze im Ver- 
einigten Königreich und Frank- 
reich, sondern auch in den 
Benelux-Ländem und Deutsch- 
land haben wird. Allgemein 
gesprochen müssen solche 
neuen internationalen Verbin- 
dungen wie der Kanaltunnel 
oder mögliche neue Alpentun- 
nel als Katalysator für eine 
tiefgreifende Umgestaltung der 
Infrastruktur innerhalb der Mit- 
gliedsstaaten im Kontext 
gesehen werden, denn die opti- 
male Ausgestaltung der Trans- 
portverbindungen wäre ein 
wichtiger Beitrag zur vollen In- 
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tegration der Wirtschaft der 
Gemeinschaft 

Auch der Fremdenverkehr setzt 
Bewegungen über die Grenzen 
hinweg in Gang. Für die Ent- 
wicklung der Fremdenverkehrs- 
einrichtungen einer Region ist es 
wichtig, über Informationen der 
allgemeinen Einkommensent- 
wicklung in anderen Teilen der 
Gemeinschaft zu verfügen, aus 
denen Besucher erwartet 
weiden, und die Entwicklungs- 
strategien anderer Fremdenver- 
kehrsregionen in der Gemein- 
schaft zu kennen. 

Im Bereich von Forschung und 
Entwicklung ist Europa dem 
zunehmenden Wettbewerbs- 
druck Japans und der Vereinig- 
ten Staaten ausgesetzt Die 
Einrichtung von Technologie- 
zentien wird Wege für den 
Transfer innovativer Technolo- 
gien eröffnen, denn vor allem 
für weniger entwickelte Regio- 
nen könnte es schwierig 
werden, solche Zentren zu er- 
richten, öie sich selbst tragen 
können. Europäische For- 
schungsnetze könnten der Idee 
eines europaweiten Wissens- 
pools neue Bedeutung geben. 

Viele Maßnahmen im Bereich 
des Umweltschutzes sind wirk- 
samer — oder allein wirksam -, 
wenn sie auf Gemeinschafts- 
oder internationaler Ebene ge- 
troffen werden. Dies gilt z.B. für 
die Verbesserung der Wasser- 
qualität an den Mittelmeeiküsten 
oder für Probleme im Bereich 
der Luftverschmutzung. Beides 


ist ein Beweis für die Notwen- 
digkeit, über die Grenzen der 
Gemeinschaft hinaus zu blicken. 

Die Verwaltung von Gewässern, 
die zu mehreren Mitgliedsstaa- 
ten gehören, hat einen sehr ein- 
leuchtenden grenzüberschreiten- 
den und internationalen Aspekt, 
etwa in den Bereichen Schiff- 
fahrt, Wasserveischmutzung, 
Wasserverbrauch und Fischerei. 
So wird der Wert des Rheins als 
Ressource durch dessen 
Nutzung als Müllkippe gemin- 
dert, und zwar fortschreitend 
von der Schweiz durch Deutsch- 
land und Frankreich bis in die 
Niederlande. 

Grenzüberschreitende Planun- 
gen mit dem Zie 1, neue Verbin- 
dungen aufzubauen oder die 
wirtschaftliche Einheit künst- 
lich getrennter geographischer 
Gebilde wiederherzustellen, 
sind eine Priorität der Gemein- 
schaft. In der Europäischen 
Gemeinschaft gibt es fast 
10.000 km Landesgrenzen, 
wobei 60% auf Binnengrenzen 
und 40% auf Grenzen zu den 
Nachbarländern in Mittel- und 
Osteuropa entfallen. 


Auf dem Weg zu 
einer raumplaneri- 
schen Lösung 

Die Bedeutung eines kohären- 
ten Gemeinschaftsrahmens fiir 


die Ordnung des Europäischen 
Raums war dem Ministerrat 
bereits beim Erlaß der Struk- 
turfondsverordnungen 1988 
bewußt (Artikel 10 der EFRE- 
Verordnung). 1989 haben die 
für die Regionalpolitik zustän- 
digen Minister der Mitglieds- 
staaten auf einem informellen 
Treffen in Nantes die Kommis- 
sion aufgefordert, einen 
Bericht zum Konzept der Ge- 
meinschaft in diesem Bereich 
auszuarbeiten. 

In einer im Oktober 1990 ange- 
nommenen Entschließung hat 
das Europäische Parlament für 
den Bereich der Raumplanung 
ausdrücklich ein konzertiertes 
Vorgehen auf Gemeinschafts- 
ebene gefordert 

Auf der Grundlage dieser poli- 
tischen Vorgaben hat die Kom- 
mission dann eine entsprechen- 
de Mitteilung erstellt und im 
November 1990 genehmigt. 
Sie trägt den Titel „Europa 
2000: Perspektiven der künfti- 
gen Raumordnung der Ge- 
meinschaft — Vorläufiger 
Überblick“ und wurde den für 
die Regionalpolitik zuständi- 
gen Ministem auf ihrem 
zweiten Treffen in Turin Ende 
November 1990 vorgelegt 

Die Minister haben die Mittei- 
lung begrüßt, die nicht als ver- 
bindlicher Gesamtplan gedacht 
war, sondern lediglich als Be- 
zugsrahmen zur Unterstützung 
der nationalen, regionalen und 
lokalen Behörden sowie der 
Wirtschaft bei längerfristigen 
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Planuags- und Entscheidungs- 
prozessen. Ziel eines solchen 
Bezugsrahmens ist die Infor- 
mation der PlanungsbebÖrden 
über die neuen Entwicklungen 
in anderen Teilen der Gemein- 
schaft und eine Gesamtdarstel- 
lung der sektoralen und räumli- 
chen Aspekte der Raumpla- 
nung, speziell im Zusammen- 
hang mit der Durchführung 
großer Infrastmkturvorbaben. 

Zur Vorbereitung dieses Be- 
richts hat die Kommission die 
Mitgliedsstaaten, das Europä- 
ische Parlament, den Wirt- 
schaft s- und Sozialausschuß, den 
Beirat der regionalen und 
lokalen Gebietskörperschaften 
sowie andere interessierte Kreise 
und Sachverständige konsultiert. 
Daneben hat sie eine Reihe mul- 
tilateraler und bilateraler Ge- 
spräche mit den Mitgliedsstaaten 
geführt, um berauszu finden, 
welche raumplanerischen Pro- 
bleme ihnen besonders am 
Heizen liegen. 

Zur Vorbereitung wurden darii- 
berhinaus vor allem die hori- 
zontalen Studien herangezo- 
gen, die sich unter einem Ge- 
meinschaftsblickwinkel zum 
Beispiel mit den Standortfakto- 
ren fiir die Industrie und den 


tertiären Bereich, mit der Ver- 
städterung und den Stadtfunk- 
tionen bzw. mit den Wände - 
mngsbewegungen befassen. 
Weitere Quellen waren die be- 
stehenden und geplanten Ge- 
meinschaftsprogramme zu spe- 
zifischen Themen wie etwa der 
künftigen Entwicklung des 
Verkehrssektors, der Energie- 
versorgung und der Umwelt- 
problematik. Die Forschungs- 
vorhaben werden fortgesetzt, 
und der vorliegende Bericht ist 
nur der erste einer Serie von 
Berichten zu die Raumplanung 
der Gemeinschaft betreffenden 
Fragestellungen. 

Dieser Bericht erörtert Fakto- 
ren, die Einfluß auf die 
Nutzung des Gemeinschafts- 
raums im nächsten Jahrzehnt 
und darüber hinaus haben 
werden, wobei diese Auswir- 
kungen, wo immer möglich, 
quantifiziert werden. Er 
beginnt mit dem demographi- 
seben Kontext, einschließlich 
der voraussichtlichen Verände- 
rungen des Arbeitskräftepoten- 
tials und der Auswirkungen der 
Wanderungsbewegungen, 
sowie mit dem wirtschaftlichen 
Kontext und den Faktoren, die 
in den neunziger Jahren die 
Standortwahl der Unternehmen 


wahrscheinlich beeinflussen 
werden. Weitere Kapitel befas- 
sen sich mit Raumordnungsfra- 
gen, beginnend mit den künfti- 
gen großen Inffastnikturvorha- 
ben in den Bereichen Verkehr, 
Telekommunikation und Ener- 
gieversorgung, gefolgt von 
einer Erörterung der Umwelt- 
belastung. In weiteren Kapiteln 
wird auf die Situation und die 
Aussichten in den verschiede- 
nen geographischen Einheiten 
innerhalb der Gemeinschaft 
eingegangen, die entweder 
nach natürlichen oder künstli- 
chen Kriterien unterteilt 
werden. Städtische und ländli- 
che Gebiete werden dabei 
ebenso einbezogen wie Kü- 
stengebiete und Inseln sowie 
Grenzregionen an den Binnen- 
und Außengrenzea Das letzte 
Kapitel schließlich enthält die 
politischen Schlußfolgerungen 
aus den voran gegangenen An- 
alysen. Einen Überblick über 
die wichtigsten Ergebnisse des 
Berichts gibt die Zusammen- 
fassung. 

Dieser Bericht wird den Mini- 
stem für Regionalpolitik und 
Raumplanung auf ihrer dritten 
Tagung am (18. und 19. No- 
vember 1991) in Den Haag 
vorgelegt. 
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DasBevölkerungswachstum wird in der Gemeinschaft in den neunziger Jahren 
zu Ende gehen . Ein schnellerer als ursprünglich prognostizierter Rückgang der 
Geburtenrate im Süden und in Irland wird auch dort einen dem Norden ähnli- 
chen Alterungsverlauf der Bevölkerung entstehen lassen. Die Inanspruchnahme 
der .Infrastruktur wird sich mitzunehmender Nachfrage nach Gesundheitsvor- 
sorge und verringerter Nachfrage nach Erziehung und Ausbildung für die junge 
Generation verändern . Die Produktivität dürfte durch die abnehmende Zahl der 
Erwerbspersonen in den jüngeren Altersgruppen beeinträchtige werden. Fakto- 
ren, die außerhalb der Gemeinschaft wirksam sind, wie politische Umbrüche, 
Mangel an wirtschaftlichen Möglichkeiten oder — im Falle Nordafrika 9 s — 
schnelles Bevölkerungswachstum werden den Einwanderungsdruck auf die Ge- 
meinschaft weiter verstärken. 


Grundvoraussetzung für eine 
Beurteilung der regionalplane- 
rischen Zwänge, die auf die 
Gemeinschaft zu Beginn des 
nächsten Jahrhunderts zukom- 
men weiden, ist das Verständ- 
nis der demographischen Ent- 
wicklungen und Veränderun- 
gen. 

Die Gemeinschaft hat derzeit 
ungefähr 340 Mio. Einwohner 
und eine "Fläche von 236 Mio. 
km 2 , das sind durchschnittlich 
145 Einwohner/km 2 K Damit 
ist die Bevölkerungsdichte in 
der Gemeinschaft sehr viel 
höher als beispielsweise in den 
Vereinigten Staaten mit nur 26 
Einwohnem/bn 2 . Hinsichtlich 
der Bevölkerungsdichte gibt es 
allerdings große regionale Un- 
terschiede. ln den stärker länd- 
lichen Gebieten können es 
weniger als 20 Einwohnex/km 2 


sein, während in städtischen 
Ballungsräumen Bevölke- 
rungskonzentrationen von über 
5.000 Einwohnemykm 2 keine 
Seltenheit sind. 

Die langfristigen Bevölke- 
rungsveränderungen in der Ge- 
meinschaft insgesamt und in 
den verschiedenen Regionen 
hängen von der Entwicklung 
der Geburten- und Sterberaten, 
den Wanderungen in die und 
aus der Gemeinschaft und den 
Wanderungen zwischen den 
Regionen der Gemeinschaft ab. 
Sowohl die „natürlichen“ de- 
mographischen Veränderungen 
als auch die Wanderungsbewe- 
gungen werden ihrerseits von 
einer Vielzahl sozialer, wirt- 
schaftlicher, politischer und 
kultureller Faktoren beeinflußt. 
Diese Faktoren und die daraus 
resultierende Flächennutzungs- 


struktur verändern sich im 
Zeitverlauf nur sehr langsam, 
so daß Bevölkerungsprojektio- 
nen über einen Zeitraum von 
etwa einem Jahrzehnt einen 
relativ hohen Grad an Verläß- 
lichkeit aufweisen. 

Ausnahmen von dieser Regel 
können in Zeiten großer politi- 
scher Umwälzungen, in 
Kriegs Zeiten oder unter 
anderen außergewöhnlichen 
Umständen auftreten. In 
solchen Zeiten kann sich die 
Bevölkerungssituation in einer 
bestimmten Region rasch und 
dramatisch verändern. Ein Bei- 
spiel dafür ist das Bevölke- 
rungswachstum in Teilen der 
alten Bundesländer Deutsch- 
lands seit Ende 1989, die das 
Ergebnis der umfangreichen 
Einwanderung aus dem Osten 
ist. Wanderungsbewegungen 
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bringen ein Element der Unsi- 
cherheit in die Bevölkerungs- 
projektionen, worauf weiter 
unten einzugehen sein wird. 

Die folgenden Projektionen be- 
ziehen sich auf die Regionen 
der Gemeinschaft (NUTS 
Ebene II), obwohl sich natür- 
lich auch innerhalb der einzel- 
nen Regionen wichtige demo- 
graphische Veränderungen 
ergeben weiden. 


Demographi- 
sche Trends 

In den letzten zwanzig Jahren 
waren die wichtigsten Bestim- 
mungsgrößen der Bevölke- 
rungsentwicklung in der Ge- 
meinschaft: 

• der Rückgang der Gebur- 
tenrate um ein Drittel; 

• eine relativ stabile Sterb- 
lichkeitsrate (Sterbefälle je 
1.000 Einwohner). 

Dies führte dazu, daß die Be- 
völkerung in der ersten Hälfte 
der sechziger Jahre noch um 
mehr als 2 Mio. jährlich 
zunahm, der Zuwachs dann 
aber während der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre auf 
500.000 bis 600.000 jährlich 
zurückging. Neuen Schätzun- 
gen der Kommission 2 zufolge 


wird das natürliche Bevölke- 
rungswachstum im nächsten 
Jahrzehnt auf Null zurückge- 
hen, nach der Jahrtausend wen- 
de wird die Bevölkerung dann 
abnehmen. 

Dies wird vor allem zu einer 
deutlichen Veränderung der 
Altersstruktur fuhren. Wegen 
der niedrigeren Fruchtbarkeits- 
ziffer (also der Durchschnitts- 
zahl der Kinder von Frauen im 
gebärfähigen Alter) wird sich 
der Anteil junger Menschen an 
der Gesamtbevölkerung verrin- 
gern, während der Anteil 
älterer Menschen allmählich 
zunehmen wird. Aufgrund 
dieser Überalterung wird es in 
der Gemeinschaft im Jahr 2000 
fast genauso viele Menschen 
im Alter von 65 Jahren und 
darüber wie im Alter unter 15 
Jahren geben (jeweils 16-17% 
der Gesamtbevölkerung). Im 
Jahr 2015 dann dürfte der 
Anteil der Über-65- Jährigen 
bei über 18% liegen (1985: 
13%), während der Anteil der 
Unter- 15-Jährigen 15% der 
Gesamtbevölkerung betragen 
wird (1985: 20%). 

Diese tendenziell ungünstige 
Entwicklung der Altersstruk- 
tur dürfte sich wohl kaum 
durch eine der vorhersehbaren 
künftigen Erweiterungen der 
Gemeinschaft aufhalten 
lassen. In den skandinavi- 
schen Ländern und in Öster- 
reich ist der Anteil der Über- 
65-Jährigen bereits heute 
höher als im Gemeinschafts- 
durchschnitt, während der 


Anteil der Unter- 15- Jährigen 
ungefähr gleich ist. Auch die 
Länder in Mittel- und Osteu- 
ropa haben, von Polen und Ju- 
goslawien abgesehen, eine 
Bevölkerungsstruktur, die mit 
der im Norden der Gemein- 
schaft vergleichbar ist. 


Geographische 

Implikationen 

Diese Trends lassen sich in den 
meisten Mitgliedsstaaten beob- 
achten, allerdings gibt es beim 
Tempo derzeit noch deutliche 
Unterschiede. Vor 25 Jahren 
war die Fruchtbarkeits Ziffer am 
höchsten in den südlichen 
Teilen der Gemeinschaft (mit 
Ausnahme von Griechenland 
und Irland). Seither ist sie 
überall stark zurilckgegangen, 
und heute liegt die Durch- 
schnittsgröße einer Familie in 
allen Mitgliedsstaaten mit Aus- 
nahme Irlands bei weniger als 
zwei Kindern. 

Als Folge dieser Trends 
werden die südlichen Regionen 
im nächsten Jahrhundert nicht 
mehr länger das ,3evölke- 
rungsreservoir“ der Gemein- 
schaft sein, das sie in der Ver- 
gangenheit bildeten. Vielmehr 
werden diese Mitgliedsstaaten 
von der gleichen Überalterung 
eingeholt, wie sie sich schon 
heute in den meisten Gebieten 

i 

im Norden der Gemeinschaft 
findet (Schaubild 1). 
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Allerdings wird es noch 
während des gesamten näch- 
sten Jahrzehnts in der Ge- 
meinschaft Gebiete geben — 
vor allem die weniger entwik- 
kelten — , in denen die Bevöl- 
kerung und damit die Zahl der 
Arbeitskräfte weiter zunimmt. 
Dies gilt auch für bestimmte 
nördliche Regionen, vor 
allem im Vereinigten König- 
reich und in Frankreich, wo 
die Fruchtbarkeitsziffer 
weniger rasch sinkt als in 
anderen nördlichen Gebieten 
der Gemeinschaft. Infolgedes- 
sen wird es in diesen 
Ländern, im Gegensatz zum 
allgemeinen Trend im nördli- 
chen Teil der Gemeinschaft, 
im Jahr 2010 immer noch 
Gebiete mit einem relativ 
hohen Anteil von Unter- 15- 
Jährigen geben. Diese Länder 
werden viele Regionen auf- 
weisen mit vergleichsweise 
wenig Menschen über 65, 
eine Tatsache, die charakteri- 
stischer für südliche Regio- 
nen und für Irland ist. Zu 
Beginn des nächsten Jahrtau- 
sends werden die Regionen 
mit einem hohen Anteil der 
Über-65-Jährigen an der Be- 
völkerung auf einem Bogen 
liegen, der von Südengland 
über Belgien und Deutschland 
nach Norditalien verläuft. 
Einige andere Regionen 
werden ebenfalls hohe 
Anteile von Über-65 -Jährigen 
haben, so z.B. die Küstenre- 
gionen, die für Rentner at- 
traktiv sind, oder ländliche 
Gebiete, aus denen viele Per- 
sonen der jüngeren Genera- 


1 . Bervölkerungsprognose nach Altersgruppen in der. . 
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Projected Age Structure 

Percentage of the population over 65 years of age by 2010 
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tion weggezogen sind (Karten 
5 und 6). 

In den Teilen der Gemeinschaft 
mit einer relativ jungen Bevöl- 
kerung — also vor allem 
Irland, Spanien und Portugal 
— wird der Rückgang des 
Anteils junger Menschen in 
den nächsten zwei Jahrzehnten 
Hand in Hand mit einem 
Anstieg der Erwerbsbevölke- 
rung, aber noch nicht mit 
einem Anstieg bei den Über- 
65-Jährigen erfolgen. Analog 
dazu wird der nur sehr allmäh- 
liche Rückgang der Fruchtbar- 
keitsziffem in Teilen Frank- 
reichs und des Vereinigten 
Königreichs dazu führen, daß 
der Anteil der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter dort, ver- 
glichen mit der übrigen Ge- 
meinschaft, relativ hoch bleibt, 
was um das Jahr 2015 beson- 
ders deutlich zutage treten 
dürfte (Schaubild 2). 

Der sich verändernde Alters- 
aufbau der Bevölkerung der 
Gemeinschaft hat beträchtliche 
Auswirkungen auf die soziale 
Infrastruktur. Zum einen wird 
die Zahl junger Menschen, die 
Kindergärten und später 
Schulen sowie eine Berufsaus- 
bildung benötigen, weiter 
sinken. Infolgedessen könnte 
die Nachfrage nach sozialen 
Leistungen in diesem Bereich 
ebenfalls zurückgehen (obwohl 
es in weiten Teilen der Ge- 
meinschaft noch viel Raum für 
Verbesserungen gibt). Ande- 
rerseits wird die Zahl der Men- 
schen im Rentenalter weiter 


steigen, was bedeutet, daß die 
Nachfrage nach Gesundheits- 
einrichtungen, Altersheimen 
usw. steigen wird. 

Die OECD untersuchte in 
zwölf Ländern, darunter sieben 
Mitgliedsstaaten der Gemein- 
schaft, die möglichen Ver- 
schiebungen bei den Bildungs- 
und Gesundheitsausgaben im 
nächsten Jahrhundert 3 . In der 
Studie deutet sie an, daß, 
sollten die Ausgaben pro Kopf 
unverändert bleiben, der 
Bedarf an Bildungseinrichtun- 
gen in allen sieben Mitglieds- 
staaten, vor allem aber in 
Deutschland und Dänemark, 
sinken wird. Demgegenüber 
werden die Ausgaben für das 
Gesundheitswesen in Italien, 
den Niederlanden und Frank- 
reich ansteigen, während der 
Aufwärtstrend in Belgien, Dä- 
nemark und Deutschland durch 
die geringeren Gesundheitsaus- 
gaben für eine sinkende Zahl 
junger Menschen zum Teil 
kompensiert wird (Schaubilder 
3 und 4). 

In der Praxis wird das Verhältnis 
zwischen Bevölkerungsverände- 
rungen und Veränderungen bei 
den Investitionen und sonstigen 
öffentlichen Ausgaben durch 
soziale und politische Überle- 
gungen beeinflußt, vor allem 
dort, wo es um Ausgabenkür- 
zungen geht Zusätzlich könnte 
der geringere Druck auf dem 
Bildungssektor als Chance zur 
Qualitätsverbesserung oder zur 
Erhöhung der Ausgaben in 
anderen Bereichen, etwa für 


Ausbildungs- und Umschu- 
lungsmaßnahmen bei älteren 
Menschen, genutzt werden. In 
dem Maße, in dem die wachsen- 
den Ausgaben für den Gesund- 
heitssektor nicht durch sinkende 
Ausgaben im Bildungsbereich 
ausgeglichen werden können, 
wird die Ausgabenbelastung des 
konstanten oder sinkenden Be- 
völkerungsteils im erwerbsfähi- 
gen Alter wachsen. Dies wird 
Auswirkungen auf die Steuerbe- 
messungsgrundlage (private 
Haushalte und Unternehmen), 
speziell in Regionen mit ungün- 
stigerer Altersstruktur, habea 

Mit der gemeinschaftsweit zu- 
nehmenden Überalterung muß 
sich eine wachsende Zahl von 
Regionen auf eine stagnierende 
oder sogar rückläufige Ent- 
wicklung der Gesamtbevölke- 
rung und vielleicht auch der 
Erwerbsbevölkerung einstellen. 
Viele der akuten Probleme, die 
sich aus diesen Entwicklungen 
ergeben und die wir schon 
heute in einigen entlegenen 
ländlichen Gebieten, aber auch 
in einigen innerstädtischen Be- 
zirken vorfinden, werden für 
viele eine ganz neue Erfahrung 
sein. 


Internationaler 

Kontext 


Die Entwicklungen in Europa 
müssen aber auch in einem 
noch weiteren Zusammenhang 
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gesehen werden. Schätzungen 
zufolge (Schaubild 5) belief 
sich die Bevölkerung auf dem 
europäischen Kontinent (ohne 
Rußland) im Jahr 1985 auf 492 
Mio. (wobei auf die Gemein- 
schaft einschließlich Ost- 
deutschlands nahezu 70% ent- 
fielen). Damit war Europa die 
viertgrößte von zehn Weltre- 
gionen nach Ostasien (1.249 
Mio.), dem südlichen Asien 
(1.070 Mio.) und Afrika (557 
Mio.) 4 . Bis zum Jahr 2000 
dürfte Europa jedoch wegen 
seiner konstant bleibenden Be- 
völkerung hinter Lateinameri- 
ka und Südostasien auf den 
sechsten Platz zurückfallen. 
Damit würden auf Europa dann 
8% der Weltbevölkerung ge- 
genüber 10% im Jahr 1985 ent- 
fallen. Im Jahr 2025 dürfte sein 
Anteil an der Weltbevölkerung 
sogar noch weiter auf rund 6% 
gesunken sein und damit nur 
noch ein Drittel der Bevölke- 
rung Afrikas ausmachen, 
während sich die Zahlen 1985 
noch ungefähr entsprachen. 

Diese Zahlen zeigen, wie 
wichtig es für die Gemein- 
schaft angesichts des ausge- 
prägten relativen Bevölke- 
rungsrückgangs, speziell des 
Rückgangs der Erwerbsbevöl- 
kerung, ist, sich ihre wirt- 
schaftliche Dynamik zu erhal- 
ten. Sie sind auch ein Hinweis 
auf den vorhersehbaren Wan- 
derungsdruck, der seinerseits 
wegen des relativen Wohl- 
stands und der Möglichkeit 
eines zunehmenden Arbeits- 
kräftemangels weitere Zuwan- 
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denmgsstrtfnie in die Gemein- 
schaft Auslösen -könnte. 


Wanderungs- 

trends 

Wanderungsbewegungen 

zwischen 

Gemeinschaftsregionen 

Die Wanderung innerhalb der 
Gemeinschaft war traditionell 
gekennzeichnet durch langfri- 
stige Wanderungsbewegungen 
von den weniger entwickelten 
hin zu den wohlhabenderen 
Regionen. Allerdings kam die 
interregionale Wanderung in 
den siebziger und den frühen 
achtziger Jahreu Fast zum Still- 
stand, und auch heute gibt es 
noch keine Anzeichen für eine 
neuerliche Belebung. Abgese- 
hen von Irland waren die Net- 
towandenmgsbewegungen aus 
den wirtschaftlich schwächeren 
Regionen nahezu Null und in 
einigen Fällen in der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre 
spgarleicht negativ. 

Der Umfang der internen Wan- 
derungsbe wegungen in der Ge- 
meinschaft steht in deutlichem 
Kontrast zu der Entwicklung in 
den Vereinigten Staaten mit 
ihrer sehr hohen Mobilität. 
Trotz der Beseitigung der 
rechtlichen Schranken inner- 


halb der Gemeinschaft bleiben 
sprachliche und kulturelle Bar- 
rieren bedeutsam. Die Vollen- 
dung des Binnenmarktes allein 
wird wohl kaum zu einer dra- 
stischen Zunahme der Wande- 
rungsbewegungen fuhren. 

In bezug auf künftige Wande- 
rungsbewegungen zwischen 
den Regionen deutet die 
Analyse der heute bekannten 
Trends auf das Weiterbestehen 
eines besonderen Wanderungs- 
drucks aus: 

• Irland, wo die Arbeitslosig- 
keit vergleichsweise hoch 
bleiben dürfte. Die Netto- 
auswanderung belief sich 
auf mehr als 0,5% der Be- 
völkerung. Das entspricht 


etwa der Hälfte des natürli- 
chen Bevölkerungswachs- 
tums; 

• Ost- nach Westdeutschland, 
weil die Probleme bei der 
wirtschaftlichen Erneue- 
rung weiterbestehen. Man 
rechnet dabei mit rund 
200.000 Menschen jährlich, 
was einen Verlust der ost- 
deutschen Bevölkerung von 
etwa 1 *25% pro Jahr bis zur 
Mitte dieses Jahrzehnts be- 
deutet 

In beiden Fällen scheinen die 
vergleichsweise ungünstigen 
wirtschaftlichen Verhältnisse 
ein wichtiges Motiv für die 
Abwanderung zu sein. Die Be- 
ziehung zwischen Unterschied- 
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licher Wirtschaftsentwicklung 
und Wanderungsbewegungen 
ist nicht immer offensichtlich, 
wie es sich im Fall von Italien 
zeigt So ist trotz eines großen 
Unterschieds bei den Arbeits- 
losenraten keine Wiederholung 
der traditionellen Abwande- 
rung aus Süditalien in den 
Norden zu beobachten. Die 
Gefahr neuerlicher Abwande- 
rungen besteht jedoch weiter, 
etwa wenn sich in Norditalien 
ein Arbeitskräftemangel 
ergeben sollte, während im 
Süden weiterhin Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten fehlen. 

In allen drei Fällen würden die 
W anderungsbe wegungen zu 
einer weiteren Bevölkerungs- 
konzentration in den Verdich- 
tungsraumen, speziell in Nord- 


italien und Westdeutschland, 
führen. Die Übervölkerung 
dieser Verdichtungsräume ist 
heute schon so gravierend, daß 
ein weiterer Zustrom von Men- 
schen die Situation unerträg- 
lich machen könnte. 


Wanderungsbewegungen 
zwischen der 
Gemeinschaft und 
Drittländern 


Die Wanderungsbewegungen 
zwischen der Gemeinschaft 
und Drittländern sind zwar 
nicht einseitig, doch gibt es 
tendenzielle Zuwanderungs- 
überschüsse in die eine Rich- 
tung. Dies hat während der 
siebziger und achtziger Jahre 


zu einer geringen, aber relativ 
konstanten Nettozuwanderung 
in die Gemeinschaft geführt. 
Durch diese stetige Zuwande- 
rung von durchschnittlich 
100.000 bis 300.000 Menschen 
pro Jahr betrug die Zahl der 
Menschen, die außerhalb der 
Gemeinschaft geboren wurden, 
1988 ohne Berücksichtigung 
der illegalen Einwanderer rund 
8 Mio. oder 2,5 % der Bevöl- 
kerung. 

Wie sich die Wanderungsbe- 
wegungen im nächsten Jahr- 
zehnt auf die Bevölkerungsent- 
wicklung in der Gemeinschaft 
auswirken werden, läßt sich 
nicht mit absoluter Sicherheit 
Vorhersagen. Die in den letzten 
Jahren beobachteten Trends 
deuten jedoch auf einen wach- 
senden Zuwanderungsdruck 
hin 5 . 1989 war der Anteil der 
außerhalb der Gemeinschaft 
Geborenen am höchsten in den 
alten Ländern der Bundesrepu- 
blik (5,7%), gefolgt von Frank- 
reich (3,8%), Belgien (3,3%), 
den Niederlanden (3,1%), Dä- 
nemark (2,3%) und dem Verei- 
nigten Königreich (1,8%) 
(Schaubild 6). In den übrigen 
Mitgliedsstaaten machten die 
Ausländer nur etwa 1% der 
Gesamtbevölkerung oder 
weniger aus. Diese Zuwande- 
rung ergibt sich zum Großteil 
aus historischen Beziehungen 
zwischen den einzelnen 
Ländern, die noch aus kolonia- 
ler Zeit herrühren. Nach dem 
zweiten Weltkrieg wirkten das 
Wirtschaftswachstum und der 
Arbeitskräftemangel in Europa 
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wie ein Magnet auf viele aus- 
ländische Arbeitskräfte (darun- 
ter vor allem die türkischen 
„Gastarbeiter“ in Westdeutsch- 
land). Auf diese erste Immigra- 
tiooswelle folgte eine zweite, 
als die männlichen Arbeitskräf- 
te ihre Familien nachboken. 

Seit in den siebziger Jahren der 
Arbeitskräftemangel in Europa 
in einen Aibeftskräftetiber- 
schuß umschlug und die 
Kosten für die Unterbringung 
der Familien der Gastarbeiter 
immer weiter stiegen, verfol- 
gen die meisten Mitgliedsstaa- 
ten seit einigen Jahren eine re- 
striktive Einwanderungspolitik, 
11 m der Zuwanderung speziell 
von ungelernten Arbeitskräften 
einen Riegel vorzaschieben. 
Dennoch hat sich die Zuwan- 
derung fortgesetzt Da Gastar- 
beiter, die ihre wirtschaftliche 
Situation verbessern wollen, 
weiterhin von bereits etablier- 
ten Gruppen ihrer Landdeute 
angezogen werden, lassen sich 
aus der derzeitigen Zuwande- 
rungsstruktur Rückschlüsse für 
die künftige Entwicklung 
ziehen. 

Danach wird die Zuwande- 
rung aus den Maghrebländem 
Nordafrikas zu nehmen, wobei 
zu bedenken ist, daß sich die 
Bevölkerung in Tunesien, 
Marokko und Algerien '(von 


58 auf 103 Millionen) bis 
zum Jahr 2025 fast verdop- 
peln wird 6 . Der Zuwande- 
ningsdruck aus diesen 
Ländern wird vor allem 
Frankreich und in geringerem 
Umfang auch Belgien und die 
Niederlande betreffen. Ein- 
wanderer aus der Türkei und 
Jugoslawien gehen vorzugs- 
weise nach Deutschland, 
Türken auch noch in die Nie- 
derlande, nach Frankreich 
und nach Belgien. 

Weitere Zuwanderungen 
werden aus den Ländern in 
Mittel- und Osteuropa erwartet, 
ebenso aus deo neuen unab- 
hängigen Staaten der ehemali- 
gen UdSSR, wobei der 
Umfang der Abwanderung 
vom Erfolg beim Übergang zur 
Marktwirtschaft und der Schaf- 
fung neuer Beschäftigungs- 
möglichkeiten als Ersatz für 
die vielen verlorengehendeo 
Arbeitsplätze abhängen wird. 
Deutschland verfolgt eine be- 
sondere Zuwanderungspolitik 
für Deutschstämmige aus 
Mittel- und Osteuropa, von 
denen 1989 rund 380.000 und 
im ersten Halbjahr 1990 
weitere 230.000 zugewandert 
sind. Mit einer verstäikten Zu- 
wanderung aus diesem Kreis 
von insgesamt rund 3 Mio. 
Deutschstämmigen wird auch 
in Zukunft zu rechnen sein. 


In der Vergangenheit gingen 
die Zuwandererströme vorwie- 
gend in die hochindustrialisier- 
ten städtischen Ballungsgebiete 
der Gemeinschaft, ein Trend, 
der sich in der zweiten Hälfte 
der achtziger Jahre noch ver- 
stärkt zu haben scheint. Die 
500.000 Zu wanderer im Jahr 

1988 und die 850.000 im Jahr 

1989 (ohne die Übersiedler von 
Ost- nach Westdeutschland) 
haben wachsende soziale, wirt- 
schaftliche und finanzielle Pro- 
bleme für lokale und regionale 
Behörden aufgeworfen, und es 
gibt gemeinschaftsweit einen 
zunehmenden Bedarf an 
stärker konzentrierten Maßnah- 
men zur Förderung ihrer Ein- 
gliederung. Darin sind jetzt 
auch die südlichen Teile der 
Gemeinschaft einbezogen, wie 
Griechenland und Süditalien, 
in denen die Zahl der Osteuro- 
päer ständig zunimmt. 

Die Entwicklung neuer Kon- 
zepte für die Integration der 
bestehenden und potentiell 
noch wachsenden ethnischen 
Minderheiten wird immer drin- 
gender. Hier kann der Einsatz 
der Gemeinschaft wie auch 
eine engere Zusammenarbeit 
zwischen den regionalen und 
lokalen Behörden zur Lösung 
der auftretenden Probleme und 
zur Entwicklung neuer Strate- 
gien beitragen. 
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Fußnoten 

1 Diese und andere Statistiken in diesem Kapitel, nicht eingeschlossen die Bevölkerungsprognosen , stammen aus 
dem Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat). 

2 Netherlands Economic Institute (1980), „ Demographie Evolution through time**, Studie finanziert von der Eu- 
ropäischen Kommission. 

3 OECD (1988), „ Aging population: the social policy implications ", Paris. 

4 Bevölkerungsprognosen von Organisationen der Vereinten Nationen, zitiert von der Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften (1990),L*Europe dans le mouvement dimographique. 

5 Nach Heins (1991), „Migrations patterns in the European Community during the 1980s and the Outlook for the 
1990s**. Studie finanziert von der Europäischen Kommission. 

6 „La baisse de la fSconditi arabe ", Population (1988), Nr. 6, zitiert nach Le Monde , 15. März 1991 
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Wirtschaftswachstum und Wohlstand breiten sich , ausgehend vom traditionel- 
len Kerngebiet in Nordeuropa, aus. Ein neuer Bogen der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung ist im Entstehen . der von Nord - und Mittelitalien über Südfrankreich 
nach Nord - und Ostspanien reicht. Faktoren wie Übervölkerung und ungünsti- 
ge demographische Trends in Nordeuropa überzeugen Unternehmen, neue 
Standorte anderswo zu suchen. Eine breite Palette von Faktoren entscheidet, 
wo sie sich letztlich niederlassen . Produktionskosten sind wichtig, aber Unter- 
nehmen suchen auch die Anbindung an ein Reservoir ausgebildeter Arbeitskräf- 
te, an gute Transport- und Telekommunikationsverbindungen sowie eine hohe 
Wohn- und Umweltqualität. Regionen müssen in der Lage sein, darauf eine 
Antwort zu geben. Die Subventionierung von Investitionen reicht nicht aus. Ge- 
meinschaftsweite Unterschiede in der Aus- und Fortbildung, in der FuE-Kapazi- 
tät und bei der Basisinfrastruktur sollten weiter verringert werden, wenn eine 
gleichmäßigere Verbreitung der ökonomischen Aktivität und der Entwicklung 
stattfinden soll . 


Die Wirtschaftstätigkeit in der 
Gemeinschaft verteilt sich 
höchst unterschiedlich auf die 
einzelnen Mitgliedsstaaten und 
Regionen. Diese unterschiedli- 
che Verlaufeform ist ihrerseits 
das Ergebnis einer differenzier- 
ten Entwicklung von verschie- 
denen Produktionsaktivitäten 
und charakteristischen Standor- 
ten. 

In den Bereichen, in denen 
Wettbewerbsbedingungen 
gelten, wie beim größten Teil 
des Fertigungsbeieichs und bei 
produktionsorientierten Dienst- 
leistungen in der Gemein- 
schaft, gibt es klare Anreize für 
technologische Innovationen 
zur Entwicklung neuer Produk- 


te und Herstellungsmethoden. 
Neue technologische Entwick- 
lungen lassen den Unterneh- 
men auch gößere Freiheit bei 
ihren Standortentscheidungen, 
während sie früher eher an be- 
stimmte Standorte gebunden 
waren. 

Darüber hinaus erlaubt die zu- 
nehmende Integration in der 
Gemeinschaft den Unterneh- 
men einen größeren geographi- 
schen Spielraum als je zuvor, 
wenn sie darüber zu entschei- 
den haben, wo produziert 
werden soll. 

Diese Entwicklungen und ihr 
voraussichtlicher Einfluß auf 
die künftige geographische 


Verteilung der Wirtschaftstä- 
tigkeit innerhalb der Gemein- 
schaft sind Gegenstand der fol- 
genden Betrachtungen. 

Im einzelnen geht es dabei um 
die vier folgenden Themen 1 : 

• Faktoren, die zur gegen- 
wärtigen räumlichen Ver- 
teilung der Wirtschaftstä- 
tigkeit in Europa geführt 
haben; 

• neue Entwicklungen bei 
diesen Faktoren; 

• voraussichtliche Auswir- 
kungen dieser Entwicklun- 

- gen auf bestimmte 
wirtschaftliche Aktivitäten; 
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• Bedeutung dieser Verände- 
rungen für die Regionalpo- 
litik. 


Frühere 

Entwicklungen 

Die Erfindung neuer Techni- 
ken, wie z.B. der Dampfkraft 
oder der Eisenbahn, schuf die 
Voraussetzungen für die Ent- 
wicklung neuer Produkte und 
neuer Methoden für die Mas- 
senproduktion. Im 19. Jahr- 
hundert konnten sich diese 
neuen Aktivitäten in ihrer da- 
maligen Form nur dort entfal- 
ten, wo Energiequellen, wie 
z.B. Kohle, und die entspre- 
chenden Rohstoffe zur Verfü- 
gung standen. Zur Verbin- 
dung dieser Standorte unter- 
einander sowie zu den 
Märkten wurden Verkehrssy- 
steme geschaffen. Die indu- 
strielle Entwicklung nahm 
ihren Anfang im Vereinigten 
Königreich und breitete sich 
später auf solche Regionen 
auf dem Kontinent aus, in 
denen, wie in Belgien und im 
Ruhrgebiet, sowohl Rohstoffe 
als auch das erforderliche 
Kapital und günstige Herstel- 
lungsbedingungen zur Verfü- 
gung standen. 

Diese frühe Phase der Indu- 
strialisierung, die auf der 
Nutzung der endogenen Res- 


sourcen beruhte, ging mit dem 
Aufkommen neuer Fertigungs- 
anlagen zur Massenherstellung 
von Verbrauchsgütem zu Ende. 
Diese Anlagen konnten poten- 
tiell überall angesiedelt werden 
und neuen Regionen und Na- 
tionen den Weg öffnen, um 
Güter zu produzieren und ihre 
Importabhängigkeit zu verrin- 
gern. Diese Phase der Entwick- 
lung war charakteristisch für 
zunehmende Investitionen von 
Großunternehmen, die oft in 
der Nähe der neuen Märkte in 
größeren Bevölkerungszentren 
lagen. 

Mit steigender Leistungsfä- 
higkeit der Verkehrssysteme 
spielten zunehmend Kosten- 
gründe bei den Standortent- 
scheidungen der Unterneh- 
men eine immer wichtigere 
Rolle, und die Produktion 
wurde in Gebiete mit niedri- 
geren Arbeitskosten, Grund- 
stückspreisen und sonstigen 
Kosten verlagert. Dies galt 
besonders für Verlagerungen 
ins Ausland, wo diese Ko- 
stenfaktoren eine geringere 
Rolle spielten und die einzel- 
nen Industriezweige ihre 
Standorte nach anderen, oft 
zufälligen Gesichtspunkten 
innerhalb desselben Landes 
aussuchen konnten. Auch in- 
stitutionelle Faktoren spielten 
eine gewisse Rolle, wobei in 
manchen Ländern (z.B. 
Frankreich) eine stärkere 
Konzentration, in anderen 
dagegen (z.B. Deutschland) 
eine stärkere Streuung begün- 
stigt wurde. 


Die gegenwär- 
tige regionale 
Verteilung 
in der 

Gemeinschaft 


In der Vergangenheit hat sich 
die Industrie in den Mitglied- 
staaten hauptsächlich auf ihre 
ursprünglichen Standorte kon- 
zentriert Investitionen in neue 
Industrieanlagen erfolgten vor- 
wiegend in den bereits beste- 
henden industriellen Zentren, 
da in diesen Gebieten eine 
große Nachfrage besteht und 
ein Netz von Zulieferbetrieben 
zur Verfügung steht Trotz der 
während der sechziger und 
siebziger Jahre erfolgten Streu- 
ung der Fertigungsindustrie 
und des Wachstums in neuen 
Sektoren wie der Leichtindu- 
strie, den Finanzdienstleistun- 
gen und dem Fremdenverkehr 
haben sich die Investitionen 
weiterhin überwiegend auf die 
alten Zentren beschränkt. 

Das traditionelle Kemgebiet 
der Wirtschaftstätigkeit liegt 
im Dreieck mit den Schwer- 
punkten Paris, London und 
Amsterdam sowie im Ruhrge- 
biet In den achtziger Jahren 
hat sich dieses Gebiet nach 
Süden hin ausgedehnt und läuft 
jetzt in einem Bogen von den 
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englischen Midlands durch die 
Benelux-Staaten und das 
Rheintal nach Norditalien. In 
jüngster Zeit mehren sich die 
Anzeichen, daß ein zweiter 
Bogen von Regionen mit 
raschem Wachstum (auf der 
Grundlage sehr unterschiedli- 
cher Formen der wirtschaftli- 
chen Aktivität) im Entstehen 
begriffen ist, der von Nordita- 
lien über Südfrankreich nach 
Nordspanien verläuft 2 (Karten 
7 und 8). So dürfte das wirt- 
schaftliche Zentrum von 
Europa in den nächsten zehn 
Jahren in diese beiden Gebiete 
aufgespalten werden. 

Diese allmählichen Verände- 
rungen im Kemgebiet der euro- 
päischen Wirtschaft verweisen 
auf die Dynamik wirtschaftli- 
cher Entwicklungen. Einige 
verhältnismäßig abgelegenen 
Gegenden haben ein rasches 
Wirtschaftswachstum erlebt, 
während andere Gebiete unter 
einem industriellen Niedergang 
zu leiden hatten. 

Ein großer Teil der wirtschaft- 
lichen Aktivitäten im südlichen 
Wachstumszentrura ist ziem- 
lich neu. So haben zJB. in Süd- 
frankxeich eine aktive Öffent- 
lichkeitsarbeit, eine attraktive 
Umgebung und die Existenz 
von spezialisiertem Know-how 
und eines Technologieparks zu 
beträchtlichen Investitionen 
durch Hightech-Unteinehmen 
geführt. In Languedoc-Roussil- 
lon ist das BIP zwischen 1985 
und 1989 real um fast 20% ge- 
wachsen gegenüber einem Ge- 


meinschaftsdurchschnitt von 
ungefähr 12%. In Katalonien 
gibt es eine starke chemische 
und Elektronikindustrie, 

während sich Madrid zu einem 
bedeutenden Finanz- und Ge- 
schäftszentrum entwickelt hat. 
In diesen Gebieten und 
anderen Regionen an der Ost- 
küste, wie z.B. Valencia und 
Murcia, ist das BIP zwischen 
1985 und 1989 real um 20% 
bis 25 % gestiegen 3 . In großen 
Teilen Nord- und Mittelitaliens 
gründet sich das Wirtschafts- 
wachstum auf die hochspeziali- 
sierte, arbeitsintensive Herstel- 
lung traditioneller Produkte 
wie Textilien, Kleidung, 
Schuhe und Lebensmittel, 
größtenteils in kleinen Betrie- 
ben. 

Außerhalb dieser Kemgebiete 
sind weniger bedeutende wirt- 
schaftliche Entwicklungen zu 
verzeichnen, obwohl es auch 
hier einige bemerkenswerte 
Ausnahmen gibt: Silicon Gien 
in Schottland, das zu einem 
Zentrum für ausländische Un- 
ternehmen im Bereich der 
Hightech-Elektronik geworden 
ist, Rennes in Frankreich, Pais 
Vasco in Spanien und Süd- 
Wales, wo sich viele multina- 
tionale Unternehmen im Ferti- 
gungsbereich niedergelassen 
haben. Die Randgebiete in 
Süditalien, Spanien, Irland und 
Griechenland sind verhältnis- 
mäßig stark auf die Landwirt- 
schaft ausgerichtet; ihre wirt- 
schaftliche und technologische 
Grundlage ist schwach. Doch 
gibt es auch hier Ausnahmen 


mit beträchtlichen Direktinve- 
stitionen multinationaler Unter- 
nehmen, besonders in Irland 
und Teilen Süditaliens, 
während sich in anderen Ge- 
bieten zahlreiche kleinere Un- 
ternehmen entwickelt haben 
(Karten 9 und 10). 


Veränderun- 
gen in der 
Produktions- 
und Stand- 
ortstruktur 


Im zwanzigsten Jahrhundert 
wird die Produktion in vielen 
Wirtschaftszweigen zuneh- 
mend durch einige große Un- 
ternehmen bestimmt, deren 
Anzahl beständig abnimmt. 
Die Finnengröße ist das unver- 
meidliche Ergebnis der Kon- 
kurrenz, denn mit zunehmen- 
der Größe können erhebliche 
Kostenvorteile erzielt werden. 
Die Organisadonsstruktur 
dieser großen Firmen entwic- 
kelte sich mit der Zeit weiter 
und nahm oft einen hierarchi- 
schen Charakter an. Je nach 
Aufgabenbereich wurde dabei 
zwischen Zentralstellen, For- 
schung und Entwicklung, 
Montage und Vertrieb unter- 
schieden. ln letzter Zeit ist 
deutlich geworden, daß auf- 
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grund der Forderungen der 
Verbraucher .nach niedrigeren 
Preisen, besserer Qualität, grö- 
ßerer Vielfalt und schnellerer 
Lieferung das herkömmliche, 
auf Größenvorteilen beruhende 
Produktionssystem mehr und 
mehr durch ein System ersetzt 
wird, das sich an Diversifizie- 
rungsvorteilen orientiert Im 
Gegensatz zu den herkömmli- 
chen Methoden zeichnet sich 
dieses System durch flexible 
Produktionsmethoden und 
durch die Fähigkeit aus, rasch 
auf neue Anforderungen an die 
Produkte nnd die Herstellung 
reagieren zu können. Dies wird 
insbesondere erreicht durch: 

• verstärkten Einsatz pro- 
grammierbarer, rechnerge- 
srützter, vielseitig verwend- 
barer Betriebsmittel; 

• kleinere, höher spezialisier- 
te Arbeitsstätten und 
Firmen, verstärkte Weiter- 
vergäbe von Aufträgen an 
S ubuntemehmer, 

• Organisation in Gruppen 
anstelle hierarchischer 
Kontrolle; 

• verstärkten Einsatz von 
hochqualifizierten und er- 
fahrenen Arbeitskräften; 

• verstärkten Einsatz von 
Teilzeitarbeitskräften und 
kurzfristig Beschäftigten 
sowie eine flexiblere Ar- 
beitszuteilung im Betrieb 
und in der Verwaltung für 
Arbeiter und Manager. 


Die Entwicklung und der 
Einsatz neuer Technologien 
sind integrale Bestandteile 
dieser neuen Produktionssyste- 
me. Der zunehmende Innova- 
tionsbedarf ist mit immer 
gründlicheren Kenntnissen der 
Produkte und Herstellungsme- 
thoden verbunden. Dies wie- 
derum hat zu einer starken 
Zunahme von nicht zur Pro- 
duktion gehörenden Arbeiten 
innerhalb und außerhalb der 
Betriebe gefühlt. Informatio- 
nen sind zu einem entscheiden- 
den Produktionsfaktor gewor- 
den, und dies hat seinerseits 
zur Entstehung neuer Produk- 
tionsdienstleistuogen beigetra- 
gen. 

Die Zunahme flexibler Produk- 
tionssysteme und der steigende 
Bedarf an spezialisierten Pro- 
duktionsdienstleistungen haben 
den kleinen und mittleren Un- 
ternehmen (KMU) neue Mög- 
lichkeiten eröffnet. Sie haben 
von der zunehmenden Nachfra- 
ge nach Kundendienstleistun- 
gen (Freizeit, Verkehr) profi- 
tiert, so daß nach Jahrzehnten 
des Rückgangs die Gründun- 
gen neuer KMU seit Mitte der 
achtziger Jahre in der ganzen 
Gemeinschaft mit einer jährli- 
chen Steigerungsrate vou 3% 
stetig zunehmen. Unterneh- 
men, die bis zu 250 Personen 
beschäftigen, machen gegen- 
wärtig 98% aller Unternehmen 
in der Gemeinschaft und mehr 
als 70% der Beschäftigung aus. 

Spezialisierung, hohe FuE- und 
Vertriebskosten, technologi- 


sche Verbesserungen in den 
Bereichen Verkehr und Tele- 
kommunikation und veränderte 
Wettbewerbsbedingungen 
haben dazu geführt, daß 
sowohl große als auch kleinere 
Unternehmen ihre Tätigkeiten 
über die nationalen Grenzen 
hinaus ausdehnen, und zwar 
nicht nur, um sich neue Märkte 
zu erschließen, sondern auch, 
um Investitionsstrategien zu 
entwickeln und mit ausländi- 
schen Partnern Geschäftsver- 
bindungen einzugehen. Ein ge- 
winnbringender Absatz hängt 
immer stärker von globalen 
Strategien ab. 


Neue Stand- 
ortfaktoren 


Allgemeine 
Trends: Größere 
Mobilität 

Der wirtschaftliche Struktur- 
wandel hat den Unternehmen 
bei ihren Standortenlscheidun- 
gen gegenüber der Vergangen- 
heit eine viel größere Freiheit 
gegeben. Zu Beginn der sech- 
ziger Jahre existierte für ge- 
schätzte 70% der Beschäfti- 
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gung in der Gemeinschaft nur 
begrenzte oder keine Flexibili- 
tät hinsichtlich der Standort- 
wahl. 1990 ließ der wirtschaft- 
liche Strukturwandel, beson- 
ders ein Rückgang der Indu- 
striezweige, die an natürliche 
Ressourcen, und der Dienstlei- 
stungen, die an lokale Märkte 
gebunden sind, diesen Anteil 
au £50% sinken. 

Einer neuen Studie der Kom- 
mission zufolge 4 werden Un- 
ternehmen bei Ansiedlungsent- 
scheidungen von einer breiten 
Palette von Gründen beein- 
flußt. Die Bedeutung der Fak- 
toren ist je nach Projekt sehr 
unterschiedlich. Im allgemei- 
nen weiden Ansiedlungsmoti- 
ve in drei Gruppen eingeteilt: 
marktbezogene Gründe 

(Zugang zum EG-Markt, 
starker nationaler Markt, Nähe 
zu wichtigen Kunden und Lie- 
feranten, das allgemeine wirt- 
schaftliche Klima), Transport- 
und Kommunikationsinfra- 
struktur und Arbeitskräfte. Bei 
der endgültigen Entscheidung 
scheinen qualitative Faktoren 
wichtiger zu sein als quantitati- 
ve (kostenbezogene) Faktoren. 
Unternehmen sind darauf vor- 
bereitet, Kostennachteile hin- 
zunefamen, um qualitative Vor- 
teile, wie angenehmes Klima 
und gute allgemeine Lebensbe- 
dingungen, in Anspruch 
nehmen zu können. 

Die Zunahme von Tätigkeiten 
im Bereich der Fertigung und 
der Dienstleistungen, die hoch- 
qualifiziertes Fachwissen erfor- 


dern, hat die Qualifizierung des 
Personals zu einer Frage ersten 
Ranges für die Unternehmen 
gemacht. HochquaJifzierte und 
erfahrene Belegschaften sind 
eine Schlüsselressource für 
moderne Unternehmen und 
ihre Vorliebe für bestimmte 
Wohnorte übt bei den Standort- 
entscheidungen der Unterneh- 
men immer mehr Einfluß aus, 
wobei Gebiete mit attraktiven 
Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen ohne Umweltbelastung 
hohe Priorität genießen. 

Unternehmen erkennen auch, 
daß diese Faktoren einen gün- 
stigen Einfluß auf Kunden 
haben können 5 . 

Derartige Überlegungen 

spielen beim Wirtschafts- 
wachstum im südlichen Bogen 
von Mittelitalien über Süd- 
frankreich nach Nordspanien 
eine Rolle. In diesen Regionen 
liegen die Löhne und Grund- 
stückspreise um 30% unter 
denen im nördlichen Kem der 
Gemeinschaft. Verbesserte 
Verkehissysteme dürften viel 
dazu beitragen, diese Regionen 
— Toskana, Burgund und die 
Gebiete um Barcelona und 
Marseille — für bestimmte In- 
dustriezweige, bei denen Ko- 
stenfragen eine besonders 
große Rolle spielen, attraktiv 
zu machen. 

Das allgemeine wirtschaftliche 
Klima ist ein Schlüsselfaktor 
für die Zunahme von mobilen 
Investitionen. Mit einem 
höheren Wirtschaftswachstum 


gehen ein Rückgang von Be- 
triebsschließungen und eine 
höhere Rate von Neugründun- 
gen und Becriebsverlegungen 
einher. Durch die Vollendung 
des Binnenmarktes wird das 
BIP der Gemeinschaft mittel- 
fristig um schätzungsweise 4- 
5 % zunehmen, und es werden 
fast 2 Millionen neue Arbeits- 
plätze geschaffen werden. Die 
Bedeutung des Binnenmarktes 
für die einzelnen Regionen 
wird jedoch von der Wettbe- 
werbsfähigkeit ihrer Wirtschaft 
abhängen und davon, wie sie 
alle speziellen Vorteile, die sie 
besitzen, zu nutzen wissen. Ge- 
nerell dürften die Anpassungs- 
und Umstrukturierungsproble- 
me in den Sektoren und Regio- 
nen am größten sein, die bisher 
von durch nichttarifäre Hemm- 
nisse und nationale Wettbe- 
werbsschutzmaßnahmen ge- 
kennzeichneten Märkten 
abhängig waren. 

Die mögliche Erweiterung der 
Gemeinschaft dürfte auch die 
Standortwahl beeinflussen. Das 
nördliche Kemgebiet könnte 
sich nach dem Beitritt der 
skandinavischen Länder und 
vielleicht einiger der seit 
kurzem unabhängigen balti- 
schen Staaten nach Norden hin 
ausdehnen, was besonders gün- 
stige Auswirkungen für Däne- 
mark und Norddeutschland 
nach sich ziehen würde, 
wärend der Beitritt von Öster- 
reich das südliche Kemgebiet 
erweitern würde. Die künftige 
Entwicklung im ehemaligen 
Ostblock könnte auch vor 


59 


Drucksache 1 2/4640 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Produktion und Standorte 


allem den benachbarten Regio- 
nen im südlichen Kemgebiet 
zugute kommen, insbesondere 
denjenigen, die über gute Ver- 
kehrsverbindungen verfügen. 


Standortwahl 
nach Unterneh- 
mensbereich und 
Wirtschaftszweig 

Das Standortverhalten der 
Unternehmen kann sowohl im 
Hinblick auf den Untemeh- 
mensbereich (Zentrale, FuE, 
Montage — bei denen Kapi- 
talzuflüsse von außen ein 
wichtiger Faktor sind — , Ver- 
trieb usw.) als auch auf den 
Wirtschaftszweig hin unter- 
sucht werden. Im folgenden 
werden die Haupttendenzen 
aus beiden Blickwinkeln be- 
trachtet. Angesichts der 
großen Zahl wirtschaftlicher 
Aktivitäten, die hierbei be- 
rücksichtigt werden könnten, 
beschränkt sich die Analyse 
auf je zwei Wirtschaftszweige 
im verarbeitenden Gewerbe: 
Textil-, Bekleidungs- und 
Schuhindustrie (ein traditio- 
neller Wirtschaftszweig, der 
sich in einem umfassenden 
Umstrukturierungsprozeß be- 
findet) sowie die Elektronik- 
und Infoimationstechnologie 
(ein neuer Wachstumsbe- 
reich) und zwei Sektoren, die 
für die zunehmende Bedeu- 
tung des Dienstleistungssek- 


tors repräsentativ ist: Finanz- 
dienstleistungen und Frem- 
denverkehr. 

Die Investitionen von Drittlän- 
dern in der Gemeinschaft 
werden angesichts ihrer beson- 
deren Bedeutung getrennt be- 
handelt 


Funktionen 


Zentralen 


Es ist unwahrscheinlich, daß 
sich die Standorte der europä- 
ischen Zentralen wesentlich 
ändern werden. Die Bedeu- 
tung, die den direkten Kontakt- 
möglichkeiten zukommt, bringt 
mit sich, daß sich die Zentralen 
weiterhin auf die Entschei- 
dungszentren für Wirtschaft, 
Politik und Verwaltung in den 
Ballungsgebieten in Deutsch- 
land, den Benelux-Staaten, 
London und um Paris verteilen 
werden. 

Als Folge der bevorstehenden 
Vollendung des Binnenmarktes 
und der wachsenden Intematio- 
nalisiemng beginnen die Un- 
ternehmen, Managementfunk- 
tionen zu konzentrieren, um 
eine größere Leistungsfähigkeit 
und die Senkung der Kosten zu 
erreichen. Hierzu gehört die 
Beseitigung von Doppelauf- 
wendungen, z.B. für Büroräu- 
me, Computer und Rechtsbera- 
tung. Zugleich beginnen einige 


amerikanische Unternehmen 
damit, bestimmte Manage- 
mentfunktionen in ihre europä- 
ischen Filialen zu verlagern. 

Diese Entwicklungen erfordern 
leistungsfähige internationale 
Verkehrs- und Telekommuni- 
kationsverbindungen, eine 
wettbewerbsfreundliche Be- 
steuerung, hochqualifizierte 
Arbeitskräfte und zentrale 
Standorte und werden sich 
daher weiter auf die Ballungs- 
zentren konzentrieren. Die 
hohen Gnmdstückspreise und 
Arbeitskosten in diesen Regio- 
nen begünstigen jedoch eine 
Verlagerung der nachgeord rie- 
ten Tätigkeiten ohne direkte 
Kundenkontakte in Gebiete au- 
ßerhalb der Ballungszentren. 

Forschungs- und 
Entwicklungszentren 

In der Vergangenheit fanden 
die FuE-Aktivitäten größten- 
teils in unmittelbarer Nähe zum 
Hauptsitz der Unternehmen 
statt, um so einen direkten 
Kontakt mit der Hauptverwal- 
tung zu gewährleisten. Es hat 
sich jedoch gezeigt, daß heut- 
zutage nur noch die sogenannte 
strategische Forschung in 
einem Zentrallaboratorium des 
betreffenden Unternehmens 
betrieben wird,, wohingegen 
sich der weitaus größte Teil^ler 
Forschung, schätzungsweise 
90%, durch eine größere Mobi- 
lität auszeichnet. Der größte 
Teil der FuE ist heute auf die 
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nördlichen Mitgliedsstaaten 
und hier auf die städtischen 
Ballungsräume konzentriert, 
auf die Gebiete in der Nähe 
von Universitäten oder bedeu- 
tenden Prcduktioosanlagen 
(z.B. Grenoble, Sophia Antipc- 
lis, Cambridge und das ftlr Bio* 
Wissenschaften wichtige 

Dreieck Hannover-Braun- 
schweig-Göttingen). In Rand- 
gebieten jedoch werden Aktivi- 
täten wie Biotechnologie, die 
nicht unbedingt ein großes Re- 
servoir an geschulten Arbeits- 
kräften und häufige Kontakte 
zu den Universitäten benöti- 
gen, durchgefilhxt (siehe 
Kasten: Forschung und Innova- 
tion). 

Vertrieb 


Da sich die Fertigung im 
Bereich der großen Unterneh- 
men immer stärker an einem 
gesamteuropäischen Maßstab 
orientiert, konzentriert sich die 
Produktion in diesen Firmen 
zunehmend auf bestimmte 
Standorte mit dem Ergebnis, 
daß die Vertriebs netze ein 
immer größeres geographi- 
sches Gebiet abzudecken 
haben. Die Vollendung des 
Binnenmarktes, die zu einer 
weiteren Zunahme des innerge- 
meinschaftlichen Handels 
führen wird, wird diese Ten- 
denzen noch verstärken. Die 
großen Unternehmen liegen in 
diesem Trend und sind dabei, 
europäische Vertriebszentren 
zu errichten, deren Standorte in 


Regionen mit guten Verbin- 
dungen und strategisch günsti- 
gen Positionen innerhalb der 
Gemeinschaft liegen. Bis jetzt 
hat diese Entwicklung vor 
allem bestimmte Kemgebiete, 
insbesondere die Niederlande, 
aber auch Teile Belgiens, 
Deutschlands und des Verei- 
nigten Königreichs, begünstigt. 

Kleine und mittlere 
Unlernehmen 


Die Wachstumsrate von Grün- 
dungen kleiner und mittlerer 
Unternehmen (KMU) war in- 
nerhalb der traditionellen Indu- 
striezentren der Gemeinschaft, 
also der alten Industriegebiete 
mit einer spezialisierten Pro- 
duktion, die jetzt im Nieder- 
gang begriffen sind, tendenziell 
niedriger 6 . Stattdessen haben 
solche Unternehmen an erster 
Stelle die großen Ballungsge- 
biete, in denen Dienstleistun- 
gen und Leichtindustrie über- 
wiegen, und an zweiter Stelle 
beispielsweise bestimmte länd- 
liche Gebiete in Südfrankreich, 
Ostengland im Vereinigten Kö- 
nigreich, Norditalien und 
Jütland in Dänemark bevor- 
zugt, in denen zuvor gar keine 
oder nur wenig Industrie vor- 
handen war. 

Die zunehmende Ausbreitung 
der KMU in den ländlichen 
Gebieten ist flir die Entwick- 
lung der wirtschaftlichen und 
sozialen Kohäsion in der Ge- 
meinschaft von besonderer Be- 


deutung. Derartige Verlagerun- 
gen hängen in starkem Maße 
von der Verfügbarkeit lei- 
stungsfähiger Verkehrs- und 
Telekommunikationssystcme 
sowie von den allgemeinen 
Rahmenbedingungen für Un- 
ternehmen ab. 


Aktivitäten 


Textil-, Bekleidungs- und 
Schuhindustrie 


Dieser traditionelle Wirt- 
schaftszweig ist für die Wirt- 
schaft der Gemeinschaft nach 
wie vor von großer Bedeutung, 
da er fast 4% des BEP und un- 
gefähr 2,5 Mio. Arbeitsplätze 
stellt Er ist besonders für den 
Süden der Gemeinschaft in 
Portugal, Griechenland, 

Spanien und Italien wichtig, 
obwohl praktisch in allen Mit- 
gliedsstaaten bedeutende Pro- 
duktionszentren für Textilien, 
Bekleidung und Schuhe beste- 
hen. 

Besonders während der Rezes- 
sion Ende der siebziger und 
Anfang der achtziger Jahre 
wurde dieser Sektor von einer 
umfassenden Umstrukturierung 
betroffen, wobei zwischen 
1980 und 1988 schätzungswei- 
se 25% aller Arbeitsplätze ver- 
loren gingen. Hiervon waren 
vor allem die Unternehmen mit 
hohen Löhnen im Norden be- 
troffen, wo es in den Basissek- 
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toren (Stapelfasern, Serienferti- 
gung von Textilien und Beklei- 
dung) zu umfangreichen Ar- 
beitsplätze insparungen kam, 
entweder durch Automat- 
isierung oder durch die Verla- 
gerung der Produktion in Bil- 
ligloholänder außerhalb der 
Gemeinschaft, z.B. in den 
Femen Osten. 

Mit der wirtschaftlichen Erho- 
lung in der zweiten Hälfte der 
achtziger Jahre nahm die Er- 
zeugung in den Ländern der 
Gemeinschaft mit niedrigeren 
Löhnen (z.B. Spanien und Por- 
tugal) einen neuen Auf- 
schwung. Gleichzeitig konnten 
die traditionellen Erzeuger in 
den Gebieten mit höheren 
Löhnen ihre Position durch den 
Einsatz von Spitzentechnolo- 
gien oder durch die Verlage- 
rung der Produktion hin zu 
speziellen modischen Produk- 
ten festigen. Im letztgenannten 
Bereich sind die meisten Her- 
steller in Manchester, Leeds, 
im Gebiet westlich von Rhein 
und Ruhr, südlich von Stutt- 
gart, nördlich von München 
sowie in Paris, Lyon, Bologna, 
Florenz und Rom an zu treffen. 

Die Verlangsamung des Wirt- 
schaftswachstums zu Beginn 
der neunziger Jahre führt zu 
weiteren Umstnikturierungs- 
m aßnahmen in diesem Sektor. 
Hierzu gehört eine weitere 
Verlagerang der Produktion in 
Billiglohnländer außerhalb der 
Gemeinschaft, vor allem nach 
China und hin zu neuen asiati- 
schen Zulieferern in Bangla- 


desch, Malaysia, Indonesien, 
Sri Lanka, Pakistan, Singapur 
und Mauritius. Durch die Fort- 
schritte in der Telekommunika- 
tions- und Computertechnolo- 
gie kommen zunehmend auch 
sehr weit entfernte Standorte io 
Frage. So können z.B. die Ent- 
würfe von Kleidungsstücken 
von den europäischen Zentra- 
len direkt auf die Bildschirme 
in, sagen wir Asien, übertragen 
werden, die ihrerseits mit 
CAD/CAM- Anlagen für den 
Zuschnitt verbunden sind. Zu- 
künftig weiden die Länder in 
Mittel- und Osteuropa eben- 
falls neue Standorte mit niedri- 
gen Kosten für die Textilpro- 
duktion bieten, die erheblich 
näher zu den Märkten der Ge- 
meinschaft liegen. Portugal, 
wo rund 200.000 Personen in 
diesem Sektor mit einem 
Anteil von 15% am BEP be- 
schäftigt sind, ist gegenüber 
diesen Veränderungen beson- 
ders anfällig. 

Große Bedeutung kommt auch 
der Regelung zu, die dem Mul- 
tifaserabkommen, in dessen 
Rahmen die EG mit 22 
Ländern bilaterale Abkommen 
über Importkontrollen abge- 
schlossen hat, folgt. Eine Lok- 
kerung der Importquoten 
würde für die Erzeuger in der 
Gemeinschaft eine weitere Be- 
drohung daistellea 

Angesichts der wachsenden 
Herausforderungen für die Ba- 
sissektoren der Textil- und Be- 
kleidungsindustrie in der Ge- 
meinschaft, die unter zuneh- 


mender Bedrohung stehen, ist 
es für die Erzeuger in der 
ganzen Gemeinschaft ange- 
zeigt, sich auf das Design, Ex- 
klusivmodelle und andere spe- 
zielle Bereiche zu konzentrie- 
ren. Die italienischen Herstel- 
ler haben diesen Weg bereits 
eingeschlagen, und sie haben 
so auch mit die größten Erfolge 
in der Gemeinschaft aufzüwei- 
sen. 


Hightech-Industrie 

Nach neuesten Schätzungen 
trägt die Elektronik- und Infor- 
mationstechnologieindustrie 
ungefähr 5% zum BIP der Ge- 
meinschaft bei. Während der 
achtziger Jahre nahm dieser 
Anteil um jährlich 15% zu, und 
es wird erwartet, daß er weiter- 
hin stark wachsen wird. Da 
sich diese Entwicklung voraus- 
sichtlich fortsetzen wird, dürfte 
er sich bis zum Ende diesen 
Jahrzehnts auf 10% verdoppelt 
haben, womit bedeutende 
Wirtschaftszweige wie die che- 
mische und die Autoindustrie 
überflügelt wären. In organisa- 
torischer Hinsicht zeichnet sich 
dieser Industriezweig durch 
äußerst große, multinationale 
Gesellschaften aus, anderer- 
seits aber auch durch eine Viel- 
zahl kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen einschließlich 
Kleinstuntemehmen von teil- 
weise nur ein oder zwei Perso- 
nen, die zu einem guten Teil zu 
dem unternehmerischen „Flair* 4 
und dem innovatorischen Geist 
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dieses Industriezweiges beige- 
trageQ haben. 

Die Industrie in der Gemein- 
schaft sieht sich in diesem 
Sektor einer starken Konkur- 
renz aus Japan und den USA 
aus gesetzt. Die Vollendung 
des Binnenmarktes wird die 
Möglichkeiten für das Wachs- 
tum einer „europäischen“ In- 
dustrie verbessern, die mit 
Hilfe einer Reihe von unter- 
stützenden Maßnahmen in 
den Bereichen FuE, Ausbil- 
dung, durch den Einsatz von 
Netzwerken und neuen Tech- 
nologien diesen Herausforde- 
rungen wirkungsvoll begeg- 
nen kann. 

Gemeinsames Merkmal der 
verschiedenen, unter dem 
Begriff Hightech-Industrie zu- 
sammengefaßten Wirtschafts- 
tätigkeiten ist die Bedeutung 
von Forschung und Innovatioa 
Demzufolge ist dieser Indu- 
striezweig ganz besonders auf 
hochqualifizierte Fachleute an- 
gewiesen. Gegenwärtig sind 
schätzungsweise 800.000 gut 
ausgebildete Fachkräfte in 
diesem Bereich beschäftigt. 
Angesichts ihrer relativen 
Knappheit haben sie mehr Frei- 
heit, durchzusetzen, wo sie ar- 
beiten wollen, was zur Verstär- 
kung der Position von 
etablierten Hightech-Zentren 
geführt hat, die in attraktiven 
Gegenden angesiedelt sind. 

In der Zukunft könnte die 
weiter fortschreitende wirt- 
schaftliche Integration Europas 


dazu führen, daß einige Unter- 
nehmen ihren Blick über die 
nationalen Grenzen hinaus auf 
die europäischen „sunbelts“ 
richten müssen, um den Präfe- 
renzen ihres Fachpersonals be- 
züglich des Wohnortes Rech- 
nung zu tragen. Dies könnte 
den Schwerpunkt der 
Hightech-Industrie nach Süden 
verlagern und die Position von 
Wachstumsregionen wie 

Rhone-Alpes, Lombardei, Va- 
lencia, Bayern und den land- 
schaftlich reizvollen Gebiete 
an der Atlantikküste weiter 
stärken. 


Finanzdienstleistungen 

1987 trugen Finanzdienstlei- 
stungen rund 7% zur Beschäf- 
tigung und zum BIP in der 
Gemeinschaft bei. Zu Beginn 
der neunziger Jahre scheint 
der Sektor nach dem schnel- 
len Wachstum in den achtzi- 
ger Jahren in eine Phase der 
Konsolidierung getreten zu 
sein. Hinsichtlich der künfti- 
gen Entwicklung ist zwischen 
den speziellen Untemehmens- 
dienstleistungen (Geschäfte 
der Gesellschaften, Geschäfte 
zwischen Kreditinstituten, 
Wertpapiergeschäfte und in- 
ternationale Dienstleistungen) 
einerseits und Dienstleistun- 
gen für private Haushalte an- 
dererseits zu unterscheiden 
(Karte 11). 

Die Vollendung des Binnen- 
marktes im Bereich der Finanz- 


dienstleistungen dürfte bei den 
Spezialmärkten kurzfristig zu 
einer weiteren Konzentration 
führen. Geographisch gesehen 
bedeutet dies die Sicherung der 
Position der bereits bestehen- 
den großen Finanzzentren von 
London, Paris, Frankfurt und 
Amsterdam. Doch gibt es auch 
gute Chancen für die Entwick- 
lung einer südlichen Achse 
Mailand-Madrid für spezielle 
Finanzdienstleistungen, wobei 
die spanischen Banken auch an 
der raschen Ausdehnung dieses 
Marktes im benachbarten Por- 
tugal beteiligt sind. Für andere 
Finanzzentren wie Dublin, 
Brüssel, Kopenhagen, Luxem- 
burg, Edinburgh, Lissabon und 
Athen könnten sich Wachs- 
tumschancen durch die Spezia- 
lisierung in Nischenmärkte ent- 
wickeln. 

Bei den Groß- und Einzelkun- 
dengeschäften der Banken 
haben die Entwicklungen bei 
der Telekommunikation und 
den Computemetzwerken zu 
einer größeren Mobilität 
geführt. Die interne Betriebs- 
abwicklung wurde in abgele- 
genere Zonen verlagert, in 
denen reichlich Arbeitskräfte 
vorhanden sind und Mieten 
und sonstige Kosten niedriger 
liegen. Durch den Einsatz von 
Femarbeit ergeben sich 
weitere Möglichkeiten, so daß 
Kontenführung, Abrechnun- 
gen, Bearbeitung von Versi- 
cherungsfällen usw. selbst in 
abgelegeneren ländlichen Ge- 
bieten abgewickeli werden 
können. 
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The importance of employment in financial Services, 1989 
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Fremdenverkehr 


In der Vergangenheit war der 
Fremdenverkehr einer der Sek- 
toren mit dem größten Wachs- 
tum in der Gemeinschaft, und er 
wird auch in den neunziger 
Jahren beträchtlich zur gesamt- 
wirtschaftlichen Leistung und 
Beschäftigung beitragen. Im 
Jahre 1989 entfielen mnd 5% 
des BIP der Gemeinschaft und 
6% des Wachstums der Gesamt- 
beschäfügung auf den Fremden- 
verkehr. Doch ist dieser Sektor 
für die einzelnen Mitgliedsstaa- 
ten von höchst unterschiedlicher 
Bedeutung und konzentriert sich 
hauptsächlich auf den Süden. Er 
ist vor allem für die Mittelmeer- 
länder wichtig und macht in 
Spanien und Frankreich über 9% 
des jeweiligem BIP und 10% 
bzw. 7% der Gesamtbeschäfti- 
gung aus. In Portugal liegt sein 
Anteil am BIP und an der Be- 
schäftigung bei 6% bzw. 8,5%, 
in Griechenland in beiden Berei- 
chen bei jeweils 7%. 

Die ständige Zunahme an ver- 
fügbarem Einkommen wird zu 
einer verstärkten Nachfrage 
führen, und zwar besonders 
dort, wo komplementäre Inve- 
stitionen in Verkehrsverbm- 
dungen und in die Fremdenver- 
kehrszentren durchgefühlt 
werden. 

Zukünftige Wachstumsmöglich- 
keiten dürften in der Verbesse- 
rung der Qualität und der Ver- 
fügbarkeit von Fremdenver- 
kehiseiruichtungen liegen, um 


eine gleichmäßigere geographi- 
sche Ausbreitung und eine Ver- 
ringerung der Saisonschwankun- 
gen zu erreichen. Dies gilt für 
die nördlichen Regionen der Ge- 
meinschaft im Hinblick auf den 
Zuwachs von Kurzurlauben, 
Konferenzzentren und weiteres 
und auch für den Süden, bei- 
spielsweise im Hinblick auf die 
Zunahme von Winterurlauben in 
Orten, in denen das Klima ver- 
gleichsweise günstig ist 


Direktinvestitionen 
in der 

Gemeinschaft 

Seit dem Zweiten Weltkrieg 
waren in Europa beträchtliche 
Kapitalzuflüsse, die durch finan- 
zielle Anreize, die Verfügbarkeit 
qualifizierter Arbeitskräfte, den 
Zugang zum europäischen 
Markt gute Verkehisverbmdun- 
gen und günstige Steuerregelun- 
gen motiviert waren, zu ver- 
zeichnen. In letzter Zeit sind die 
Direktinvestitionen japanischer 
Unternehmen immer bedeuten- 
der geworden. An der gegen- 
wärtigen Verteilung der Investi- 
tionen, die zu einem Drittel in 
das Vereinigte Königreich 
fließen, das den amerikanischen 
Unternehmen vergleichbare kul- 
turelle und sprachliche Bedin- 
gungen bietet, wird sich voraus- 
sichtlich wenig ändern. Der 
nächstgrößte Kapitalimporten 
ist Deutschland (Baden- Würt- 


temberg und Bayern verdrängen 
gerade Nordrhein -Westfalen 
vom ersten Platz) und die Nie- 
derlande (Brabant/Limburg). 

Die Investitionen ausländischer, 
insbesondere japanischer Unter- 
nehmen in die Gemeinschaft 
dürften künftig noch zunehmea 
Bereits zwischen 1986 und 1989 
haben die japanische Investitio- 
nen im verarbeitenden Gewerbe 
(mit 147 in Betrieb genomme- 
nen Anlagen) damit begonnen, 
dem traditionell größten Inve- 
stor, den USA (174 Anlagen), 
den ersten Platz streitig zu 
machea Noch wichtiger dürfte 
sein, daß durch die japanischen 
Investitionen 23.000 neue Ar- 
beitsplätze geschaffen wurden 
gegenüber 17.500 in den neuen 
amerikanischen Anlagen. 

Bei den japanischen Investitio- 
nen spielen eine Reihe realer 
oder vermeintlicher Faktoren 
eine Rolle, wie zum Beispiel: 

• die Fehleinschätzung hin- 
sichtlich einer „Festung 
Europa* 4 ; 

• der Wunsch, einen fremden 
Markt von innen kennenzu- 
lernen, um dadurch die Be- 
dürfnisse der Verbraucher 
besser verstehen und ihnen 
verbesserte Dienstleistun- 
gen und Unterstützung an- 
bieten zu können; 

• der Wunsch, an internatio- 
nale wissenschaftliche 
Netzwerke angeschlossen 
zu werden; 
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• der Druck der Regierungen 
der Gastländer auf japani- 
sche Unternehmen, mehr 
Entwicklungsarbeit vor Ort 
durchzu führen; 

• die Forderungen bestimm- 
ter Interessengruppen in der 
Gemeinschaft, den lokalen 
Anteil an den in Europa 
verkauften Produkten zu 
erhöhen. 

Zwar fließt der größere Teil 
dieser Investitionen in das euro- 
päische Kemgebiet, doch haben 
auch bestimmte Randgebiete 
einen beachtlichen Anteil davon 
auf sich gezogen. Beispiele 
hierfür sind Irland, Schottland 
und Wales für die Elektronikin- 
dustrie und Südeuropa für die 
Autoindustrie. In Portugal und 
Spanien sind die Investitionszu- 
flüsse meist europäischen Ur- 
sprungs. Bisher haben sich Be- 
fürchtungen der südeuropä- 
iscben Länder, daß sich die In- 
vestitionen mit der Öffnung der 
mittel- und osteuropäischen 
Märkte dorthin verlagern 
würden, als unbegründet erwie- 
sen. 


Regionale 

Auswirkungen 


Die große Vielfalt der Anfor- 
derungen an Standorte für 
große und kleine Unterneh- 


men, Industrie und verschiede- 
ne Produktionsfunktionen hat 
in einer jüngeren Studie über 
die Attraktivität europäischer 
Regionen für Untemehmensin- 
vestitionen zu der Schlußfolge- 
rung geführt, daß alle Regio- 
nen über das Potential 
verfügen, Investitionen anzu- 
ziehen 7 . 

Das Standortverhalten der Un- 
ternehmen wird sich zumindest 
kurzfristig durch einen gewissen 
Grad an Konservatismus und 
Unbeweglichkeit auszeichnen, 
wodurch die zentralen Regionen 
der Gemeinschaft, auf die sich 
das Wirtschaftsleben ohnehin 
konzentriert, bevorzugt werden. 
Die Analyse nach Aufgabenbe- 
reichen, wirtschaftlichen Aktivi- 
täten und ausländischen Investi- 
tionen ergibt ein kompliziertes 
Bild der Tendenzen sowohl hin 
zu einer größeren Konzentration 
als auch zu einer Dezentralisie- 
rung. Insgesamt ist jedoch fest- 
zustellen, daß der Anteil an po- 
tentiell mobiler Beschäftigung 
gestiegen ist, und daß sich 
während des letzten Jahrzehnts 
neue Regionen der Gemein- 
schaft zu dynamischen Wirt- 
schaftszentren entwickelt haben. 

Vor diesem Hintergrund hat 
die Regionalpolitik der Ge- 
meinschaft versucht, wirt- 
schaftliche Entwicklung über 
einen Ansatz zu fördern, der 
das Erfordernis der Schaffung 
von Bedingungen für neue 
wirtschaftliche Aktivitäten 
(z3. Bereitstellung von Infra- 
strukturen — siehe Kasten in 
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Abschnitt B: Infrastruktur und 
die Strukturfonds — und Aus- 
bildungseinrichtungen — siehe 
Kasten: Aus- und Fortbildung) 
mit der direkten Unterstützung 
von Unternehmen (siehe 
Kasten: Produktivinvestitionen 
und die Strukturfonds) in ein 
Gleichgewicht bringt. 

Weiterhin haben die Regionen 
selbst die wichtige Aufgabe, ihre 
natürlichen Gegebenheiten mög- 
lichst vorteilhaft darzustellen 
und zu zeigen, daß die für das 
Gedeihen neuer Unternehmen 
erforderlichen Dienstleistungen 
vorhanden sind. Gute soziale 
und Freizeiteinrichtungen sowie 
günstige Verbindungen sind 
wichtige Anreize für qualifizier- 
te Arbeitskräfte aus anderen Ge- 
bietern Einer professionellen, gut 
informierten Öffentlichkeitsar- 
beit könnte eine ebenso große 
Bedeutung zukommen wie fi- 
nanziellen Anreizen, wenn es 
darum geht, langfristige Investi- 
tionen anzuziehen, aus denen die 
betreffende Region anhaltenden 
Nutzen zu ziehen vermag. Auch 
könnte die Gemeinschaft die 
Verstärkung weiter integrierter 
Formen der Unterstützung ins 
Auge fassen, wobei Zuschüsse 
zu Kapitalinvestitionen nur eine 
der Möglichkeiten wären, um 
die Rahmenbedingungen fllr 
Unternehmen einschließlich 
Freizeit- und Erholungseinrich- 
tungen in den schwächeren Re- 
gionen zu verbessern einschließ- 
lich der Bedingungen, die 
erforderlich sind, um qualifizier- 
te Arbeitskräfte anzuziehen und 
am Ort zu halten. 
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Fußnoten 

1 DU folgende Analyse beruht auf den vorläufigen Ergebnissen der Studie von NEU Emst and Young (1991), 
„New location faciorsfor Industries and Services". Die Studie wurde von der Europäischen Kommission finan- 
ziert. 

2 Siehe auch Nam C . W. et dl (2991 ), „The competitiveness of EC regions in the nineties . An evaluation of eslab- 
l'tshed and up-coming EC regions“, in: Kemmel P. (ed), „ The single European market in the nineties". IFO In- 
stitute, München. 

3 Eurostat 

4 NEUEmst and Young (1991) op. dt. 

5 Siehe auch Massey D. (1984) .^Spatial division of labour. Social structures and the geography qf production“ , 
MacmiUan . 

6 Keeble D. and Wever E. (1986) jNew firms and regional development in Europe Croom Helm. 

7 Emst and Young (1 991) „The regions of Europe, a comparative review of their attractiveness to corporate Inve- 
stors". 
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und räumlicher 
Zusammenhalt 
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Eine Reihe von Faktoren ruft zusammengenommen eine nie zuvor beobachtete 
Nachfrage nach Verkehrsleistungen hervor: die Vollendung des einheitlichen 
Binnenmarktes , das Wachstum des Dienstleistungsbereiches , neue Beziehungen 
zwischen der Gemeinschaft und den Staaten der EFTA sowie Mittel - und Osteu- 
ropas. Das Verkehrssystem der Gemeinschaft ist zunehmend außerstande , dies 
alles zu bewältigen. In den hochentwickelten Stadtregionen des Nordens ist die 
Verkehrsüberlastung zur Gewohnheit geworden. Maßnahmen zur Erleichterung 
der Verkehrsströme mögen zwar kurzfristig wirksam sein, längerfristige Lösun- 
gen aber müssen die Entwicklung eines gemeinschaftsweit integrierten Ver- 
kehrsnetzes einbeziehen. Gegenwärtig sind die Verkehrsanbindungen der 
südlichen Randgebiete und Irlands unzureichend. Transeuropäische Verkehrs- 
netze bilden die Ausgangsbasis für die zukünftige Entwicklung von Hochge- 
schwindigkeit sverbindungen. Verknüpfungspunkte zwischen den verschiedenen 
Verkehrsträgern einschließlich der Entwicklung der Häfen sind erforderlich, 
um die Randgebiete an das Hochgeschwindigkeitsnetz anzuschließen. Investitio- 
nen für neue Verbindungen innerhalb der Regionen werden ebenfalls ge- 
braucht, um sicherzustellen , daß die Vorteile aus den Verbesserungen der 
Verkehrssysteme auch in der Fläche genutzt werden können und nicht auf die 
wirtschaftlichen Zentren entlang der Hochgeschwindigkeitskorridore konzen- 
triert bleiben. 


Die Leistungsfähigkeit des 
Verkehrssystems ist für den 
europäischen Integraiioospro- 
zeß von entscheidender Be- 
deutung. Sie spielt bei den 
Bemühungen zur Modernisie- 
rung und Verbesserung der 
Infrastruktur in den Randge- 
bieten der Gemeinschaft, zur 
Verringerung der zunehmen- 
den Überlastung in den zen- 
tralen Regionen und zur Ver- 
besserung der Verbindungen 
zwischen dem Zentrum und 
den Randgebieten eine wich- 
tige Rolle. 


Verkehr: 

Trends der 
Vergangenheit 

Die Nachfrage nach Transport- 
leistungen wächst stetig 1 . Die 
Daten (Schaubild 7) zeigen, 
daß ihr Umfang in den letzten 
Jahren mit jährlich nahezu 5% 
schneller als die Gesamtwirt- 
schaft (3.1% jährlich) gewach- 
sen ist. Eine Reihe von Fakto- 


ren hat zu diesem vergleichs- 
weise starken Wachstum bei- 
getragen: 

• die zunehmende Mobilität 
von Gütern und Personen, 
die das Ergebnis der wach- 
senden Integration der Ge- 
meinschaft ist, und die 
anstehende Vollendung des 
einheitlichen Binnenmark- 
tes; 

• der wirtschaftliche Struk- 
turwandel der Gemein- 
schaft und insbesondere die 
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Zunahme von Dienstlei- 
stungen wie dem Touris- 
mus; 

• die Tendenz in Richtung 
auf eine Reduzierung der 
Lageihaltung zugunsten der 
auf , just in time“ beruhen- 
den Produktionsverfahren. 


Gütertransport 


Der Güterverkehr in der Ge- 
meinschaft beläuft sich gegen- 
wärtig auf ca. 1.000 Mrd. t/km, 
30% davon zwischen Mit- 
gliedsstaaten. 1987 wurden 
40% des Gütertransports über 
die Straße, 25% über Flüsse 
oder Kanäle, 12^15% über die 
Schiene und der Rest als See- 
verkehr oder über Pipelines 
(Gas und Öl) abgewickelt 73% 
des Güterverkehrs auf dem 
Wasserweg entfielen auf den 
Verkehr zwischen den einzel- 
nen Ländern gegenüber 25% 
der Schienentransporte und nur 
12% der Straßentransporte. Ein 
Drittel aller zwischenstaatli- 
chen Gütertransporte und 
damit das Doppelte der Schie- 
nentransporte wurde über den 
Seeweg abgewickelt. 

Der Verkehr findet überwie- 
gend in und um die Kemgebie- 
te der Gemeinschaft, im Verei- 
nigten Königreich, Deutsch- 
land, Frankreich und den Bene- 
luxstaaten, statt und ist dort 
eher international ausgerichtet 
(Karte 12). Im Gegensatz dazu 
vereinigen Dänemark, Irland, 


Portugal und Griechenland nur 
3-5% des zwischenstaatlichen 
Verkehrs auf sich. Die Hälfte 
des europäischen Seetransports 
l>estehi aus Frachtbewegungen 
zwischen dem Vereinigten Kö- 
nigreich und dem Kontinent. 

Im gesamten Westeuropa stieg 
der Güterverkehr von 1970 bis 
1988 um 50% mit einer durch- 
schnittlichen Wachstumsrate 
von wenig über 2%. Während 
der See- und Schienentransport 
wenig oder kein Wachstum 
aufwies, stieg der Gas- und Öl- 
transport durch Pipelines er- 
heblich und der Straßentrans- 
port verdoppelte sich mit einer 
durchschnittlichen Wachstums- 
rate von 3,5%. Bei allen Trans- 
portarten wuchs der zwischen- 
staatliche Transport schneller 


als die Gesamtheit aller Trans- 
porte. 

Personentransport 

Der Personentransport hängt 
stark von der Straße ab. Von 
geschätzten 100 Mio. jährlich 
die Grenzen zwischen Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft 
überschreitenden Reisen, ein- 
schließlich Schweiz und Öster- 
reich, werden 45% mit privaten 
Kraftfahrzeugen, 10% mit 
Bussen, 30% mit Flügen und 
8% mit Zügen bestritten. 70% 
der Reisen sind Freizeitreisen. 
14% dienen geschäftlichen 
Zwecken, und der Rest erfolgt 
aus anderen Gründen wie Ver- 
wandten- oder Schulbesuch. 



I£uft>p*::We4ttun>p< Jug-wrUwwt undtfttpfcef 
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Motor Traffic on Main International Arteries (1985) 
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Principal Airports, Aircraft Movements, 
Passengers and Freight Handled (1989) 
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(Die wichtigsten Reiseströme 
— ungefähr 45% — treten 
zwischen Frankreich und 
Italien, Frankreich und 
Belgien, Frankreich und 
Deutschland sowie zwischen 
Deutschland und Italien auf. 
Diese Ströme folgen meistens 
Nord-Süd-Achsen. 

Vermutlich wächst der Perso- 
menveTkeiir geringfügig 
schneller als der Güterver- 
kehr. 'Weiterhin ist das 
'Wachstum des Personenver- 
kehrs stetiger und weniger an- 
(fällig gegenüber Schwankun- 
gen der wirtschaftlichen Akü- 
-vritrlt. Tn der langfristigen Per- 
spektive wurde das Wachs- 
tum durch Freizeitreisen und 
Pendler gestützt mit einer im 
Vergleich zu Bussen oder 
Zügen zunehmenden Nutzung 
privater Kraftfahrzeuge* 


Geographische 

Auswirkungen 

Qhetlasumg in 
dsn Kemgebleten 

Es äst jnnzunehmen, daß die 
Txanspoitnachfrage im näch- 
sten Jahrzehnt weiter wachsen 
wird. Der Güterverkehr wird in 
den neunzigeT Jahren "voraus- 
sichtlich um 5 % jährlich an- 
stei^n. Hinsichtlich des Perso- 
nenverkehrs wird geschätzt, 
daß sich das Wachstum in 


Nord- und Mitteleuropa mit 
2 % pro Jahr und in Südeuropa 
mit 3 bis 4% pro Jahr fortsetzt. 
Bei Passagierfltlgen wird in 
diesem Jahrzehnt ein jährliches 
Wachstum von 5 bis 7% erwar- 
tet (Kaite 13). 

Eine Kombination von zuneh- 
mendem Transporrvolumen 
und unzureichenden Investi- 
tionen in neue Infrastruktur 
hatte eine steigende Überla- 
stung im Umfeld der dicht be- 
völkerten Keragebiete der 
Gemeinschaft zur Folge. Der 
Druck ist besonders groß um 
die großen Industriegebiete, 
in den städtischen Ballungs- 
räumen und den Verkehrskor- 
ridoren, die diese Zentren 
miteinander verbinden. Ge- 
bieten wie den Ballungszen- 
tren Rhein-Ruhr, Groß- 
London, Randstad, Ile de 
France, München, Mailand 
oder Madrid geht der Ruf 
schwerwiegender Überlastung 
voraus. Obwohl es klare An- 
zeichen dafür gibt, daß sich 
die Kapazität des europä- 
ischen Transportsystems in 
den Kemgebieten der Sätti- 
gung nähert, wird es zuneh- 
mend schwieriger, neue Flug- 
häfen, Autobahnen und Eisen- 
bahnstrecken zu bauen, um 
der steigenden Nachfrage zu 
begegnen. Dies ist auf die fi- 
nanziellen Zwangslagen, ver- 
bunden mit Auflagen hin- 
sichtlich der Ökologie und 
des Landschaftsschutzes, zu- 
rückzuführen. Zwischen 1975 
und 1984 ist das Transportvo- 
lumen um 25% gestiegen und 


das Investitionsvolumen um 
22% gefallen 2 . Der Bau einer 
Stadtautobahn kostet bei- 
spielsweise zehn- bis dreißig- 
mal mehr als in einem ländli- 
chen Gebiet. Ohne Abhilfe 
werden die großen Wirt- 
schaftszentxen zunehmend 
schwerer ereichbar sein. 


Mögliche Maßnahmen, 
um den Verkehrsfluß 
zu verbessern 

Angesichts der nicht ausrei- 
chenden Verkehrsinfrastruktur 
in den überlasteten Gebieten, 
des Verkehrswachstums und 
des zunehmenden öffentlichen 
Widerstandes gegenüber neuen 
Projekten in diesen Gebieten 
muß die Suche nach alternati- 
ven Lösungen im nächsten 
Jahrzehnt intensiviert werden 3 . 
Eine Reibe von Maßnahmen 
werden in Betracht gezogen. 

Alternative Verkehrswege 
könnten geplant werden, um 
die existierenden Straßen- oder 
Schienenverbindungen zu ent- 
lasten. Sie könnten auf europä- 
ischem Niveau implementiert 
werden durch die Förderung 
von Investitionen, die diese 
Funktionen erfüllen und zu- 
sätzlich weniger entwickelte 
Gebiete unterstützen. Der Bau 
von zusätzlichen Alpenüber- 
gängen, die Durchquerung des 
Massif Central in Frankreich 
als Alternative zur Fahrt durch 
das Rhonetal und Verkehrswe- 
ge auf beiden Seiten des 
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Rheintals sind Beispiele für 
Projekte, die zur Verbesserung 
des Verkehrsnetzes in der Ge- 
meinschaft beitragen könnten. 

Die Verbesserung des Ver- 
kehrsflusses ist eine bis jetzt 
noch ungenügend erforschte 
Option. Dieser Typ von 
Lösung kann verschiedene 
Formen annehmen, die von 
der Regulierung von Ver- 
kehrsströmen bis zur Ent- 
wicklung eines integrierten 
Verkehrssystems reichen. 

Technische Konzepte, um 
Güter oder Personen mit zu- 
nehmender Geschwindigkeit 
in großen Mengen zu trans- 
portieren, gibt es im Über- 
fluß. Mögliche Maßnahmen 
schließen den Einsatz von 
Verkehrsm anagementsystem- 
en wie die Drive/RDS-Tech- 
nologie, ein einheitliches 
Kontrollsystem für den Luft- 
verkehr oder ein europäisches 
Kontroll- und Steuerungssy- 
stem für das Hochgeschwin- 
digkeitszugnetz ein. Der fran- 
zösische Hochgeschwindig- 
keitszug TGV hat eine theore- 
tische Kapazität von 15.000 
Personenverkehrsstunden in 
beiden Frichtungen, dem Dop- 
pelten einer dreibahnigen Au- 
tobahn. Die „rollende Straße“ 
erlaubt den Transport einer 
mehrfachen Gütermenge auf 
der Schiene im Vergleich zur 
Straße. Dies setzt jedoch 
voraus, daß spezielle Trassen 
gebaut sind, und daß der 
Veikehr darauf konzentriert 
wird. Ein solches Verkehrssy- 


stcn; kann helfen , die Ver- 
wendung von privaten Kraft- 
fahrzeugen zu steuern, und 
dürfte für die nördlichen Re- 
gionen von Interesse sein, ins- 
besondere in deu Regionen, 
die von Schwertransporten 
durchfahren werden, da es 
weniger Schadstoffe erzeugt 
und Kosteneinsparungen er- 
möglicht. 

Vielleicht gelingt es auch, die 
Nutzung von Transportmit- 
teln und insbesondere privater 
Kraftfahrzeuge im Blick auf 
die Senkung der Nachfrage- 
spitzen und dem Druck auf 
die Kapazitäten zu steuern. 

Straßennutzungsgebühren 
waren bisher weitgehend auf 
Autobahngebühren in einigen 
Mitgliedsstaaten begrenzt. In 
städtischen Gebieten nehmen 
Nutzungsgebühien die Form 
von Parkgebühren an, die in 
stark überlasteten Gebieten 
erhöht werden und zu einer 
kürzeren Benutzungsdauer be- 
rechtigen. Städtische und re- 
gionale Behörden denken 
jedoch auch zunehmend über 
die Einführung neuer Gebüh- 
ren für die Nutzung städtischer 
Straßen nach. Die Erhebung 
von zeitlich und örtlich gestaf- 
felten Gebühren (höher 
während der Hauptverkehrszei- 
ten bzw. in den städtischen Ge- 
bieten, in denen der Strassen- 
bau teurer ist) sind mögliche 
Optionen, so lange die Straßen- 
nutzer das zugrunde liegende 
Prinzip akzeptieren. Indirekt 
werden die Kosten der Überla- 


stung so auf diejenigen übertra- 
gen, die die größten Vorteile 
aus den für die Gemeinschaft 
kostspieligsten Leistungen 
ziehen. Das kürzlich in Rand- 
stad durchgeführte Experiment 
ist jedoch nicht ermutigend, 
denn solche Maßnahmen sind 
politisch eher unpopulär. Es ist 
zwar theoretisch möglich, der 
Überlastung durch neue 
Steuern und Gebühren 
wirksam zu begegnen, doch 
müssen dafür sehr hohe Sätze 
festgelegt werden, wenn die 
Ergebnisse nicht marginal 
bleiben sollen. 

Die oben aufgeführten Maß- 
nahmen sind besonders auf 
die Lösung von Problemen 
der Verkehrsüberlastung in 
Kemgebieten der Gemein- 
schaft konzentriert. Die Auf- 
merksamkeit aber hat sich 
auch anderen Maßnahmen zu- 
gewendet, die die Ausgewo- 
genheit der Verkehrsströme 
gemeinschaftsweit direkt oder 
indirekt beeinflussen. Dazu 
zählen Maßnahmen wie die 
Angleichung der Tarifen 
und/oder Steuersätze von 
Transportmitteln, die Berück- 
sichtigung von Begleiter- 
scheinungen bei der Trans- 
portpreisbildung und der 
Beitrag der Verkehrsinfra- 
struktur zur Schaffung einer 
ausgewogeneren räumlichen 
Verteilung der wirtschaftli- 
chen Aktivitäten in der Ge- 
meinschaft. Diese Maßnah- 
men' beziehen sich auch auf 
die weiter unten diskutierte 
Lage der Randgebiete. 
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Situation der 
Randgebiete 

Trotz der zunehmenden Über- 
lastung in den Kemgebieten 
wurden bis jetzt die Investitio- 
nen in den Randgebieten 
relativ vernachlässigt. Eine 
Reihe von Faktoren sprachen 
gegen Investitionen in den 
Randgebieten: 

* erstens kann die Rentabili- 
tät von Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur in 
zentralen Gebieten, in 
denen die Überlastung 
eine unbefriedigte Nach- 
frage offenlegt, leicht 
gesehen und quantifiziert 
weiden. Investitionen in 
Randgebieten gehen der 
wirtschaftlichen Entwick- 
lung dagegen eher voran 
als ihr zu folgen, so daß 
die Nutzen, obwohl sie 
nachweisbar sind, erst 
langfristig zu Buche schla- 
gen. Dieses Verhältnis 
könnte sich jedoch im 
nächsten Jahrzehnt ver- 
schieben, wenn der Wett- 
bewerb um Rächen in den 
zentralen Gebieten 

zu nimmt und die weniger 
leicht quanüfizierbaren 
Folgekosten von Ver- 
kehrsinvestitionen, insbe- 
sondere den durch die 
Umweltverschmutzung 
verursachten, in überlaste- 
ten Gebieten ein untragba- 
res Niveau erreichen; 


• zweitens kommen besonde- 
re Probleme bei der Ver- 
besserung des Zugang zu 
Randgebieten zum Tragen, 
denn diese hängt oft von 
den Verkehrssystemen in 
anderen Ländern ab und 
von der Bereitschaft ihrer 
Regierungen, in Transitwe- 
ge zu investieren; 

♦ drittens weiden die Proble- 
me der Randlage oft ver- 
schärft durch natürliche 
Grenzen wie das Meer und 
die Gebirgsketten (Pyrenä- 
en und Alpen) oder den 
Bedarf an Transportwege 
durch Nichtmitgliedstaaten. 
Die Existenz solcher Fakto- 
ren erhöht die Kosten der 
Verbindung zwischen 
Randgebieten und dem 
Rest der Gemeinschaft. 
Dabei sind Irland und Grie- 
chenland besonders be- 
nachteiligt Die Verbindun- 
gen hin zu den Randgebie- 
ten sind gegenwärtig auch 
durch den Mangel an 
Standards, durch fehlende 
Verbindungsstücke, Eng- 
pässe und die unzureichen- 
de Modernisierung der Ver- 
kehrsnetze gekennzeichnet. 

Integration 
der Randgebiete: 
Gemeinschaftsmaßnah- 
men 

Die Schaffung eines ausgewo- 
generen Verkehrsnetzes hat für 
die Gemeinschaft besondere 


Priorität. Die Unterstützung der 
Gemeinschaft auf diesem 
Gebiet wird hauptsächlich Über 
die Strukturfonds vorgenom- 
men, wohl wissend um den be- 
deutenden Beitrag grundlegen- 
der Infrastrukturen einschließ- 
lich der Verkehrswege zur 
wirtschaftlichen Entwicklung 
schwächerer Regionen. 

Die Unterstützung der Gemein- 
schaft beim Straßenbau beläuft 
sich über den FünQahreszeit- 
raum von 1989 — 93 auf 3,5 
Mid. ECU. Diese Ausgaben 
konzentrieren sich überwie- 
gend auf Spanien, Portugal, 
Irland und in geringerem Maß 
auf Griechenland. Diese Aus- 
gaben betreffen die Verbesse- 
rung der regionalen Straßen- 
netze ebenso wie die 
Verbesserung der Verbindun- 
gen mit den Zentren. 

Der Eisenbahnbau wird von 
der Gemeinschaft über den 
Fünfjahreszeiiraum mit etwa 
1.000 Mio. ECU unterstützt. 
Davon sind 600 Mio. ECU für 
Investitionen in das Hochge- 
schwindi gkeitseisenbahnnetz 
in Spanien vorgesehen, der 
Rest wird in Griechenland, 
Portugal und Nordirland ausge- 
geben. 

Knapp über 500 Mio. ECU 
sollen von 1989 bis 1993 zu 
gleichen Teilen für Investitio- 
nen in Käfen UDd Flughäfen 
ausgegeben werden. Flugha- 
feninvestitionen werden beson- 
ders in Inselregionen gefördert, 
insbesondere auf Madeira und 
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in den französischen überseei- 
schen Departments. In Nord Ir- 
land und den Azoren haben 
dagegen die Hafen Vorrang. 

Die Gemeinschaft hat außer- 
halb der Strukturfonds nicht re- 
gionalisierte Mittel bereitge- 
stellt, um finanziell bei der Un- 
terstützung der Fertigstellung 
von Verkehrsi nfrastruktuiprO' 
jekten eingreifen zu können. 
i990 hat der Rat der Verkehrs- 
minister einen großen Schritt 
nach vom getan mit der Verab- 
schiedung eines auf drei Jahre 
befristeten Finanzprogramms. 
Damit soll der Abschluß der 
von der Gemeinschaft mit Prio- 
rität versehenen hifrastniktur- 
projekte sichergestellt werden. 
Diese finanzielle Intervention 
der Gemeinschaft könnte, 
obwohl der Haushaltsansatz 
(328 Mio. ECU) begrenzt ist, 
einen wichtigen Beitrag dazu 
leisten, daß die Gemeinschafts- 
prioritäten nicht durch Be- 
schränkungen der nationalen 
Budgets gefährdet werden. 

Von besonderer Bedeutung ist 
die Tatsache, daß sich die Ge- 
meinschaft durch die Schaf- 
fung eines ausgewogeneren 
Verkehrsnetzes in die Richtung 
eines gemeinschaftlichen 
Ansatz bewegt. Ein Konsulta- 
tionsverfahren und eine Ar- 
beitsgruppe für Verkehrsinfra- 
struktur wurden eingerichtet, 
um die Koordinierung ein- 
schließlich des gegenseitigen 
Informationsaustausches zwi- 
schen den Mitgliedstaaten zu 
erleichtern. Mehrere Experte n- 


gruppen unterstützen die Kom- 
mission bei der Kondpierutig 
der verschiedenen überregiona- 
len Verkehrsnetze in der Ge- 
meinschaft für das Jahr 2010, 
insbesondere der künftigen 
Netze für Hochgeschwindig- 
keitszüge und den kombinier- 
ten Verkehr und darüber hinaus 
der künftigen Autobahn- und 
Binnenwasserstraßennetze. In 
diesem Zusammenhang 

werden in Studien, an denen 
gegenwärtig gearbeitet wird, 
die sozioökonomischen, die 
umweltbezogenen und die re- 
gionalen Auswirkungen der 
verschiedenen Verkehrsnetze 
untersucht. Das wichtigste Ziel 
ist dabei die Ausarbeitung von 
Rahmenplänen der Gemein- 
schaft für die verschiedenen 
Verkehrsnetze, um gemein- 
schaftsweit eine gemeinsame 
Vorgehensweise sicherzustel- 
len. 


Hochgeschwindig- 
keitstransporte 
und Regionalent- 
wicklung 

Eine kürzlich abgeschlossene 
Studie 4 unterstreicht die Be- 
deutung der Geschäftsreisen 
als herausragendes Kriterium 
für die Zugangsmöglichkeiten 
und als wichtigstes Potential 
für die Schaffung von Grundla- 
gen für die regionale Wirt- 
schaftsentwicklung. 


Die Entwicklung bei den pro- 
duktionsorientierten Dienstlei- 
stungen und die Expansion der 
Geschäftstätigkeit im Zusam- 
menhang mit der Produktion 
von Gutem bedeuten, daß die 
Beförderungsmöglichkeiten für 
Mitarbeiter und die Reisezeiten 
von zunehmender Bedeutung 
für die Unternehmen sind. Dies 
hat zu einer zunehmenden 
Nachfrage von Regionen und 
Städten nach schnellen und zu- 
verlässigen Verkehrssystemen 
geführt und begünstigt die Ent- 
wicklung von Hochgeschwin- 
digkeitsverkehrsnetzen (Auto- 
bahnen, Hochgeschwindig- 
keitszug, Luftverkehr). Wenn 
auch das Wachstum der Infor- 
mationstechnologie und die 
Verbesserung der Telekommu- 
nikation bestimmte Arten von 
Reisen ersetzen kann, so ergän- 
zen sich die beiden doch eher. 

Bleiben die Hochgeschwind- 
keitsnetze in der ganzen Ge- 
meinschaft unvollendet, dann 
kann dies nur nachteilige Aus- 
wirkungen auf die regionalen 
Disparitäten unter dem Aspekt 
der Konkurrenzfähigkeit 
haben: 

♦ 20% der internationalen 
Femstraßennetze haben 
noch nicht den Standard 
von Autobahnen. Auf der 
iberischen Halbinsel, in 
Irland, im nördlichen Teil 
des Vereinigten König- 
reichs und in Griechenland 
existieren noch immer 
keine Femstraßen guter 
Qualität; 
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♦ dasselbe gilt für das Schie- 
oennetz der Gemeinschaft» 
auf dem 20% der überre- 
gionalen Personenzüge mit 
Geschwindigkeiten von 
weniger als 70 km/h und 
nur 5% mit einer durch- 
schnittlichen Reisege- 
schwindigkeit von über 120 
km/h veikehren. Es wird 
bereits daran gearbeitet, die 
nördlichen Hochgeschwin- 
digkeitsl inien auszubauen, 
die die am dichtesten be- 
völkerten städtischen Bal- 
lungsräume der Gemein- 
schaft bedienen. Stärkere 
Anstrengungen aber sind 
erforderlich, um das Netz 
über diese Gebiete hinaus 
auszuweiten (Karte 14). 

Große Sorgfalt ist jedoch erfor- 
derlich, wenn verhindert 
werden soll, daß der Hochge- 
schwmdigkeitsverkehr nicht 
die bereits bestehenden Ver- 
bindungen zwischen den 
hauptsächlichen wirtschaftli- 
chen Untren zu Lasten der 
Entwicklungsmöglichkeiten 
anderer Regionen, insbesonde- 
re in Randlagen, stärkt. Die Ef- 
fizienz eines Veifcehrssystems 
hängt nicht nur vom Bau einer 
modernen Hochgeschwindig- 
keits-Infrastruktur ab, sondern 
auch von der Bereitstellung 
von Verbindungen . in der 
Räche, die deren Nutzen geo- 
graphisch innerhalb der Regio- 
nen verteilen. Dies wiederum 
ist nur mit einer verbesserten 
Integration aller Verkehrsträger 
möglich. Dies gilt besonders 
für den Personenverkehr, wo 


die Bereitstellung von Verbin- 
dungen sowohl zwischen den 
Hochgeschwindigkeitsnetzen 
als auch zwischen diesen und 
den traditionellen Verkehrsnet- 
zen der beste Weg sein dürfte, 
um den Nutzen breit zu 
streuen. 

Ein wichtiger Aspekt ist die Si- 
cherstellung einer guten Ver- 
knüpfung mit städtischen Ver- 
kehrssystemen, besonders im 
Fall von Rughäfen und Hoch- 
geschwindigkeitsbahnhöfen, 
die in einiger Entfernung von 
den Städten liegen können. Der 
Mangel an effizienten Anbin- 
dungen ist ein Hauptgrund für 
Zeitverluste, die auf die betrof- 
fenen Städte und auf die Ge- 
samteffizienz des Veikehrssy- 
stems Zurückschlagen. Dort, 
wo Neuansiedlungen in Rand- 
lagen wegen der Hochge- 
schwindigkeitsverbindungen 
stattgefunden haben, läuft man 
Gefahr, daß unzulängliche 
Verbindungen die Konzentra- 
tion der Geschäftstätigkeit um 
die Rughäfen oder Hochge- 
schwindigkeitsbahnhöfe 
fördern und den Nutzen, den 
der Bau der neuen Verkehrs- 
einrichtungen einem breiteren 
wirtschaftlichen Umfeld der 
Regionen bietet, eiaschränkt. 

Zusammenfassend läßt sich 
sagen, daß die Entwicklung 
von Hochgeschwindigkeitsver- 
kehrsmitteln zusammen mit er- 
gänzenden Maßnahmen die ge- 
genwärtigen Disparitäten zwi- 
schen Zentrum und Peripherie 
verringern können. Wesentlich 


ist in diesem Zusammenhang 
die Verknüpfung des Straßen- 
Schienen-Netzes, der Binnen- 
wasserstraßen und der wichti- 
gen Häfen. Die Regionen am 
Rand der Gemeinschaft 
müssen an das integrierte 
Hauptverkehrsnetz angebunden 
werden, Seeverbindungen zwi- 
schen peripheren Regionen un- 
tereinander eingeschlossen. 
Größere Aufmerksamkeit sollte 
auch den Möglichkeiten zur 
Ausweitung des überregiona- 
len Luftverkehrs in der Ge- 
meinschaft gewidmet werden. 
Die Möglichkeit, diesen mit 
anderen Verkehrsmitteln zu 
kombinieren, läßt ihn als be- 
sonders wichtigen Weg zur 
Verbesserung der Zugangs- 
möglichkeit von Regionen er- 
scheinen. 


Regionale 
Auswirkun- 
gen des 
Ärmelkanal- 
tunnels — 
eine Fallstudie 


Der Bau des Äimelkanaltun- 
nels kann als Testfall verstan- 
den werden, der die möglichen 
regionalen, Aus Wirkungen illu- 
striert, die durch umfangreiche 
Investitionen in neue Verkehrs- 
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Verbindungen entstehen 

können. Die Schaffung einer 
neuen festen Verbindung zwi- 
schen Calais und Folkstone 
stellt eine tiefgreifende Verän- 
derung dar, deren Auswirkun- 
gen sowohl auf das Verkehrs- 
system im allgemeinen als 
auch auf die Regionalentwick- 
lung im besonderen nur in 
einem breiteren europäischen 
Zusammenhang eingeschätzt 
werden können. 


Verkehrsumleitung 


Einer neuen Studie der Kom- 
mission 3 zufolge, die die Aus- 
wirkungen sowohl auf den 
Verkehr als auch auf die An- 
siedlung wirtschaftlicher Akti- 
vitäten untersuchen soll, wird 
der Tunnel sowohl Verkehrs- 
volumen von anderen Ver- 
kehrsmitteln zur Überquerung 
des Kanals auf sich ziehen als 
auch das gesamte Verkehrsvo- 
lumen wachsen lassen. Nach 
den Schätzungen der Studie 
wird der Tunnel zwischen 30 
und 40% des Güterverkehrs auf 
sich ziehen, je nach dem 
Ausbau der Schienen- und 
Straßenanschlüsse auf der briti- 
schen und der kontinentalen 
Seite. Der Anteil des Personen- 
verkehrsaufkommens könnte 
40% erreichen. Bis zu 10% der 
prognostizierten Zahl von 
Flugpassagieren wird vom 
Flugzeug auf den Zug umstei- 
gen, wenn Hochgeschwindig- 
keitsanschlüsse zum Tunnel 


hergestellt werden, aber nur 
6%, wenn dies nicht der Fall 
sein sollte. 

Im Lauf der Zeit aber dürften 
die negativen Auswirkungen 
des Tunnels auf alternative 
Verkehrsträger zunehmend 
kompensiert werden durch das 
erwartete Wachstum des durch 
den Tunnel geleiteten Touri- 
sten- und Geschäftsreisever- 
kehrs sowie durch Frachtgut. 
Der Personenverkehr (ein- 
schließlich Luftverkehr) dürfte 
laut Schätzung im Zeitraum 
von 1991 bis 1996 von 84 Mil- 
lionen auf 107 Millionen 
Reisen (oder um 27%) zuneh- 
men und bis 2001 noch einmal 
um weitere 26% auf 135 Mil- 
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schätzt, daß die Zahl der Last- 
kraftwagen, die den Kanal 
überqueren, von 1991 bis 1996 
von 3,3 Millionen auf 4,4 Mil- 
lionen bzw. um 35% zunehmen 
wird und bis 2001 noch einmal 
um 18% auf 5,2 Millionen. 

Die Auswirkungen des 7X1011615 
dürften jedoch zwischen den 
verschiedenen Formen des Per- 
sonenverkehrs erheblich variie- 
ren. Er ist sicherlich eine beson- 
ders attraktive Option für 
diejenigen, die sonst Fähren be- 
nutzen würden. Dies trifft beson- 
ders zu auf diejenigen, die mit 
dem Bus reisen, und das wären 
fast alle Touristen, deren Reise 
normalerweise über London 
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oder Paris fühlt Diejenigen, die 
mit Personenkraftwagen reisen 
und eher von geographisch 
breiter gestreuten Orten 
kommen oder dorthin fahren, 
dürften für ihre Überfahrten wei- 
terhin Fähren entlang des westli- 
chen Ärmelkanals und der Nord- 
seeküste benutzea 

Vom Tunnel wird außerdem er- 
wartet, daß er die Bedeutung des 
Schienenverkehrs erhöht Dies 
hängt wesentlich vom Ausbau 
des Hochgeschwindigkeitsschie- 
nennetzes ab, das die Dauer von 
kanalüberquerenden Reisen er- 
heblich reduzieren wird (nach 
der Studie oft um die Hälfte). 
Zeiteinsparungen werden dabei 
insbesondere auf den Strecken in 
Frankreich, Belgien, den Nieder- 
lande und Deutschland erreicht 
(Karte 15). Gleichzeitig aber 
könnten gewisse Regionen in 
der Nähe des Tunnels (z 3. die 
Normandie und Zeeland) schwe- 
rer zugänglich werden, weil sie 
weniger gut an dieses Hochge- 
schwindigkeitsnetz angebunden 
sind. In der Regel gehen 
Gewinne der Schiene wahr- 
scheinlich zu Lasten des Luft- 
verkehrs. Die Schiene dürfte 2 
Millionen Personen jährlich vom 
Luftverkehr abziebeo und 
könnte 5 Millionen Personen 
insgesamt befördern unter der 
Voraussetzung, daß schnelle 
Zugverbindungen an beiden An- 
schlußstellen des Tunnels ver- 
fügbar sind. 

Hinsichtlich des Güterverkehrs 
wird erwartet, daß der Tunnel 
vor allem begleitete Roll- 


on/Roll-off (RoRo) Fahrzeuge 
umleitet Kanalhäfen dürften 
durchschnittlich zwischen 30 
und 35% des Verkehrs dieser 
Art verlieren, diejenigen in 
Kent, Nord-Pas-de-Calais, 
Westflandem und Zeeland 
sogar bis zu 70%. Nichtbeglei- 
tete RoRo-Fracht, die einen 
wichtigen Anteil am Gesamt- 
aufkommen in Westflandem 
bildet dürfte durch den Tunnel 
weniger beeinträchtigt werden. 
Der Frachtanteil der Schiene, 
der besonders wichtig für Re- 
gionen ist, die vom Tunnel 
weiter entfernt liegen (z.B. in 
Schottland und Piemont), 
könnten zu Lasten der Straße 
Zuwächse von bis zu 10% er- 
zielen. 


Die regionalen 
Auswirkungen der 
neuen Verbindung 

Der Ärmelkanaltunnel, eine 
weitgehend private Unterneh- 
mung, war ursprünglich als 
Verkehrsprojekt konzipiert, das 
die Verbindungen zwischen 
dem Vereinigten Königreich 
und Frankreich verbessern 
sollte und Nutzen sowohl aus 
dem Wachstum des Verkehrs- 
aufkommens als auch von der 
Verkehrsumleitung weg vom 
See- und Luftverkehr ziehen 
sollte. Weniger Aufmerksam- 
keit wurde den Fragen der re- 
gionalen Entwicklung, insbe- 


sondere auf Gemeinschaftsebe- 
ne, zuteil. Die Studie der Kom- 
mission versucht, die Auswir- 
kungen auf die gesamte Ge- 
meinschaft, ausgehend von 
einer Analyse von 13 ausge- 
wählten regionalen Wirt- 
schaftsräumen, zu erfassen. 

Der Studie zufolge variieren 
die regionalen Auswirkungen, 
abhängig von der Zahl der Fak- 
toren und dem Umfang neuer 
Infrastrukturinvestitionen, er- 
heblich. Irland bietet ein gutes 
Beispiel für potentielle 
Gewinne und Verluste. Das 
irische verarbeitende Gewerbe 
importiert relativ viel Fertiger- 
zeugnisse und exportiert einen 
hohen Anteil seines Ausstoßes. 
Ein verbesserter Zugang zu den 
Anbietern und den Märkten 
Kontinentaleuropas bringt 
Irland größeren Nutzen als 
anderen weniger offenen 
Volkswirtschaften. Auf der Ne- 
gativseite wird Irland nach der 
Fertigstellung des Schienen- 
und Autobahnnetzesnetzes in 
Europa stärker in eine relative 
Randlage abgedrängt werden 
zu Lasten der Dienstleistungen, 
einschließlich Tourismus. 
Diese Entwicklung könnte den 
zusätzlichen Nutzen im verar- 
beitenden Gewerbe mehr als 
kompensieren. 

Insgesamt gesehen kommt die 
Studie zu dem Schluß, daß die 
regionalen Wirtschaftsräume, 
die im Dreieck London- 
Brüssel-Paris liegen, die 
meisten Vorteile aus dem Ka- 
naltunnel ziehen. Innerhalb 
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dieses Dreiecks könnte der 
Tunnel zusammen mit dem 
Hochgeschwindigkeitsnetz 
jedoch einige wirtschaftliche 
Grauzonen in der Normandie 
und in Zeeland hervorbringen. 
Der Nutzen wird tendenziell 
auf die Regionen um die Aus- 
gänge auf beiden Seiten des 
Kanals konzentriert sein (ins- 
besondere nachdem die 

Zugänge in Ashford in Kent 
und Haioaut in Belgien fertig- 
gestellt sein werden) sowie 
weiterhin entlang der Haupt- 
vetkehrsachse auf Regionen, 
die in einiger Entfernung vom 
Tunnel liegen. Die Entwick- 
lung des Hochgeschwindig- 
keimetzes ist besonders 

wichtig für die Verwirklichung 
dieser Nutzen. Die Ausdeh- 
nung des Netzes dürfte auch zu 
einer Verbreitung der Nutzen 
des Tunnels über weite Teile 
Frankreichs führen und dürfte 
erhebliche positive Auswirkun- 
gen auf praktisch alle Wirt- 
schaftszweige in Belgien, in 
Westdeutschland um Köln (ein 
Knotenpunkt des neuen Hocfa- 
geschwindigkeitsnetzes), in 
Mittel- und Süddeutschland 
nn<1 in Piemont in Italien 


haben. Vom Tunnel beein- 
trächtigte Regionen sind ten- 
denziell in den südlichen Mit- 
gliedstaaten zu rinden, ebenso 
in Dänemark, Ostdeutschland, 
Irland, Nondiiiand und Nord- 
schottland. 

In der Studie wird vorgeschla- 
gen, daß die nachteiligen Effekte 
des Tunnels durch eine Vielzahl 
von Maßnahmen kompensiert 
werden sollten, z3. in Form der 
Verbesserung der Verkehrsver- 
bindungen zwischen Randregio- 
cen im Süden und Norden mit 
dem Zentrum durch Modernisie- 
rung von Häfen und durch An- 
schlüsse an das Hochgeschwin- 
digkeitsnetz. 

Die Anpassung an die neue 
Konkurrenzsituation wird für 
die Kanalhäfen in der Nähe des 
Tunnels, besonders Dover und 
Calais, aber auch für andere 
wie Boulogne und Ostende 
kurzfristig schwierig sein. Ree- 
dereien und Verwaltungen in 
diesen und anderen Häfen in 
der Nähe des Tunnels erwarten 
jedoch, daß nach anfön glichen 
Passagierverlusten wieder eine 
bessere Zukunft für die Kanal- 


fähren zu erwarten ist Moder- 
nisierung würde dazu beitra- 
gen, daß diese Häfen an dem 
erwarteten Wachstum des Ge- 
samtverkehrs teilhaben 

könnten, wenn auch der 
Verlust von Entwicklungspo- 
tentialen den Ruf nach unter- 
stützenden Maßnahmen, um 
die regionale Diversifizierung 
zu ermutigen, laut werden läßt. 

Für die „Grauzonen* * 1 2 3 4 5 an der 
Küste, die vom Tunnel weiter 
entfernt liegen, und für Regio- 
nen entlang der Hauptachsen, 
die nicht voll in das Verkehrs- 
netz integriert sind, ist die Ent- 
wicklung neuer Verkehrsan- 
bindungen für Straße und 
Schiene hilfreich, um Schwie- 
rigkeiten abzubauen. 

Die Studie fuhrt ebenfalls an, 
daß es selbst für Regionen, die 
durch den Tunnel begünstigt 
werden, Risiken gibt, die sich 
auf besondere Gebiete konzen- 
trieren. Anstrengungen, um die 
innerregionale Verbreitung des 
Nutzens zu fördern, dürften 
daher ebenfalls erforderlich 
sein. 


Fußnoten 

1 Soweit nichts anderes vermerkt f stammen die folgenden Statistiken aus Atkins, Planning Consultant (1990), 
.Future evolution cf the transport sector. Die Studie wurde von der Europäischen Kommission finanziert. 

2 Group Transport 2000 (1991), Transport in a fast-changing Europe. Die Studie wurde von der Europäischen 
Kommission finanziert. 

3 Working Group on Transport and the Environment (1990), „Transport and the Environment : an integrated and 
long-term approach for the Community”. Die Studie wurde von der Europäischen Kommission finanziert. 

4 Ttcnecon (1991), ,JFuture evolution cf the transport sector: major implications for regional and fulure trans- 
port planning**. Die Studie wurde von der Europäischen Kommission finanziert. 

5 ACT Consultants (1991), „ The regional impact of the Channel Tunnel throughout the Community**. Die Studie 
■wurde von der Europäischen Kommission finanziert. 
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Gemeinschaftsaktionen: Fehlende Verbindungen 
in den Verkehrsnetzen der Gemeinschaft 

l '^tkp sc « jettete: &te aind jte. Yoi^^ bei der Koitnimssiöa srdte ^ 

|||0k ‘ lüd ||§ 

: ■ , . ''‘ft. • 

^ keine fttoieSöei^K^eö oder 


: ■ ' \ , ~ 

•:f-: fji)j:;Ei^^ §c Sorö * v*^ : es um die Yer- ; • 

■ •'•-:• igemhg der Überlastung und eine Vett>e»i«dang der: -Verbaic zur Peripherie geht. Eine 
• H ff Stme$Kd?eicid<^tcAl^0asvap54dageejin^dhließt, vritd dem ' % 

' * Zukunft vargelegt, • ■ ' • -• .■ ? &, ., • v - . A 

v ^i) Einzelne Projekte, die die Zwuchenvexbmdungen exilierender ; Verkehrjnetze unterstützen» ' , . 
, J ;\vlüden bereits idBnßßzieit; dies ist der Pall für die folgende^ J?rejefct6, die #<?ö der Gemeinschaft , 
^irUfbanzicll gefordert werden ^olkn: ; :./V / ' • t - 

lSttlll?illÄillil|P^^BIIillli8llllllllllBII®liSlllP®Bii:llllllll!llll®llliÄllll 

•■>V, . e Toulouse-Madridcnd Bordcaux-Va laj'Bau eine« tHmnels unter dem Soraport (Auftrags - .' 

vergäbe 1995) ■ 



• ;zen*' : insbesondere':'; | |||| 

"■ ': i . > Zugangsstraftm zum Ämwlkanaltanncl '- " ";v : - ' ' ' ■ ..- .■' - ' 

Al ?*x. neue transalpine Strafo^ Italien und Frankreich 

. > ,. * die Autobahn zwischen Lissabon und M* d id 

* dieMödetni«tenmgdesN^eainderehemaiigi5iiD r DIt- =; ^ 
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Seeverkehr; 


; BiövcmeJttöpn über, Interventionen auf<Stnnei^ wurde noch nicht erzielt, Die Komraksion’" ) 

' steht die Reihe von M^Htbtksit^ ^ \ •■ ! 



s v ' - s • 'x ‘ x . \- i- ‘ , \ s ■ .. • •■ ■•' 

;': (iii)Secye rgen Eßunten-iru Full von peripheren Ländern, yor allem Irland und Griechen!« 1 . % _> 

. \ yerWeett werden $t£u$el6)< ^ 


Luftverkehr: 


O. ■ 

■V 




^ Die Kommission ist der Ansicht, daß . die Lßsungdcr Überlastung des Lirörauroes in der Vereinigung V ■ < 
■ s der gegenwärtigen Kontmlkysteme liegt* Ehe Maßiuhmen, die von der ECAC im April I99G getroffen , * 

. Werden, hr\d dje Einrichtung einer ein$igen'2eutraie für Luftverkchrskonttoßc unter der Aufsicht V<>n * 
EÜROCÜNTROL^utd nicht ausreichend. Auch wenn die Kommission dazu beitragen wird:, die Maß;’ , 
l 'nahmen umzusetzen, so ist dies doch nur ein erster Schritt» denn sie : isind .darauf begrenzt, die bestehen-.'" 
den' nationalen; Systeme .kompatibel aru machen. Sie hat die Absicht, weitere Studien zu fordern* um .■ 
ergänzende E^sebeidUngcn ZU beeirtfhis$eu, die vor 1 994 getroffen Werden sollten, piesc beziehen inS^ •” ’, 
besondere Studien zu einem, einheitlichen LuftverkchrsköntroUsystem, die Teilnahme, ah den EURO- ; ‘ 
OTNTR^^Prograimneu -.und die AllAS-Studie ein fLdsungsvorschlag zur Einrichtung eines, .>1; 
, integrierten- Systems unter Nutzung wcitereitfwickeiter Tejekommunikationstcchnilcen ^ 199(1 bk 

imy •■ ■ 
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Informations- und 
Telekommunikationstechnologie 


Neuere Entwicklungen in der Inf orrnations- und Telekommunikationstechnolo- 
gie (ITT) könnten es ermöglichen , die Bedeutung der Entfernung zu vermin- 
dern, die Kostennachteile von peripheren Standorten zu verringern und somit 
die räumliche Integration der Gemeinschaft zu verbessern. Real gibt es jedoch 
beträchtliche regionale Benachteiligungen beimZugang zu den moderen Tele- 
kommunikationsnetzen. In peripheren Regionen und ländlichen Bereichen erfor- 
dert das Fehlen eines großen Marktes, das die kurzfristige Wirtschaftlichkeit 
von Investitionen in diese neue Infrastruktur reduziert, für die Anfangsphase 
wachsende öffentliche Unterstützung einschließlich Gemeinschaftshilfen. 

ITT kann Reisen nicht in jedem Fall ersetzen. Persönliche Kontakte werden in 
der Erschließung neuer Märkte und in den Beziehungen zu Lieferanten weiter- 
hin wichtig bleiben und somit zu einer steigenden Nachfrage nach Hochge- 
schwindigkeitsverbindungen im Passagierverkehr beitragen. Darüberhinaus 
benötigen Produzenten, die sich in großer Entfernung zu ihren Kunden oder 
ihren Zulieferern befinden, weiterhin einen effizienten Güterverkehr. Von daher 
sollten ITT und Verkehrsnetze in einem komplementären Zusammenhang 
gesehen werden. 


Es ist seit langem bekannt, 
welche Bedeutung Informatio- 
nen für das gute Funktionieren 
einer Marktwirtschaft haben. 
Durch einen unterschiedlich 
guten Zugang zu Informatio- 
nen können für bestimmte Un- 
ternehmen Wettbewerbsvortei- 
le entstehen. Sofern diese 
Unterschiede in Verbindung 
mit der räumlichen Entfernung 
stehen, könnte das zu Wettbe- 
werbsverzerrungen zwischen 
Regionen führen. 


Entfernungen können jedoch 
zunehmend mittels moderner 
Kommunikationstechnologien 
überwunden werden. Sofern re- 
gionale Unterschiede in diesem 
Zusammenhang andauem, 
spiegeln sie Unterschiede im 
Zugang zu und der Effizienz 
von Kommunikationssystemen 
und Informationstechnologien 
wider. 

Das vergangene Jahrzehnt 
brachte enormes Wachstum 


und Fortschritt im Bereich der 
Informations- und Kommuni- 
kationstechnologien, insbeson- 
dere in der Nutzung von rech- 
nergestützten Systemen. Der 
internationale Telekommunika- 
tionsverkehr über öffentliche 
Netze allein stieg in den acht- 
zigzer Jahren um über 500% 
an, und man erwartet, daß die 
Gesamtbenutzung der Netze 
bis zum Jahr 2000 und darüber 
hinaus um mindestens 15-20% 
pro Jahr zunehmen wird l . ITT 
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wird sich auch in den kommen- 
den Jahren fortentwickeln und 
das Ziel eines ausgewogenen 
regionalen Wachstums wird 
einen gleichrangigeren Zugriff 
auf diese neuen Entwicklungen 
bereits zpm Zeitpunkt ihrer 
Einführung erfordern. 


ITT und 

Wirtschaft: 

die 

Möglichkeiten 


ln der modernen Wirtschaft 
können die ITT eingesetzt 
werden, um die Handelsströme 
zu verändern, die Anwendung 
neuer Technologien zu be- 
schleunigen und um generell 
die Struktur der Produktions- 
kosten zu ändern und diese ins- 
gesamt zu senken. 

Innerhalb der einzelnen Unter- 
nehmen beeinflussen die Infor- 
mations- und Telekommunika- 
tionstechnologien die Art und 
Bandbreite der Produktion, die 
verwendeten Verfahren und 
sogar die Organisationsstruktur 
und Betriebsführung. Durch 
den Einsatz dieser Technolo- 
gien können die Organisation 
der Produktion, der Vertrieb 
und das Marketing sowohl in- 
nerhalb der Unternehmen als 
auch zwischen diesen verbes- 
sert und raschere und flexiblere 


Informations- und Telekommunikationstechnologie 


Antworten auf Nachfrageände- 
rungen ermöglicht werden. 
Durch diese Technologien ge- 
langen Informationen über die 
gegenwärtigen und künftigen 
Verkaufsziffem schneller von 
den Verbrauchern zu den Er- 
zeugern; so wird eine besser 
auf die Nachfrage hin ausge- 
richtete Produktion ermöglicht 
und der Umfang der überschüs- 
sigen Erzeugung und die 
Kosten für deren Lagerung 
gesenkt 

In einer stark wettbewerbs- 
orientierten Wirtschaft, in der 
sich die Produktion zunehmend 
an den Absatzmöglichkeiten 
ausrichtet, ist eine effiziente 
und integrierte Arbeitsweise 
der Unternehmen nur bei einer 
reibungslosen Weitergabe von 
Informationen möglich. Ange- 
sichts der sich rasch ändernden 
Nachfrage und des immer stär- 
keren Wunsches nach einem 
breiteren Angebot wird die 
rasche Verarbeitung und Wei- 
tergabe von Informationen für 
die Schaffung von Wertzu- 
wachs und Wettbewerbsvoitei- 
len immer entscheidender. 

Bei den Bemühungen der Or- 
ganisationen (einschließlich 
der öffentlichen Verwaltung), 
zu expandieren und die sich bei 
der Durchführung und Kontrol- 
le groß angelegter und oft weit 
gestreuter Operationen erge- 
benden Probleme zu lösen, 
kommt den ITT eine Schlüssel- 
funktion zu. Ihre Bedeutung 
dürfte in den nächsten Jahren 
noch wachsen, da sie es ermög- 


lichen, die einzelnen Tätigkei- 
ten wirkungsvoll zu koordinie- 
ren und die Frage, wo sich ver- 
schiedenen Abteilungen bzw. 
die Arbeitsstellen von Einzel- 
personen konkret befinden, 
zweitrangig werden lassen. So 
können z.B. schon heute die 
Beschäftigten ihre Arbeit in 
vielen Fällen genauso gut zu 
Hause oder in irgendeinem 
anderen Büro erledigen, vor- 
ausgesetzt, ihr Computer ist an 
den zentralen Betriebsrechner 
angeschlossen. 


ITT und 

regionale 

Disparitäten 


Die weitere Entwicklung dieser 
Technologien dürfte auf die 
verschiedenen Regionen der 
Gemeinschaft differenziemde 
Auswirkungen haben, weil sie 
die komparativen Vorteile 
einiger Regionen zu anderen 
verändern, indem sie Investi- 
tionsentscheidungen berühren 
und einigen Gebieten neue 
Chancen eröffnen, die auf- 
grund hoher Transportkosten 
zuvor nicht existierten. Eine 
Schlüsselfrage ist hierbei, ob 
die Entwicklungen in ITT die 
regionalen Disparitäten verrin- 
gern oder vergrößern werden. 
In anderen Worten, werden 
diese Technologien eine Verla- 
gerung wirtschaftlicher Aktivi- 
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täten aus dem Zentrum in die 
Randgebiete ermöglichen, oder 
wird die Entwicklung gerade 
umgekehrt verlaufen? 

In Großunternehmen können 
die ITT die Konzentration der 
Firmenbereiche mit Entscbei- 
dungskompetenz in den zentra- 
len Bereichen aufrecbteifaalten, 
aber eben die gleichzeitige 
Verlagerung untergeordneter 
Aktivitäten in die Peripherie 
erleichtern. Die Randgebiete 
werden somit von der mögli- 
chen Verlagerung dieser Akti- 
vitäten profitieren, andererseits 
jedoch im Bereich der Steue- 
rungsfunktiooen verlieren. 
Darüber hinaus könnten Ver- 
braucherdienstleistungen, die 
in den benachteiligten Regio- 
nen gegenwärtig noch an Ort 
und Stelle zur Verfügung 
stehen, künftig durch Dienste 
verdrängt weiden, die über die 
modernen Telekommunika- 
tionsverbindungen erbracht 
und übermittelt weiden. 

Bei kleineren Unternehmen 
stellen Innovationen durch ITT 
<z.B. der verstärkte Einsatz von 
Mikroprozessoren) den Schlüs- 
sel dafür dar, die Benachteili- 
gung kleinerer gegenüber groß 
angelegten Operationen hin- 
sichtlich der damit verbunde- 
nen Kosten zu verringern und 
die hohen Ausgaben für An- 
fangsinvestitionen sowie die 
hohen allgemeinen Kosten zu 
vermeiden. Durch die Erleich- 
terung des für eine effiziente 
Arbeitsweise flexibler Produk- 
tionssysteme unabdingbaren 


Informationsflusses ermögli- 
chen es diese Technologien 
kleinen und mittleren Unter- 
nehmen außerdem, in Gebiete 
außerhalb der herkömmlichen 
kostenintensiven Zentren um- 
zuziehen, ohne dafür bedeuten- 
de Wettbewerbsnachteile hin- 
nehmen zu müssen. 

Zwischenzeitlich werden neue 
Entwicklungen im Bereich der 
Mobil-Kommunikation den In- 
fonnationsaustausch zwischen 
isolierten ländlichen Räumen 
oder Inseln und den zentralen 
Gebieten und Märkten erleich- 
tern. Man schätzt, daß im Jahr 
2000 voraussichtlich 8 Mio. 
Funktelefone (gegenüber ge- 
genwärtig 2 Mio.) in Betrieb 
sein werden 2 . 

Darüber hinaus werden diese 
Technologien auf andere Pro- 
duktionsaspekte wie z.B. den 
Verkehr und den Eins atz von 
Fachkräften Auswirkungen 
haben, was wiederum die 
Wettbewerbsfähigkeit der Re- 
gionen beeinflußt. Für den 
Verkehr ergeben sich Auswir- 
kungen in zweierlei Hinsicht. 
Zum einen ermöglichen die 
Fortschritte im Bereich der Te- 
lekommunikation die Inan- 
spruchnahme von Dienstlei- 
stungen (Teleshopping, Video- 
konferenzen, Telebanking 
usw.) und die Erledigung 
anderer Angelegenheiten 
(Femaibeit, Behördenvorgän-, 
ge, Zahlungen von Sozialversi- 
cherungsbeiträgen usw.), ohne 
daß man dafür aus dem Haus 
gehen oder in der Nähe 


wohnen muß. Auf der anderen 
Seite dürfte die durch diese 
Technologien ermöglichte Ver- 
lagerung und Streuung der Pro- 
duktion ein besseres Verkehrs- 
system zur Beförderung von 
Rohstoffen, Bauteilen und 
Endprodukten und zur Bewälti- 
gung der steigenden Zahl von 
Geschäftsreisen sowie zur Auf- 
nahme und Pflege von persön- 
lichen Kontakten erfordern. 
ITT einerseits und moderne 
Verkehrssysteme andererseits 
sind daher beide in gleichem 
Maße für die regionale Ent- 
wicklung von Bedeutung und 
sind als eine gegenseitige Er- 
gänzung und nicht als eine 
Konkurrenz zu betrachten. 

Der kombinierte Einsatz von 
Infoimations-, Kommunika- 
tions- und Rundfunktechnolo- 
gien wird zum Ausbau inte- 
grierter, europaweit verfügba- 
rer Dienstleistungen beitragen, 
durch die die Leistungsfähig- 
keit, Sicherheit und Effizienz 
des Personen- und Güterver- 
kehrs verbessert und gleichzei- 
tig die schädlichen Auswirkun- 
gen des Verkehrs auf die 
Umwelt verringert werden 
können. 

Der Erwaitungshorizont hin- 
sichtlich des Einsatzes von ITT 
im Verkehrsbereich kann an 
den laufenden Forschungsvor- 
haben in Europa abgelesen 
werden. Eine Reihe von Pro- 
jekten, die von der Gemein- 
schaft gefördert werden, deuten 
die Richtung an. Diese Pro- 
gramme tragen bei zur Verrin- 
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Neue 

Entwicklungen In 
der ITT: Videaidc 
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gerung der Überlastung, zum 
Einsatz von effizienteren An- 
triebsarten in Kraftfahrzeugen 
und zur Reduzierung der 
Schadstoffe in der Atmosphäre. 
Neue automatisierte Systeme 
stellen geringere Platzansprü- 
che der Zahlstellen an Auto- 
bahnen, während der Fort- 
schritt im Kommunikationsbe- 
reich ein europaweites Infor- 
mationssystem zu den Ver- 
kehrsbewegungen ermöglicht. 

Durch die ITT könnten auch 
schlüssige, gemeinschaftsweite 
Problemlösungen im Aus- und 
Fortbildungsbereich angeboten 
und so das Fachwissen und die 
Qualifikationen der Erwerbstä- 
tigen in der Gemeinschaft ver- 
bessert werden. Dies könnte 
bis zur Errichtung „elektroni- 
scher“ Universitäten gehen, die 
Aus- und Fortbildungsmöglich- 
keiten über das Fernstudium 
anbieten und dabei eine 
größere Freiheit in der 
Auswahl und eine größere Mo- 
bilität ermöglichen würden. 
Für Einzelpersonen wäre es 
somit möglich, elektronische 
Bibliotheken in Anspruch zu 
nehmen, unabhängig von 
ihrem Wohnort, Kurse ver- 
schiedener in- und ausländi- 
scher Universitäten „on-line“ 
zu belegen, sich durch „intelli- 
gente“, interaktive Lernsoftwa- 
re-Pakete fortzubilden usw. 
Die neuen Möglichkeiten in 
diesem Bereich könnten in so- 
zialer Hinsicht von erheblicher 
Bedeutung sein, da sie jedem 
Einzelnen unabhängig von 
seinen Verhältnissen oder 
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seinem Hintergrund eine Aus- 
Ihildimgerm öglichen. 

Die ITT könnten auch für den 
Gesundhcitssektor von Bedeu- 
tding sein. Durch Datenbanken 
tnnrt Expertensysteme mit 
laschem und einfachem 
Zugang könnte die Qualität der 
Gesundheitsfürsorge beträcht- 
lich gesteigert und auch für Pa- 
lienten in abgelegenen Gebie- 
ten eine bestmögliche 
medizinische Versorgung ge- 
währleistet werden. 

Hinsichtlich des Zugangs der 
Unternehmen zu den neuen 
Tecbnologienkönnten die Wis- 
isenschaftsnetzwerke, die die 
europäischen Porschungs- und 
Innovatiooszentren miteinan- 
der verbinden werden, die eu- 
ropäische Poischung und deren 
Rolle in den Bereichen indu- 
strielle Innovation und Ausbil- 
dung voraussichtlich tiefgrei- 
ifend und anhaltend 
^beeinflussen. Diese Netze er- 
möglichen es, innerhalb der ge- 
samten Gemeinschaft Foi- 
schungserkenntnisse und 
Innovationen zu verbreiten. Sie 
erleichtern den Zugang zu dem 
für die Entwicklung neuer Pro- 
dukte und Verfahren erforderli- 
chen Know-how und tragen 
durch die Förderung von Part- 
nerschaften .innerhalb Europas 
zu deren Vermarktung bei. Da 
die Schaffung von dezentrali- 
sierten Innovatiooszentren in 
rillen Teilen Europas möglich 
ist, .-können kleinere Ortschaf- 
ten auf dem Lande ebenso gut 
als Sitz eines örtlichen Zen- 


trums in Frage kommen wie 
die großen Städte. 

Es liegt auf der Hand, daß die 
benachteiligten Gebiete über 
gut ausgebaute und effiziente 
Telekommunikadons netze ver- 
fügen müssen, um sich die von 
den ITT eröffneten Möglich- 
keiten nutzbar zu machen. 
Jüngste Untersuchungen 3 
belegen jedoch, daß die Eistin- 
stallarionen des neuen, umfas- 
senden Netzes (ISDN — Inte- 
grated Services Digital 
Network), welches es erstmalig 
ermöglichen wird, gleichzeitig 
und auf dem selben Medium 
Sprache und Daten bei erheb- 
lich gesteigerter Datenübercra- 
gungsgesebwindigkeiten zu 
übermitteln, dem bereits eta- 


blierten Muster folgen. Sie 
konzentrieren sich auf die 
höchst entwickelten und dich- 
test besiedelten Gebiete und 
hindern somit viele Klein- und 
Mittelbetriebe in entlegeneren 
Regionen, die keinen Zugriff 
zu privat betriebenen Netzen 
haben oder diese aus Kosten- 
gründen nicht in Anspruch 
nehmen können, die Vorteile 
dieser Systeme zu nutzen. 

Frühere Erfahrungen haben 
gezeigt, daß die mit den ITT 
zusammenhängenden Dienst- 
leistungen zuerst in den großen 
Städten und Geschäftszentren 
eingeführt werden und erst 
später auch in kleineren 
Städten und Ortschaften zur 
Verfügung stehen. Darüber 


^ S Verteilung der' Abschlüsse 1985 und 1989 und 
.V ’• Digitaiisierungsguote, 1989; '• V ' ^ - •• J 
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hinaus dürfte der Übergang zu 
liberaleren Vorschriften und zu 
einer Preisbildung, die sich an 
den tatsächlichen Kosten orien- 
tiert, für Einzelpersonen und 
Unternehmen in den benachtei- 
ligten Regionen zu ungünsti- 
gen Bedingungen führen, ins- 
besondere in ländlichen und 
abgelegenen Gebieten, in 
denen die Versorgung mit 
diesen Einrichtungen erheblich 
kostspieliger ist als in den zen- 
tralen Ballungsgebieten. 

Neuere Studien zeigen, daß 
besonders die südeuropä- 
ischen Randgebiete unter der 
schlechten Qualität selbst der 
einfachsten Telekommunika- 
tionsdienste zu leiden haben. 
In den Gebieten mit Entwick- 
lungsrückstand (Ziel 1- 
Gebiete) kamen im Jahre 
1989 auf 100 Einwohner le- 
diglich 25 Leitungen gegen- 
über 46 in Frankreich (Schau- 
bild 8) a . Insgesamt liegen die 
Gebiete mit Entwicklungs- 
rückstand bei der Telekom- 
munikation gegenüber dem 
Rest der Gemeinschaft um 
ungefähr 10 Jahre zurück. Um 
diese Dienste auf Gemein- 
schaftsniveau zu bringen, 
wären Ausgaben von unge- 
fähr 50 Mrd. ECU erforder- 
lich 5 . Darüber hinaus mangelt 
es in diesen Gebieten auch an 
fortgeschrittenen Telekom- 
munikationsdiensten, so daß 
sie von den sich durch die 


neuen Entwicklungen erge- 
benden Möglichkeiten ausge- 
schlossen bleiben könnten. 

Die Bereitstellung eines lei- 
stungsfähigen Telefonnetzes 
und entsprechender Dienste 
reicht jedoch nicht aus. Die 
Gebiete mit Entwicklungsrück- 
stand benötigen ebenso Unter- 
nehmen und Einzelpersonen, 
die über das nötige Know-how 
verfügen, um die durch die mo- 
dernen Telekommunikatioos- 
dienste eröffheten neuen Mög- 
lichkeiten (on-line-Informa- 
tionsdienste, rasche Datenüber- 
tragung usw.) überhaupt nutzen 
zu können. Neuere Studien 
weisen nach, daß ein effektiver 
Einsatz der ITT in den benach- 
teiligten Regionen vielfach 
durch fehlende Kenntnisse in 
den dort ansässigen Unterneh- 
men über die sich mit diesem 
Bereich eröffnenden neuen 
Möglichkeiten beeinträchtigt 
wird 6 . Wenn sich die Kluft 
zwischen dem Zentrum und 
den Randgebieten hinsichtlich 
des Einsatzes von fortgeschrit- 
tenen Telekommunikations- 
diensten und -einrichtungen 
nicht weiter vertiefen soll, muß 
die Ausbildung in ITT gestärkt 
werden und die Nachfrage sti- 
muliert werden (z.B. durch 
wirkungsvolle Vorführveran- 
staltungen). 

Langfristig könnte die Schaf- 
fung eines Telekommunika- 


tionssystems, das hinsichtlich 
Qualität und Verbreitung be- 
stimmten Standards ent- 
spricht, zu einer ausgewoge- 
neren regionalen Entwicklung 
in der Gemeinschaft beitra- 
gen. Dies könnte mit einer 
Zunahme der Feraarbeit und 
der Verlagerung bestimmter 
informationsintensiver Tätig- 
keiten einhergehen. 

Die Gemeinschaft ist Sich der 
Bedeutung der Telekommuni- 
kationsdienste für ihre wirt- 
schaftliche Entwicklung wohl 
bewußt. Ausgaben in diesem 
Bereich zählen zu den Priori- 
täten in den Hilfsprogrammen 
für die Regionen, die für 
Hilfen aus den Struktuifonds 
berechtigt sind. Weitere Maß- 
nahmen, wenngleich in be- 
schränktem Umfang, um die 
Entwicklung der Telekommu- 
nikation in den schwächeren 
Regionen zu fördern, umfas- 
sen STAR (Special Tele- 
communication Actions for 
Regions), welche sich haupt- 
sächlich mit Investitionen in 
die Infrastruktur befassen, 
und TELEMATIQUE, eine 
Initiative, die zu einer besse- 
ren Versorgung der benach- 
teiligten Gebiete mit Tele- 
kommunikatioDsdiensten bei- 
tragen soll, sowie PRISMA, 
die KMU Hilfestellungen in 
der Nutzung von fortschrittli- 
chen ITT Diensten bieten 
soll. 
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-Eine gesicherte Energieversorgung zu wettbewerbsfähigen Preisen ist eine Vor - 
Bedingung für wirtschaftliche Entwicklung. Das Erreichen eines einheitlichen 
Marktes für Energie braucht den Ausbau und die Integration der Übertragungs- 
netze auf gemeinschaftsweiter Basis, zusätzlich zu den Anstrengungen lokale 
und emeuerbare Energiequellen zu entwickeln, um so eine angemessene Ener- 
gieversorgung zu wettbewerbsfähigen Preisen für alle Regionen sicherzustel- 
len. Die Integration der Übertragungsnetze wird zwar den Druck auf die 
Energieversorgung etwas mindern, aber der Ausbau der Energieerzeugung 
wird ebenfalls notwendig sein . Die Bereitstellung dieser Kapazitäten muß wie 
jauch die Ausdehnung des Leitungsverbundes vereinbar sein mit dem Ziel der 
Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung bei Beibehaltung der Sensibilität 
fiir dieBelange der Umwelt . 


Der Energiesektor hat gegen- 
wärtig widersprüchliche Inter- 
essen zu berücksichtigen, was 
oft schwierige Entscheidungen 
erfordert. Die Energiepolitik 
muß für die Schaffung ausrei- 
chender Energiereseiven auf 
eiaer sicheren und wirtschaftli- 
chen Basis sorgen, um die 
"Wirtschaftstätigkeit zu fördern 
und muß dieses mit einem zu- 
uehmenden Bedürfnis nach 
Umweltschutz in Einklang 
bringen. 

Angesichts der bevorstehenden 
Vollendung des B innenmarktes 
treten die nationalen und 
lokalen Disparitäten in diesem 
Bereich besonders deutlich 
hervor. Sie zeigen, wie wichtig 
cie» stärkere Berücksichtigung 
des Gemeinschaftsaspektes ist, 
um die nötige Jlexihilität zu 
erzielen, die eine ausgewogene 
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Verteilung der erwarteten Vor- 
teile vom Programm 1992 er- 
fordert. 


Entwicklung der 
Energieversorgung 
und des 

Energiebedarfs in 
der Gemeinschaft 1 


In der Gemeinschaft insgesamt 
wird fast die Hälfte der benö- 
tigten Energie (49,8 % im 
Jahre 1990) eingeführt Ledig- 
lich das Vereinigte Königreich 
(4 %) und die Niederlande 
(23 %) sind weniger stark vom 
Import abhängig als der Ge- 
meinschaftsdurchschnitt. In 
den Randgebieten werden ab- 
gesehen von Dänemark mehr 
als 65 % der Energie einge- 
führt, in Portugal sogar mehr 
als 95 % (Schaubild 9). 

Zwischen den einzelnen Mit- 
gliedstaaten bestehen beträcht- 
liche Unterschiede im Energie- 
verbrauch, die zum großen Teil 
mit den Unterschieden im Ein- 
kommensniveau, den indu- 
striellen Strukturen und den 
klimatischen Gegebenheiten 
Zusammenhängen. Im Jahre 
1990 betrug der Pro-Kopf-Ver- 
brauch an Energie in Spanien 
nur 65 % des Gemeinschafts- 
durchschnitts von 3.382 kg Öl- 
Einheiten, in Griechenland 
waren es 58 % und in Portugal 
44 % (Schaubild 10). Auf der 
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anderen Seite lag der Pro- 
Kopf-Verbrauch in Belgien um 
40 % über dem Gemeinschafts- 
durchschnitt und war damit 
dreimal so hoch wie der von 
Portugal. 

Wenn die Unterschiede im 
Einkommensniveau mit be- 
rücksichtigt werden, ergibt 
sich jedoch ein etwas anderes 
Bild. Abgesehen von Luxem- 
burg, wo aufgrund der gerin- 
gen Größe des Landes beson- 
dere Faktoren eine Rolle 
spielen, hat Portugal den 
höchsten Energieverbrauch 
bezogen auf das BIP (59 % 
über dem Gemeinschafts- 
durchschnitt), dicht gefolgt 
von Griechenland (55 % über 
dem Gemeinschaftsdurch- 
schnitt) (Schaubild 11). An- 
dererseits liegt in Deutsch- 
land, das den dritthöchsten 
Pro-Kopf-Verbrauch in der 
Gemeinschaft hat, der Ver- 
brauch bezogen auf das BEP 
unter dem Durchschnitt. 
Diese Unterschiede spiegeln 
zum großen Teil die Nachfra- 
gestruktur (Zusammensetzung 
des BIP) und den erzielten 
Fortschritt in der Einsparung 
von Energie wider. 

Innerhalb der Gemeinschaft 
gibt es bei der Elektrizität für 
Privathaushalte beträchtliche 
Preisunterschiede 2 , die von 
85 % des Gemeinschafts- 
durchschnitts (Irland und Ver- 
einigtes Königreich) bis zu 
168 % (Dänemark) reichen. 
Bei industriell verbrauchter 
Energie sind die Preisunter- 


schiede geringer: von 72 % 
des Gemeinschaftsdurch- 
schnitts (Dänemark) bis zu 
121 % (Spanien) (Schaubild 
12 ). 

Bemeikenswerterweise gibt es 
in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten keinen systematischen Zu- 
sammenhang zwischen den 
Preisen für Privathaushalte und 
für die Industrie. In einigen 
Ländern liegen die Tarife für 
die Industrie beträchtlich unter 
denen für Privathaushalte, um 
so die Produktionskosten in der 
Industrie möglichst niedrig zu 
halten. 

Bemerkenswert ist ebenfalls, 
daß die Elektrizitätspreise für 
die Industrie in Spanien und 
Portugal höher liegen als in 


den weiter entwickelten Re- 
gionen der Gemeinschaft. 


Voraussichtliche 

Entwicklungen 

Der Energieverbrauch in der 
Gemeinschaft wird während 
der neunziger Jahre voraus- 
sichtlich um jährlich etwas 
mehr als 1 % zunehmem 
Hierbei wird ein voraussicht- 
liches Wirtschaftswachstum 
von jährlich 2,7 % 3 angenom- 
men, das leicht über dem 
Durchschnittswachstum 
während der achtziger Jahre 
(2,3 %) liegt. Angesichts 

eines Rückgangs der Energie- 


Xl- Blelctrizitätspreis m der Gemeinschaft, 1990 
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erzeugung in der Gemein- 
schaft um voraussichtlich 4 % 
ist mit einer stärkeren Abhän- 
gigkeit von der externen 
Energieversorgung und mit 
einer starken Zunahme der 
Einfuhr von Primärenergie 
von ungefähr 25 % innerhalb 
des nächsten Jahrzehnts zu 
rechnen. Der Anteil der Öl- 
Importe an der gesamten 
Energienachfrage wird jedoch 
auf rund 35% und damit 
gleichbleibend geschätzt. Dies 
setzt ansteigende Nutzung von 
Kohle und Erdgas (einschließ- 
lich Importe) voraus und un- 
terstreicht die Notwendigkeit 
der Diversifizierung der Pri- 
märenergiequellen, insbeson- 
dere in den Ländern Südeuro- 
pas, wo die Abhängigkeit von 
Öl-Importen hoch bleibt. 

Die voraussichtliche 

Zunahme der Importabhän- 
gigkeit hat eine Reihe von 
miteinander zusammenhän- 
genden Ursachen. Dazu 
gehören insbesondere: 

• ein steigender Verbrauch 
trotz aller Energiespaimaß- 
nahmen; 

• begrenzte Möglichkeiten 
im allgemeinen für eine 
Steigerung der Erzeugung 
fossiler Brennstoffe in der 
Gemeinschaft; die Schwie- 
rigkeit. neue geeignete 
Standorte für Wasserkraft- 
werke zu finden und die 
Grenzen, die einem Ausbau 
der Kernenergie gesetzt 
sind. 


• ein bislang begrenzter 
Beitrag durch emeuerbare 
Energietechnol o gien. 

Für die wichtigsten Energie- 
quellen können im einzelnen 
folgende Vorhersagen getrof- 
fen werden: 

• zunehmender Ersatz der 
Kohleeinfuhren für den In- 
landsverbrauch durch 
andere Energieträger bei 
gleichzeitiger! technischen 
Verbesserungen im Verfah- 
ren zur Erzeugung von 
Elektrizität; 

• rasch ansteigende Einfuh- 
ren von Erdgas, das im 
Vergleich zur Kohle die 
Vorteile hat, flexibler ein- 
setzbar zu sein, die Umwelt 
weniger stark zu belasten 
(fast keine SO 2 - und gerin- 
gere CCh-Emission) und 
die Verwendung kleinerer, 
effizienterer Kraftwerke in 
dicht bevölkerten Gebieten 
gestattet; 

• keine oder nur geringe 

Zunahme von Kernener- 
gie. Doch gibt es in 
diesem Bereich große Un- 
terschiede zwischen den 
einzelnen Mitgliedstaaten. 
Der Anteil der Kernener- 
gie im Elektrizitätsver- 
brauch der gesamten 
Gemeinschaft beträgt 35% 
(84% in Frankreich, 64% 
in Belgien, 39 % in 

Spanien, 34 % in Deutsch- 
land und 21% im Verei- 
nigten Königreich); 


• rückläufige Erzeugung von 
öl in der Gemeinschaft 
gegen den realen Hinter- 
grund eines möglichen 
starken Anstiegs der Nach- 
frage auf kurze Sicht, vor 
allem bedingt durch den 
Bedarf des Verkehrs. 


Die 

geographische 
Dimension beim 
Ausbau der 
Elektrizitäts- 
und Erdgasnetze 


Im Energiesektor reicht es 
nicht aus, sich allein auf die 
Marktkräfte zu verlassen, 
wenn man die zukünftige Ent- 
wicklung bestimmen möchte. 
Vielmehr muß versucht 
werden, die sich aus dem Ne- 
beneinander verschiedener 
einzelstaatlicher Energie- 
märkte ergebenden Struktur- 
probleme in den Griff zu be- 
kommen und sich mit den 
äußeren Beschränkungen aus- 
einanderzusetzen, um sowohl 
die Sicherheit der Energiever- 
sorgung als auch den Um- 
weltschutz zu verbessern. 

Die Vollendung des Gemein- 
samen Energiemarktes wird 
sich in den neunziger Jahren 
bestimmend auf die Entwick- 
lung der Regionen auswirken. 
Früher getrennte nationale 
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Märkte werden zu einem ein- 
heitlichen Gemeinschafts- 
markt zusammen wachsen. 
Dies wird die Wettbewerbsfä- 
higkeit erhöhen und eine 
sinnvollere Ausnutzung der 
primären und sekundären 
Energiequellen auf der Ge- 
meinschaftsebene fördern. 
Dies wird dazu beitragen die 
Preise für private und indu- 
strielle Verbraucher auf der 
nationalen und Gemein- 
schaftsebene zu senken. 
Daher ist es sehr wichtig, daß 
Gas- und Stromnetze auf der 
Gemeinschaftsebene geplant 
und ausgebaut werden, so daß 
die Schaffung des gemeinsa- 
men Energiemarktes ihr 
volles Potential ausschöpfen 
kann als Faktor in der natio- 
nalen und regionalen Wiit- 
Schaftsentwicklung 2 * 4 . 

Um sicherzustellen, daß alle 
Regionen die Vorteile des 
Gemeinsamen Marktes für 
Energie gänzlich nutzen 
können, ist erforderlich: 

1. ) die Anpassung und Inte- 

gration der Strom- und 
Erdgasnetze in der ganzen 
Gemeinschaft 

2. ) eine bessere Steuerung des 

Energiebedarfs auf regio- 
naler und lokaler Ebene 
durch die Förderung einer 
rationelleren Energienut- 
zung und den verstärkten 
Ausbau der in den einzel- 

nen Gebieten zur Verfü- 
gung stehenden Ressour- 
cen. Bei der Energiepla- 


nung sollte daher über- 
prüft werden, welche 
Rolle der Energie für die 
allgemeine wirtschaftliche 
Entwicklung einer Region 
zukommen kann. 

Die Gemeinschaft verfügt 
bereits über wichtige mitein- 
ander verbundene Netze zur 
Energieversorgung. Nur 
Irland ist in diese vorhande- 
nen Systeme nicht integriert. 
Im Bereich des Erdgases sind 
Spanien und das Vereinigte 
Königreich noch nicht mit 
dem Gemeinschaftsnetz ver- 
bunden, während in Griechen- 
land und Portugal keine Gas- 
leitungsnetze existieren. 

Die Verfügbarkeit ausreichen- 
der wettbewerbsfähiger Ener- 
giequellen ist für die regionale 
Entwicklung ebenso wichtig 
wie qualifizierte Arbeitskräfte 
und gute Verkehrs verbindun- 
gea Viele Regionen mit Ent- 
wicklungsrückstand leiden 
unter einem chronischen 
Mangel an örtlicher Energie- 
versorgung, welche größere In- 
vestitionen in neue wirtschaft- 
liche Aktivitäten begünstigen 
könnte. Ein Weg, um diesen 
Nachteil auszugleichen, ist der 
Abschluß an die Versorgungs- 
netze für Elektrizität und Gas. 


Elektrizitätsnetze 


Im Jahre 1990 wurden 8 % 
des gesamten Stromver- 


brauchs in Europa durch 
intra-gemeinschaftliche 
Einfuhr abgedeckt (gegenüber 
2 % im Jahre 1950). Durch 
eine Verknüpfung der natio- 
nalen Netze können voraus- 
sichtlich 3 % der gesamten 
Versorgungskosten eingespart 
werden. Die Einsparungen 
könnten sich auf 5-6 % der 
Kosten der Stromproduktion 
erhöhen, wenn die verfügba- 
ren Übertragungskapazitäten 
der Gemeinschaft voll ausge- 
nutzt würden, und sogar 10 % 
erreichen, wenn die Versor- 
gung durch ein lückenloses 
System in keiner Weise mehr 
behindert wäre (1990 ent- 
sprach eine Einsparung von je 
1 % dem Betrag von je 300 
Mio. ECU). Eine Verknüp- 
fung der nationalen Netze 
miteinander käme auch den 
benachteiligten Regionen 
zugute, da man hierdurch die 
Energieversorgung besser 
sichern und die Kosten 
senken könnte. 

Der Ausbau der Verbindungen 
zwischen den verschiedenen 
Staaten betrifft insbesondere: 

• in Südeuropa die Verbin- 

dungen zwischen: Frank- 
reich und Italien; Italien 
und Griechenland; Italien, 
Schweiz, Österreich und 
Jugoslawien; Italien, 

Korsika und Sardinien; 
Frankreich und Spanien; 
Spanien und Portugal; 

• in Nordeuropa die Verbin- 
dungen zwischen: Frank- 
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reich, Belgien und den Nie- 
derlanden; Frankreich und 
Deutschland; Irland und 
dem Vereinigten König- 
reich; Deutschland, Däne- 
mark und Schweden, 

Die gegenwärtigen Verbin- 
dungen zwischen West- 
deutschland und den fünf 
neuen Bundesländern sind 
vollkommen unzulänglich 
und das gleiche gilt generell 
für die Verbindungen zwi- 
schen der Gemeinschaft und 
Mittel- und Osteuropa. 

Besonders dringlich ist die 
Errichtung neuer bzw. besse- 
rer Verbindungen zwischen 
Frankreich und Spanien, 
Frankreich und Italien, Italien 
und Griechenland sowie dem 
Vereinigten Königreich und 
Irland. 


Erdgasnetze 


Die prognostizierte Zunahme 
des Erdgasverbrauchs zwi- 
schen 1990 und 2010 um rund 
50 % wird nur dann erfolgen 
können, wenn die bestehen- 
den Versorgungsnetze weiter 
ausgebaut werden. Zur Zeit 
sind fünf Länder (das Verei- 
nigte Königreich, Irland, 
Griechenland, Spanien und 
Portugal) überhaupt noch 
nicht mit dem europäischen 
Netz verbunden (Karte 17). 

Vorrangige Projekte sind: 


• in Südeuropa: die Erweite- 
rung der Kapazität der Mit- 
telmeerpipeline, der Bau 
einer Leitung zwischen Al- 
gerien und Spanien und 
zwischen Spanien und 
Frankreich sowie die Ein- 
richtung von Gasnetzinfra- 
strukturen in Griechenland 
und Portugal; 

• in Nordeuropa: neue Lei- 
tungen zwischen Irland und 
dem Vereinigten König- 
reich, Leitungen durch die 
Nordsee (von den norwegi- 
schen Bohrungen sowie 
zwischen den niederländi- 
schen und britischen Boh- 
rungen) sowie Leitungen 
zwischen dem alten West- 
deutschland und den neuen 
Bundesländern. 

Längerfristig sollte das Ver- 
bundnetz folgendermaßen er- 
weitert werden: 

• Verbindungen zwischen 
dem Vereinigten König- 
reich und dem Kontinent; 

• Verbindungen zwischen 
Skandinavien und der Ge- 
meinschaft; 

• Bau einer Gasleitung zwi- 
schen Nordafrika und der 
Gemeinschaft. 

Die Gemeinschaftsinitiative 
REGEN ist bemüht, die Ein- 
führung von Leitungsnetzen 
in einigen der schwächeren 
Regionen — Griechenland, 
Portugal, Irland, Korsika und 


Sardinien — und ihre Ver- 
knüpfung mit den gemein- 
schaftsweiten Netzen zu be- 
schleunigen. 


Höhere 

Stromerzeugung 

Der Ausbau und die Integrie- 
rung von Energieversorgungs- 
netzen bietet eine Teillösung, 
es bleibt aber doch der Bedarf 
an neuen Kraftwerken zur 
Stromerzeugung bestehen. 
Aus technischen Gründen 
ergeben sich bei der Wahl des 
Standortes bestimmte Ein- 
schränkungen. Auch im Inter- 
esse des Umweltschutzes 
sollte man sich bei der Elek- 
trizitätserzeugung auf Wär- 
mekraftbasis nicht auf den 
Bau neuer Anlagen auf den 
gegenwärtig zur Verfügung 
stehenden Flächen beschrän- 
ken, wo es doch die Verwen- 
dung des umweltfreundliche- 
ren Erdgases in dafür geeig- 
neten Anlagen (ausgestattet 
mit der Fähigkeit mehrere 
Brennstoffe zu nutzen) er- 
möglicht, die Stromerzeugung 
in kleinen ökonomischen Ein- 
heiten zu dezentralisieren, sie 
so den örtlichen Bedürfnissen 
anzupassen und die Umwelt 
besser zu schützen. 

In diesem Zusammenhang 
wäre auf Gemeinschaftsebene 
ein System von Leitlinien zu 
schaffen, in dem einerseits be- 
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Map 17 The European gas tranemiaaion network, 1968 
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stimmte für den Bau neuer 
Kraftwerke reservierte Gebiete 
und andererseits „Korridore“ 
definiert würden, die eine 
Energieversorgung über Lei- 
tungen unter Berücksichtigung 
der Umweltbelange ermöglich- 
ten. 


Aussichten für die 
Zusammenarbeit 
mit benachbarten 
Drittländern 


Die Energiepolitik der Ge- 
meinschaft hat auch die Bezie- 
hungen zu den EFTA-Ländem, 
zu Mittel- und Osteuropa und 
zu den Mittelmeerländem zu 
berücksichtigen, von denen 
viele wichtige Lieferanten von 
Primärenergie sind. Die vorge- 
schlagene europäische Ener- 
giecharta schafft einen geeig- 
neten Rahmen für den Ausbau 
umfassender Versorgungsnetze 
für Elektrizität und Gas. 

Der rasch zunehmende Ver- 
brauch von Erdgas ist eine 
günstige Basis für die Entwick- 
lung der technischen Koopera- 
tion zwischen den Mitglied- 
staaten und den 

Hauptlieferanten (Norwegen, 
Sowjetunion und Algerien). Im 
Elektnzitätsbereich erfordert 
der Zugang der mittel- und ost- 
europäischen Länder zu den 
westeuropäischen Netzen zu- 
nächst den ausreichenden 


Ausbau ihrer eigenen Netze 
und Kraftwerke, was nach 
ersten Schätzungen 10 Jahre 
dauern könnte. In der Zwi- 
schenzeit könnte eine Zusam- 
menarbeit bei den Methoden 
für die Austauschkontrolle und 
bei der Verringerung der Um- 
weltbelastung durch Wärme- 
kraftwerke entwickelt werden. 

Im Jahre 2000 wird der Ener- 
gieverbrauch der Gemeinschaft 
voraussichtlich bis zu 50 % 
durch die Einfuhr von Erdgas 
gedeckt werden, gegenüber 
38 % im Jahre 1990. Diese 
Zunahme macht eine engere 
Kooperation auf Gemein- 
schaftsebene beim Ausbau 
großräumiger Versorgungsnet- 
ze und deren Verknüpfung mit- 
einander erforderlich. Die phy- 
sischen Grenzen, die der 
Erweiterung der Nutzung von 
Erdgas bei der Stromerzeugung 
gesetzt sind, lassen jedoch 
auch der Entwicklung neuer 
Technologien für eine saubere 
und rentable Nutzung von 
Kohle- und Kernenergie genü- 
gend Raum. 


Entwicklung 
eines regionalen 
Energie- 
programms 

Die Integrierung der europä- 
ischen Energieversorgungsnet- 
ze ist nicht die einzige Antwort 


auf die Energieprobleme der 
benachteiligten Regionen in 
der Gemeinschaft. Ländliche 
Gebiete, Fremdenverkehrsge- 
biete, Bergregionen und Inseln, 
eignen sich gut zur Erschließ- 
ung emeuerbarer Energiequel- 
len und für kleinere Erzeu- 
gungseinheiten. Wo das 
entsprechende Potential für 
eine örtliche Energieversor- 
gung vorhanden ist, könnte ein 
Wasserkraftwerk bei koordi- 
niertem Management der re- 
gionalen Produktionskapazität 
durchaus rentabel arbeiten. 
Andere emeuerbare Energie- 
quellen (Biomasse, Sonnen-, 
Wind-, Wellenenergie usw.) 
liefern zwar nur einen kleinen 
Teil der insgesamt benötigten 
Energie, doch könnte dieser 
Anteil in bestimmten Regionen 
immerhin bis zu 10 % des 
Bedarfs an Primärenergie 
decken. Emeuerbare Energie- 
quellen stellen besonders in pe- 
ripheren und ländlichen 
Räumen häufig einen wichti- 
gen Entwicklungsfaktor dar. 

Die Durchführung des Pro- 
gramms VALOREN zur För- 
derung der Erschließung des 
endogenen Energiepotentials 
hat das Interesse der Regionen 
an Maßnahmen gezeigt, durch 
die die Energieeinspaiung und 
der Ersatz von Erdöl durch 
andere Energiequellen geför- 
dert werden sollen. Die Tatsa- 
che, daß hinsichtlich der Ener- 
gieversorgung und des 
Energieverbrauchs große Un- 
terschiede zwischen den ein- 
zelnen Regionen bestehen. 
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zeigt deutlich, wie wichtig es 
ist, die Versorgung durch eine 
systematische Energieplanung 
auf lokaler und regionaler 
Ebene den besonderen Gege- 
benheiten anzupassen. Hierbei 
ist die Errichtung regionaler 
Stellen denkbar, die mögliche 
Investoren bei der Wahl des 
Energieträgers beraten und un- 
terstützen könnten. 

In den hoch entwickelten, dicht 
bevölkerten Regionen, die mit 
gravierenden Umweltproble- 
men zu kämpfen haben, ist eine 
sorgfältige Energieplanung 
wichtig, um ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen wirt- 
schaftlicher Wettbewerbsfähig- 
keit und Lebensqualität zu ge- 
währleisten. 


Fußnoten 

1 Die Statistiken in diesem Kapitel wurden aus Veröffentlichungen des Statistischen Amtes der Europäischen Ge- 
meinschaften (EUROSTAT) entnommen . soweit nicht anders gekennzeichnet. 

2 Europäische Kommission (Juli 1990), ffnvenloire des principaux aspects du secteur de f electriciU dans la 
Communauil europeenne* . 

3 Europäische Kommission ( Juli 1990), „ Energy for a new Century: the European perspective. Energy in Europc 
Special Issue 

4 Diese Netze werden in einer bald erscheinenden Mitteilung der Kommission: „Electricity and natural gas trans * 
misst on infrastructure in the Community " angesprochen 


10 5 


Drucksache 1 2/4640 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Infrastruktur und Strukturfonds 



i ; . 'PRODÄC.Prog?narpEa:vHFRE ' 5£b Mio*" I^U: haupfc^hlicii Strassen, '.'.aber auch Eisenbahn 124 
BCU und Häfen 25 Mia. ECU * *"*>'' „ ‘ ' -/ 

. - , ^ v 

: Gro Bc S tras^cnrarökldtc; ESoxilÄutobaJui und N o * d Süd Verbindung. A ' ' ' , • •" . . V * ' ' ? I ' /V 

^ \ v *■ : ' V ' , A , ' - ; < - * •■ ■*. 

Telt k >mtminijca^n< Emgraiiiöi; EERB 44 hüb. ECU, ländliche Telefcommmii^ *•?, 

, . ^ -£ ^ A A , • ••:.• • •■••. :• ‘ •• " •• 'JL 

|;:U;fencrgfe 

• .bonJPoxto und-Ottmbra^ <-M' ■' S ' ' b V '■ - '' ' ^ " " ", { 

< ' s ' > v ^ ''' " ' ,-y 

: •• v. ' ’r.f- «/?■/£ mw . </v ^\ >£' .s ' .:. r • t j 


www iiJiiBMM »i> rii c» i yMweiM<wiw 


106 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode Drucksache 12/4640 


Infrastruktur und Strukturfonds 


Rügen X^lcitur^srwtz und Verbiß 

Portugal tmdjSpa^iiea f| M < | / ' || 

Irland 

Peripheraiitäts Programm: EFKE 645 Mio. ECU, davon National Strassen 512 Mio. ECU, Flughäfen 60 
Mio. ECU imd Handelshafen 34M50.BCM 

REGEN GemcinschäftsimtiaEvc^ zwischen Irland und dein Vereinigten König- 

reich. | HIHI || ' l||illll||i |;|| . Illlfl ||| 

Nordirland . . . 

Trah^rt'Progi^^ Hafen 67 Mio. ECU:^ . 

und Warrcnpointjv HüghSfen in Belfast und Bgliuton *29 Mio* ECU und Eisenbahn 26 Mio. ECU ein- ., 
schließlich «togrenz&berscbrcätend^ Verbindung. 

Spante? 

Stressen Infra Struktur. der EFRE -wird zwischen 1989 und 1993 Ohex 2000 Mio. ECO zur Strasseninfra- 
• • Struktur Pr£ : ‘ 

gramme. Beispiel: Autobahn Sevilia^Granada 

Eisenbahn Infrastruktur; EHRE Unterstützung über 620 Mio. ECU* wovon der Hauptanteil für die 
TGV« Verbindung zwischen Madrid und Sevilla benutzt wird 

Energie Infrastruktur: EFREUnter Stützung 879 Mio< ECU, hauptsächlich für das Erdgasverteilungsnetz 
imMe2zogiomö{MetanjÄiario . 

INTERREG Gemeinschaftsinitiative: Spanien-Portugal 


'In dem ^Autobahn für ^Integration*" Unterprogramm (Gesämttmterstüt^^ing 297 Mio; ECU):, . : : 

■ gionen von Andalusien, und der Algarve verbessern 
^ Autobaföye^ind^g Portugal ■ 


107 


Drucksache 12/4640 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Abschnitt C : Umweit 


Abschnitt C : Umweit 


108 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4640 


Umwelt und natürliche Ressourcen 


Umwelt und natürliche Ressourcen 


Die wirtschaftliche Tätigkeit in der Gemeinschaft geht häufig einher mit Um- 
weltverschmutzung , exzessiver Ausbeutung von Ressourcen und Zerstörung des 
natürlichen Erbes. Eine weitergehend integrierte Gemeinschaft muß ihre Ziele 
in Form von umweltverträglichem Wachstum formulieren. Eine saubere und at- 
traktive Umwelt wird ständig wichtiger für ein langfristig anhaltendes Wirt- 
schaftswachstum. In den letzten Jahren spiegeln die Bemühungen, vor allem in 
den entwickelteren und überfüllten Ballungsräumen im Norden der Gemein- 
schaft, darum, die Luft - und Wasserverschmutzung zu reduzieren und die Natur 
zu schützen, die veränderte Haltung und die Verfügbarkeit neuer Technologien 
wider . Große Umweltschutzprobleme bleiben . Die Emissionen der steigenden 
Zahl von Kraftfahrzeugen, der Kohlendioxydausstoß, die Verschmutzung der 
Trinkwasservorräte und Küstengewässer nehmen untragbare Größenordnun- 
gen an, während das Problem der Airfallentsorgung eine kritische Phase er- 
reicht. Der fortwährende Zerfall des Naturerbes der Gemeinschaft ruft nach 
einer Koordinierung der Kennzeichnung, des Schutzes und der Verwaltung at- 
traktiver Naturlandschaften. Finanzielle Stützmechanismen, Bildungs - und 
Öffentlichkeitsarbeit, finanzielle Anreize sowie einheitliche Standards und 
ein breiter Gesetzesvollzug werden erforderlich sein, um die Umwelt in der 
Gemeinschaft zu sanieren und zu schützen. 


Umweltver- 

trägliche 

Wirtschafts- 

entwicklung 

Es zeigt sich immer deutlicher, 
daß Wirtschaftswachstum und 


Umweltschutz keine sich wi- 
dersprechenden Ziele sein 
müssen. Voraussetzung ist eine 
Anpassung und Umstrukturie- 
rung der wirtschaftlichen Tä- 
tigkeit, um eine noch größere 
Zerstörung der Umwelt und der 
natürlichen Ressourcen zu ver- 
hindern und dadurch eine ver- 
trägliche Entwicklung zu ge- 
währleisten. In gleicher Weise 
können besonders belastete 
Gebiete Schritte zu einer 
Umkehr dieses zerstörenden 
Prozesses einleiten. 


Innerhalb der Gemeinschaft 
sind die für die Verschmutzung 
verantwortlichen Regionen 
nicht immer auch diejenigen, 
die unter den Folgen zu leiden 
haben. Zwei der zahlreichen 
Beispiele: die Einleitung von 
Abwässern in den Rhein 
schränkt dessen Wert als natür- 
liche Ressource in der 
Schweiz, Deutschland, Frank- 
reich und den Niederlanden zu- 
nehmend ein; Schwefelemis- 
sionen aus Industrieanlagen 
treiben in benachbarte Gebiete. 
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iMlIlllhl 


• : v Obwohl " das ' 

•' • sfcrung «crcipht hat, bestehen doch 
•wcdtwbm beträchtliche Uiüerec&io- 
.'••de zwischen den MitgHcdstaaten/; 
iig : sich;i • 

daß die UniweJtVötsdhriBen der Go» ■ ’ 
tncinschnft in 'bnter^^ 

■ Maße in die nationale Gesetzge-/' • 
^iburig edngehracht' und“ in - der Ji 

. angewandt werden. 

Die Anzahl der. nicht mit dem Ge- 

• meinschafUrecht konformen 'üatio^' " 

:;: ; :-: : .naJen' Gesetz«. ist : ; : jj .iy 
^?:hocIv'- ; ' vr^ : :Inkr^!i£& d^f ? | 

?\ • : .:.:;<5esetze• scheint,.- gemessen; !aii : :;deäfi: ; ^ 

Zahl der Beschwerden. Über Abwein 
. cjiungen von denE(^lJxa\veltritht* ; . 

Älbetrug ÄitraümÄ 

i:Ml9S4; 3 51 .in der Zeit;Vö^;i9S5.bis:g •:•. 
1987 und l.i4l*on I98& bk 1990 

Rechtsverletzungen an das Europä- 
ische Parlament). 

: ::"Die' Gesetzgebung : ist; jedoch : nur/ . 
eines der Instrumente,, mit denen... 

.. Urnweltbekstungen ; begegne! ' : " 

werden kann. Weiieje Ibsliiunen^ 
sind Bildungs- und Öffenthchkeits- 
: - : ."’-Ärbeit und Schulung, die Zusamt .: 
:; : : : ^AStelhmg - ; ■ zuy^&aigbr ?• : :.i. 

. Infonnationeü und Daten* wirf*. 
.schäftUchc und steuerliche Anreize • 
(z«B> niedrigere Steuern für bleifiel- : 

•K' :. es Benzin) und AbschiecktmgsiiiäBr':- i-i’ 

■ y-^atoen* '• /5^eSiai)^bafen''i. : ;;'|’ : .' : 
syg^aiu^ifen: 

■. : y;chennutzungsplanung ; sowie; - Ein-. ;yv- 
fühnmg de^s Umweltaspekts auch in 
: . .ahdejcnPohtikbcrexchetU ■ '■• ' 


Die wenigen Gebiete, die noch 
ihren ursprünglichen Charakter 
und ihre landschaftliche Schön- 
heit bewahrt haben und die — 
vom Menschen unbeeinträchtigt 
— vielen Tier- und Pflanzenar- 
ten Lebensraum bieten, stellen 
Naturgüter der gesamten Ge- 
meinschaft dar, flir deren Schutz 
die Regionen, in denen sie sich 
befinden, und der Rest der Ge- 
meinschaft gleichermaßen auf- 
kommen sollten. Diese Regio- 
nen befinden sich oft in 
wirtschaftlich benachteiligten 
Gebieten und geographischer 
Randlage. Es liegt daher im In- 
teresse der ganzen Gemein- 
schaft, sicherzustellen, daß der 
natürliche Reichtum dieser Re- 
gionen so umweltschonend wie 
möglich genutzt wird, z.B. durch 
den Fremdenverkehr. 

Die Umwelt in der Gemein- 
schaft wird auch durch von 
außen einwirkende Ereignisse in 
Drittländern beeinflußt, ebenso 
wie die Gemeinschaft selbst zu 
Umweltproblemen über ihre 
Grenzen hinweg beiträgt. Der 
Treibhauseffekt und die Klima- 
veränderung z.B. sind Probleme, 
die nicht durch einzelstaatliche 
Maßnahmen gelöst weiden 
können. Die Chancen, tatsächli- 
che Veränderungen herbeifiihren 
zu können, steigen, wenn die 
Gemeinschaft nach Einführung 
wirksamer Umweltschutzmaß- 
nahmen innerhalb der Binnen- 
grenzen aus einer Position der 
Stärke als Einheit handelt 

Eine in den nächsten Jahrzehn- 
ten enger zusammenwachsende 
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Gemeinschaft muß ihre wirt- 
schaftlichen Ziele zunehmend 
auf ein vertretbares Wachstum 
ausrichtcn. Der mögliche Bei- 
tritt Österreichs, Schwedens 
uml/oder anderer skandinavi- 
scher Staaten könnte diesen 
Ansatz verstärken. Falls die in 
der Vergangenheit verursach- 
ten Umweltschäden nicht 
behöben und keine vorbeugen- 
den Maßnahmen für die 
Zukunft ergriffen werden, 
werden die traditionellen Indu- 
strieregionen von Gebieten 
überholt, die moderne, umwelt- 
schonende Tätigkeiten fördern. 
In ähnlicher Weise beeinträch- 
tigt eine umweltfeindliche Ent- 
wicklung in den rückständigen 
Regionen auch deren wirt- 
schaftliche Aussichten zu 
einem Zeitpunkt, in dem viele 
Unternehmen gezielt unter 
Umweltaspekten attraktive 
Standorte ausfindig machen. 
Gelingt es der Gemeinschaft 
nicht, ein besseres regionales 
Gleichgewicht heizustellen, 
bedeutet dies für die stärkeren 
Regionen eine weitere Ver- 
dichtung mit allen damit ver- 
bundenen umweltrelevanten 
Rosten. 

Ein fundiertes Management der 
Umwelt und der natürlichen 
Ressourcen ist die Vorausset- 
zung filr ein langfristiges Wirt- 
schaftswachstum — eine Ein- 
stellung, die sich auch in 
Zukunft in der Regionalpolitik 
der Gemeinschaft widerspiegeln 
muß. Investitionen, die heute zur 
Vorbeugung größerer Umweft- 
scMden geleistet werden, helfen. 
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die sonst später auftretenden, un- 
gleich höheren Kosten zur Be- 
seitigung der Umweltschäden 
und zur Anpassung a n den 
Raubbau der natürlichen Res- 
sourcen zu vermeiden. 

Ein erster Schritt in diese 
Richtung wurde gemacht 
durch die Aufstockung der 
aus den Strukturfonds bereit- 
gestellten Mittel zur Umwelt- 
verbesserung in den schwä- 
cheren Regionen der Gemein- 
schaft (3.350 Mio. ECU im 
Zeitraum 1989 bis 1993) und 
die systematische Berücksich- 
tigung umweltrelevanter Ge- 
sichtspunkte bei der Bereit- 
stellung finanzieller Mittel für 
bedeutende Infrastrukturpro- 
jekte. 


Formen 
der Luftver- 
schmutzung 


Weltweit werden durch die 
Verbrennung fossiler Brenn- 
stoffe (Erdöl, Kohle und Gas) 
jährlich über 5,7 Mrd. Tonnen 
des für den Treibhauseffekt 
hauptverantwortlichen Gases 
Kohlendioxid (CO 2 ) in die At- 
mosphäre emittiert. Davon 
stammen über 750 Mio. 
Tonnen oder 13% aus der Ge- 
meinschaft 1 . Verglichen mit 
der restlichen Welt erzeugt 
Europa proportional mehr 


Emissionen aus Erdöl und 
Benzin. 

Infolge der Energiesparmaß- 
nahmen und Strukturverände- 
rungen in der Energieversor- 
gung und in verschiedenen 
Wirtschaftszweigen, die ihrer- 
seits durch den starken Anstieg 
der Mineralölpreise ausgelöst 
wurden, sind die Emissionen 
unter die 1980 erreichte 
Grenze von 800 Mio. Tonnen 
gesunken, nachdem sie sich in- 
nerhalb der vorangegangenen 
zwanzig Jahre verdoppelt 
hatten. Dieser Rückgang hat 
sich jedoch seit 1986 wieder 
umgekehrt. Die wirtschaftlich 
stärksten Mitgliedstaaten mit 
der höchsten industriellen und 
sozialen Entwicklung sind 
sowohl absolut als auch pro 
Kopf der Bevölkerung die 
Hauptemissionsquellen 
(Schaubilder 13 und 14). 

Die Gemeinschaft hat sich ver- 
pflichtet, die C02-Emissionen 
im Jahre 2000 auf dem Niveau 
von 1990 zu stabilisieren und 
sie bis 2005 bzw. 2010 zu ver- 
ringern. Die Verringerung der 
Emissionen kann ernsthaft 
jedoch nur weltweit angegan- 
gen werden, zum Beispiel 
durch Einführung strenger 
Maßnahmen zur effizienteren 
Nutzung fossiler Brennstoffe, 
Erschließung sicherer, umwelt- 
freundlicher, alternativer Ener- 
giequellen, Abschaffung der 
FCKW, Verlangsamung der 
Zerstörung der Regenwälder 
usw. Selbst bei energischen 
Maßnahmen und umfassender 
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internationaler Zusammenar- 
beit wird der Meeresspiegel bis 
zum Jahr 2030 — so die inter- 
nationale Arbeitsgruppe zur 
Klimaverändemng — voraus- 
sichtlich um 8 bis 29 cm (Mit- 
telwert 18 cm) steigen. Tieflie- 
gende Küstengebiete, Dünen 
und Feuchtgebiete werden 
unter großen Ökologischen und 
Ökonomischen Folgen zu 
leiden haben, und Städte wie 
Venedig werden noch anfälli- 
ger gegen Überschwemmun- 
gen sein als zuvor. 

Selbst wenn bis zum Jahr 2000 
eine Stagnation der C02-Emis- 
sionen erreicht werden sollte, 
wird die atmosphärische Kon- 
zentration noch auf Jahre 
hinaus steigen. Auch die Kon- 
zentration anderer Treibhaus- 
gase steigt. Für eine längerfri- 
stigere Reduzierung der 
Emission der die Ozonschicht 
schädigenden Gase und 
anderer wesentlicher Luft- 
schadstoffe sind viele, kosten- 
aufwendige Umstellungen im 
Bereich der Energieerzeugung 
und -nutzung erforderlich. Die 
damit verbundenen Kosten 
sollten in erster Linie von den 
Mitgliedstaaten getragen 
werden, die die größte Um- 
weltverschmutzung verursa- 
chen. Wenn nicht gehandelt 
wird, kommen unermeßliche 
Kosten auf die Gemeinschaft 
zu. 

Wärmekraftwerke sowie indu- 
strielle und private Heizungen 
erzeugen 88 % der Schwefel- 
dioxidemissionen (SO 2 ) in der 


Gemeinschaft 2 . Zwischen 1970 
und 1986 sind diese Emissio- 
nen um rund 50 % zuriiekge- 
gangen, was hauptsächlich auf 
Emissionskontrollen, den Bau 
von Kernkraftwerken, Energie- 
sparmaßnahmen, die Verwen- 
dung von Kraftstoffen mit 
niedrigerem Schwefelgehalt 
sowie Veränderungen in der 
Wirtschaftsstruktur der Mit- 
gliedstaaten, insbesondere die 
schrumpfende Eisen- und 
Stahlproduktion, zurückzufüh- 
ren ist Seit dem Ende der Re- 
zession der frühen achtziger 
Jahren hat eine verstärkte Wirt- 
schaftstätigkeit diesem Rück- 
gang ein Ende gesetzt 

Die EG-Richtlinie über 
Grenzwerte für S02-Emissio- 
nen fordert bis zum Jahr 2005 


eine weitere Reduzierung des 
Niveaus von 1980 um 57%,. 
von 14,4 Mio. Tonnen auf 6,2 
Mio. Tonnen. Dies ist zu rea- 
lisieren, wenn das Potential 
neuer, sauberer Kohletechno- 
logien, die bis Mitte der neun- 
ziger Jahre marktfähig sein 
sollen, auch genutzt wird. 

Eine Konzentration der Emis- 
sionen tritt in bestimmten 
Ballungszentren im Norden 
der Gemeinschaft auf (Karten 
18 und 19). Es muß noch 
deutlich mehr getan werden. 

Die Aufgabe der Emissionsbe- 
grenzung wurde in den Staaten 
Mittel- und Osteuropas, deren 
noch sehr hohe S02-Emissio- 
nen in TeÜen der Gemeinschaft 
eine der größten Luftver- 
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schmutzungsquellen darstel- 
len, eben erst in Angriff ge- 
nommen. 1985/86 wurden die 
jährlichen Emissionen in der 
damaligen DDR auf 5 Mio. 
Tonnen geschätzt, in Polen 
auf über 4 Mio. Tonnen und 
in der Tschechoslowakei auf 
über 3 Mio. Tonpen3. Pro 
Kopf der Bevölkerung liegen 
diese Emissionen rund zehn 
Mal höher als in der Gemein- 
schaft. Seit Beginn der politi- 
schen Reformen sanken die 
Emissionen infolge von Be- 
triebsstillegungen. Die Um- 
strukturierung der Wirtschaft 
und die verringerte Abhängig- 
keit von Braun- und Stein- 
kohle sollten diesen Rück- 
gang untermauern. 


Eine Reihe anderer Emissio- 
nen hat den Verkehr als 
Hauptverursacher, z.B. bei 
Stickoxyden (NO*) mit 58 %, 
bei Kohlenwasserstoffen 
(HC) mit 50 % und bei Koh- 
lenmonoxid (CO) mit 75% 
(Karte 20) 4 . Während sich die 
Emissionswerte in den wirt- 
schaftlich höherentwickelten 
Mitgliedstaaten zunehmend 
stabilisieren, nehmen sie in 
den weniger entwickelten 
Ländern weiter zu. Gemein- 
schaftsrichtlinien zur Festle- 
gung strengerer Normen für 
Schadstoffemissionen von 
Kraftfahrzeugen haben positi- 
ve Ergebnisse gebracht, doch 
sind die bisher erreichten 
Fortschritte durch die wach- 


sende Zahl von Kraftfahrzeu- 
gen und Fahrten gefährdet. In 
den vergangenen vier Jahren 
hat der Kraftstoffverbrauch in 
der Gemeinschaft um jährlich 
1,5% zugenommen. In den 
Niederlanden, die die höchste 
Konzentration von Kraftfahr- 
zeugen pro Quadratkilometer 
aufweisen, soll die Benutzung 
privater Kraftfahrzeuge in 
den nächsten zwanzig Jahren 
um 70% ansteigend Ein noch 
schnelleres Wachstum ist in 
den sich im wirtschaftlichen 
Aufbau befindlichen Staaten 
zu erwarten. In der Folge 
werden die Kohlenwasserstof- 
femissionen vor dem Ende 
des Jahrhunderts um schät- 
zungsweise 10 % steigen. 

Zur Einschränkung der Ver- 
kehrsemissionen gibt es im we- 
sentlichen zwei Möglichkeiten: 

• Förderung der Entwicklung 
und Nutzung von Kfz mit 
höherem Wirkungsgrad 
durch steuerliche und/oder 
gesetzliche Regelungen, 
Erschließung alternativer 
Energiequellen und Einfüh- 
rung effizienterer Verkehrs- 
systeme; 

• Förderung der einge- 
schränkten Benutzung von 
Kfz — kurzfristig durch 
steuerliche und andere Re- 
gelungen, langfristig durch 
eine Veränderung der all- 
täglichen Verhaltensweisen 
und im Ablauf der sozialen 
und beruflichen Tätigkei- 
ten. 
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Id letzterem Fall kann die Be- 
nutzung privater Kraftfahrzeu- 
ge eingeschränkt werden, 
indem durch Flächennutzungs- 
planung sichergestellt wird, 
daß neue Arbeitsplätze gut mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln 
zu erreichen sind. 


Wasser- 

ressourcen 


Wassernutzung und 
Wasserverbrauch 


Von 1970 bis 1985 ist der 
Wasserverbrauch in der Ge- 
meinschaft im Jahresschnitt 
von 600 auf 800 Kubikmeter 
pro Person gestiegen. Je nach 
Umfang der Industrie, dem 
Grad der Bewässerung in der 
Landwirtschaft, Bevölkerungs- 
struktur und Klima ist der 
Wasserverbrauch sehr unter- 
schiedlich. Während in Däne- 
mark, Griechenland, Italien, 
Portugal und Spanien die 
Landwirtschaft der größte 
Wasserverbraucher ist, bean- 
sprucht in Belgien, Frankreich, 
Deutschland, Irland, Luxem- 
burg und dem Vereinigten Kö- 
nigreich die Industrie den 
größten Anteil (Schaubild 15). 

Die Verbrauchsrate pro Kopf 
der Bevölkerung in den trocke- 


neren Gebieten Spaniens liegt 
mehr als acht Mal so hoch wie 
in Luxemburg. Der Pro-Kopf- 
Verbrauch der Bevölkerung ist 
in den meisten Mitgliedstaaten 
seit 1980 verhältnismäßig kon- 
stant, in Griechenland, Spanien 
und Portugal jedoch merklich 
gestiegen, was größtenteils auf 
einen höheren Verbrauch der 
Landwirtschaft Zurückzufuhren 
ist. In Regionen mit Wasser- 
knappheit sind Maßnahmen zur 
Einschränkung des Bedarfs oft 
rentabler als Investitionen zur 
Verbesserung der Wasserver- 
sorgung (Schaubild 16). 

Ein geringer Bevölkerungszu- 
wachs, eine nur begrenzte Er- 
weiteiung der bewässerten 
landwirtschaftlichen Flächen 
und eine bessere Wassemut- 


zung in allen Sektoren werden 
die Steigerung des Wasserver- 
brauchs in den kommenden 
zehn Jahren stark bremsen. Die 
Industrie in den am stärksten 
industrialisierten Ländern hat 
nicht zuletzt durch die 
Messung des Wasserver- 
brauchs Fortschritte bei der 
V erbrau chseinschränkung 
erzielt. Dies gilt auch für die 
privaten Haushalte, obgleich 
die Art und Weise der 
Messung des privaten Wasser- 
verbrauchs zwischen den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten und in- 
nerhalb derselben stark 
voneinander abweicht. In den 
wirtschaftlich weniger entwik- 
kelten Ländern ist eher damit 
zu rechnen, daß mit zunehmen- 
der industrieller Tätigkeit und 
dem Anstieg des Lebensstan- 
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dards auch der Wasserver- 
brauch steigt. 

Auf lokaler und regionaler 
.Ebene können Düne, Verände- 
rungen des Wasserverbrauchs 
der Industrie und Leitungspro- 
bleme Wasseiknappbeit und 
damit Notsitnationen verursa- 
chen. Aufgrund ihrer Größe und 
geographischen Lage leiden 
viele Inseln besonders unter 
Wasseiversorgungsproblemen. 

Obwohl der Wasserverbrauch 
im allgemeinen weit unter dem 
Jahresdurchschnitt der zur Ver- 
legung stehenden emeuerbaren 
Süß wasserressourcen bleibt* 
gibt es deutliche regionale 
Gleichgewicfatsversctdebungen 
zwischen Angebot und Nach- 
frage. Sehr viel Wasser wird 


den Ressourcen nicht nur in 
den trockeneren Gebieten der 
Gemeinschaft, sondern auch in 
Regionen mit äußerst starker 
Nachfrage wie beispielsweise 
Südostengland, entnommen. 
Innerhalb Europas gehen nur 
rund 35 % des verbrauchten 
Wassers tatsächlich verloren. 
Das restliche Wasser wird als 
Abwasser von oft schlechter 
Qualität in Flüsse, Seen oder 
Küstengewässer eingeleitet, 
bevor es wieder in den Versor- 
gungskreislauf ein ge führt wird. 


Grund wasser 


Grundwasser trägt in der Ge- 
meinschaft mit 75%, in Italien 


mit 88% und in Dänemark gar 
mit 98% zur Trinkwasserver- 
sorgung bei 6 . 

Die zu starke Grundwasserent- 
nahme ist in der Gemeinschaft 
kein generelles Problem. Auf- 
grund des wachsenden Bedarfs 
in trockeneren Gebieten Portu- 
gals, Spaniens und insbesonde- 
re Griechenlands gibt es jedoch 
Örtlich und regional Schwierig- 
keiten, die die Erhaltung der 
vorhandenen Wirts chaftss truk- 
turen gefährden. Probleme 
treten aber auch in Staaten im 
Norden, z.B. in den Niederlan- 
den, auf, wo die derartige 
Nachfrage nach Grund wasser 
das natürliche Angebot über- 
steigt. 

Ein weiteres ernsthaftes 
Problem, vor allem in höher- 
entwickelten Staaten, stellt die 
Verunreinigung dar. Es gibt 
zunehmend Anhaltspunkte für 
eine gefährliche und weitrei- 
chende Vergiftung dieser 
T rinkwassenquelle. 

Neben der Vergiftung durch 
eine lange Reihe von durch 
Industrieanlagen und Abfall- 
deponien verursachten Schad- 
stoffen sind hohe Nitratkon- 
zentrationen die Hauptursa- 
che für die Grund wasserbela- 
stung. Sie sind zum großen 
Teil auf die Verwendung von 
Mineraldünger und die Gülle- 
beseitigung in Gebieten mit 
Intensiviierhaltung zurückzu- 
führen und bergen ein erhöh- 
tes Gesundheitsrisiko (Karte 
21 ). 
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Nitrogen Produced by Animal Wastes 



Source : Task Force EEA - Corine database 
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Hohe Konzentrationen sind in 
vielen Gebieten der Gemein- 
schaft zu finden. In Dänemark 
hat sich der durchschnittliche 
Nitratgehah im Grundwasserin 
den vergangenen dreißig 
Jahren verdreifacht und steigt 
jährlich um rund 3,3 mg/l an, 
so daß bereits 8% des in den 
dänischen Wasserwerken er- 
zeugten Wassers Nitratkonzen- 
tratiooen über dem zulässigen 
EG-Grenzwert von 50 mg/l 
.aufweisen. Schätzungsweise 
800.000 Menschen in Frank- 
reich, 850.000 im Vereinigten 
Königreich und 2,5 Mia in der 
ehemaligen Bundesrepublik 
trinken Wasser mit Nhratkon- 
zentrationen über dem zulässi- 
gen EG-Grenzwext 

Die Grundwasservorräte er- 
neuern sich nur langsam, 
indem Wasser allmählich in 
die wasserführenden Schich- 
ten sickert. Da ein Großteil 
deT im vergangenen Jahrzehnt 
ausgewaschenen Schadstoffe 
die wasserführenden Schich- 
ten noch nicht erreicht hat, 
wird der Nitratgehalt des 
Gnmdwassers in flachen 
Brunnen in den Niederlanden, 
in Belgien, Dänemark und 
Deutschland bei Einhaltung 
der EG-Trink w ass errich tlinie 
eist in 25 bis 50 Jahren einen 
annehmbaren Stand erreichen, 
obwohl der Einsatz von Dün- 
gemitteln in einigen Mitglied- 
staaten in der letzten Zeit ver- 
ringert wurde. Für Grundwas- 
ser aus tieferen Brunnen wird 
der erforderliche Zeitraum 
dementsprechend größer sein. 


und die Grundwassermengen, 
die die EG-Grenzweite nicht 
erfüllen, werden ständig zu- 
nehmen 7 . 

Nicht nur wichtige Trinkwas- 
serquellen sind langfristig 
verunreinigt, sondern auch 
der Boden mit Folgen sowohl 
für die landwirtschaftliche Er- 
zeugung als auch für Natur- 
räume. Eine genauere Kenn- 
zeichnung der gefährdeten 
Grundwassergebiete in Ver- 
bindung mit strengeren 
Grenzwerten körnte dazu bei- 
tragen, eine weitere Ver- 
schlechterung der Lage zu 
verhindern. Bei grenzüber- 
schreitenden Gebieten oder 
Gebieten, in die Wasser aus 
anderen Ländern einfließt, 
könnte ein Tätigwerden der 
Gemeinschaft besondere Be- 
deutung erlangen. 


Flüsse und Seen 


Auch Oberflächenwasser in 
Flüssen und Seen ist in den 
meisten Mitgliedstaaten eine 
wichtige Trinkwasserquelle. 
Gleichzeitig erfüllt es andere 
wichtige sozioökonomischen 
Funktionen, wie Transport, Er- 
holung/Freizeit und Energieer- 
zeugung. Sein Mißbrauch 
durch die Einleitung von Mil- 
lionen Tonnen von Abwässern 
hat allerdings in vielen Gebie- 
ten der Gemeinschaft zu einem 
so hohen Verschmutzungsgrad 
geführt, daß nicht nur das 


Trinkwasser, sondern auch die 
Landwirtschaft und der Frem- 
denverkehr gefährdet sind. 

Obwohl ein allgemeiner 
Trend zu einer Qualitätsver- 
besserung des Oberflächen- 
wassers zu beobachten ist, 
sind die Formen der Oberflä- 
chengewässerverschmutzung 
doch sehr vielfältig, wobei 
die höchsten Weite in Gebie- 
ten mit großer Bevölkerungs- 
dichte, Industrieanlagen und 
intensiver Landwirtschaft auf- 
treten. Im Beitrittsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland 
ging die Verunreinigung bis 
zuletzt ungehindert weiter. 
Messungen im Jahr 1989 
ergaben, daß nur noch 3% der 
Flüsse und 1% der Seen öko- 
logisch intakt waren. 8 

In bezug auf die Hauptschad- 
stoffe in den Oberflächenge- 
wässem der Gemeinschaft 
ergibt sich folgendes Bild: 

• Ungeklärte oder nur unzu- 
reichend geklärte Abwässer 
sind in vielen Gebieten ein 
Problem: 50% der Bevölke- 
rung in der Gemeinschaft 
leben in Regionen, in denen 
Abwässer nicht gereinigt 
werden, wobei die Proble- 
me in den weniger entwic- 
kelten Regionen größer 
sind (während 94% der 
Portugiesen in Gebieten 
ohne Kläranlagen leben, 
sind es in Dänemark nur 
2% der Bevölkerung). Die 
benachteiligten Gebiete 
müssen in ihren Bemühun- 
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gen unterstützt werden, die 
vor kurzem verabschiedete 
EG-Richtlinie umzusetzen, 
wonach alle Städte mit 
mehr als 15.000 Einwoh- 
nern bis zum Jahr 2000 und 
alle übrigen Gemeinden bis 
2005 Abwasserkläranlagen 
erhalten müssen. 

Die ständige Zunahme an 
Nitraten und Phosphaten in 
den Gewässern der Ge- 
meinschaft führt zu Algen- 
blüten, die die Wasserauf- 
bereitung noch kostenauf- 
wendiger machen oder gar 
nach sich ziehen, daß das 
Wasser sowohl für indu- 
strielle Verfahren als auch 
zur Trinkwasserversorgung 
ungeeignet wird. Diese Tat- 
sache unterstreicht die Not- 
wendigkeit, einer fort- 
schreitenden Eutrophierung 
der Oberflächengewässer 
der Gemeinschaft entge- 
genzu wirken. 

Infolge von EG-Maß nah- 
men, die die Einleitung 
konventioneller Wasser- 
schadstoffe aus Industriean- 
lagen regeln, nimmt die 
Verunreinigung durch 
Schwermetalle in vielen 
großen Flüssen ab. Im 
Rhein z.B. wurde die Blei- 
belastung im Zeitraum 
1975-85 um die Hälfte ver- 
ringert; bei einer Reihe 
weiterer Flüsse, z.B. der 
Seine, wurde jedoch im 
gleichen Zeitraum eine 
Schadstoffzunahme festge- 
stellt. 


• Nichtkonventionelle Schad- 
stoffe, die auf hunderte, 
jährlich neu entstehende 
chemische Verbindungen 
Zurückzufuhren sind, 
stellen ein großes Problem 
für die Zukunft dar, weil 
die Entwicklung der Tech- 
niken zu deren genauen 
Feststellung und Messung 
nicht mit der Entwicklung 
der Verbindungen selbst 
Schritt halten kann und ge- 
setzliche Kontrollen noch 
weiter hinterfaerhinken. 

Internationale Zusammenarbeit 
ist ein wirksames Mittel, wich- 
tige grenzübergreifende 

Aspekte der Oberflächenge- 
wässerverschmutzung anzuge- 
hen, da sie das gesamte Was- 
sereinzugsgebiet eines Flusses 
einbezieht und nicht nur die am 
meisten verschmutzten Stellen. 
Während internationale Über- 
einkommen eine Verringerung 
bestimmter Schadstoffe im 
Rhein bewirkt haben, gibt es 
für andere grenzüberschreiten- 
de Flußsysteme wie 
Sambre/Meuse und Schelde, 
die notorisch verschmutzt sind 
und deren Verschmutzung 
ständig zunimmt, noch keine 
internationalen Vereinbarun- 
gen. Die im September 1990 
zwischen Deutschland, der 
Tschechoslowakei und der 
Europäischen Gemeinschaft 
Unterzeichnete Vereinbarung 
zum Schutz der Elbe und 
erste Abkommen mit Polen 
über die Oder ebnen den Weg 
für weitere Abkommen dieser 
Art. 


Küstengewässer 
und Meere 

Oft sind die Auswirkungen der 
Meeresverschmutzung erst weit 
von der eigentlichen Quelle ent- 
fernt spürbar. Schätzungsweise 
knapp die Hälfte aller Meeres- 
schadstoffe werden landseitig 
entweder unmittelbar über Ein- 
lässe oder über Flüsse ins Meer 
eingeleitet, rund ein Drittel der 
Meeresschadstoffe ist auf Einträ- 
ge aus der Luft zuiückzu führen, 
und nur knapp ein Viertel ist 
meeresseitigen Ursprungs. 

Infolgedessen hängt die künftige 
Kontrolle über die Verschmut- 
zung der Meeresumwelt in erster 
Linie von Maßnahmen zur Ein- 
grenzung der landseitigen, meist 
in Küstemegionen befindlichen, 
Schadstoffquellen ab. Die wich- 
tigsten Problemquellen sind: 

• durch den verstärkten 
Einsatz von Düngemitteln 
verursachte Nährstoffe 
(Phosphate und Nitrate), 
die stark erhöhtes Algen- 
wachstum, Sauerstoff- 
schwund, Massensterben 
der Meereslebewesen und 
einen Rückgang des Frem- 
denverkehrs zur Folge 
haben. Es wird geschätzt, 
daß die Flüsse der Nordsee 
heute viermal soviel Stick- 
stoff und siebenmal soviel 
Phosphor zuführen, als auf 
natürliche Weise entstehen 
würde, und daß sich die 
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Näbrstoffkonzenfcratiooen 
im .Küstenstreifen zwischen 
den Niederlanden und dem 
nördlichen Teil Dänemarks 
an den letzten Jahren ver- 
doppelt haben, wobei das 
Algenproblem an der Ost- 
ssektiste noch gravierender 
ist. 2n der nördlichen Adria 
erreichten die Algenmassen 
Ende der achtziger Jahre 
■eine Schichtdicke von 12 
Metern und bewirkten Ein- 
iommensverluste von 1,5 
Mid. ECU im Fremdenver- 
ikehr und in der Fischerei, 

* Jehlende Abwasserkläranla- 
gen, vor allem im Mittel- 
cmeerraum, wo die beste- 
chenden Anlagen für die zu- 
sätzlichen hundert Millio- 
tnen Touristen während der 
Sommerzeit bei weitem 
reicht ausreichen; 

• Schweimetalle und organi- 
sche Verbindungen aus In- 
üustrieanlagen, beispiels- 
weise entlang der belgi- 
3schen und der niederländi- 
schen Küste, der Deutschen 
3Bucht, der Bucht von Li- 
verpool sowie in den östli- 
xhen Mündungsgebieten 
*äes Vereinigten König- 
areichs und der Giroode in 
Frankreich. 

Um direkte meeresseitige 
Schadsto ffquellen (V erklap- 
pung, Verbrennung und Einträge 
von Ahfilllen, ölunßflle, usw.) 
einzudämmen, wurden in den 
siebziger Jahren verschiedene 
internationale Übereinkommen 


getroffen. Ihre Anzahl ist seither 
zuriiekgegangen — seit Mitte 
der achtziger Jahre in verstärk- 
tem Maße. In der Nordsee sind 
die Abfallmengen, die auf See 
verbrannt wurden, von 113.000 
Tonnen im Jahr 1986 auf 96.000 
Tonnen im Jahr 1988 zurückge- 
gangen. Die Nordseeanrainer 
haben vereinbart, die Abfallver- 
brennung bis Ende 1991 ganz 
einzustellen. Vereinbarungsge- 
mäß soll bis Ende 1992 auch die 
Verklappung von Industrieabfäl- 
len weitgehend eingestellt 
werden (Trotz eines schnellen 
Rückgangs Mitte der achtziger 
Jahre beliefen sich die Ablage- 
rungen 1988 auf 1,7 Mio. 
Tonnen flüssiger und 2 Mio. 
Tonnen fester Abfälle). Obwohl 
die Anzahl der Ölbohrungen im 
britischen Teil der Nordsee in 
den achtziger Jahren stark ge- 
stiegen ist, sind die bei Unfällen 
oder Leckagen ausgelaufenen 
ölmengen relativ stabil geblie- 
ben 9 . Im Mittelmeer machen Öl- 
einträge durch Ölunfälle, Lecka- 
gen, Tankreinigung und 
Havarien bis zu 1 Mio. Tonnen 
pro Jahr aus, eine Menge, die 
wegen der Kontrollprobleme 
wohl nicht so schnell verringert 
werden kann. 

Die Meeresverschmutzung 
durch Schadstoffeinträge aus der 
Luft, insbesondere durch Einträ- 
ge von Schwexmetalleo und syn- 
thetischen organischen Verbin- 
dungen, ist, wenn auch sehr 
diffus, beträchtlich und wird im 
allgemeinen der Entwicklung im 
Bereich der Luftverschmutzung 
folgen. 


Von den die Gemeinschaft um- 
gebenden Meeren steht das Mit- 
telmeer vor den schwerwiegend- 
sten und hartnäckigsten 
Problemca Es grenzt im Norden 
an benachteiligte Gebiete und im 
Süden an Länder der Dritten 
Welt, die nicht in der Lage sind, 
den Umweltschutz zu finanzie- 
ren. Es gibt bis jetzt nur wenige 
internationale Vereinbarungen 
zur Kontrolle der Umweltver- 
schmutzung im Mittelmeer. Ein 
großer Nachteil ist schließlich, 
daß es sich um ein fest völlig 
isoliertes Meer handelt, in dem 
die Austauschrate viel niedriger 
ist als in den anderen Meeren 
der Gemeinschaft. Dies deutet 
darauf hin, wie wichtig eine Er- 
höhung der Investitionen im 
Umweltbereich in dieser Region 
ist, z_B. über Gemeinschaftspro- 
gramme wie ENVIREG und 
MEDSPA. Ebenso wichtig sind 
allerdings eine effiziente Gesetz- 
gebung sowie die Anwendung 
von Maßnahmen im Bereich der 
Bildung und Planung, um das 
ganze Ausmaß der Probleme zu 
bewältigen. 


Abfälle 


Die Bevölkerung in der Ge- 
meinschaft — Erzeuger und 
Verbraucher — verursachen 
rund 2 Mrd. Tonnen Abfälle 
pro Jahr. Rund 20 Mio. Tonnen 
davon sind gefährliche Stoffe 
(Schaubilder 17, 18 und 19). 
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Die Abfallmengen wachsen 
weiter an. In allen Mitglied- 
staaten außer dem Beitrittsge- 
biet der Bundesrepublik 
Deutschland und den Nieder- 
landen erhöhten sich in der 
ersten Hälfte der achtziger 
Jahre die Abfallmengen. Die 
wirtschaftsstärkeren Länder 
sind die größten Abfallerzeu- 
ger: Deutschland, Frankreich, 
das Vereinigte Königreich 
und Italien mit einem Anteil 
von 85% an der Gesamtab- 
fallmenge in der Gemein- 
schaft und von 78% am Ge- 
samtvolumen gefährlicher 
Stoffe in den späten achtziger 
Jahre, gegenüber Irland, Dä- 
nemark, Portugal, Griechen- 
land und Spanien mit nur 
etwa 5% der Gesamtabfall- 
menge und 4% des gefährli- 
chen Mülls. 

Im Durchschnitt werden 
schätzungsweise 60% des 
Hausmülls durch Deponie- 
rung entsorgt, 33% durch 
Verbrennung und 7 % durch 
Kompostierung 10 . Die Abfal- 
lentsorgung wird zunehmend 
zu einem grenzübergreifen- 
den Problem. Bis vor kurzem 
konnten Mitgliedstaaten die 
Ablagerung oder Verbren- 
nung der Gesamtabfallmen- 
gen auf dem eigenen Territo- 
rium umgehen, indem sie 
einen Teil ihres Abfalls in 
andere Länder exportierten, 
die diesen preisgünstiger an- 
nahmen und entsorgten. Der 
Transport von Abfällen zwi- 
schen Mitgliedstaaten war 
üblich, doch finanziell noch 


attraktiver war es, den Abfall 
nach Osteuropa oder in die 
Dritte Welt auszuführen bzw. 
ihn durch Verklappung oder 
Verbrennung auf hoher See 
zu beseitigen. Vor kurzem ab- 
geschlossene internationale 
Vereinbarungen und insbe- 
sondere die 1989 Unterzeich- 
nete Konvention von Basel 
haben diesen kurzsichtigen 
Lösungen jedoch ein Ende 
gesetzt. Kürzlich hat die alte 
Bundesrepublik 700.000 
Tonnen Sonderabfälle 

„geerbt“, die sie in die ehe- 
malige DDR ausgeführt hatte, 
sowie den aus anderen 
Ländern dorthin exportierten 
Abfall. 

Die Abfallentsorgung durch 
Deponierung stößt in den 


dichter besiedelten Gebieten 
der Gemeinschaft an ihre 
Grenzen. In anderen Regionen, 
wo noch genügend Flächen zur 
Verfügung stehen, bleibt dies 
eine mögliche Lösung, doch 
sind dieser durch die Gefahr 
der Wasser- und Bodenverun- 
reinigung und die Proteste der 
lokalen Bevölkerung langfri- 
stig Grenzen gesetzt Die 
Nutzung dieser Alternative 
wird davon abhängen, ob 
günstig gelegene und gut ge- 
plante Standorte zur Verfügung 
stehen und eine Vorbehand- 
lung bestimmter Abfälle vor 
der Endlagerung vorgenom- 
men wird. 

In vielen Fällen ist Abfallver- 
brennung eine mögliche 
Lösung mit dem Vorteil der 


17 Industrienxtill pro Einheit des BIP* Ende der 
’’ s achtziger Jahre. ^ 
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Energieitickgewinnung. Sie er- 
fordert jedoch Investitionen zur 
Verhinderung toxischer Emis- 
sionen und eine sorgfältige 
Planung und Führung der 
Anlage, wobei in jedem Fall 
eine umsichtige Flächennut- 
zungsplanung notwendig ist 

Die beste langfristige Lösung 
muß die Abfallveningeiung 
durch eingeschränkte Verwen- 
dung vor allem von Verpak- 
kuogsmaterial und vor allem 
durch Recycling zwingend ent- 
halten. Die Wiederverwertung 
senkt nicht nur die Nachfrage 
nach teurem Land zur Errich- 
tung von Deponien oder Ab- 
fallverbrennungsanlagen, 
sondern birgt auch ein großes 
Potential an Schadstoffminde- 
ning. Jede Tonne Papier, die 
aus Altpapier statt aus Holz 
hergestellt wird, verringert den 
Energieverbrauch um rund ein 
Viertel bis drei Fünftel und die 
Luftschadstoffe um 75%. Da 
jedoch nicht alle Materialien 
wiederverwertet werden 

können, ist die Ersetzung der 
umweltbelastenden Materialien 
durch umweltverträglichere ein 
weiteres wichtiges Anliegen 
der Gemeinschaftspolitik. 

Bei der Suche nach Lösungen 
sind Koordinierung und Zu- 
sammenarbeit auf Gemein- 
schaftsebene notwendig. In 
Grenzgebieten z.B. könnten 
Abfall Verbrennungsanlagen 
für ein gemeinsames Einzugs- 
gebiet errichtet werden.. Eine 
solche Anlage ist in Irland 
bereits geplant; sie soll toxi- 
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sehe Abfälle sowohl aus der 
Irischen Republik als auch 
aus Nordirland behandeln, auf 
diese Weise ihre Wirtschaft- 
lichkeit erhöhen und den der- 
zeitigen Abfalltransport nach 
Großbritannien stoppen. Ein 
ähnliches Projekt ist in 
Baden- Württemberg geplant, 
wo in der Nähe der Stadt 
Kehl eine gleichzeitig der 
Versorgung des Gebiets um 
Straßburg dienende Sonderab- 
fallverbrennungsanlage ent- 
stehen soll. 


Das 

Naturerbe 

Europas 


Wirtschaftliches Wachstum 
und der Bevölkerungszu- 
wachs führten im Laufe der 
Jahrhunderte zu einem Rück- 
gang des Reichtums und der 
Vielfalt der Tier- und Pflan- 
zenwelt und der natürlichen 
Ökosysteme in Europa. Trotz- 
dem bietet die Gemeinschaft 
auch heute noch einer großen 
Artenvielfalt Lebensraum — 

9.000 bis 10.000 höheren 
Pflanzenarten, 600 Vögel-, 
rund 150 Säugetier-, über 

20.000 wirbellosen Tierarten 
und 65 Arten von Frischwas- 
serfischen 11 . Dieses Naturer- 
be ist von großer wissen- 
schaftlicher, wirtschaftlicher 
und sozialer Bedeutung. 


Qualität und Reichtum der 
Umwelt sowie ihre Anfällig- 
keit sind innerhalb der Ge- 
meinschaft von Gebiet zu 
Gebiet verschieden. In den me- 
diterranen Gebieten und Berg- 
regionen sind ökologischer 
Reichtum und Artenvielfalt 
größer als in den nördlichen 
Gebieten. Die französische 
Provinz Alpes-Maritime weist 
2.500 Pflanzenarten auf, so 
viele wie das gesamte Gebiet 
des Vereinigten Königreichs. 
Während in den Niederlanden 
keine einzige endemische 
Pflanze und in Belgien ledig- 
lich eine vorkommt, sind es in 
Spanien und Griechenland 
jeweils etwa 750. Allein Italien 
beherbergt mehr als zwei 
Drittel der europäischen Säu- 
getier- und Amphibienaiten 12 . 

Obwohl die Verteilung der Bo- 
denfläche der Gemeinschaft 
auf verschiedene Hauptnut- 
zungsbereiche seit 1955 ziem- 
lich unverändert geblieben ist, 
nehmen Rückgang und Verlust 
der natürlichen Lebensräume 
ständig zu. Ein bedeutender 
Prozentsatz der bekannten 
Pflanzen- und Tierarten in der 
Gemeinschaft ist gefährdet. 
Mehr als 1000 der höheren 
Pflanzenaiten und 153 Voge- 
laiten sind stark gefährdet oder 
vom Aussterben bedroht. 20% 
der wirbellosen Tiere und 45 
der 65 einheimischen Süßwas- 
serfischarten in der Gemein- 
schaft sind in Gefahr. Mehr als 
die Hälfte der bekannten Säu- 
getierarten in Frankreich, den 
Niederlanden und Portugal und 


über 80% der Reptilienarten in 
den Niederlanden sind 
bedroht 13 . 

Die größten Belastungen für 
die wildlebenden Tiere und 
wildwachsenden Pflanzen sind 
die Einschränkung ihrer Le- 
bensräume und die Umweltver- 
schmutzung in Verbindung mit 
der Zerstörung der Lebensräu- 
me, der Jagd, dem Sammeln 
und der Einführung fremder 
Arten, Die wichtigste Ursache 
für die Einschränkung des Le- 
bensraums ist der Übergang 
der Bodennutzung weg von 
derjenigen, die eine große 
Vielfalt an Lebensräumen 
bietet. Tendenzen in der Flä- 
chennutzung können wie folgt 
zusammengefaßt werden: 

• Städtische Gebiete und 
Stadtrandzonen werden 
sich weiter ausbreiten und 
Lebensräume zerstören. 

• Außer in Frankreich, Grie- 
chenland, den Niederlanden 
und dem Vereinigten Kö- 
nigreich geht die Ackerflä- 
che überall in der Gemein- 
schaft zurück; die Dauer- 
weideflächen haben sich in 
allen Mitgliedstaaten mit 
Ausnahme Dänemarks und 
Irlands verringert. Das 
Tempo des Verlusts von 
Agrarflächen wird sich in 
den nächsten 10 bis 20 
Jahren sicherlich beschleu- 
nigen; es hängt von der 
Entwicklung der GAP, der 
Liberalisierung des Agrar- 
handels und dem Umwelt- 
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schütz ab. Der voraussicht- 
liche Rückgang der intensiv 
genutzten Ackerflächen 
könnte die natürlichen Le- 
bensräume begünstigen, 
insbesondere dann, wenn 
die frei werdenden Flächen 
in ausreichendem Umfang 
und an geeigneten Stellen 
entweder einer extensiven 
Bewirtschaftung oder dem 
biologisch-organischen 
Landbau zu ge führt oder in 
gut verwaltete Naturland- 
schaften umgewandelt 
werden. Durch Änderungen 
in den Bewirtschaftungs- 
methoden könnten eben- 
falls Lebensräume von grö- 
ßerer Vielfalt entstehen, 
ohne daß Land aus der Pro- 
duktion genommen wird; 

• die Waldflächen haben in 
allen Mitgliedstaaten mit 
Ausnahme der Benelux- 
Länder von 530.000 km 2 
im Jahr 1980 auf 538.000 
km 2 im Jahr 1988 zu ge- 
nommen und werden der 
Gemeinschaftspolitik ent- 
sprechend weiter zuneh- 
men. In den achtziger 
Jahren war die Auffor- 
stuogsrate in Spanien, 
gefolgt von Deutschland 
und Frankreich, am höch- 
sten und in Portugal und 
Irland am niedrigsten Eine 
Umwidmung von Acker- 
land in Wald kann die Viel- 
falt der Landschaft begün- 
stigen. Wälder, die sich auf 
natürliche Weise entwik- 
keln, bieten, im Gegensatz 
allerdings zu intensiv be- 


wirtschafteten Nutzwäldem 
und insbesondere nur eine 
Bau man enthaltenden 

Baumbeständen, guten und 
vielfältigen Lebensraum; 

* Feucht- und Sumpfgebiete, 
Marschen und Dünen sind 
als Brutstätten für gefährde- 
te Arten von ganz besonde- 
rer Bedeutung; die Verluste 
waren groß, aber sie umfas- 
sen immer noch rund 40% 
der geschützten Gebiete. 

. Lebensräume wie z.B. 
Agrarland und Wälder sind 
zwar viel intensiveren, 
menschlichen Tätigkeiten 
ausgesetzt, doch sind sie 
ebenso wie andere Teil des 
Naturerbes der Gemein- 
schaft. Die durch Trocken- 
legung zerstörten Feucht- 
und Sumpfgebiete haben in 
den letzten Jahren, insbe- 
sondere in den südlichen 
Regionen, zu genommen, 
während Raubbau und die 
starke Entwicklung des 
Tourismus sowohl diese 
Gebiete als auch die Dünen 
belasten. 

Der Grad der Umweltver- 
schmutzung, die andere große 
Belastung für die wildlebenden 
Pflanzen und Tiere, wird in ab- 
sehbarer Zeit nicht soweit zu- 
riiekgehen, daß er keine Bedro- 
hung mehr für die natürlichen 
Lebensräume darstellt- Ölun- 
fälle, Einleitung toxischer 
Abfälle in Oberflächengewäs- 
ser, andere Arten von Indu- 
strie- und Hausmüll, Belastung 
durch Landwirtschaft, Forst- 


wirtschaft und Stadtgebiete 
sowie die Ablagerung von 
Luftschadstoffen werden auch 
Ende der neunziger Jahre noch 
bestehen. In tiefgelegenen 
Küsten- und Flußgebieten sind 
wichtige natürliche Lebensräu- 
me vor allem durch die Um- 
weltverschmutzung, aber auch 
durch Verstädterung und Frem- 
denverkehr bedroht. 

Im Zuge dieser Gefahr ist eine 
ganze Reihe von natürlichen 
Gebieten in der Gemeinschaft 
unter Naturschutz gestellt 
worden, z,B. als Naturparks, 
Vogelschutzgebiete und schüt- 
zenswerte Küstenlandschaften. 
Diese unterscheiden sich 
jedoch erheblich in Bezug auf 
die geschützte Räche oder die 
Anzahl der geschützten Arten 
sowie im Umfang und An des 
Schutzes. Solche Abweichun- 
gen haben zur Folge, daß 
Arten, die in einem Teil der 
Gemeinschaft geschützt sind, 
in einem anderen unter Um- 
ständen weiter bedroht sind. 

Die Einheitliche Europäische 
Akte gibt der Gemeinschaft 
neue Möglichkeiten an die 
Hand, eine koordinierte Natur- 
schutzpolitik zu betreiben. Ein 
Eckpfeiler dieser Politik ist die 
Errichtung eines einheitlichen 
Netzes von Naturschutzgebie- 
ten von europäischer Bedeu- 
tung bis zum Jahre 2000 auf 
der Grundlage des Entwurfs 
einer Richtlinie zum Schutz 
der natürlichen Lebensräume 
in der Gemeinschaft (Karte 
22 ). 
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Zwar benötigen nur 1-2% der 
Gesamtfläche der Gemein- 
schaft strikte Schutzmaßnah- 
men 14 , doch sind weitere 10- 
20% von so großer Bedeutung 
für die Tier- und Pflanzenwelt, 
daß deren Nutzung durch die 
Land- und Forstwirtschaft 
sowie Freizeitaktivitäten mit 
schützenden Maßnahmen ver- 
bunden werden muß. 

Viele der wichtigen Natur- 
schutzgebiete liegen in 
ärmeren Regionen, wo die Be- 
mühungen um wirtschaftliche 
Entwicklung beträchtlich, die 
Mittel für Schutzmaßnahmen 
jedoch sehr knapp sind. Soll 
das Netz der Naturschutzgebie- 
te zustande kommen, so muß 
es zu einem wichtigen Element 
der Regionalpolitik der Ge- 
meinschaft werden. 
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Abschnitt D: Spezifische 
Raumtypen in der 
Gemeinschaft 
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Die Entwicklung der Städtelandschaft in der 
Gemeinschaft 


Europas Städte waren einem tiefgreifenden Wandel unterworfen hinsichtlich 
ihres Umfangs — Raum und Bevölkerung — sowie ihrer Funktion. Der wirt- 
schaftliche Strukturwandel war verantwortlich für die Suburbanisierungspro- 
zesse im Norden und für die Land-Stad t-Wanderung im Süden. Jüngere 
Entwicklungen geben zu der Vermutung Anlaß , daß die kleineren Städte , die 
gegenwärtig am schnellsten wachsen , eine größere Ausgewogenheit in der 
Städtelandschaft der Gemeinschaft hervorbringen. Die größten Städte werden 
ihre wirtschaftliche Dominanz in vielen Bereichen behalten, aber mit der Hilfe 
geeigneter Politiken werden sich neue Chancen für Mittelstädte, insbesondere 
solche , die Marktnischen bedienen, entwickeln. Erhebliche Probleme hinsicht- 
lich der Arbeitslosigkeit, der Armut und der schlechten Wohnqualität, die 
zuweilen mit der Konzentration von Immigranten in bestimmten Teilen der 
Großstädte einhergehen , bestehen in vielen Innenstätdten und Stadträndern 
fort. Die Probleme der Stadtgebiete rufen nach größeren und breiter gestreuten 
Anstrengungen in den neunziger Jahren. Es gibt erhebliche Spielräume für 
die Zusammenarbeit zwischen Städten zum Austausch von Informationen und 
Know-how, die Teil der Bemühungen ist, überall die Standards zu erhöhen. Es 
existieren ebenfalls Handlungsräume für weitere Aktionen auf Gemeinschafts- 
ebene zur Lösung derjenigen städtischen Probleme, die über den wirtschaftli- 
chen Bereich hinausreichen, der bisher in bestimmten Städten im Rahmen der 
Strukturfonds behandelt wird . 


Rund 80% der Einwohner der 
Europäischen Gemeinschaft 
leben in Städten (Schaubild 
20) 1 . Diese unterscheiden sich 
erheblich nach Größe (Karte 
23), Wirtschafts- und Sozial- 
struktur und sozialem Zustand. 
Ihre Finanzierung, ihre politi- 
sche Führung und ihre Verwal- 
tung sind nicht einheitlich. 

Innerhalb der Städte bestehen 
häufig erhebliche Abweichun- 


gen hinsichtlich der Lebens- 
qualität der verschiedenen so- 
zialen Schichten und ethni- 
schen Gruppen und zahlreiche 
Probleme auf den Gebieten 
Verkehr, Grundslückspreise, 
Wohnungs markt, Infrastruk- 
tur, wirtschaftliche Entwick- 
lung und Umwelt. Dadurch 
können viele städtische 
Gebiete nicht in vollem 
Umfang am Aufbau einer 
wirtschaftlich und sozial aus- 


gewogenen Gemeinschaft 
mitwirken. 


Trends der 
Stadtentwicklung 

Die großen städtischen Gebiete 
im Norden Europas durchliefen 
in den drei Jahrzehnten bis 


130 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4640 


Die Entwicklung der Städtelandschaft in der Gemeinschaft 


itCf-?' •; 2> iSdösähLe BfcvölferiuigJä Größe 



>' aooo. . '.> iöw'y- M$pi. '7 • ixusge«: 
•; i(T«V} 4 e^ 4>. . : 

■ck noix Cr» W 1 9im ä • ' . ; ' £ / : 






gtafy 

‘ sächliche Große einer tStadyw^ ' werden . . gemein- . . 




risclierr^^ 

■ieb^TDieseAfc^idiiüfi^ 


Mitte der achtziger Jahre einen 
allen gemeinsamen Zyklus von 
Wachstum und rückläufiger 
Entwicklung und zwar in Form 
einer Bevölkemngskonzentra- 
tion in den Ballungszentren 
(Verstädterung), gefolgt von 
einer Abwanderung in die 
Randgebiete (Verstädterung 
der Stadtränder), und schließ- 
lich in vielen Fällen Bevölke- 
rungsverluste (Entstädteiung). 

Entstädteiung trat dann auf, 
wenn das gesamte Ballungsge- 
biet Einwohner an kleinere 
städtische Gebiete verlor, und 
führte in vielen Mitgliedstaa- 
ten zu einer ausgewogeneren 
Entwicklung der Städteland- 
schaft. Ende der sechziger 
Jahre hatten viele Stadtkerne 
von Großstädten im Norden 
der Gemeinschaft das Ende 
ilirer Wachstumsperiode er- 
reicht. Teilweise waren diese 
Entwicklungen auf eine rück- 
läufige Konjunktur der tradi- 
tionellen verarbeitenden Indu- 
strie zuriickzufiihren, sie 
wurden jedoch auch durch po- 
litische Maßnahmen auf natio- 
naler Ebene verstärkt, die 
darauf abzielten, eine ausge- 
wogenere räumliche Vertei- 
lung der Wirtschaftstätigkeit 
und Bevölkerung herbeizufuh- 
ren. In den meisten Kernen der 
nordeuropäischen Großstädte 
hatte sich bis Anfang der acht- 
ziger Jahre ein vollständiger 
Zyklus mit Wachstum und 
Rückgang vollzogen. Es gab 
jedoch au^h Ausnahmen wie 
beispielsweise Dublin, wo die 
Bevölkerung stetig wuchs. 
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Zuwanderer 


. 40% der Zuwaudercr Frankreichs leben in Paris, der Rest über- 
. wiegend in Marseiile oder Lyon. 

Li den Niederlanden leben 60 % der Zuwandeier in den vier 
•; jgröfiEejV; : $t^?eö*:: di© Zuwanderer j"aus 

il$üririÄÄ 

In Frankfürt/Main beläuft sich der Ausläaderantril auf 22,6%. 

#In-:B ^nteihethnisciier :Mindd^: 

i:v ^durchscim kdich^i^bewtääejiq^^ 
genuber 13% bei Weißen^ ’ 


Seit Mitte der achtziger Jahre 
erleben einige der älteren Bal- 
lungszentren im Norden einen 
kräftigen Konjunkturauf- 
schwung. Dabei laufen zwei 
Prozesse ab. Einerseits schrei- 
tet in einigen Sektoren mit 
weniger qualifizierten Tätig- 
keiten (z.B, nachgeordnete 
Funktionen, wie Schreibdienst, 
Dateneingabe, Buchhaltung) 
die Dezentralisierung zu 
Lasten der alten Metropolen 
voran. Andererseits konzentrie- 
ren sich qualifiziertere Wirt- 
schaftstätigkeiten erneut inner- 
halb der alten Stadtkerne. Im 
Zuge dieses letztgenannten 
Trends und noch verstärkt 
durch Maßnahmen zur Wieder- 
belebung der Innenstädte in 
einigen Mitgliedstaaten ver- 
zeichnet eine ganze Reihe von 
Großstädten, vor allem in 
Frankreich, Deutschland und 
den Niederlanden, gegenwärtig 


erstmals seit dem Rückgang in 
den siebziger Jahren einen Be- 
völkerungszuwachs? (Karte 
24). Dies geht vielfach einher 
mit dem Zuzug relativ wohlha- 
bender und mobiler Einwohner 
und mit einer Verbesserung der 
Umwelt. 

Zeitgleich zu diesen Entwick- 
lungen im nördlichen Europa 
führte die Land- Stadt- Wande- 
rung in Verbindung mit hohen 
Geburtenraten in den sechziger 
und siebziger Jahren in den 
Städten im Süden zu einem 
raschen Bevölkerungszuwachs. 
Im europäischen Rahmen gab 
es also einen deutlichen Unter- 
schied zwischen einer rückläu- 
figen Entwicklung der Städte 
im Norden und einem rapiden 
Zuwachs im Süden. In den 
achtziger Jahren verlangsamte 
sich das Wachstum der Stadt- 
kerne im Süden, die Stadträn- 


der wuchsen jedoch weiter. 
Trotz abnehmender Land- 
Stadt-Wanderung und Gebur- 
tenraten verzeichnen die südli- 
chen Städte noch keine 
Bevölkerungsverluste; die klei- 
neren Städte wachsen jedoch 
zur Zeit offensichtlich schnel- 
ler. 

Die durchschnittlichen Verän- 
derungsraten der Einwohner- 
zahlen von Madrid (0,4%), 
Barcelona (- 0,7%) und Lissa- 
bon (- 0,4%) waren beispiels- 
weise zwischen 1981 und 1986 
relativ gering, wohingegen 
viele kleinere Städte im Süden, 
wie z.B. Malaga (3,6%), 
Murcia (1,3%), La Coruna 
(0,8%), Leon (0,9%) oder 
Coimbra (1,3%), beträchtliche 
jährliche Zuwachsraten auf- 
wiesen. In Griechenland war 
der jährliche Zuwachs in Athen 
(1,8%) zwischen 1971 und 

1981 kleiner als in Thessaloni- 
ki (2,4%), Patras (2,5%), 
Larissa (3,5%) und Kavala 
(2,0%). In Frankreich verzeich- 
nten Toulouse (1,5%), Mont- 
pellier (0,9%), Bordeaux 
(0,8%) und Toulon (0,7%) von 

1982 bis 1990 einen stärkeren 
Bevölkerungszuwachs als Paris 
(0,5%) oder Lyon (0,4%). 

AJs Resultat der verschiede- 
nen Entwicklungen ist festzu- 
halten, daß zwischen 1965 
und 1988 in allen Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft der 
Anteil der insgesamt in den 
Städten lebenden Bevölke- 
rung anstieg. Dies gilt insbe- 
sondere für Portugal, Spanien 
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Prepared by the London School of Economics for 

Urbino Network 1991 FAST Programme Prospectüve Dossier No. 4 
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und Griechenland in den acht- 
ziger Jahren (Schaubild 21). 
Dennoch blieb dieser in den 
weniger entwickelten Gebie- 
ten in aller Regel unter dem 
in anderen Teilen der Ge- 
meinschaft (Schaubild 22). 

Norden und Süden haben 
jedoch gemein, daß das 
Wachstum kleinerer Städte die 
Entwicklung einer dezentrali- 
sierten Städtelandschaft 

fördert, während die großen 
B all ungsgebiete entweder 
langsamer wachsen oder Ein- 
wohner verlieren. Das schnelle 
Wachstum kleiner und mittel- 
großer Städte vor allem in den 
wohlhabenderen Regionen — 
mit guten Verkehrsverbindun- 
gen und/oder Nähe zu den 
hauptstädtischen Ballungsräu- 
men — spiegelt deren Vorteile 
wider: sie bieten qualifizierten 
Fachkräften einen günstigen 
Standort, bessere Verkehrsver- 
bindungen, kürzere Anfahrts- 
wege, eine saubere und 
weniger belastete Umwelt. 

Als weitere Folge der Stadt- 
entwieklungstendenzen geriet 
während der achtziger Jahre 
die traditionelle Vorstellung 
von einer Zweiteilung in der 
europäischen Wirtschaft in 
ein dominantes Kemland und 
eine schwache Peripherie ins 
Wanken. Zunächst einmal 
hatten Mitte der siebziger 
Jahre viele der von den tradi- 
tionellen Industrien wie 
Kohle, Stahl, Schiffbau und 
Textilindustrie abhängigen 
Städte im Norden der Ge- 
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meioschaft mit einem Wirt- 
schaftsabschwung zu 

kämpfen. Gleichzeitig begann 
in einer Reihe von Städten in 
der Mitte und im Süden der 
Gemeinschaft, die sich wie 
ein Bogen von Nordost- 
Spanien über das südöstliche 
Frankreich, Süddeutschland 
und Norditalien erstrecken, 
ein Wirtschaftsaufschwung. 

Das Entwicklungspotential 
anderer Städte ist weiterhin 
durch ihre Randlage einge- 
schränkt, und/oder ihre Wirt- 
schaft basiert ganz überwie- 
gend auf traditionellen Indu- 
strien. Viele Städte erweisen 
sich ungeachtet ihrer geogra- 
phischen Lage als wirtschaft- 
lich erfolgreich und verfügen 
über ein Wachstumspotential, 
dazu zählen auch einige 
Städte in Randlage. Auch 
wenn Lage und Größe weiter- 
hin eine Rolle spielen, gewin- 
nen allem Anschein nach die 
Funktionen, die Städte zu er- 
füllen haben, sowie ihre Fä- 
higkeit, sich an veränderte Si- 
tuationen anzupassen, als 
wichtige Bestimmungsgröße 
des Entwicklungspotentials 
immer mehr an Bedeutung. 

Die dargestellten städtischen 
Veränderungsprozesse hatten 
tiefgreifende Auswirkungen 
auf die Bürger der Städte 
Europas. So konnten insbe- 
sondere viele soziale Schich- 
ten und Stadtareale nicht am 
Wirtschaftswachstum teilha- 
ben. Verarmung, Ungleich- 
heit und sozialer Abstieg sind 


ein weitverbreitetes Problem 
in den Städten. 

In vielen Städten gibt es 
Gebiete, die von großer 
Armut und damit einherge- 
hendem Mangel an wirt- 
schaftlicher Entfaltungsmög- 
lichkeit gekennzeichnet sind. 
Diese Probleme sind sowohl 
in den Innenstädten als auch 
in Wohngebieten am Stadt- 
rand und in Satellitenstädten 
in der Nähe größerer Bal- 
lungszentren anzutreffen. Vor 
allem betroffen sind die 
Langzeitarbeitslosen. Unter 
ihnen befinden sich vielfach 
Angehörige der ethnischen 
Minderheiten, die auf der 
Suche nach Arbeit aus den 
peripheren Gebieten Afrikas, 
Asiens sowie Ost- und Südeu- 
ropas zu gezogen sind. 

1990 gab es schätzungsweise 
16 Mio. Zu wanderer und 
Flüchtlinge (einschließlich 
ihrer in der Gemeinschaft ge- 
borenen Familienmitglieder) 
in der Gemeinschaft. Die 
meisten von ihnen leben in 
den Großstädten, in denen sie 
auf der Suche nach Arbeit an- 
gekommen waren. Über- 
durchschnittlich große An- 
siedlungen ethnischer Min- 
derheiten entwickeln leicht 
eine Eigendynamik. In ihnen 
werden neue Generationen 
geboren, und neue Zuwande- 
rer treffen ein, die sich in der 
Nähe ihrer Familien oder 
Freunde aus dem Heimatland 
niederlassen (siehe Kasten: 
Zuwanderer). 


In den achtziger Jahren lag die 
Arbeitslosigkeit in den städti- 
schen Zentren Frankreichs, 
Belgiens und des Vereinigten 
Königreichs in allen Fällen be- 
trächtlich über dem nationalen 
Durchschnitt. In den Innenstäd- 
ten und Wohngebieten am 
Stadtrand war die Quote oft er- 
heblich höher, in manchen 
Fällen über 50%. In den 
Städten im Süden der Gemein- 
schaft betrug die Arbeitslosen- 
quote insgesamt beinahe 20%. 
In einigen spanischen Städten 
lag sie etwas darüber, in Grie- 
chenland und Portugal zwar 
darunter, die Schätzungen sind 
jedoch aufgrund der Unterbe- 
schäftigung verzerrt. 

Die Wohnungsprobleme euro- 
päischer Städte treten häufig 
in deren älteren Stadtkemge- 
bieten auf, in denen manche 
Häuser ohne Wasser- und 
Stromanschluß zu finden 
sind. Die Probleme sind nicht 
ausschließlich auf das Alter 
des Wohnungsbestandes zu- 
rück zu führen. Einige Städte 
haben heruntergekommene 
Wohngebäude saniert, jedoch 
häufig auf Kosten der sozial 
Schwachen, die gezwungen 
waren, sich anderswo nieder- 
zulassen. Die größten Proble- 
me treten in den Wohnsied- 
lungen auf, die in den sechzi- 
ger und siebziger Jahren er- 
richtet wurden, um die Über- 
völkerung der Innenstädte ab- 
zuwenden und für bessere 
Wohnbedingungen zu sorgen. 
Viele Wohnblocks, die mit 
dem Ziel gebaut wurden, bis 
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weit ins nächste Jahrhundert 
zu halten, werden vor der 
Jahrhundertwende abbruch- 
reif sein. Der Bau von Wohn- 
siedlungen ging häufig nicht 
mit einem entsprechenden 
Angebot an Dienstleistungen 
(Geschäfte und öffentliche 
Verkehrsmittel) und Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten vor Ort 
einher. Vielfach wurden so 
die Probleme einfach verla- 
gert oder gar verschlimmert. 
Besonders in Gebieten mit 
niedergehender Industrie 
wurden zwar die Menschen in 
neue Wohngebiete umgesie- 
delt, nicht jedoch — und das 
war ein entscheidender Fehler 
— die Arbeitsplätze. 

Im Süden führte die mangeln- 
de Planung zusammen mit 
einem schnellen Wachstum 
zum unkontrollierten Aus- 
wuchem der Städte, denn die 
Städte wurden rapide größer, 
jedoch ohne ausreichende In- 
frastruktur in Form von Ab- 
wasserkanälen, Trinkwasser- 
versorgung und Wohnungen 
für Zu Wanderer. Im Norden 
wurde zwar mehr geplant, um 
das Auswuchem der Städte 
unter Kontrolle zu bringen, 
der Niedergang der traditio- 
nellen Industrien hat jedoch 
als Vermächtnis zahlreiche 
Industriebrachen und, in 
vielen Fällen, eine veraltete 
und erneue rungsbedürftige 
Infrastruktur hinterlassen. 

Durch die Verstädterung der 
Stadtränder wuchs der Pend- 
lerverkehr mit Privatwagen. 


Stärkere Luftverschmutzung, 
häufigere Verkehrsstaus und 
höhere Lärmbelästigung in 
den großen Ballungszentren 
waren die Folge. Ein besseres 
Straßennetz könnte für einige 
Städte eine Teillösung sein, 
aber in vielen Städten würde 
mehr Platz für Autos eine 
noch größere Umweltbela- 
stung nach sich ziehen und 
wäre viel zu kostspielig. Vor- 
zuziehen ist in den meisten 
Städten die Verbesserung des 
öffentlichen Nahverkehrs 
sowie der Bedingungen für 
Radfahrer und Fußgänger und 
eine allgemein bessere räum- 
liche Koordination von Ar- 
beitsplätzen und Wohnsitzen. 

Die von der Industrie, vom 
Verkehr und durch die Ver- 
brennung fossiler Brennstoffe 
für Heizung und Stromerzeu- 
gung verursachte Luftver- 
schmutzung erzeugt unan- 
nehmbar hohe Konzentratio- 
nen von Kohlenmonoxid/ 
-dioxid, Schwefeldioxid und 
Stickoxiden, wobei die Werte 
in den Städten am höchsten 
sind. Weitere Umweltproble- 
me in städtischen Gebieten 
haben mit der Lärmbelästi- 
gung durch den Verkehr oder 
den wirtschaftlichen Aktivitä- 
ten zu tun. In Städten wie 
Athen oder Neapel, die in den 
letzten Jahren rapide gewach- 
sen sind, tritt die Luftver- 
schmutzung zusammen mit 
Klimaeffekten auf, welche für 
eine Konzentration und ein 
Verbleiben der Schadstoffe in 
der Stadt sorgen. 


Das 

zukünftige Bild 

Bevölkerung und 
Wirtschaft 


Das Gesamtsystem der Städte 
Europas wird sich in den neun- 
ziger Jahren wahrscheinlich 
nicht drastisch verändern. We- 
sentlich höhere Zuwachsraten 
bei der Stadtbevölkerung 
werden außerhalb Europas auf- 
tretea Paris und London 
zählten 1980 zwar noch zu den 
15 größten Städten der Welt, 
Schätzungen zufolge wird 
jedoch im Jahr 2000 keine der 
20 größten Städte der Welt 
mehr in Europa liegea Die 
w ichti gs ten demographischen 
Veränderungen und internen 
Wanderungsbe wegungen in 
der Gemeinschaft sind allem 
Anschein nach schon abge- 
schlossen. Tendenziell wird 
sich der Bevölkeningsdruck 
auf die europäischen Städte 
von außerhalb der Gemein- 
schaft verstärken. Aufgrund 
der Veränderungen in Mittel- 
und Osteuropa werden Berlin, 
Wien und die Städte an der öst- 
lichen Grenze der Gemein- 
schaft an Bedeutung gewinnen. 
Die Land-Stadt-Wanderung 
wird in Nordeuropa keine be- 
deutende Rolle mehr spielen. 
In Südeuropa wird sie wohl 
nicht mehr zu massiven Wan- 
derungsbewegungen in die grö- 
ßeren Ballungszentren fuhren, 
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wie es in der Vergangenheit 
der Fall war. So geht der ge- 
genwärtige Trend in Griechen- 
land eher zu einer Wande- 
rungsbewegung in die 
kleineren Städte. 

Das Gesamtbild der Städte 
Europas dürfte sich zwar nicht 
radikal verändern, innerhalb 
mancher Städte könnten sich 
jedoch erhebliche Veränderun- 
gen ergeben, da neue Funktio- 
nen und gegenwärtige Trends 
Flächen und Einrichtungen er- 
fordern (z.B. Büro- oder Ge- 
werbeflächen, Einkaufszentren 
außerhalb der Stadt mit Frei- 
zeiteinrichtungen in unmittel- 
barer Nähe). Dies könnte zu 
anhaltenden Auseinanderset- 
zungen über die Flächennut- 
zung bei hohen Grundstücks- 
preisen fuhren und dürfte das 
Problem, ein Gleichgewicht 
zwischen Industrie, Büros, Ge- 
schäften und Wohnungen her- 
zustellen, erschweren. Immer 
häufiger wird auf die Sanie- 
rung und Umwandlung von 
Flächen zurückgegriffen, um 
mehr Raum für Büros und 
Wohnungen zu schaffen. Diese 
Maßnahmen könnten zusam- 
men mit dem Druck der Um- 
weltschützer als Bremse gegen 
das weitere Auswuchem von 
Städten wirken. Man wird sich 
auch mit der Hinterlassenschaft 
der unkontrollierten Expansion 
in der Vergangenheit — vor 
allem im Süden der Gemein- 
schaft — befassen müssen. 

Das Wachstum der Städte ist 
hinsichtlich der Größe und der 


Funktion weitgehend das Re- 
sultat sozio-ökonomischer Ent- 
wicklungen innerhalb der Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft. 
Zur gegenwärtigen Entwick- 
lung zählen der Übergang von 
der Industrie- zur Dienstlei- 
stungsgesellschaft, die Vollen- 
dung des Binnenmarktes durch 
die Beseitigung der inner-ge- 
meinschaftlichen Grenzen und 
die Einrichtung von Telekom- 
munikarions- und Hoch ge * 
schwindigkeitsverkehrsnetzea 
Diese Entwicklung könnte den 
Wettbewerb zwischen den 
Städten um Investitionen ver- 
stärken und einen Wandel der 
Funktionen der Städte bewir- 
ken. 

Die Städte Europas weiden oft 
in eine hierarchische Struktur 
eingeordnet, die jedoch sehr 
komplex ist In ihr überlagern 
sich eine ganze Reihe verschie- 
dener Hierarchien in Bezug auf 
unterschiedliche Wirtschafts- 
zweige wie Hightech-Industrie, 
Finanzdienstleistungen, 
Verkehr, Handel, Kultur, For- 
schung usw. Jede Stadt kon- 
kurriert mit anderen Städten, 
die die gleichen wirtschaftli- 
chen Interessen haben. Dieser 
Wettbewerb wird sich eher ver- 
stärken als abschwächen, 
obwohl sich auch Möglichkei- 
ten für die Städte ergeben 
dürften, Partnerschaften mit 
anderen Städten einzugehen, 
deren Funktionen und Interes- 
sen ihre eigenen gut ergänzen. 

Paris und London sind zur Zeit 
hinsichtlich ihres Bevölke- 


rungsumfangs die einzigen 
Weltstädte in Westeuropa. 
Berlin wird wahrscheinlich 
bald dazustoßen. Es folgt eine 
Reihe von Städten — oder Bal- 
lungsräumen (z.B. Ruhrgebiet 
in Deutschland oder Randstad 
in den Niederlanden) — von 
europäischer Bedeutung, zu 
denen die meisten Hauptstädte 
der Mitgliedstaaten sowie 
andere Millionenstädte zählen. 
Schließlich gibt es noch ve- 
schiedene Kategorien von 
Städten, die als Entwicklungs-, 
Dienstleistungs- oder Handels- 
zentren von nationaler, regio- 
naler oder lokaler Bedeutung 
sind. 

In Zukunft könnte sich ein sehr 
viel differenzierteres Bild 
ergeben, in dem Städte jeder 
Größe in der ganzen Gemein- 
schaft, nicht nur die größten, 
an der Umgestaltung der euro- 
päischen Städtelandschaft mit- 
wiiken. 

In dem Maße, wie sich die 
Wirtschaftstätigkeit entwickelt 
und ändert, wird sich auch die 
relative Position einzelner 
Städte verändern. Dies gilt bei- 
spielsweise für den Bereich der 
Finanzdienstleistungen. Auch 
wenn Londons Rolle als eine 
der führenden Städte in der 
Welt in den nächsten zehn 
Jahren kaum gefährdet sein 
dürfte, versuchen doch einige 
andere Städte wie z.B. Dublin, 
Luxemburg, Brüssel, Kopenha- 
gen, Edinburgh, Lissabon und 
Athen Finanzdienstleistungen 
zu entwickeln, die Geschäfte, 
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besonders in bestimmten spe- 
zialisierten Bereichen, von den 
etablierten Zentren wie 
London, Frankfurt, Paris und 
Amsterdam abziehen könnten. 
Die Währungsunion wird den 
Wettbewerb zwischen diesen 
Zentren bei der Bedienung des 
europäischen Marktes noch an- 
heizen, was sich auch auf die 
mittleren Städte auswirken 
könnte, die Finanzdienstlei- 
stungen für nationale oder re- 
gionale Märkte anbieten. 

Die großen Ballungsräume im 
Zentrum Europas (London, 
Paris, Randstad, Ruhrgebiet) 
dürften auch weiterhin zusam- 
men mit den Ballungsgebieten 
Hamburg, Frankfurt/Main, 
München, Barcelona, Lyon, 
Madrid und Mailand ihre füh- 
rende Rolle als Schaltstellen der 
Gesamtwirtschaft beibehalten. 
Mit ihren internationalen Flug- 
häfen, modernen Straßen- und 
Eisenbahnnetzen und Wasser- 
straßen sowie ihren fortschrittli- 
chen Telekommunikationsein- 
richtungen werden diese Zentren 
auch weiterhin Magnet für inter- 
nationale Unternehmen, für 
Dienstleistungs- und Transport- 
unternehmen sein. 

Die Erfahrungen in Bari, Va- 
lencia, Porto, Rennes und 
Glasgow belegen jedoch, daß 
auch Städte außerhalb des Zen- 
trums von Europa durchaus 
über das Potential für eine er- 
folgreiche wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung verfügen. 
Dublin und Sevilla sind heraus- 
ragende Beispiele für Städte in 


Randlage, die erfolgreiche In- 
itiativen zur Verbesserung der 
Verkehrsverbindungen und zur 
Einführung neuer Informa- 
tions- und Produktionstechno- 
logien in die Wege geleitet 
haben. Die unterschiedliche 
Wirtschaftskraft der im 
Zentrum und am Rand der Ge- 
meinschaft liegenden Städte 
bleibt jedoch auch weiterhin 
ein großes Problem. 

Viele Mittelstädte haben allem 
Anschein nach eine vielver- 
sprechende Zukunft. Dies gilt 
vor allem für Städte in der 
Nähe großer Ballungsgebiete 
(z.B. Reading, Aix-en-Proven- 
ce und Beauvais), für Städte 
mit bedeutenden endogenen 
Ressourcen (z.B. Oxford, Frei- 
burg und Aarhus) und für 
Städte in der Nähe von Haupt- 
veikehrsverbindungen (z.B . 
Augsburg, Amstelveen und 
Swindon). Für Städte in ländli- 
chen Gebieten könnten sich 
neue, von der Land- oder 
Forstwirtschaft unabhängige 
wirtschaftliche Möglichkeiten 
ergeben, wenn sich der Trend 
zur Dezentralisierung fortsetzt. 
Die Unterstützung der lokalen 
Entwicklungsinstitutionen und 
ein positiver Einsatz von Pla- 
nungsinstrumenten könnten die 
erforderlichen Maßnahmen 
sein. Demgegenüber dürften 
einige, vor allem von anfälli- 
gen Wutschaftszweigen (z.B. 
Textil- oder Rüstungsindustrie) 
abhängige Kleinstädte oder 
Gamisonsstädte mit immer 
größeren Problemen zu 
kämpfen haben. 


Verschiedene 
Entwicklungsszenarien 
— einige Beispiele 

Rennes, Cambridge, Montpel- 
lier und Sophia Antipolis — 
dies sind Beispiele von Klein- 
und Mittelstädten, die sich 
binnen kurzem im Umfeld von 
Hochtechnologiesektoren ent- 
wickelten, ohne daß traditio- 
nelle Industrien umstrukturiert 
werden mußten. Das Beispiel 
von Sevilla veranschaulicht die 
Möglichkeiten strategischer In- 
itiativen, die darauf abzielten, 
die technologische Innovation 
zu fördern und FuE-Einrich- 
tungen im Umland anzusie- 
deln. Eine ähnliche Strategie 
könnte in anderen, relativ un- 
terentwickelten Regionen — 
z3. Bari in Süditalien — ver- 
folgt werden, verstärkt durch 
Technologieparks und Hoch- 
technologiezentren. 

Während die städtischen 
Gebiete in Randlage am 
meisten mit dem verstärkten 
Wettbewerbsdruck aufgrund 
des Binnenmarktes zu kämpfen 
haben, werden die Städte an 
den Binnengrenzen der Ge- 
meinschaft (z.B. Straßburg, 
Nizza, Amheim, Lüttich, Maa- 
stricht, Heerlen und Aachen) 
wahrscheinlich besonders von 
der Vollendung des Binnen- 
marktes profitieren. Es ist 
davon auszugehen, daß diese 
Städte ihren Einzugsbereich 
ausdehnen und ihre Position als 
Handelszentren ausbauen 
werden, wenn sich die Kom- 
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munalpolitücer wirklich der 
Herausforderung stellen. Erfor- 
derlich sind eine verbesserte 
institutioneile und administrati- 
ve grenzüberschreitende Zu- 
sammenarbeit und eine bessere 
Flächennutzungsplanung, um 
das Entwicklungspotential voll 
auszuschöpfen. Auf beiden 
Seiten der Grenze könnten sich 
Möglichkeiten für neue Initiati- 
ven des Öffentlichen und priva- 
ten Sektors sowie für den 
Aufbau von gemeinsamen so- 
zialen Einrichtungen (zJB. 
Krankenhäusern) ergeben, 
obwohl Instrumente der grenz- 
überschreitenden Finanzierung 
öffentlicher Dienstleistungen 
bisher noch nicht entwickelt 
wurden. Einige Grenzstädte 
könnten jedoch auch Einbußen 
erleiden, da ihre traditionelle 
Rolle als Zentrum für die Zoll- 
abfertigung wegfällt. Dies 
könnte für sie allerdings eine 
Herausforderung zur Diversifi- 
zierung sein. 

Der Wandel in Mittel- und Ost- 
europa wird auf lange Sicht die 
traditionellen Verbindungen zu 
den osteuropäischen Märkten 
wieder aufleben lassen, wovon 
beispielsweise Kopenhagen, 
Hamburg und Thessaloniki 
profitieren dürften. Berlin wird 
sich schnell von einer Stadt in 
Insellage zu einer Weltstadt 
entwickeln. Die deutsche Eini- 
gung wird die Beschränkungen 
aufgrund der Ost-/Westteilung 
allmählich beseitigen, und in 
der Folge werden die deut- 
schen Städte entlang der ehe- 
maligen Grenze (z.B. Hanno- 


ver, Nürnberg und Braun- 
schweig) ihr regionales 
Umland ausdehnen. Gelingt 
der reibungslose Übergang zur 
Marktwirtschaft, so werden die 
ostdeutschen Städte weitere 
Wachstums- und Expansions- 
möglichkeiten bieten. 

Hafenstädte hatten in einigen 
Fällen Umstell ungsschwierig- 
keiten. Liverpool und Marseille 
sind dafür gute Beispiele. Die 
Erfolge in Rotterdam, Hamburg 
und Valencia demonstrieren, daß 
die Rolle, die der Hafen im na- 
tionalen und internationalen 
Markt spielt, sowie die Größe 
und Ausrichtung des Einzugsbe- 
reichs ausschlaggebend sind. 
Gelingt es traditionellen Hafen- 
städten nicht, ihre Verkehrsver- 
bindungen ins Hinterland zu ver- 
bessern, die Infrastruktur 
aufzuwerten, sich in bestimmten 
Märkten zu spezialisieren und 
die Anpassung ihrer Erwerbstä- 
tigen an neue Entwicklungen zu 
erreichen, so werden sie wahr- 
scheinlich ihre internationale 
Bedeutung verlieren. Vor allem 
kleinere Hafenstädte könnten 
angesichts des härteren Wettbe- 
werbs im Zuge der Vollendung 
des Binnenmarkts in Schwierig- 
keiten geraten. Es ist zu erwar- 
ten, daß die nächsten zehn Jahre 
für die Hafenstädte entlang der 
Kanalküste im Zuge der Eröff- 
nung des Kanal runnels von ent- 
scheidender Bedeutung sein 
werden. Eine ganze Reihe grie- 
chischer Hafenstädte (z.B. Salo- 
niki, Wolos und Kawala) dürften 
dagegen durch verbesserte infra- 
strukturelle Verbindungen zu 


einem erweiterten Einzugsbe- 
reich (Bulgarien, Jugoslawien 
und Nahost) an Bedeutung ge- 
winnen. 

Entwicklungsmöglichkeiten 
ergeben sich auch für Städte, 
die an die Hochgeschwindig- 
keitsverkehrsnetze (Luft/Bahn) 
angeschlossen sind. Lille und 
Köln liegen als Knotenpunkte 
des Hochgeschwindigkeitsnet- 
zes ganz besonders günstig und 
profitieren von kürzeren Reise- 
zeiten. Die Entwicklung vieler 
kleiner und mittlerer Städte, 
die nicht an diese Verkehrsnet- 
ze angeschlossen sind, könnte 
sich dagegen erheblich verzö- 
gern. 

Das kulturelle Eibe vieler euro- 
päischer Städte läßt sich gut ver- 
markten. Ferner sind neue 
Trends im Fremdenverkehr und 
in der Freizeitgestaltung zu ver- 
zeichnen. So werden Kurzurlau- 
be, besonders in Form von Städ- 
tereisen, immer beliebter. 
Investitionen in die Fremden ver- 
kehrsin fiastruktur, z.B. in 
Hotels, kulturelle Einrichtungen 
und Freizeitattraktionen, 

könnten zu Mehreinnahmen aus 
dem Fremdenverkehr fuhren 
und in eine umfassendere Politik 
zur Verbesserung der Lebens- 
qualität der Bürger eingebettet 
werden. 


Soziale Infrastrukturen 

Was die Lebensqualität und die 
Verteilung der wirtschaftlichen 
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Vernetzung und Zusammenarbeit 
— einige Beispie 

Im allgemeinen -schließen sich Städte zusammen, um gegenseitige Ergänzungen zu ■■ ■'■ 
erschüeßeA'^d' gemeinsame Interessen zu verfolgend Beispiele riierfttt sind die - : 

, .Vereinigung’ der : Haupt$tadta der Europäischen Gemeinscha£t‘V,;Eurocities“ Und 
die JC<mnmssiondcr^ 

Themen oder Projekten. ■/ 

wickeln technologische Losungen für die Vcrkehrslehkung im Rahmen des 
Gemeinschahsprogramms DRIVE. 

• ' Zu dem,Nelz : LSaniehm£ sich;- 10 Städte .im Norden 

neu Stadtvierteln' -tobciten; Das Netz: verbindet . Politik pnd:Praxis ;der beteiligten 
Städte 1 . und : .biete£ 'diesen die .Möglichkeit, neue und imiovatiy e Verfahren auf ihre . • 
PiobieinsteSjii&ge&:^ 

■ : : 'Weitere hichahun^^ 

Gebieten ;Ktjlto : mid;^JS$en5^ajfe; ; -^:ne^ 

• Verwaltungen • Von vRetftes'^Än^rä-.iliid^ Nantes, 'die ■■mit;; änderen Städten und :Ge£;;f : " 

. meihden ' ''dcr^-fitöUtj^ 

;• : : •:■ Agrarwirt^häft : ; bii^| Audb die 
bleTrSa^BjÄjEMj^^ 

• ; : Als' B cispielem^ Netzen wäre ^^Örittesi italienU^U 

v:ih::&m ; !6 ; L:Lläus^ 

eine ausgewogene Entwicklung, wobei wirtschaftliche; Rentabilität und Umwelt- 
!:••.£. schütz-iln .:EinlÜäi^ : g^i^i^|^ 

’ ’ :3 - : triebe t; :B ÄpSriiÄhe 
x ; / Uhteri&ÜE^I^ntö&irt^ 

•• einrichtungen und: an’de.rei-.Gblägbbdr; auflokaleriEbehe geschaffen: wmdeiu • : : ;; 

;;; .Das: . pgtyzeni^^^ ^Beispiel 

■ hmdungen bei| ^e^ko^lemcntä^ 

furt/Main (Finanzen. und „Tor zur Welt* 4 ) und, die '.Städte Heidelbergs Darms t adt . 
(FuE und ^:Fertigürig)v;i :Offerit^chdTan^ ; 

. undMaim-W^ und yeiwaimrig);:;::^; : . ;•':;:••••■ 
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Gegenwärtige Politik der Gemeinschaft 


' StrüÖur i t zielen zwar nicht' speziell auf den städtischen Raum ab; viele'der Probleme* zu ■ .- ;. 

^siefeheitragen «ollen,: treten jedoch: in den Städten : auf t : ; iüid ein GroBteil der. Ausgä- 
bcnßieBtdorthinl . * ; s % . 

? w&sDas igemc^cittftücheJ^rderkQnzept Entwicklungsrückstand: enthalt 

Maßnahtü^'JÖir Belfast^. Dublin* .Lissabon, Porto* Athen, Palermo*. .Neapel und Sevilla. Maßnah- 
'mort für Ziel*2*Gebietef die von rückläufiger industrieller Entwicklung betroffen sind* sind auch 
: ■ 'für, Städte w;läüc;%’remen* Birmingham und Manchester vorgesehen und zielen auf die Ver- % 

® ; : fiir ; eine;’: Förderung ^'.Ea^e'n de.r • Stnddurfonds;:i : .; ^ 

teüwiaseinjTage^.'\ I/V % ■> " , , -- , , ' A 

' ' m J . ; ^ ' ■'> ■*' *" . * * % - 

-V . ' v A ••*. •; '■ *>v - y . . •• , ." 

rfLHeMjttcJfÜriÄibbüdun^ 

• Nr. 3 und 4^ diesich mit'derLangzeii- und Jugendarbeitslosigkeit befassen, fließen in beträchtli- 
* ’- : rhöm. Umf^gmldie GTOßstädte- Wd diese Pioblcme meist am gravierendsten sind. ' 

' 4W^V\ v < ■>; av ^ \ •- * \// - - ’ ' ‘ 

: ;. DajKl^ g^: : cs eine Maßnahmen im Rahmen der Regionalpolitik wie die. Er- 

fc:n^ümg;iyüiy:jNeÄ 

stackisc^i^tproj^cto^die sich mit Sondciproblemcn im weiteren europäischen Kontext befas- ‘ 

sen, soz3;inii’ondoiv Marseilie, Rotterdam* Athen und Dublin. ■ ■ • ■■ ' v .. - 

.... . ••• , . . . ‘ 

.• v ' '' „ •.■. . ■•• : , :• * •: : • •>•••.; • •• , ... •:•• . .• % •• • ..• 

" *'■' J ... -Jv .r' •' 'S- . ' , .• ' 

} - ..Neben den Maßnahmen im Rahmen der gemeinschaftlichen Fötderkonzepte beziehen die sektor- . 

: ^ spezifisch^^olitßqsn ; der Gemeins chaft.m^fcunehnKnde^ städtische 'men mit.. 

-- * ein; \ , 

Werden Wehere irjögliche Maßnahmen aüf den Gebieten Abfa.ll Wirtschaft, Luftvorschmut'» ' 

• . ; zung*. iMäftnbeläs tiguhg sowie eine Reihe von weitere n, den Umweitschutz inden Städten be- : • '• 

< treffehdea.Prpl c neu diskutiert; . , . ■ ; 

♦ ejitwickeh Werden Kqnzepte für die Integration der Arbeitslosen* besonders der jugendlichen 

’ T ' , Aibeitsloscn*. in dae aligcmeine"Wiitschaftsleben der Städte , während . sich;das:Prognmim zu?: v 
‘ - Bekämpfung dcr Annut auf die sozial schwachen Bevölkerungsgruppen . (wie Alleiner-., 
ziehendeund Ausländer, aber auch Arbeitslose) konzentriert; •• A , • 

^•:k•:wdie*•iEdlaItimgwbJStoT^s<Äcr• : Stadtkcme^^st::.das•:wichtigste•.•2^iel••der•,GelXlelnschaft in den neun- : 

■ rZigcrJahrch z^-Fdxdcrung Oires architektonischen Erbes: 

♦ • die Förderung, von Encrgieplanungsprojcktcn in : festimi^en;:S.t^.ten;v:^ 

■ ' A ' ‘ - ’•? “‘X ' ’’ ' 

scher Y^ehrsaystenae. 
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Möglichkeiten anbetrifft, wird 
allem Anschein nach die Ar- 
beitslosigkeit in den neunziger 
Jahren, insbesondere in be- 
stimmten Innenstadtbereichen 
oder in den Satellitenstädten an 
den Rändern der Ballungsräu- 
me, in denen keine neuen Wirt- 
schaftstätigkeiten erschlossen 
werden, weiterhin ein brennen- 
des Problem sein. Eine Verbin- 
dung zwischen sozialen Pro- 
blemen und verzögerter 
wirtschaftlicher Entwicklung 
kann nicht ausgeschlossen 
werden. 

In der Zeit des relativ kräftigen 
Wirtschaftswachstums in den 
achtziger Jahren scheint sich 
der Abstand zwischen arm und 
reich in den Städten Europas 
vergrößert zu haben, und die 
Trennung wird immer augen- 
scheinlicher. Die Existenz von 
Armutszonen in unmittelbarer 
Nähe zu relativ wohlhabenden 
Gebieten bedroht den sozialen 
Zusammenhalt und beeinträch- 
tigt das wirkungsvolle und rei- 
bungslose Funktionieren der 
Städte selbst Die benachteilig- 
ten Bevölkerungsgruppen in 
diesen Gebieten haben häufig 
keinen Zugang zu den Ausbil- 
dungs- und Beschäftigungs- 
möglichkeiten und somit keine 
Möglichkeit, ihre Lage zu ver- 
bessern. 

Schlechte Wohnverhältnisse 3 
in Verbindung mit hoher Ar- 
beitslosigkeit können einen 
Mangel an Vertrauen in ein 
Gebiet erzeugen, der Investitio- 
nen im gewerblichen und im 


Dienstleistungssektor verhin- 
dert. Brennende Probleme der 
Obdachlosigkeit — die es in 
einigen der am meisten prospe- 
rierenden Städte Europas gibt 
— bringen ähnliche Wirkun- 
gen hervor, einmal abgesehen 
von den damit verbundenen 
moralischen und sozialen 
Fragen. Diese Faktoren können 
auch zu einem Anstieg der Kri- 
minalität und einem schlechten 
Gesundheitszustand der Ein- 
wohner beitragen. Häufig ent- 
sprechen die angebotenen Ar- 
beitsplätze, Ausbildungsein- 
richtungen und Wohnungen 
nicht dem Bedarf und den 
Wünschen der Einwohner. 
Stimmt der gegebene Rahmen, 
dann können die Menschen 
jedoch sehr wohl motiviert 
werden, diese Probleme zu 
überwinden. Es gibt europa- 
weit immer mehr Beispiele 
einer Stadtentwicklungspolitik, 
die berücksichtigt, daß die 
Maßnahmen auf bestimmte Be- 
reiche konzentriert und lokale 
Gruppen sowie die in den 
Wohngebieten lebenden Men- 
schen in die Entwicklung neuer 
wirtschaftspolitischer Strate- 
gien einbezogen werden 
müssen. Dieser neue Typ von 
Entwicklungspartnerschaft ist 
charakteristisch für die Bemü- 
hungen der Gemeinschaft, die 
wirtschaftliche Entwicklung 
der alten industriellen Regio- 
nen („Ziel 2“) zu unterstützen, 
die typischerweise in Stadtge- 
bieten konzentriert sind. Die 
für London und Marseille ein- 
geleiteten Pilotprojekte sind 
ein gutes Beispiel für die Art 


und Weise, wie sich die Ge- 
meinschaft an begrenzten Ak- 
tionen zur Förderung des sozia- 
len und wirtschaftlichen Zu- 
sammenhalts in den Städten 
unter Wahrung des Subsidiari- 
tätsprinzips beteiligen kann. 

Diese beiden Pilotprojekte 
waren die ersten in einer Reihe 
gleichartiger Vorhaben (aufge- 
legt gemäß Artikel 10 der 
EFRE-Veroidnung). Dabei 
geht es in erster Linie um die 
wirtschaftliche Entwicklung in 
Wohngebieten mit einem 
hohen Anteil an Minderheiten, 
mit gravierenden Problemen 
bei der wirtschaftlichen und so- 
zialen Integration und mit 
hoher Arbeitslosigkeit, vor 
allem unter Jugendlichen. 

Die Betonung liegt dabei auf 
der Schaffung von Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten und der 
Gründung von Unternehmen 
für die Einwohner des Viertels, 
die weitestgehend in die Aktio- 
nen einbezogen werden. Auch 
bei der Planung der Projekte 
werden schwerpunktmäßig in 
dem Wohnviertel lebende 
Menschen beschäftigt. 

Fest steht, daß Städte in der ge- 
samten Gemeinschaft neue In- 
frastrukturen benötigen. 

Während die Städte im Norden 
sich auf die veränderte Situa- 
tion aufgrund der Überalterung 
der Bevölkerung einstellen 
müssen (gebraucht werden 
mehr Altersheime anstelle von 
Schulen und Kindergärten), 
haben die Städte im Süden eine 
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größere Bandbreite gegenwär- 
tiger Defizite wettzumacben. 
In diesen Städten ist oft 
moderne Infrastruktur nahezu 
nicht vorhanden und die Res- 
sourcen für neue Investitionen 
sind begrenzt. 

Verkehr jund Umwelt 


Die Fortschritte in der Teie- 
kommunikadoa werden kurz- 
fristig das Verkehrsaufkommen 
in (und zwischen) den Städten 
wahrscheinlich nicht reduzie- 
ren. Die weitere Ausbreitung 
der Städte und die Dezentrali- 
sierung von Funktionen weg 
von den Innenstädten dürften 
sogar noch mehr Geschäftsrei- 
sen sowie Fahrten zum Einkäu- 
fen und zu Freizeit- und Erho- 
lungsstätten zur Folge haben. 
Die Anzahl privater Personen- 
kraftwagen in der Gemein- 
schaft wird in den nächsten 
zehn Jahren weiter zunehmen. 
Als Folge sind noch mehr Ver- 
kehrsstaus zu erwarten, weil 
die InfirastrukturinvestitioneQ 
nicht Schritt halten und Sätti- 
gungspunkte erreicht sind. So 
könnte beispielsweise die Fahrt 
in Paris von einem Bahnhof in 
der Innenstadt zu einem Ziel 
innerhalb der Stadt ebenso 
lange dauern wie die Fahrt von 
Brüssel nach Paris im Hochge- 
schwindigkeitszug (TGV). 

Die Durchschnittsgeschwindig- 
keit im Straßenverkehr ist in 
London, Paris und vielen 
anderen europäischen Groß- 


städten bereits auf ca. 15 km/h 
gesunken, und die Durch- 
schnittsgeschwindigkeit der 
LKW im dicht besiedelten 
Kern im Norden der Gemein- 
schaft unterscheidet sich heute 
kaum von der Transportge- 
schwindigkeit im Zeitalter der 
Pferdekanen. 

Das geeignete Bündel politi- 
scher Maßnahmen hängt von 
den Bedingungen vor Ort ab. 
Vorstellbar wären jedoch die 
zusätzliche Besteuerung der 
Kraftfahrzeuge und/oder des 
Treibstoffs sowie die Be- 
schränkung der Parkmöglich- 
keiten für PKW. Zu den Bei- 
spielen bereits getroffener 
Maßnahmen zählen rechner- 
gestützte Verkehrsleitsyste- 
me, die den Verkehrsfluß op- 
timieren, die Einführung von 
Stadtbahnen (z.B. in Amster- 
dam und Rotterdam), die Ver- 
kehrsberuhigung in Wohnge- 
bieten (z.B. in Freiburg), der 
Bau von Umgehungsstraßen 
zur Umleitung des Durch- 
gangsverkehrs aus den Innen- 
städten (z.B. in Rotterdam, 
Edinburgh, Porto und Valen- 
cia), Maßnahmen zur Verla- 
gerung des Güterverkehrs von 
der Straße auf die Schiene 
sowie die Reservierung von 
Autobahnspuren für den Gü- 
terverkehr (z.B. in Amster- 
dam und Rotterdam). 

Neben größerer Effizienz 
könnte ein attraktiverer öffent- 
licher Nahverkehr in den 
Städten die benachteiligten Be- 
völkerungsgruppen bewegli- 


cher machen und damit auch 
zum Abbau von deren räumli- 
cher Isolierung beitragen. 

Für die Städte stehen wichtige 
Entscheidungen in Bezug auf 
die Zukunft ihrer Umwelt an, 
die wiederum mit der Gestal- 
tung ihrer Funktionen und ihrer 
Raumnutzung Zusammenhän- 
gen. Offen ist die Frage, wie 
Verkehr und Flächennutzung 
in den Stadtgebieten entwickelt 
werden, um die wirtschaftli- 
chen wie auch die Umwelt- 
schutzziele zu erreichen. 

Heute schon ist die Luftver- 
schmutzung durch Verkehr und 
Industrie in Athen und Mailand 
so fortgeschritten, daß Be- 
schränkungen für den Autover- 
kehr in den Innenstädten einge- 
führt werden mußten. Die 
Luftverschmutzung in den 
Straßentunneln von Brüssel 
übersteigt die EG-Grenzwerte 
um ein Vielfaches 4 . 

Die Konzentration der 
Umwelt- und Abfallprobleme 
in den Städten könnte eventuell 
der Schlüssel für wirkungsvol- 
le Lösungen sein. Denn nur in 
den Städten ist dank der Grd- 
ßenvorteile der wirtschaftliche 
Betrieb des Öffentlichen Nah- 
verkehrs, von Femwärmenet- 
zen, von Abfallbeseiügungs- 
und Kläranlagen möglich. Das 
trägt nicht nur zur Verbesse- 
rung der städtischen Umwelt 
bei, sondern reduziert auch die 
von den Städten ausgehende 
Wirkung auf die regionale und 
globale Umwelt, 
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Finanzprobleme 

Viele der oben genannten Ent- 
wicklungen beinhalten die Kon- 
zentration von finanziellen 
Kosten auf die Städte, die auf- 
grund der Arbeitslosigkeit und 
der (Gesundheit, Sicherheit und 
städtische Wirtschaft beeinträch- 
tigenden) Überftillung entstehen, 
während Städte oft öffentliche 
Dienstleistungen nicht nur für 
ihre Bewohner, sondern fiir eine 
ganze Region bereitstellen 
müssen. 

Gegenwärtig dürften die finan- 
ziellen Mittel, die diese Kosten 
auffangen sollen, einem 
Schrumpfungsdruck ausgesetzt 
sein bei städtischen Einnah- 
men, die in den letzten Jahren 
(preisbereinigt) tendenziell 
stagnieren oder sinken. Die 
Auffechterhaltung der existie- 
renden Dienstleistungen und 
die Fähigkeit, neue zur Verfü- 
gung zu stellen, sind deshalb in 
den neunziger Jahren in vielen 
Städten in Zweifel zu ziehen. 


Strategische 

Antworten 

Die Lösung der Probleme euro- 
päischer Städte im kommenden 
Jahrzehnt erfordert strategi- 
schen Weitblick für den 
Aufbau einer Stadtidentität, die 
Verbesserung ihres Images und 
die Vermarktung ihrer Dienst- 


leistungen. Einige Städte ent- 
wickeln bereits Strategien für 
ihre Zukunft. Der Konsens 
zwischen allen Beteiligten ist 
eine entscheidende Vorausset- 
zung für den Erfolg, wie selbst- 
verständlich auch die Verfüg- 
barkeit und Bereitstellung von 
Ressourcen zur Umsetzung der 
Strategie. 

Zu den Schlüsselelementen 
zählen: 

• die Fähigkeit, die wirt- 
schaftliche Grundlage an- 
zupassen und, wo nötig, 
rentable Spezialisiemngs- 
möglichkeiten zu nutzen, 
gleichzeitig jedoch Mono- 
strukturen zu vermeiden; 

• leistungsfähige innerstädti- 
sche Verkehrs- und Kom- 
munikationssysteme und 
Verbindungen zu anderen 
Ballungszentren; 

• qualifizierte Arbeitskräfte, 
um Wettbewerbsvorteile im 
Bereich der Hochtechnolo- 
gie zu entwickeln und aus- 
zuschöpfen; das heißt, die 
in Städten im allgemeinen 
wesentlich besseren Mög- 
lichkeiten der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung 
optimal zu nutzen; 

• Lebensqualität in Form kul- 
tureller Angebote und einer 
intakten Umwelt, um quali- 
fizierte Arbeitskräfte anzu- 
ziehen und zu halten, die 
sonst in den ländlichen oder 
in Gebiete nahe des ländli- 


chen Raumes abwandera 
würden; 

• fähige lokale Institutionen 
zur Bestimmung einer ge- 
eigneten Entwicklungsstra- 
tegie und Bereitstellung der 
politischen, finanziellen 
und personellen Ressourcen 
zu ihrer Umsetzung; 

• Offenheit für eine Partner- 
schaft mit anderen Städten 
in der Region, im Land 
oder im übrigen Europa. 

Neue Ideen werden durch das 
Lernen von und die Zusam- 
menarbeit mit anderen ange- 
regt. Der Strategieplan von 
Barcelona für das Jahr 2000 ist 
ein gutes Beispiel für eine 
Stadt, die ihre strategische 
Rolle innerhalb der Region 
sowie auf nationaler und inter- 
nationaler/grenzüberschreiten- 
der Ebene — in diesem Fall 
von den Pyrenäen bis zum 
westlichen Mittelmeer — be- 
greift. 

Image 

Der Eindruck, den eine Stadt 
bei der Außenwelt hinterläßt, 
kann entscheidend für ihre 
wirtschaftlichen Aussichten 
und Möglichkeiten sein. Zwei- 
fellos können negative Erschei- 
nungsbilder nur schwer über- 
wunden werden, aber 
andererseits können positive 
Erscheinungsbilder entwickelt 
werden. 
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Das Image bleibt nacht kon- 
stant, sondern kann durch be- 
stimmte Ereignisse verändert 
werden. Zum Beispiel können 
Unruhen dem Ruf einer Stadt 
schaden. Gleichermaßen 
können herausrageode interna- 
tionale Ereignisse einen Durch- 
bruch bedeuten, .wie z. B. 1992 
für Barcelona und Sevilla oder 
die Fußballweltmeisterschaft 
für italienische Städte. Andere 
Städte wie Lyon, Rotterdam, 
Charleroi und Bradford haben 
bewußt Entscheidungen getrof- 
fen, um ihr Image zu verbes- 
sern, und riehen daraus ent- 
sprechend Vorteile. 


Zusammenarbeit 
und strategische 
Allianzen 
zwischen Städten 


Für viele europäische Städte 
geht die Intemationalisiening 
und die Entwicklung von Ein- 
flußbereichen mit der Suche 
nach neuen Formen der Spe- 
zialisierung Hand in Hand. Ob 
eine Stadt in den neunziger 
Jahren erfolgreich sein wird, 
dürfte davon abhängen, ob de 
in der Lage sein wird, die ge- 


eignete Form und das richtige 
Maß an Spezialisierung zu 
finden. Die Städte werden na- 
türlich weiterhin miteinander 
konkurrieren, es wird jedoch 
auch mehr Spielraum für Er- 
fahrungsaustausch und Zusam- 
menarbeit geben. 

Die Schaffung des Binnen- 
marktes wird neue Netzwerke 
wirtschaftlicher und technolo- 
gischer Zusammenarbeit auf 
europäischer Ebene ermögli- 
chen, was Größenvorteile 
schafft und den Technologie- 
transfer anregt. Die Zusam- 
menarbeit zwischen kleinen 
Städteo auf nationaler und re- 
gionaler Ebene könnte die 
'Wirtschaftskraft und das Po- 
tential verschi edener Regionen 
der Gemeinschaft verstärken. 

Netze können auf verschiede- 
nen Ebenen arbeiten: europa- 
weit, national, regional und 
grenzüberschreitend 5 . Sie 
können sowohl benachbarte als 
auch voneinander entfernt lie- 
gende Städte sowie Städte im 
Zentrum mit Städten in Rand- 
lage verbinden. Ebenso können 
sie Städte mit gemeinsamen 
wirtschaftlichen, sozialen, um- 
weltpolitischen oder geogra- 
phischen Merkmalen verknüp- 
fen. Sie können auf der 
gemeinsamen Nutzung von 


Ressourcen — z.B. Informa- 
tionstechnologie, Infrastruktur, 
finanzielle Mittel — basieren, 
oder sie können darauf hinzie- 
len, Mittel zusammenzufassen, 
um Größenvorteile im Bereich 
der Forschung oder eventuell 
bei gemeinsamen Anschaffun- 
gen zu nutzen. 

Ferner könnten Netze für spe- 
zifische Wirtschaftszweige wie 
dem in der Keramikbranche, in 
dem verschiedene Städte sich 
an einem ersten Erfahrungsaus- 
tausch beteiligen, oder dem in 
der Automobilindustrie ge- 
schaffen werden. 

Zahlreiche Netze bestehen 
bereits seit einiger Zeit auf natio- 
naler oder regionaler Ebene. In 
Italien, Frankreich und Deutsch- 
land gibt es schon lange formelle 
oder informelle städtische und 
regionale Netze zur Förderung 
der Zusammenarbeit zwischen 
den Teilnehmern und zur Stär- 
kung ihrer WettbewerbspositioQ 
auf europäischer Ebene. Netze 
auf regionaler Ebene formulie- 
ren integrierte Maiketingstrate- 
gien für die Region oder errich- 
ten Zentren, die eine Vielzahl 
von Dienstleistungen anbieten, 
u.a. Technologie-, Forschungs- 
und Entwicklungsberatung 
sowie Marketing für die lokale 
Wirtschaft. 


146 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4640 


Die Entwicklung der Städtelandschaft in der Gemeinschaft 


Fußnoten 

1 Die Analyse und die Daten dieses Kapitels stammen , soweit nicht anders gekennzeichnet, aus Parkinson Ai. et 
al. (1991), Urbanisation and thefunction qfcities in the European Community. Die Studie wurde von der Euro- 
päischen Kommission finanziert. 

2 Drewelt et al. (1991), Revitalisation cf European cities, international comparativc perspectives, Prospective 
Dossier Nr. 4, FAST MONTTOR Programme. Die Studie wurde von der Europäischen Kommission finanziert. 

3 The European Foundation for the improvement of Living and Working Conditions (1986), Living condition in 
urban areas, Shankill Press 

4 Kommisszion der Europäischen Gemeinschaften (ed) (1990), Grünbuch zur städtischen Umwelt. 

5 FERE-Consultants (1991), The international development of intermediary size cities in Europe: Strategies and 
networks. Die Studie wurde von der Europäischen Kommission finanziert . 


147 


Drucksache 12/4640 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


The importance of agriculture in employment, 1989 



Source : Euroetat - REGIO databas 
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Die sich ändernde 
Rolle der 
Landwirtschaft 

Eine Reihe von Indikatoren 
weist auf den abnehmenden 
Anteil der Landwirtschaft an 
der wirtschaftlichen Gesamtak- 
tivität hin: 

• 1960 waren noch 21% der 

Erwerbsbevölkerung der 
Gemeinschaft in der Land- 
wirtschaft tätig. Bis 1970 
war der Anteil auf 13% ge- 
sunken, und bis 1989 auf 
unter 7% (oder 8%, wenn 


Forstwirtschaft und Fische- 
rei hinzugerechnet werden) 
(Karte 25); 

• die landwirtschaftliche Pro- 
duktion in Prozent des BIP 
der gesamten Gemeinschaft 
ist von über 4% im Jahr 
1980 auf 3% im Jahr 1988 
stetig zurückgegangen 
(Karte 26); 

• 800.000 Betriebe (das sind 
10%) wurden zwischen 
1970 und 1987 aufgegeben, 
während die Durchschnitts- 
größe der Betriebe — bei 
allerdings deutlichen Unter- 
schieden zwischen den Mit- 
gliedsstaaten — erheblich 
zugenommen hat; 


• die landwirtschaftliche 
Nutzfläche ging zwischen 
1977 und 1989 leicht von 
129 auf 127,4 Mio. ha 
zurück. 

Der Rückgang der landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche trat in 
fast allen Ländern auf, beson- 
ders in Italien und in den Bene- 
luxländem (Schaubild 23). Im 
Gegensatz zum Rückgang der 
landwirtschaftlich genutzten 
Fläche nahm die Waldfläche 
im gleichen Zeitraum zu. 

Je benachteiligter die Region, 
desto größer ist die Bedeutung 
der Landwirtschaft für die 
soziale und wirtschaftliche 
Struktur. Über die Hälfte aller 
Erwerbstätigen in der Land- 
wirtschaft ist in den 44 Regio- 
nen tätig, in denen mehr als 
13% der Beschäftigten auf die 
Landwirtschaft entfallen. Die 
meisten dieser Regionen liegen 
an der Peripherie der Gemein- 
schaft, viele im Mittelmeer- 
raum. Ausgehend von der ge- 
genwärtigen Entwicklung wird 
geschätzt, daß im Jahre 2000 
75% der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung der Gemeinschaft 
im Mittelmeerraum leben 
werden 3 . 

Der landwirtschaftliche Ertrag 
(wertmäßige landwirtschaftli- 
che Erzeugung je operationelle 
Einheit) variiert zwischen 
6.500 ECU je ha in den Nie- 
derlanden und 1.000 ECU je ha 
in Irland und im spanischen 
und französischen Binnenland. 
Ferner bestehen erhebliche Un- 


23 Entwicklunjgrierl^dto.utzung.l^SS, 1970 , 1980, 1987 
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% regional value-added from agricultur« 
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terschiede in der Betriebsgröße 
(durchschnittlich 4 ha in Grie- 
chenland gegenüber 65 ha im 
Vereinigten Königreich), der 
Produktivität und der Betriebs- 
form. 

Während die landwirtschaftli- 
che Aktivität im allgemeinen 
hilft, Umwelt und Landschaft 
zu erhalten, hat die intensive 
Landwirtschaft umweltgefähr- 
dende Nebeneffekte. Die 
Zunahme der Intensivtierhal- 
tung — besonders von Schwei- 
nen und Geflügel — hat zu 
einem erheblichen Anstieg der 
Abfälle geführt, besonders in 
den Niederlanden und Belgien, 
wo die Zahl der Schweine in- 
nerhalb von zwanzig Jahren bis 
Anfang der achtziger Jahre um 
252 bzw. 190% zunahm gegen- 
über einem gemeinschaftswei- 
ten Anstieg von nur 62%. 

Die Veränderungen der Be- 
wiitschaftungsform und -inten- 
sität spiegeln sich in der Ge- 
meinschaftsförderung wider: 
gegenwärtig gehen 80% (der 
EAGFL-Mittel) an nur 20% 
der landwirtschaftlichen Be- 
triebe, die allerdings den Groß- 
teil der landwirtschaftlich ge- 
nutzten Fläche bewirtschaften. 

Auch wenn der Anteil der 
Landwirtschaft an der Gesamt- 
beschäftigung heute weit nied- 
riger ist als früher, werden 
immer noch 57% der Gemein- 
schaftsfläche landwirtschaft- 
lich genutzt. Sie hat daher wei- 
teihin den größten Einfluß auf 
das Leben auf dem Lande, und 


die landwirtschaftliche Ent- 
wicklung wird die Zukunft des 
ländlichen Raums stark beein- 
flussen. 

Prognosen über die zukünftigen 
Trends in der Landwirtschaft 
sind schwierig, da sich der länd- 
liche Raum der Gemeinschaft 
offensichtlich an der Schwelle 
zu einer neuen Ära befindet Die 
Gemeinsame Agrarpolitik 
(GAP) tritt in eine neue Phase 
ein, was weitgehend auf das 
wachsende Ungleichgewicht 
zwischen Angebot und Nachfra- 
ge zuriickzufiihien ist Durch ein 
Angebot landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse, das den inländischen 
Verbrauch weit übersteigt sind 
große Überschüsse geschaffen 
wordea Trotz einer restriktiven 
Preispolitik und weiterer Maß- 
nahmen zur Senkung des Ange- 
bots seit Mitte der achtziger 
Jahre steigt die Agrarproduktion 
weiterhin jährlich um 2%. 
Gleichzeitig ist die Nachfrage 
durch eine Reihe von Faktoren 
begrenzt, die die Auswirkungen 
der stagnierenden Bevölkerung, 
Wandel des Geschmacks und 
der Präferenzen der Konsumen- 
ten (weniger Fleischverbrauch) 
und Tierkrankheiten (z.B. BSE 
bei Kühen) enthalten 

Ohne geeignete Maßnahmen 
wird das Mißverhältnis von 
Angebot und Nachfrage fortbe- 
stehen und könnte sogar durch 
die Öffnung der Märkte der 
Gemeinschaft für ost- und mit- 
teleuropäische Länder und 
durch Übereinkommen im 
Rahmen des GATT verschärft 


werden. Der Umfang der im 
Verhältnis zum Bedarf über- 
flüssigen landwirtschaflichen 
Nutzfäche wird auf ungefähr 
10 Mio. ha geschätzt 4 . 

Die Möglichkeiten für die Er- 
schließung neuer Absatzmärkte 
für landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse durch eine Umstellung 
auf Nichtnahrungsmittel (z.B. 
Biomasse zur Energieerzeu- 
gung) werden zwar geprüft und 
erprobt, und Maßnahmen zur 
Begrenzung der Produktionsin- 
tensität werden eingefiihrt, es 
ist jedoch unumgänglich, ins- 
besondere in Getreideanbauge- 
bieten Flächen stillzulegen. 

Neue Perspektiven ergeben 
sich aus einer alternativen Bo- 
dennutzung, z.B. für Forstwirt- 
schaft, Naturschutz und Land- 
schaftspflege sowie für Frem- 
denverkehrs- und Erholungs- 
zwecke. Besondere Bedeutung 
kommt dem Umweltschutz zu, 
und hier vor allem neuen um- 
weltverträglicheren und ökolo- 
gisch vertretbaren Produktions- 
verfahren und Anbaumetho- 
den. 


Die Zukunft der 
Landwirtschaft 
und ihre Rolle im 
ländlichen Raum 


Selbst dort, wo der Beschäfti- 
gungs- und Einkonmensanteil 
der Landwirtschaft auf weniger 
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als 10% zuriickgegangen ist, ist 
sic auch weiterhin für die Sied- 
lungsstruktur, das soziale und 
kulturelle Leben und den Um- 
« weltschutz von großer Bedeu- 
tung. Aus diesem Grunde wird 
von Politikern auf nationaler und 
Gemeinschaftsebene immer 
wieder betont, wie wichtig es ist, 
eine ausreichende Zahl von 
Landwirte mit ihren Familien in 
den ländlichen Gebieten zu 
halten, und zwar insbesondere 
an der Peripherie, wo es nur 
wenig alternative Einkommens- 
quellen gibt 

Zusätzlich zum politischen 
Druck und zum Druck des 
Marktes sorgen die gestiegenen 
Ansprüche für einen weiteren 
Strukturwandel In einigen 
Rillen führte das zu einem fort- 
schreitenden Prozeß voq weite- 
ren Betriebszusammenschlüs- 
sen und -erweitenmgen mit der 
Folge, daß es immer weniger, 
dafür aber größere Betriebe 
gab, und daß der für weite 
Teile des Vereinigten König- 
reichs und Noidfiankreichs ty- 
pische ländliche Raum ent- 
stand. In anderen Fällen ent- 
stand eine verstärkte außer- 
landwirtschaftliche Erwerbstä- 
tigkeit der Landwirte und/oder 
ihrer Familien, was den Prozeß 
der Betriebsvergrößerungen 
verlangsamte und im allgemei- 
nen kleinere Betriebe und eine 
Art von ländlichem Raum her- 
vorbrachte, wie er in vielen 
Teilen Italiens oder anderen 
Teilen Südeuropas, auf den 
schottischen Inseln, in Westir- 
land und Bayern zu finden ist 


Laut einem vor kurzem veröf- 
fentlichten Forschungsbericht 5 
verfolgen die landwirtschaftli- 
chen Familien angesichts des 
anhaltenden Wettbewerbs- 
drucks drei verschiedene Über- 
lebensstrategien: Erstens gibt 
es die „Professionalisierer“, die 
versuchen, ihre Produktions- 
skala auszuweiten; zweitens 
findet man die , Aufgebenden“, 
oft junge Erben von landwirt- 
schaftlichen Betrieben, denen 
Kapital fehlt, oder ältere Land- 
wirte, die die Landwirtschaft 
verlassen, um in Rente zu 
geben, oder sie nur noch als 
Hobby etreiben bzw. anderen 
Beschäftigungen nachgehen; 
drittens „die stabilen Produzen- 
ten“, die in der Tendenz kleine- 
re landwirtschaftliche Betriebe 
bewirtschaften und bereits au- 


ßerlandwirtschaftlichem Ne- 
benerwerb nachgehen (Schau- 
bild 24). 

Die größten Veränderungen 
sind in Regionen zu erwarten, 
in denen viele Betriebe ange- 
siedelt sind, bei denen ein 
Rückzug wahrscheinlich, die 
Nachfolge nicht gesichert ist 
und die Betriebsinhaber älter 
sind als im Durchschnitt und 
kleinere Betriebe bewirtschaf- 
ten. Wenn wirtschaftliche 
Entwicklung stattfindet, 
werden landwirtschaftliche 
Betriebe entweder von größe- 
ren Professionalisierungsbe- 
trieben aufgekauft, für forst- 
wirtschaftliche Zwecke 
genutzt oder von der öffentli- 
chen Hand (z.B. für Natur- 
schutzmaßnahmen) erworben. 


♦24^ Landwirte mit alternativer Beschäftigung in den • 
Mitgliedstaaten, 1987 v ; 
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Sie werden jedoch vielleicht 
auch gänzlich aufgegeben, 
insbesondere wenn schlechte 
Produktionsbedingungen vor* 
liegen (beispielsweise in 
Berggebieten) und die Betrie- 
be abseits gelegen sind. In 
solchen Regionen sind die all- 
gemeinen Bedingungen für 
die ländliche Entwicklung 
häufig sehr ungünstig. 

Von der Zahl der in der Studie 
untersuchten Betriebe waren 
ca. 30% als anfällig oder sehr 
anfällig eingestuft, wobei ein 
Großteil von älteren Betriebs- 
inhabem ohne Erben bewirt- 
schaftet wurde. Solche Betrie- 
be waren vor allem in 
Griechenland, Irland, Portugal 


und Spanien anzutreffen 
(Schaubild 25). 

Viele dieser Betriebe werden 
nicht bis zur nächsten Genera- 
tion überleben und vor dem Jahr 
2000 von der Bildfläche ver- 
schwindea Das Land wird ent- 
weder brachliegen oder aufge- 
forstet 


Demographische Aspekte 

Die demographischen Trends 
in überwiegend landwirtschaft- 
lichen Regionen stimmen weit- 
gehend mit denen der gesam- 
ten Gemeinschaft überein. Die 
Wachstumsraten der Bevölke- 


rung sind während der achtzi- 
ger Jahre zuriickge gangen und 
wurden von einem Alterungs- 
prozeß der Bevölkerung be- 
gleitet. Während der neunziger 
Jahre wird die Bevölkerung in 
vielen ländlichen Regionen 
schrumpfen mit der deutlichen 
Ausnahme von Teilen Irlands 
und Südeuropas. 

In der Vergangenheit, beson- 
ders in den sechziger und sieb- 
ziger Jahren, führten Wande- 
rungsbewegungen tendenziell 
zu dem Ergebnis der ständigen 
Entvölkerung landwirtschaftli- 
cher Regionen. Neuere Daten 
zeigen jedoch eine komplexere 
Verlaufsform. In Frankreich 
tendieren junge Leute, die zum 
ersten Mal auf dem Arbeits- 
markt (im Alter von 15 bis 20 
Jahren und älter) erscheinen, 
dazu, aus ländlichen Regionen 
in Regionen mit dynamische- 
ren Arbeitsmärkten wie Paris 
oder, in geringerem Umfang, in 
die Regionen Rhone-Cote 
d’Azur und Elsaß ab zu wan- 
dern. Im Alter von rund dreißig 
Jahren findet in einigen Fällen 
eine Rückwanderung in die 
Heimatregionen statt, wo dann 
familiäre und professionelle 
Gründe zukünftige Mobilität 
verringern. 

Insgesamt gesehen dürfte sich 
die Bevölkerung im erwerbsfä- 
higen Alter in den ländlichen 
Regionen mit einer mit dem 
Rest der Gemeinschaft ver- 
gleichbaren Rate verringern. 
Innerhalb dieser Regionen 
dürfte der Schrumpfungspro- 


25 Altersklassen von Landwirten in den Mitgliedstaaten, 
* 1987 ' ‘ 
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zeß jedoch in abgelegenen 
BergregioDcn und weniger 
dicht bevölkerten Gebieten 
etwas schneller sein, da Peiso- 
nen in größere Städte und 
Dörfer abwandem auf der 
Suche nach Beschäftigung, 
besseren Dienstleistungen und 
inJfrastruktureller Ausstattung. 


Erschließung 
von Alternativen 


Außerlandwirtschaftliche Be- 
schäftigungsmöglichkeiten 
sind von entscheidender Be- 
deutung für das Überleben 
landwirtschaftlicher Haushalte. 

Für die (zumeist männlichen) 
Betriebsinhaber sind Alternati- 
ven im allgemeinen aufgrund 
des Mangels an geeigneten 
Qualifikationen von geringem 
Statusniveau. Ihre Ehefrauen 
dürften leichter anspruchsvol- 
lere Tätigkeiten z.B. im Dienst- 
leistungssektor finden. In einer 
Fallstudie wurde für Euskir- 
chen herausgefunden, daß die 
Zahl der im Dienstleistungs- 
sektor beschäftigen Männer 
zwischen 1970 und 1989 um 
55%, bei den Frauen sogar um 
85% stieg. In einigen Regionen 
spielen Arbeitsplätze im Frem- 
denverkehr eine große Rolle, 
obwohl es sich meist um 
schlecht bezahlte Teilzeit- und 
Saisonarbeitsplätze bandelt, für 
die oft (zJ5. in Savoyen) in be- 
trächtlichem Umfang Arbeits- 


. iz i eW^p|au 

alternative Bereiche 

7^' -5 J ^ s „ 


• ; 'i r . Ä 
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l|§ : : . innerhalb der . Betriebe spielen nur; : eine untergeordnete 
s 4 4 sehen Zentren. im -\ .• '• 4 .'. 
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Diese Gruppe ist durch dnea hohen Anteil älterer Land- 
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; . . beitet in der ■ Landwirtschaft '.oder auf Weniger 

•Ci. ■; anspTOcJwvblleri ^ und Öi<^Üc^ 

... . .. ; zen. Aufgrund der ungünstigen Arbeitsmarktlage und der 
• Aitersstiuktur der landwirtschaftlichen Bevölkerung ist der 
Grad der Mcfrrfachbes chäitigung mäßig bis gering, 

-Die GAP, und dazu zählen auch Ausgleichszahlungen für kleine“ 

■ landwirtschaftliche Betriebe in der "einen oder anderen Form» 
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. - sehen Szenario überaus anfällig bieiben. Die Ansiedlung neuer 
Betriebe und die Schaffung neuer Arbeitsplätze ist für diese Re- 
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■ " ; Devon: (VK), Picardie (F), Maas-Waal (NL), Buckingham- 
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kräfie, die von außerhalb der 
Region kommen, eingestellt 
werden. 

Die Häufigkeit der außerland- 
wirtschaftlichen Beschäftigung 
nimmt ab, je weiter ein Betrieb 
von einer Stadt mit einem 
Minimum an Dienstleistungen 
entfernt ist und je weniger 
Möglichkeiten der örtliche Ar- 
beitsmarkt bietet. Der Mangel 
an öffentlichen Transportmit- 
teln und eine geringe Anzahl 
von Landwirten bzw. Familien- 
angehörigen mit Kraftfahrzeu- 
gen dürfte die Aussicht, alter- 
native Beschäftigungsmöglich- 
keiten zu finden, weiter ein- 
schränken. 

Obwohl der ländliche Raum in 
der Gemeinschaft sehr unter- 
schiedlich strukturiert ist, 
können vielfach aus verschiede- 
nen Gründen kaum lebensfähige 
Alternativen zur Landwirtschaft 
bereitgestellt werden, weil sie 
entweder Randlagen einnehmen, 
Defizite in der Infrastruktur auf- 
weisen oder vom Standpunkt der 
Privatinvestition her gesehen un- 
attraktiv sind. 

In den meisten ländlichen Ge- 
bieten dürften alternative Be- 
schäftigungsmöglichkeiten auf 
kleine Unternehmen konzen- 
triert sein, die von der Konkur- 
renz, die durch die Vollendung 
des Binnenmarktes verschärft 
wird, direkter betroffen sind. 
Im Zeitraum bis zum Jahr 2000 
wird für die meisten ländlichen 
Gebiete bei zunehmender 
räumlicher Konzentration in 
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größeren Ansiedlungen, die 
eine bessere Infrastruktur besit- 
zen, mit einem Rückgang der 
Industriebesebäftigung gerech- 
net, Die Gebiete, in denen die 
Industriebeschäftigung am 
meisten gefährdet ist, liegen im 
allgemeinen an der Süd-, We st- 
und Noidperipberie der Ge- 
meinschaft, in den Gebirgsa- 
realen und anderen Regionen, 
in denen die Bevölkerungs- 
dichte sehr niedrig ist 

Dienstleistungen Im 
ländlichen Raum 


Der Dienstleistungssektor war 
im ländlichen Raum in den 
letzten Jahren die wichtigste 
Quelle für Beschäftigungs- und 
Einkorn mens Wachstum. So 

nahm z.B. in Asturien zwi- 
schen 1979 und 1989 die Be- 
schäftigung im Dienstlei- 
stungssektor um 24% zu, 
während sie in der Landwirt- 
schaft um 46% und in der In- 
dustrie um 23% fiel 

Die Beschäftigung im Dienst- 
leistungssektor konzentriert 
sich auf die größeren Städte. In 
der Region Rhöne -Alpes bei- 
spielsweise sind 63% der 
Diensileistungsuntcmehmen in 
Stadien mit mehr als 100.000 
Einwohnern angesiedelt. Der 
starke Beschäftigungszuwachs 
dm Dienstleistungssektor in 
solchen Regionen (50% in 
Rhones-Alpes gegenüber 35% 
an ^Frankreich zwischen 1982 
und .1988) hat nur geringfügige 


Auswirkungen auf die ländli- 
chen Gebiete. 

Dienstleistungen sind nicht 
allein wichtig für das Arbeits- 
platzangebot. Sie tragen auch 
entscheidend zur Lebensquali- 
tät (Bildungs- und Gesund- 
heitswesen usw.) und zum 
Wirtschaftswachstum (durch 
Banken, Verkehr usw.) im 
ländlichen Raum bei. 

Zu den wichtigsten Faktoren, 
die zu einem unzureichenden 
Dienstleistungsangebot in länd- 
lichen Gebieten beitragen, 
zählen eine niedrige Bevölke- 
rungsdichte, unzureichende In- 
frastruktur und Verteilungsnet- 
ze für Dienstleistungen, hohe 
Kosten, Mangel an Öffentli- 
chen Verkehrsmitteln und un- 
terentwickelte Telekommuni- 
kationseinrichtungen. 

Die Folge ist, daß bestehende 
Dienstleistungsangebote in zu- 
nehmendem Maße in größere 
Städte und Dörfer verlagert 
werden, um Rationalisierungsef- 
fekte zu erzielen. Zu den Bei- 
spielen zählen u.a. die Konzen- 
tration der Ortsverwaltungen, 
die Schließung örtlicher Polizei- 
stationen, Postämter und Amts- 
gerichte, die Zusammenlegung 
von Kirchengemeinden, die 
Zentralisierung von Schulen, 
ärztlichen Diensten und Kran- 
kenhäusern, die Stillegung re- 
gionaler Bahnlinien und das 
Verschwinden von Lebensmit- 
telläden und anderen Geschäf- 
ten, Gaststätten, Kinos und son- 
stigen lokalen Einrichtungen. 


Von der Verwaltung von 
Dienstleistungen her gesehen, 
gab es in Europa einen ziem- 
lich allgemeinen Trend, der 
von der hochzentralisierten 
Entscheidungsfindung in Rich- 
tung auf eine stärkere Einbe- 
ziehung der Städte und Regio- 
nen führte. Das hat auf die 
lokale Ebene noch keine grö- 
ßeren Auswirkungen gehabt. 
Das Kernproblem ist der 
Trade-off zwischen dem Be- 
dürfnis, eine angemessene De- 
zentralisierung zu verwirkli- 
chen, um sicherzustellen, daß 
Machtverlagerung sinnvoll ist, 
und der Aufrechterhaltung 
einer wirksamen und leistungs- 
fähigen Versorgung mit 
Dienstleistungen. 

Dies ist besonders in dünn besie- 
delten ländlichen Gebieten der 
Fall, in denen die städtischen Ef- 
fizienznormen nicht eingehalten 
werden können. Dies bringt un- 
vermeidlich mit sich, daß die 
Kosten der Versorgung mit 
Dienstleistungen höher sind, und 
daß durch die Abgelegenheit 
und Fahrtkosten die Möglichkei- 
ten der Bürger, an der lokalen 
Demokratie teilzunehmen, be- 
grenzt sein dürften. 

Ausgebaute Telekommunika- 
tionseinrichtungen verbessern 
möglicherweise den Zugang zu 
Örtlichen Verwaltungen, Infor- 
mationen und Entscheidungs- 
prozessen in ländlichen Gebie- 
ten. Dies kann bestenfalls mehr 
Spielraum für die weitere De- 
zentralisierung von Macht 
bieten und mindestens für die 
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Dezentralisierung der Verwal- 
tung mittels elektronischem 
Zugang zu Dienstleistungen 
auf lokaler Ebene. 

In vielen ländlichen Gebieten, 
insbesondere in den Randlagen 
ohne ausreichende öffentliche 
Transportmittel und andere 
grundlegende Dienstleistun- 
gen, haben die dort lebenden 
Menschen zur Kompensation 
erhebliche private Kosten auf 
sich zu nehmen. Dies ist ein 
besonderes Problem für Grie- 
chenland und Portugal. Insge- 
samt gesehen bieten die Fort- 
schritte in der Telekommunika- 
tion die Aussicht auf verbesser- 
ten Zugang zu Dienstleistun- 
gen. sogar für die abgelegen- 
sten Teile der Gemeinschaft. 


Dienstleistungen 
für Unternehmen 
und Verbraucher 


Im Dienstleistungssektor für Un- 
ternehmen wurden in der Ge- 
meinschaft zwar sehr viele neue 
Arbeitsplätze geschaffen, aber in 
ländlichen Regionen gab es eine 
natürliche Tendenz, sie in größe- 
ren Städten zu konzentrieren. 
Auch wenn durch den Einsatz 
neuer Kommunikationstechno- 
logien (z.B. Telematik) diese 
Dienstleistungen auch an entle- 
genen Orten angeboten weiden 
könnten, so wirken sie sich doch 
nicht nennenswert auf die Be- 
schäftigung im ländlichen Raum 
aus, sondern scheinen vielmehr 
hauptsächlich auf Gebiete mit 


einer guten Infrastruktur be- 
schränkt zu sein, die in der Nähe 
größerer Märkte liegen und ein 
relativ hohes Bildungsniveau 
aufweisen. Im allgemeinen 
hängt das Potential zur Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze im 
Dienstleistungssektor für Unter- 
nehmen bis zum Jahr 2000 von 
der wirtschaftlichen Entwick- 
lung der Unternehmen ab, für 
die Dienstleistungen angeboten 
werden. Auch hier sind die Per- 
spektiven für jene Gebiete am 
günstigsten, die in der Nähe 
wichtiger Märkte liegen, sowie 
in den größeren Städten im länd- 
lichen Raum. Einzige Ausnahme 
könnten die Gebiete mit einer 
günstigen Aussicht auf mehr 
Fremdenverkehr sein. Vielleicht 
noch mehr als für die Beschäfti- 
gungsaussichten in der Industrie 
gilt hier, daß die Aussichten 
wachsen, je höher das Ausbil- 
dungsniveau und je besser die 
Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen sind. 

Dienstleistungen für Verbrau- 
cher bilden einen weiteren be- 
deutenden Arbeitsmaikt in länd- 
lichen Gebieten. Wo derartige 
Dienstleistungen und die ent- 
sprechenden Arbeitsplätze ange- 
boten werden, hängt jedoch we- 
sentlich von der Bevölkerungs- 
dichte und dem relativen Wohl- 
stand ab. Der Fremdenverkehr 
bildet hier wiederum eine Aus- 
nahme, da Dienstleistungen für 
Nicht-Ortsansässige bereitge- 
stellt und somit für die lokale 
Bevölkerung Arbeitsplätze ge- 
schaffen und Einkommen er- 
wirtschaftet werden können. Ist 


kein nennenswerter Fremden- 
verkehr zu verzeichnen, werden 
die Verbraucherdienstleistungen 
dort angeboten werden, wo auch 
die sonstigen Wirtschaftstätig- 
keiten angesiedelt sind. Der 
Ausbau des Fremdenverkehrs ist 
deshalb von höchster Bedeutung 
für den zukünftigen Wohlstand 
und die Beschäftigungsaussich- 
ten vieler entlegener ländlicher 
Gebiete. 


Fremdenverkehr 
im ländlichen Raum 


Gegenwärtig variieren sowohl 
Bedeutung als auch Auswir- 
kungen des Fremdenverkehrs 
zwischen und innerhalb von 
ländlichen Gebieten sehr stark. 
Das gilt auch für die Verwal- 
tungsstnikturen und politischen 
Maßnahmen zur Förderung des 
Fremdenverkehrs. Hinsichtlich 
der Planung gilt, daß selbst 
dort, wo wiitschaftspolitische 
Maßnahmen und Förderkon- 
zepte weit entwickelt sind, 
diese häufig losgelöst sind von 
den Maßnahmen zugunsten 
anderer Sektoren und nicht in 
Kultur- und Umweltprogram- 
me integriert werden; beides 
wäre jedoch sehr wichtig für 
die Anziehung von Touristen. 

Der ländliche Tourismus kann 
schwache wirtschaftliche Aus- 
wirkungen haben, wenn die 
einheimische Bevölkerung 
nicht einbezogen wird, die 
Löhne niedrig sind und es sich 
um einen ausgeprägten Saison- 
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betrieb handelt. Der Fremden- 
verkehr ist manchmal unsensi- 
bel gegenüber den traditioosbe- 
zogenen Werten und Nonnen 
der einheimischen ländlichen 
Bevölkerung. 

Die unkontrollierte Entwick- 
lung kann weiterhin schädigen- 
de Auswirkungen auf Umwelt 
und Landschaft haben. Bei 
Nichtvorhandensein einer 
Planung, insbesondere ira Hin- 
blick auf die Festlegung der 
Standorte und der Bereitstel- 
lung angemessener Infrastruk- 
tur, können Hotelinvestitionen, 
Ferienhäuser und größere 
Diensüeistungszentzen Natur- 
landschaften, für den Woh- 
nungsbau und für Artenschutz 
UDd -erhaltung wichtige 
Gebiete sowie alte Monumente 
schädigen. 

Gebiete, in denen die Qualität 
der angebotenen Dienstleistun- 
gen gegenwärtig unzureichend 
ist, dürften nicht in großem 
Umfang von der Entwicklung 
des ländlichen Tourismus pro- 
fitieren, bevor nicht einige 
grundlegende Probleme gelöst 
sind, wie beispielsweise 
schlechte Verkehrsveibindun- 
gen und ein unzureichendes 
Bildungs- und Ausbildungsan- 
gebot Gute Anreisemöglich- 
keiten sind besonders wichtig. 
Das könnte zur Folge haben, 
daß die peripheren Regionen in 
geringerem Umfang vom länd- 
lichen Tourismus profitieren, 
andererseits könnten sie 
dadurch einige der negativen 
Auswirkungen umgehen. 


Neue Technologien 
und Verkehr Im 
ländlichen Raum 


Neue Technologien sollten zu 
einem verbesserten Zugang 
zu lokalen und regionalen 
Verwaltungs- und Informa- 
tionsdiensten führen. Für den 
ländlichen Fremdenverkehr 
gibt es eine breite Palette von 
Anwendu ngsmöglichkeiten, 
z.B. Datenbanken für Ur- 
laubsplanung und Reservie- 
rungen. In der Landwirtschaft 
könnten neue Technologien 
eingesetzt werden, um techni- 
sche und wirtschaftliche Ent- 
Scheidungsmodelle für die 
Betriebsführung zu liefern, 
die Buchführung zu verbes- 
sern, Marktinformationen und 
-Prognosen zugänglich zu 
machen und als Medium für 
den Fernunterricht zu dienen. 

Der leichtere Zugang zu 
Dienstleistungen für Erzeuger 
und Unternehmen, wie bei- 
spielsweise Bank- und Finanz- 
dienstleistungen, Buchfüh- 
rungsdienste und lokale 
Dienstleistungen, ist ein gutes 
Beispiel, wie kleine Betriebe 
im ländlichen Raum direkt von 
verbesserten Telekommunika- 
tionseinrichtungen profitieren 
können. Weiterhin kann die 
Entwicklung neuer Technolo- 
gien wie CAD und CAM durch 
Unternehmen im ländlichen 
Raum von entscheidender Be- 
deutung für ihre Konkurrenzfä- 
higkeit gegenüber Unterneh- 
men in den Städten sein. 


Von den neuen Technologien 
werden, zumindest kurzfristig, 
wahrscheinlich diejenigen Re- 
gionen am wenigsten profitieren, 
die bereits durch unzureichende 
Infrastrukturen und ein mangel- 
haftes Dienstleistungsangebot 
benachteiligt sind. Das allge- 
mein niedrige Bildungsniveau in 
diesen Gebieten ist ein weiterer 
entscheidender Faktor. Die vor- 
liegenden, allerdings begrenzten 
Unteisuchungsergebnisse lassen 
dagegen den Schluß zu, daß die 
Mehrzahl der zwischen Rand 
und Zentrum gelegenen, cül in- 
termediären ländlichen Regio- 
nen bei relativ niedrigen Kosten 
einen erheblichen Nutzen aus 
diesen neuen Technologien 
ziehen können. Die Ansiedlung 
von Privatunternehmen im länd- 
lichen Raum muß jedoch wegen 
der traditionellen Probleme be- 
grenzter lokaler Märkte und 
hoher Investitionskosten finan- 
ziell unterstützt werden. 

Allgemein wird also einge- 
räumt, daß die Randlage einen 
großen Einfluß auf die Ent- 
wicklung des ländlichen 
Raums hat. Die Transportko- 
sten stellen dabei nur einen 
Aspekt des Problems dar. Zu- 
sätzliche, entfemungsabhängi- 
ge Kosten fallen für die Tele- 
kommunikation und den 
Zugang zu Informationen an. 
Investitionen in die Telekom- 
munikation können die Lage 
ländlicher Regionen zwar 
spürbar verbessern, in der An- 
fangsphase werden jedoch 
hohe Öffentliche Subventionen 
benötigt, da die Investitions- 
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aufwendungen deutlich höher 
sind als in zentraler gelegenen 
Gebieten, 


Möglichkeiten der 
Diversifizierung auf 
dem Gebiet des 
Umweltschutzes 


Die Landwirtschaft bleibt in 
vielen ländlichen Regionen 
nicht nur aus wirtschaftlichen 
Gründen, sondern auch für 
die Erhaltung der Landschaft 
und des Umweltschutzes 
wichtig. Angesichts des 
wachsenden Interesses am 
Umweltschutz wird ihre Rolle 
wahrscheinlich noch wichti- 
ger werden. Umweltschäden 
treten am häufigsten als Folge 
der intensiv betriebenen 
Landwirtschaft in den Nieder- 
landen, Dänemark, Nord- 
deutschland, in Teilen Frank- 
reichs und im Süden des Ver- 
einigten Königreichs auf und 
dürften mit zunehmender 
Wahrscheinlichkeit zurückge- 
drängt werden. In einigen 
Ländern weiden Landwirte 
versuchsweise mittels wirt- 
schaftlicher Anreize für die 
Beibehaltung bestimmter tra- 
ditioneller Bewirtschaftungs- 
formen, für die Reduzierung 
der Intensivbewirtschaftung, 
das Pflanzen von Bäumen und 
die Pflege von Mauern, 
Hecken oder alten Gebäuden 
in bestimmten „umweltemp- 
findlichen“ Gebieten belohnt. 


; : d; / : Hq^ : ::p|rifäßt/ ; Gebiete wie die Pyrcüäeii, : / 

-von; • England; ^ >:• 

Wales uh<i SMschottland , die Sierra Nevada, den Harz und den 
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Die neue Rolle der Grenzstädte und 
-regionen 


Grenzregionen gehören zu den stärker benachteiligten Gebieten der Mitglied- 
staaten . Dies ist nicht nur so wegen ihrer Randlage, sondern auch wegen der 
Zwangslagen , die durch die Überlagerung von verschiedenen Rechts - und Ver- 
waltungssystemen auferlegt und durch bescheidene grenzüberschreitende Kom- 
munikationsverbindungen verschärft werden . Mit zunehmender Integration 
werden die internen Grenzen der Gemeinschaft viel von ihrer vorherigen Be- 
deutung verlieren. Formale Veränderungen nach 1992 werden sich jedoch 
nicht sofort in den Entwicklungsplanungen nieder schlagen. 

Es besteht die Gefahr , daß die Gebiete t die mit Drittländern eine gemeinsame 
Grenze haben , noch stärker in eine Randlage geraten. Diese Gebiete werden 
auch unter denen sein, die durch die Entwicklung der Beziehungen zu EFTA- 
Ländern und zu den Ländern in Mittel - und Osteuropa durch verstärkte Einwan- 
derung und grenzüberschreitende Pendler in Mitleidenschaft gezogen werden. 
Gleichzeitig könnten neue wirtschaftliche Möglichkeiten entstehen , sobald sich 
der Reformprozeß der ehemaligen zentral geplanten Wirtschaften beschleunigt. 


Die Wirtschafts- 
geographie der 
Grenzgebiete 

Die Europäische Gemeinschaft 
hat knapp 10.000 km Land- 
grenzen. Rund 60% davon ent- 
fallen auf die Binnengrenzen, 
der Rest auf die Außengrenzen 
der Gemeinschaft zu den 
mittel- und osteuropäischen 
Nachbarn. Die Regionen 
entlang dieser Grenzen umfas- 
sen ca. 15% des gesamten 


Gebiets der Gemeinschaft und 
etwa 10% ihrer Bevölkerung 
<Kaite 28) 1 . 

Zwischen den Grenzgebieten 
bestehen große Unterschiede in 
Sprache, Wirtschaft, Kultur 
und Landschaftstyp. Bei den 
Gebieten in Irland und im 
Süden der Gemeinschaft 
entlang der spanisch-portugie- 
sischen, spanisch-französi- 
schen und französisch-italieni- 
schen Grenze sowie entlang 
der Außengrenzen Griechen- 
lands handelt es sich überwie- 
gend um Berggebiete mit un- 
terentwickelter Wirtschaft. Die 


Bevölkerungsdichte dieser Re- 
gionen variiert von knapp über 
40 bis knapp unter 100 Perso- 
nen je km 2 , verglichen mit 145 
im Gemeinschaftsdurchschnitt. 
Im Gegensatz dazu sind die 
meisten nördlichen Grenzge- 
biete, z.B. diejenigen entlang 
der französisch-deutschen, der 
niederländisch-deutschen und 
der niederländisch-belgischen 
Grenze nicht durch irgendwel- 
che dominanten natürlichen 
Grenzen voneinander getrennt. 
Diese Regionen sind dicht be- 
völkert — von 240 bis 430 Per- 
sonen je km 2 . Ihre Wirtschaf- 
ten sind entwickelt und 
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Border Regions as Defined in COM C(90)1562/3 INTERREG 
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verhältnismäßig gut integriert, 
aber sie sind noch immer durch 
historische Ereignisse getrennt 

Die Grenzgebiete entlang der 
östlichen Außengrenzen der 
Gemeinschaft sind im allge- 
meinen nicht von natürlichen 
Grenzen geprägt, aber ihre 
Wirtschaft weist dennoch prak- 
tisch keine lokalen Berüh- 
rungspunkte auf und es beste- 
hen große sprachliche und 
kulturelle Unterschiede. 


Das Erbe der 
Grenzen 

Grenzveränderungen waren ein 
Merkmal der politischen Ge- 
schichte Europas, aber die 
meisten Gemeinschaftsgrenzen 
bestehen schon seit hundert 
oder mehr Jahren. Ihre Exi- 
stenz hat die wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Entwick- 
lung der Grenzregionen und - 
Städte für eine noch längere 
Zeitspanne geprägt. Bis auf 
wenige Ausnahmen dürften 
Grenzregionen aufgrund ihrer 
Lage 2 beeinträchtigt sein, weil: 

• sie an der Peripherie des je- 
weiligen Mitgliedstaates 
liegen und daher von den 
wichtigsten wirtschaftli- 
chen und politischen 
Zentren isoliert sind; 

• ihre Geschäftszentren von 
ihrem natürlichen Hinter- 


land abgeschnitten sind, 
was zu Verzerrungen der 
Handels- und Dienstlei- 
stungsstruktur führt; 

• sie häufig nur über unter- 
entwickelte Infrastrukturen 
verfügen, da sie an den 
Endpunkten der nationalen 
Verkehrswege und Kom- 
munikationsnetze gelegen 
sind (dieses Problem ist al- 
lerdings sehr viel gravieren- 
der für die Regionen an der 
Peripherie der Gemein- 
schaft als für die zentrale- 
ren Regionen); 

• sie vielfach, besonders 
wenn es sieb um Regionen 
in Randlage handelt, nur 
über dürftige natürliche 
Ressourcen verfügen und 
ihre sozialen Einrichtungen 
und Dienstleistungen für 
Unternehmen unterentwic- 
kelt sind. Es gibt bemer- 
kenswerte Ausnahmen wie 
die wichtigen Naturparks, 
die auf der spanischen und 
der französischen Seite der 
Pyrenäen liegen; 

• sie häufig sich von den jen- 

seits der Landesgrenze an- 
grenzenden Regionen un- 
terscheidende Rechts-, Ver- 
waltungs- und Sozialversi- 
cherungssysteme sowie 
kulturelle Traditionen 
haben, was die Kommuni- 
kation und Zusammenarbeit 
erschwert Es gibt besonde- 
re Schwierigkeiten für Re- 
gionen, die an die mittel- 
und osteuropäischen 


Länder angrenzen, mit 
denen nahezu alle Kontakte 
45 Jahre lang unterbrochen 
waren. 

Diese Nachteile wirken sich 
insgesamt in der Form aus, daß 
Grenzgebiete im Durchschnitt 
ein niedrigeres Pro-Kopf-Ein- 
kommen und höhere Arbeitslo- 
senquoten zu verzeichnen 
haben als die übrigen Regionen 
in dem betreffenden Land. Die 
negativen Auswirkungen sind 
jedoch wahrscheinlich in den 
ärmeren Regionen der Gemein- 
schaft, besonders in Portugal, 
Irland und Griechenland, am 
gravierendsten. Das BIP pro 
Kopf liegt in den Grenzregio- 
nen dieser drei Länder (außer 
Kavala in Griechenland) zwi- 
schen 40 und 65% des Ge- 
meinschaftsdurchschnitts. 


Die Regionen 
an den Binnen- 
grenzen: Bestim- 
mungsfaktoren 
der zukünftigen 
Entwicklung 


Die Lage der Regionen an den 
Binnengrenzen der Gemein- 
schaft könnte sich in den kom- 
menden zehn Jahren entschei- 
dend verbessern, da sie zum 
Binnenland einer stärker inte- 
grierten Gemeinschaft werden. 
Städte wie Lille, Maastricht, 
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Straßburg, Bilbao, Vigo oder 
Londonderry sollten angesichts 
eines erweiterten Umlands zu 
Wirtschaftszentren ausgebaut 
werden. Drei Faktoren werden 
für die Geschwindigkeit des 
Wandels und die damit verbun- 
denen Vorteile von entschei- 
dender Bedeutung sein: Fort- 
schritte im Hinblick auf die 
wirtschaftliche Integration der 
Gemeinschaft als Ganzes, 
künftige Infrastrukturinvesti- 
tionen in Grenzgebieten sowie 
die Novellierung und Umset- 
zung von Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, um eine 
engere Zusammenarbeit mit 
Nachbanegionen und -Städten 
zu ermöglichen. 


Wirtschaftliche 

Integration 


Die Beseitigung bestehender 
Handelshemmnisse für Waren 
und Dienstleistungen wird die 
Neugestaltung der Handelsströ- 
me fördern und dürfte einen 
die nationalen Grenzen über- 
schreitenden Prozeß der wirt- 
schaftlichen Integration schaf- 
fen. Feste Wechselkurse und 
die Aussicht auf eine einheitli- 
che Währung weiden sicher 
weitere Anreize bieten. Einige 
Regionen, die sich momentan 
innerhalb ihrer nationalen 
Grenzen in einer Randlage be- 
finden, werden in einer stärker 
integrierten Gemeinschaft in 
eine zentralere Lage gelangen: 
dies gilt besonders für 
Deutschlands Westgrenzen und 
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die Grenzgebiete zwischen 
Frankreich und Italien. 

Eine beträchtliche Zahl von 
Menschen lebt bereits in einem 
Mitgliedsstaat und arbeitet in 
einem anderen, trotz der Hin- 
dernisse, die durch Unterschie- 
de in der Steuer- und Sozialge- 
setzgebung, in Kultur sowie 
Sprache entstanden sind. Die 
verschiedenen Schritte der Ge- 
meinschaft zur Verwirklichung 
der Freizügigkeit dürften die 
grenzüberschreitende Mobilität 
erhöhen und zur Entstehung 
von neuen, die nationalen 
Grenzen überschreitenden Ar- 
beitsmarktgebieten fuhren 3 . 

Infrastruktur 


Grenzüberschreitende Straßen- 
und Eisenbahnnetze sind oft 
relativ unterentwickelt, da sie 
als Teile der Netze geplant 
wurden, die sich von den 
Hauptstädten der Länder aus 
wie die Speichen eines Rades 
ausbreiten. Dies gilt besonders 
in den peripheren Länder. 
Darüber hinaus kann die 
geringe Bevölkerungsdichte in 
Grenzgebieten die Kosten der 
öffentlichen Investitionen für 
den Gütertransport und für 
Kommunikationssysteme er- 
heblich erhöhen. 

Die Wirtschaft ist in diesen 
Gebieten relativ unterem wik- 
kelt und oft von rohstoffgebun- 
denen Industrien wie Kohle 
und Stahl abhängig, die von 
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rückläufiger Entwicklung ge- 
kennzeichnet sind (beispiels- 
weise in Noidfrankreich und 
Südbelgien), oder von Wirt- 
schaftszweigen mit wenig 
Technologieeinsatz wie Textil- 
industrie und Fremdenverkehr. 
Ferner wurden in der Vergan- 
genheit häufig „schmutzige“ 
Industrien (Cbemiefabriken, 
Kernkraftwerke, Abfall beseiti- 
gungsanlagen) im grenznahen 
Kaum angesiedelt. 

öffentliche Einrichtungen und 
Veisorgungsunteroehmen, z.B. 
für Bildung und Gesundheit, 
Energie- und Wasserversor- 
gung und Telekommunikation, 
sind häufig auch unterentwic- 
kelt, und zwar teilweise wegen 
der niedrigen Bevölkerungs- 
dichte, aber auch, weil die na- 
tionalen Grenzen die Einrich- 
tung leistungsfähiger lokaler 
grenzüberschreitender Systeme 
verhinderten. 

Das 2!usammentreffen von an- 
fälliger demographischer 
Struktur, unterentwickelter 
Infrastruktur und fehlenden 
öffentlichen Einrichtungen 
und unausgeglichener indu- 
strieller Entwicklung hat sich 
in einer Reihe von Grenzge- 
bieten negativ auf das Wirt- 
schaftswachstum ausgewirkt. 
Zu unterscheiden ist hierbei 
zwischen den entwickelteren 
Gebieten im Norden der Ge- 
meinschaft und den weniger 
entwickelten Gebieten an der 
westlichen und südlichen Pe- 
ripherie, wo erhebliche 
Mängel in der wirtschaftli- 


chen Infrastruktur zu ver- 
zeichnen sind. 

Ob sich die Lage in den letzt- 
genannten Regionen verbes- 
sern wird, hängt im wesentli- 
chen von den Investitionen der 
Gemeinschaft, der nationalen 
Behörden und regionalen und 
lokalen Gebietsköiperschaften 
in den neunziger Jahren im 
Bereich der Infrastruktur und 
Produktionskapazität ab. Ein 
weiterer entscheidender Faktor 
wird sein, inwieweit die Grenz- 
regionen durch die gemeinsa- 
me Planung und Bereitstellung 
öffentlicher Dienstleistungen, 
den Aufbau gemeinsamer Ver- 
kehrsverbindungen und Kom- 
munikationssysteme und die 
gemeinsame Förderung der In- 
dustrie und des Dienstlei- 
stungssektors in diesen Gebie- 
ten Größenvorteile und 
Effizienzgewinne erzielen 
können. 

Die zukünftige Entwicklung 
der Grenzregionen ist von be- 
sonderer Bedeutung für die Ge- 
meinschaft, da diese Gebiete 
sowohl ein potentielles Hinder- 
nis als auch ein mögliches 
Modell auf dem Wege zu einer 
integrierten Entwicklung des 
Wirtschaftsraumes und des 
geographischen Raumes der 
Gemeinschaft als Ganzes dar- 
stellen. 

Auch in den neunziger Jahren 
werden voraussichtlich in 
großem Umfang Maßnahmen 
zur Verbesserung der wirt- 
schaftlichen Infrastruktur von 
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Grenzgebieten durchgefühlt. 
Sowohl nationale Behörden 
und regionale und lokale Ge- 
bietskörperschaften als auch 
die Gemeinschaft {siehe 

Kasten: Gemeinschaftsinitiati- 
ven für Grenzgebiete) haben 
bereits umfangreiche Investi- 
tionsprogramme für Grenzge- 
biete in den Bereichen Verkehr 
und Kommunikation (Spanien, 
Portugal, Frankreich, Irland), 
Industrie (Frankreich/Belgien 
/Luxemburg und Lille), Frem- 
denverkehr (Irland, Frank- 
reich/Spanien und Frank- 

reich/Italien) sowie Umwelt- 
schutz und Abfallbeseitigung 
(Frankreich/Spanien und 
Irland/Nordirland) angekün- 
digt 

Organisatorische 

Fragen 

Ein dritter Aspekt, der sich ent- 
scheidend auf die Lage der 
Grenzregionen der Gemein- 
schaft im Jahr 2000 und 
danach auswirken wird, ist die 
Schaffung des rechtlichen, in- 
stitutioneilen und administrati- 
ven Rahmens zur Unterstüt- 
zung einer grenzüberschreiten- 
den Planung und Zusammenar- 
beit Offensichtlich gibt es eine 
überholte Verwaltungspraxis 
auf nationaler, regionaler und 
lokaler Ebene, derzufolge die 
Zusammenarbeit zwischen Re- 
gionen und Städten auf Ge- 
meinschaftsebene immer noch 
eher als internationale und 
nicht als interregionale Angele- 


genheit betrachtet wird. Dies 
erschwert selbst bei vergleichs- 
weise unbedeutenden Formen 
der grenzüberschreitenden Zu- 
sammenarbeit die Aibeitsab- 
läufe. 

Seit Anfang der achtziger Jahre 
wurden auf Betreiben der Ge- 
meinschaftsorgane, des Euro- 
parates und der Arbeitsgemein- 
schaft europäischer Grenzre- 
gionen (AGEG) verschiedene 
neue Gremien geschaffen und 
bereits existierende erweitert, 
um die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zu fördern. 

Diese Gremien können — grob 
gesprochen — folgende 
Formen haben: 

• informelle grenzüberschrei- 
tende Gesprächsrunden aus 
Vertretern lokaler oder re- 
gionaler Gebietskörper- 
schaften, um Informationen 
über Fragen auszutauschen, 
die für alle Beteiligten von 
Interesse sind. Dieser 
Ansatz wird hauptsächlich 
an der Grenze zwischen 
Spanien und Portugal, 
Irland und Nordirland und 
Frankreich und Italien ver- 
folgt; 

• ständige Arbeitsgruppen 
oder Tagungen regionaler 
oder lokaler Gebietskörper- 
schaften, die häufig im 
Rahmen einer zwischen- 
staatlichen Vereinbarung 
initiiert wurden und vor- 
nehmlich Beratungs-, An- 
hörungs- oder Lobby funk- 


tionen haben. Derartige 
Gremien sind entlang fast 
aller französischer Grenzen 
und an der niederländisch- 
deutschen Grenze anzutref- 
fen; 

• grenzüberschreitende regio- 
nale Planungsausschüsse, 
die in der Regel durch 
förmliche Abkommen zwi- 
schen Mitgliedslaaten ge- 
schaffen wurden, um die 
Regional- und Fachplanung 
zu vereinheitlichen und 
grenzüberschreitende Ak- 
tionspläne auszu arbeiten. 

Sie werden normalerweise 
durch die nationalen Regie- 
rungen eingesetzt, können 
jedoch auf interregionaler 
Ebene tätig werden. Am 
häufigsten sind solche Aus- 
schüsse an der französisch- 
deutschen und der 
französisch-spanischen 
Grenze anzutreffen. 

Solche Aktivitäten auf institu- 
tioneller Ebene dürften sich 
noch weiter verstärken. Da 
jedoch rechtliche oder verwal- 
tungstechnische Hindernisse 
für eine weiter gehende grenz- 
überschreitende Zusammenar- 
beit auftreten können, ist es 
eventuell erforderlich, die Ein- 
führung eines spezifischen Ge- 
meinschaftsrahmens in Be- 
tracht zu ziehen, um die 
Errichtung grenzüberschreiten- 
der Strukturen auf lokaler und 
regionaler Ebene zu erleichtern 
(wie diejenige, die zwischen 
der deutschen und der nieder- 
ländischen Regierung ausge- 
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handelt wurde, um grenzüber- 
schreitende Aktionen zu er- 
leichtern). 


Gebiete an den 
Außengrenzen 

Nur schwer Vorhersagen läßt 
sich, was in den Gebieten an 
den Außengrenzen der Ge- 
meinschaft bis zum Jahr 2000 
geschehen wiitL Dabei steht 
noch nicht einmal fest, wo die 
Außengrenzen genau verlaufen 
werden. Während es sichere 
Anzeichen dafür gibt daß viele 
Staaten versuchen werden, der 
Gemeinschaft beizutreten, 
dürfte es wahrscheinlich sein, 
daß Österreich und Schweden 
im Verlauf der neunziger Jahre 
Mitglieder der Gemeinschaft 
werden, so daß sich bis zum 
Ende des Jahrzehnts eine Viel- 
zahl neuer Außengrenzen 
ergeben könnte. 

Die Gebiete entlang dieser 
Grenzen haben mit den glei- 
chen Problemen zu kämpfen 
wie die Regionen an den Bin- 
nengrenzen der Gemeinschaft 
in den letzten Jahrzehnten, die 
sich hier jedoch als sehr viel 
gravierender erweisen. 

Der Mangel an wirtschaftlicher 
Integration zwischen Regionen 
und Gemeinden beidseits 
dieser Grenzen dürfte bis auf 
weiteres die Entwicklungsbe- 
mühungen behindern. Dies 


würde ein besonderes Problem, 
wenn Länder aus Mittel- und 
Osteuropa Vollmitglieder der 
Gemeinschaft würden. Auf alle 
Fälle wird die Zusammenarbeit 
mit diesen Ländern im Laufe 
dieses Jahrzehnts immer enger 
werden. Die Bedingungen für 
den freien Personen-, Waren- 
und Dienstleistungsverkehr 
über die Außengrenzen hinweg 
werden sich jedoch wahr- 
scheinlich grundlegend von 
den Bedingungen des europä- 
ischen Binnenmarktes unter- 
scheiden. 

Die Situation Dänemarks ist 
anders. Auch wenn die Außen- 
grenzen die Zusammenarbeit 
zwischen Nordsjalland und 
Skäne behindert haben, so wird 
der künftige Beitritt Schwe- 
dens zur Gemeinschaft neue 
Möglichkeiten bieten. Die Fer- 
tigstellung der neuen Verbin- 
dung wischen Kopenhagen 
und Malmö wird helfen, die 
Rolle Dänemarks als Tor zu 
Skandinavien (die Oresundre- 
gion hat bereits die stärkste 
Wirtschaft in der Region) zu 
untermauern. 

Die Möglichkeit, öffentliche 
Einrichtungen (beispielsweise 
im Gesundheits- und Bil- 
dungswesen) und Versor- 
gungsbetriebe (Strom, Gas, 
Telekommunikation) gemein- 
sam zu nutzen, um Größen- 
vorteile und Effizienzgewinne 
zu erzielen, wird durch die 
unterschiedlichen Rechts- und 
Verwaltungssysteme stark 
eingeschränkt. 


Angesichts der bestehenden 
kulturellen, ethnischen und 
sprachlichen Verwandtschaft 
dürfte sich der Zuwanderungs- 
druck aus dem Osten (ein- 
schließlich der Einwanderer- 
ströme aus den unabhängigeren 
Staaten der Sowjetunion) in die 
Gemeinschaft wahrscheinlich, 
zumindest anfänglich, auf die 
Gebiete an den östlichen 
Grenzen der Gemeinschaft — 
Nordgriechenland, Süditalien, 
Nordostitalien, Österreich und 
Deutschland — konzentrieren. 
Griechenland und Italien 
sehen, was den Konflikt in Ju- 
goslawien und die Einwande- 
rung aus Albanien angeht, 
einer unsicheren Zukunft ent- 
gegen. Nordgriechenland und 
Süditalien sind am wenigsten 
gut gerüstet, um mit den Pro- 
blemen einer beträchtlichen 
Einwanderung fertig zu 
werden. Großstädte in Grenz- 
gebieten wie Saloniki, Bari, 
Triest, Wien, Graz und Berlin 
werden hier mit den schwer- 
wiegendsten Problemen zu 
rechnen haben. Sie, vor allem 
die anfälligeren unter ihnen, 
müssen geeignete Maßnahmen 
treffen, um zu verhindern, daß 
eine massive Zuwanderung 
ernste destabilisierende Folgen 
hat. 

Neben den Zu Wanderern 
könnte auch die Zahl der 
Grenzgänger deutlich anstei- 
ge n, die außerhalb der Gemein- 
schaft wohnen, jedoch inner- 
halb der Gemeinschaft ihren 
Arbeitsplatz haben. Auch das 
könnte die Wirtschaft in 


169 


Drucksache 1 2/4640 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Die neue Rolle der Grenzstädte und -regionen 


Grenzgebieten und die Verwal- 
tung öffentlicher Einrichtungen 
belasten. 

Die zunehmende Umweltschädi- 
gung (Wasser- und Luftver- 
schmutzung) ist ein großes 
Problem für viele der bestehen- 
den und der voraussichtlich zu- 
künftigen östlichen Grenzgebie- 
te. Ein Großteil der 
Umweltverschmutzung ist auf 
die Industrie- und Agrarproduk- 
tion in Regionen und Städten au- 
ßerhalb der Gemeinschaft zu- 
riickzufuhren. Jeder Versuch, die 
Umweltqualität in diesen Gebie- 
ten zu verbessern, muß notwen- 
digerweise eine umfassende Ko- 
ordinierung der lokalen und 
regionalen Gebietsköipeischaf- 
ten beidseits der Gemeinschafts- 
grenze einbeziehen. 

Ferner ist die integrierte 
Planung und Errichtung grenz- 
überschreitender Verkehrsver- 
bindungen und Kommunika- 
tionsnetze erforderlich, um zu 
gewährleisten, daß der poten- 
tielle wirtschaftliche Nutzen 
des Ost-West-Handels und der 
Zusammenarbeit auch voll zum 
Tragen kommt. Gegenwärtig 
findet man ein großes Un- 
gleichgewicht zwischen der Si- 
tuation in bestehenden oder zu- 
künftigen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft und ihren östli- 
chen Nachbarn. Alle diese ver- 
schiedenen Faktoren zusam- 
mengenommen bedeuten, daß 
sich die Gebiete an den Außen- 
grenzen der Gemeinschaft in 


den kommenden zehn Jahren 
großen Herausforderungen im 
Zusammenhang mit ihrer wirt- 
schaftlichen Entwicklung und 
Raumplanung gegenübersehen. 
Gleichzeitig könnten sich für 
diese Gebiete aufgrund ihrer 
Lage und der Vertrautheit mit 
den Gegebenheiten jenseits der 
Grenze potentielle neue wirt- 
schaftliche Möglichkeiten und 
ein erweitertes Umland 
ergeben. 


Gesamtausbiick 


Die bereits eingeleiteten Maß- 
nahmen dürften die Probleme 
der Gebiete an den Binnen- 
grenzen der Gemeinschaft bis 
zum Jahr 2000 weitgehend 
lösen. Für die Regionen an den 
Außengrenzen werden sich 
dagegen eine Reihe von Pro- 
blemen ergeben, die auf Ge- 
meinschafts-, nationaler, regio- 
naler und lokaler Ebene im 
Verlauf der nächsten zehn 
Jahre und noch danach unbe- 
dingt einer Lösung bedürfen. 
Die Lösungsvorschläge müssen 
sich wie bei den Gebieten an 
den Binnengrenzen der Ge- 
meinschaft schwerpunktmäßig 
auf die folgenden drei Bereiche 
beziehen: 

i) umfangreiche Investitio- 
nen in Infrastruktur und 
industrielle Entwicklung, 
einschließlich Sondermaß- 


nahmen zur Bekämpfung 
der Umweltverschmut- 
zung beidseits der 

Grenzen; 

ii) ein umfassendes Pro- 
gramm der grenzüber- 

schreitenden Zusammen- 
arbeit, um erheblichen 
Nutzen aus einer koordi- 
nierten Raum- und Wirt- 
schaftsplanung und einer 
gemeinsamen Nutzung öf- 
fentlicher Einrichtungen 
und Versorgungsbetriebe 
zu ziehen; 

iii) enge Zusammenarbeit, um 
die Zuwanderer- und 
Gienzgängerströme zu be- 
wältigen. 

Ferner wird der Frage Auf- 
merksamkeit zu widmen sein, 
wie die wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit zwischen Grenzre- 
gionen und -gemeinden er- 
leichtert werden kann, wenn 
einige der Hindernisse abge- 
baut werden, die sich aus den 
unterschiedlichen Rechts- und 
Verwaltungssystemen ergeben. 
Im Hinblick auf die Außen- 
grenzen ist der Schwierigkeits- 
grad der Probleme so hoch, daß 
die Gemeinschaft ihr Budget 
für auswärtige Beziehungen 
einbringen sollte, so z.B. das 
PHARE-Programm, um Aktio- 
nen jenseits der Grenze zu 
fördern, vorausgesetzt, diesen 
Aktionen wird seitens der 
Drittländer Priorität einge- 
räumt. 
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1 Diese .und andere Statistiken stammen , wenn nicht anders vermerkt , aus dem Statistischen Amt der Europa * 
ischen Gemeinschaften (Eurostat). 

2 Mar mos H. send Caspari A. (1990), „Cooperation between border regions for local and regional development “ 
Diese Studie wurde von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften finanziert. 

3 Die Kantmission hat in „The living and working conditions of Community citizens resident in frontier regions 
and hx particular frontier workers " (COM(90)561) die zusätzlichen Maßnahmen aufgefuhrt, die erforderlich 
sind, um die n och verbliebenen Hindernisse im Hinblick auf die Bewegungsfreiheit und die Probleme der natio- 
nalen "Unterschiede hinsichtlich Renten, Sozialleistungen, Einkommensteuer und öffentliche Dienstleistungen zu 
ü barwinden. 
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Küstengebiete und Inseln 


Die Küstenregionen gehören zu den wichtigsten, aber auch am meisten gefähr- 
deten Aktivposten der Gemeinschaft . In vielen und besonders in den weniger 
entwickelten Regionen spielen sie eine Hauptrolle für deren Entwicklungspoten - 
tial. Feriensiedlungen, Handel und Fremdenverkehr konkurrieren um eine be- 
grenzte Flache im Küstengebiet und stellen eine zunehmende 
Umweltbedrohung dar. Die starken Saisonschwankungen des Tourismus ver- 
stärken das Problem. 

Die Inseln der Gemeinschaft teilen einige der Probleme der Küstengebiete, wie 
beispielsweise die notwendige Verringerung der Überkapazitäten in der Fische- 
rei, die neue Anstrengungen zur wirtschaftlichen Diversifizierung erfordert. 

Ihre im allgemeinen kleine Fläche und ihre geographische Isolierung sind er- 
hebliche Hindernisse, die durch die Förderung ihrer wirtschaftlichen Entwick- 
lung überwunden werden muß. Die Unterstützung bei der Entwicklung neuer 
Technologien, des Transports und moderner Telekommunikationsverbindungen 
auf den Inseln ist von großer Bedeutung, um neuen Unternehmen, die sich in 
den abgelegenen Gebieten ansiedeln wollen, lebensfähige Perspektiven zu eröff- 
nen. 


Zunehmender 




und den Typ der wirtschaftli- 
chen Aktivität 1 . 


der Küste ein wichtiges Element 
ihres Entwicklungspotentials, 
und es ist deshalb von entschei- 
dender Bedeutung, daß die wirt- 
schaftliche Entwicklung gegen- 
über den Anforderungen der 
Umwelt sensibel ist 




Wo die Bevölkerungsdichte 
groß ist und die Landnutzung in- 
tensiv, sei es aus wirtschaftli- 
chen Gründen (wie beispielswei- 
se in der Scheldemündung) oder 
weil die Region den Fremden- 


Die 58.000 km lange Küstenli- verkehr anzieht (besonders am 
nie der Gemeinschaft (ohne die Mittelmeer), wirkt ein übergro- 

griechischen Inseln und die dä- ßer Druck auf die Meeres- und 

niscben Binnenmeere) verteilt Landumwelt, die oft sehr vidfäl- 
sich sehr ungleichmäßig auf tig und verwundbar ist 


Eine gemeinsame und einheit- 
liche Definition des Begriffs 
„Küstengebiet 44 existiert 
nicht, sondern vielmehr eine 


Definition 


die Mitgliedstaaten und unter- 


scheidet sich sehr im Hinblick Für viele weniger begünstigte 

auf die Bevölkerungsdichte Regionen sind die Gebiete an 
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Reihe sich ergänzender Defi- 
nitionen: 

• in der Flächennutzungsge- 
setzgebung, wie z.B. in 
Gesetzen in Frankreich, 
Portugal und Spanien, die 
eine Erschließung von 
Küstengebieten einschrän- 
ken oder verbieten, wird 
als Küstengebiet ein 100 
m breiter Landstrich 
entlang der Küste defi- 
niert. Das heißt, 5.800 
km2 oder 0,25% des ge- 
samten Territoriums der 
Gemeinschaft sind Kü- 
stengebiete; 

• Wissenschaftler sind sich 
darin einig, daß alle Mee- 
resressourcen in Ktisten- 
gewässem fast vollständig 
von der Umweltqualität 
des ersten Kilometers 
landeinwärts entlang der 
Küste abhängen; 

• das Gebiet, in dem ein 
Großteil der Infrastruktu- 
ren und Aktivitäten ange- 
siedelt sind, die direkt mit 
dem Meer zu tun haben, 
erstreckt sich von der 
Küste 5 km landeinwärts 
und umfaßt 290.000 km 2 
oder 12,5% der Gemein- 
schaftsfläche; 

• die Verwaltungsgrenzen 
von Küstenstädten und - 
gemeinden (an Land) und 
Hoheitsgewässern 
und/oder Zuständigkeits- 
bereichen (auf See) sind 
eine nützliche Definition 


für statistische und politi- 
sche Zwecke: 

• der Begriff des Einzugsge- 
biets küstennaher Flüsse 
liefert eine gute Aus- 
gangsbasis für die Analyse 
funktionaler und räumli- 
cher Zusammenhänge 
sowohl aus geographi- 
scher als auch aus biologi- 
scher Sicht zwischen dem 
Küstenstreifen und dem 
Hinterland, diese Defini- 
tion variiert jedoch von 
Fall zu Fall und ist nicht 
leicht zu quantifizieren. 

Es ist in diesem Zusammen- 
hang festzuhalten, daß die 
Mitgliedstaaten im Jahr 1977 
ihre Souveränität über Seege- 
biete (auf 12 Seemeilen) 
sowie ihre Zuständigkeitsbe- 
reiche (besonders in bezug 
auf Fangrechte) ausgedehnt 
haben und dabei ein Netz von 
Rechten und Verpflichtungen 
geschaffen haben, die geogra- 
phisch weiter greifen als die 
Küstenregionen an sich. 

Jede Definition eignet sich für 
einen besonderen Zweck. Für 
die Probleme, die sich im Zu- 
sammenhang mit der Er- 
schließung und dem Schutz 
von Küstengebieten stellen, 
ist es erforderlich, die Defini- 
tion über den schmalen Kü- 
stenstreifen hinaus auszudeh- 
nen, um mindestens das 
Gebiet, das sich 5 km von der 
Küste ins Inland und in die 
Küstengewässer erstreckt, 
einzubeziehen. 


Nutzung des 
Landes und der 
See 

Betrachtet man die gesamte 
Flächennutzung, sind drei ge- 
nerelle Arten von Küstengebie- 
ten zu unterscheiden: 

• Gebiete mit hoher Bevölke- 
rungsdichte und Konzentra- 
tion von Gewerbebetrieben, 
die zwar manchmal flä- 
chenmäßig nicht sehr groß 
sind, aber weite Teile des 
Umlands beeinflussen; cha- 
rakteristisch für diese 
Gebiete ist das Verschwin- 
den der natürlichen 
Umwelt, und ihre Auswir- 
kungen sind in einem 
weiten Umkreis spürbar, 

• Gebiete mit einer Mischung 
aus städtischen, landwirt- 
schaftlichen, fischereiwirt- 
schaftlichen und touristi- 
schen Aktivitäten; charak- 
teristisch sind zum einen 
Konflikte über die Land- 
und Meeresnutzung für ver- 
schiedene Zwecke und zum 
zweiten große saisonale 
Unterschiede in den Aktivi- 
täten; 

• Gebiete, die noch relativ 
unberührt sind, entweder, 
weil die Entwicklungsmög- 
lichkeiten durch geographi- 
sche Besonderheiten einge- 
schränkt sind, wie es bei 
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bestimmten felsigen oder 
sumpfigen Kiistenabschnit- 
ten der Fall ist, weil sie zu 
ungünstig gelegen sind für 
eine wirtschaftliche Ent- 
wicklung, oder weil sie ge- 
setzlich geschützt und/oder 
als Naturschutzgebiete oder 
Gebiete von besonderer 
ökologischer Bedeutung 
eingestuft sind 

Die weit entwickelten Gebiete 
erstrecken sich gegenwärtig 
auf rund 5% der gemeinschaft- 
lichen Küstengebiete bei stei- 
gender Tendenz. In gemischten 
Gebiete, in denen Konflikte 
über die Land- und Meeresnut- 
zung stattfinden, verringern 
neue Entwicklungen stetig die 
noch verfügbaren Rächen. Die 
relativ unberührten Gebiete 
sind besonders im Mittelmeer- 
gebiet Übergriffen durch touri- 
stische Entwicklungen ausge- 
setzt. Diese Gebiete sind auch 
den schädlichen Auswirkungen 
der Umweltverschmutzung un- 
terworfen, die anderswo her- 
vorgerufen wird 

Da nur beschränkt Daten zur 
Verfügung stehen, ist ein syste- 
matischeres Bild der allgemei- 
nen Flächennutzung in den Kü- 
stengebieten der Gemeinschaft 
nicht möglich. Bruchstückhafte 
Informationen können die Lage 
in bestimmten Gebieten jedoch 
andeuten. 

Aus Satellitenaufnahmen läßt 
sich zum Beispiel schließen, 
daß die Häcbennutzung in dem 
5 km breiten portugiesischen 


Küstenstreifen beispielsweise 
wie folgt aussieht: landwirt- 
schaftlich genutzte Gebiete 
(41%), teilweise im Naturzu- 
stand belassene Gebiete (17%), 
Waldgebiete (24%), Feuchtge- 
biete (7%), bebaute Rächen 
(7%), sonstige Rächen (4%j* 

Bebauungsdichte 

Der Anteil der Stadtgebiete 
macht weniger als 2% der Ge- 
meinschaftsfläche aus. In dem 
5 km breiten Küstenstreifen 
beläuft sich der Anteil jedoch 
auf 8%. Hinter diesem Durch- 
schnittswert verbirgt sich eine 
Reihe äußerst unterschiedlicher 
Szenarien. So leben beispiels- 
weise fast 35% der Einwohner 
Spaniens in den Küstengebie- 
ten des Landes, die nur 7% der 
Gesamtfläche ausmachen. In 
bestimmten Gebieten Portu- 
gals, Spaniens und im französi- 
schen und italienischen Mittel- 
meerraum liegen die Zahlen 
sogar noch erheblich höher, so 
leben beispielsweise 75% der 
Einwohner der französichen 
Region Provence-C6te d’Azur 
in den Küstengebieten. Die 7% 
der portugiesischen Küstenge- 
biete, die bebaut sind, stehen 
im Gegensatz zu dem Wert von 
nur 1,5% für das gesamte 
Land. 

Generell ist die westliche Mit- 
telmeerküste ein riesiges, stark 
übervölkertes, bebautes Gebiet, 
das nur von geschützten Kü- 
stenabschnitten unterbrochen 


wird, die aufgrund ihrer natür- 
lichen Gegebenheiten schwer 
zu erschließen sind. Einige Ex- 
tremwerte veranschaulichen 
die Situation: 

• mehr als 60% der proven- 
calischen Küste sind städ- 
tisch besiedelt; 

• mehr als 50% der spani- 
schen Mittelmeerküste 

werden durch intensive 
Wohnbebauung, Industrie- 
anlagen und Fremdenver- 
kehrseinrichtungen bean- 
sprucht. 

Diese Zahlen veranschaulichen 
das Ausmaß bebauter Rächen 
in einem von der Größe her be- 
schränkten Gebiet und erklären 
die häufigen Konflikte bezüg- 
lich der Rächennut zung. 

Zudem sind die Bevölkerungs- 
Zuwachsraten gewöhnlich sehr 
viel höher als im Binnenland. 
In den spanischen und franzö- 
sischen Küstengebieten sind 
rund dreimal so hohe Zuwachs- 
raten zu verzeichnen wie im 
Gemeinschaftsdurchschnitt 
Die Städte und Gemeinden im 
sizilianischen Binnenland ver- 
loren zwischen 1951 und 1986 
durchschnittlich 30% ihrer Be- 
völkerung, die Bevölkerung 
der Küstenstädte und -gemein- 
den nahm dagegen zu, manche 
verdoppelten gar ihre Einwoh- 
nerzahl. 

An der Nordatlantik- und 
Nordseeküste ist die Lage zwar 
vergleichsweise nicht so 
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extrem, denn weite Küstenab- 
schnitte sind relativ unterent- 
wickelt, während sich die Bal- 
lungsräume und die Industrie 
um wichtige Entwicklungszen- 
tren wie Dublin, Rotterdam 
und Kopenhagen konzentrie- 
ren. Bestimmte Küstenstreifen, 
wie z.B. die belgische Küste, 
sind jedoch beinahe vollständig 
bebaut, in anderen, beispiels- 
weise in der Bretagne, geht der 
Trend in dieselbe Richtung. 

Intensivierung des 
Fremdenverkehrs 


Eine weithin anerkannte Kon- 
sequenz der Anziehungskraft 
von Küstenregionen ist der in- 
tensive Fremdenverkehr. Trotz 
der Zunahme des Fremdenver- 
kehrs in Berggebieten und 
ländlichen Gebieten bleiben 
die Küstengebiete das Haupt- 
ziel der Touristen. Auch hier 
ist die Situation an der Südkü- 
ste der Gemeinschaft am ex- 
tremsten. Die Zahl der auslän- 
dischen Touristen an den 
Mittelmeerküsten verdoppelte 
sich zwischen 1970 und Mitte 
der achtziger Jahre von 58 auf 
117 Mio. 3 . Die Zuwachsraten 
waren in den Ländern beson- 
ders hoch, in denen der Frem- 
denverkehr zu Beginn dieses 
Zeitraums noch unterentwik- 
kelt war. In Griechenland ver- 
fünffachte sich die Zahl der 
Touristen, in Portugal stieg die 
Zahl der Übernachtungen im 
selben Betrachtungszeitraum 
von 13 Mio. auf knapp 40 Mio. 


Das Wachstum des Fremden- 
verkehrs war die wichtigste 
treibende Kraft hinter der Ver- 
städterung der Küstenregionen. 
So waren beispielsweise 65% 
der spanischen Mittelmeerkü- 
ste 1989 touristisch erschlossen 
gegenüber lediglich 42% 1981, 
also nur 8 Jahre früher 4 . 

Ein Großteil des Fremdenver- 
kehrs konzentriert sich auf 
einen relativ kurzen Zeitraum 
des Jahres. Im Sommer zählt 
die Bevölkerung in vielen 
Abschnitten an der spani- 
schen, französischen und ita- 
lienischen Küste das Zehn- 
bis Zwanzigfache der dort le- 
benden Einheimischen, und 
stellenweise erreicht sie den 
Faktor Hundert. 

Die Kapazität der lokalen In- 
frastruktur und der sonstigen 
Einrichtungen in den Küstenre- 
gionen liegt weit unter dem 
Bedarf, der ausreichen würde, 
die saisonalen Zuwächse zu be- 
wältigen. 

Ein reiches, aber auch 
empfindliches Gebiet 

Fast 30% der wichtigen 
Biotope der Gemeinschaft be- 
finden sich in Küstengebieten, 
die 12,5% der Gemeinschafts- 
fläche ausmachen 5 . Daher 
bemühen sich die Milgliedstaa- 
ten sehr um den Schutz dessen, 
was als wichtiger Teil ihres na- 
tionalen Erbes gilt. Am wir- 
kungsvollsten ist hier der 


Ankauf von Küstenstreifen. So 
wurden beispielsweise 9% oder 
480 km der französischen 
Küste vom Staat (Conservatoi- 
re du Littoral et des Rivagcs 
Lacustres) erworben; 770 km 
der englischen und walisischen 
Küste gehören dem National 
Trust. Die Kennzeichnung von 
Küstengebieten und ihr Schutz 
per Gesetz ist ein anderer, häu- 
figer eingeschlagener Weg. 
12% der spanischen Küste, das 
sind ungefähr 350 km, sind ge- 
setzlich geschützt. Der Küsten- 
schutz im Wege der Kenn- 
zeichnung ist jedoch in den 
nördlichen Mitgliedstaaten 
weiter verbreitet als im Süden. 

Trotz dieser Maßnahmen sind 
viele der Naturschutzgebiete 
einem zunehmendem Druck 
ausgesetzt, der dazu führt, daß 
sie immer mehr schrumpfen. 
Eine unlängst in Frankreich 
durchgefühne Untersuchung 
hat ergeben, daß 15 % der Na- 
turschutzgebiete an der Küste 
seit 1976 verlorengegangen 
sind und sich dieser Trend fort- 
setzt, und zwar mit jährlich 
1%. Die küstennahen Sumpf- 
gebiete, die eine entscheidende 
Rolle für die biologische Ar- 
tenvielfalt spielen, haben in 
den letzten 100 Jahren vor 
allem aufgrund von Trockenle- 
gungsprogrammen beträchtlich 
abgenommen. In Italien, das 
Ende letzten Jahrhunderts über 
rund 700.000 ha küstennaher 
Sumpfgebiete verfügte, waren 
es 1972 nur noch 192.000 ha; 
heute sind es sogar nur noch 
100.000 ha 6 . 
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Durch die Verstädterung, -ver- 
bunden mit dem Wandel der 
Landwirtschaft, winde .das ty- 
pische Bild von Feldern und 
Hecken beeinträchtigt — die 
südliche Normandie ist em 
gutes Beispiel für diese Verän- 
derungen. 1976 bedeckte die 
traditionelle Landschaft mit 
Feldern und Hecken noch 
101.760 ha des 5 km breiten 
Küstenstreifens; 1990 war sie 
auf schätzungsweise 89.200 ha 
zuriickgegangen; für 1997 wird 
ein weiterer Rückgang auf 
84.800 ha vorhergesagt, das 
wäre ein Verlust van 17% in 
nur 30 Jahren 7 . 

Die Verschmutzung der Meere 
konzentriert sich auf die Küsten- 
regionen, vor allem im Mün- 
dungsbereich von Strömen und 
Flüssen. Die Konzentration von 
Schadstoffen in den Küstsnzo- 
nen verursacht ökologisch und 
ökonomisch unermeßliche 
Schäden. Das anhaltende 
Problem der Eutrophierung 
durch Nitrate und Phosphate und 
die Einleitung von Abwässern 
und anderen organischen Abfäl- 
len, die die Fischerei und den 
Fremdenverkehr beeinträchti- 
gen, wirken sich auf viele Kü- 
stengebiete nachteilig aus. 
Zudem sind die Sedimente in 
den Flachwasserzonen im Ver- 
gleich zum Meer selbst noch 
stärker verschmutzt, und diese 
Verseuchung bleibt noch eine 
beträchtliche Zeit nach Beseiti- 
gung der Ursache bestehen. 

Die Konzentration von Aktivi- 
täten ist eine wesentliche 


Ursache der Erosion an den 
Küsten, vor allem an den 
Stränden. Mehr als 5.200 km 
Strand in der Gemeinschaft 
oder fast 30% der Strände der 
Gemeinschaft — 10% der ge- 
samten Küsten — dürften von 
der Erosion bedroht sein 8 . Dies 
ist ein Problem aller Küsten 
und betrifft die gesamte Ge- 
meinschaft, besonders jedoch 
das Mittelmeer. 

Als Ergebnis der unterschiedli- 
che!] Einwirkungen dürften 
beispielsweise drei Viertel der 
Sanddünen im Süden der Ge- 
meinschaft seit 1960 ver- 
schwunden sein. 


Die Zukunft der 
Küstengebiete 

Analysen der gegenwärtigen 
Situation sowie die in den 
letzten Jahren durchgeführten 
Untersuchungen über die Zu- 
kunftsaussichten — insbeson- 
dere Studien im Rahmen des 
Blauen Plans für das Mittel- 
meer — vermitteln eine Grund- 
lage für die mittelfristig zu er- 
wartenden Entwicklungen in 
den Küstengebieten 9 . 

Demographische 

Veränderungen 


Das rapide Wachstum der 
ortsansässigen Bevölkerung 


in den Küstengebieten wird 
sich auch in den kommenden 
Jahren fortsetzen. Dies gilt 
besonders für die Mittelmeer- 
regionen, wo der Bevölke- 
rungsstrom aus dem Binnen- 
land in Richtung Küste in den 
nächsten zehn Jahren wahr- 
scheinlich noch stärker 
werden wird. Zu den Küsten- 
abschnitten, in denen diese 
W and erungsbe wegungen 
wohl am ausgeprägtesten sein 
dürften, zählen der Osten und 
Norden Griechenlands sowie 
der westliche Mittelmeerraum 
von Languedoc-Roussillon 
bis hin nach Andalusien, wo 
das Bevölkerungswachstum 
im Durchschnitt bei 50% liegt 
und vielerorts sogar 75% er- 
reichen könnte. Dieser Bevöl- 
kerungszuwachs wird sich 
weitgehend auf bestehende 
städtische Zentren konzentrie- 
ren. 

An der Nordseeküste wird der 
demographische Druck insge- 
samt weniger stark sein, an 
bestimmten Orten jedoch 
auch erheblich. Er wird wahr- 
scheinlich dort spürbar 
werden, wo sich bereits Wirt- 
schaftstätigkeit und Bevölke- 
rung konzentrieren, und zwar 
in Form einer progressiven 
Entwicklung stadtähnlicher 
Gebiete. 

Die allgemeine Überalterung 
der europäischen Bevölkerung 
wird wegen der Anziehungs- 
kraft für Rentner und Pensionä- 
re ebenfalls in diesen Gebieten 
spürbar werden. 
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Entwicklung des 
Fremdenverkehrs 
und der Industrie 


Trotz der ersten Anzeichen 
eines Niedergangs bestimmter 
Küstengebiete, in denen die Er- 
haltung der natürlichen Attrak- 
tivität vernachlässigt wurde, 
deutet alles auf eine anhaltend 
starke Zunahme des Fremden- 
verkehrs in Küstenregionen in 
den kommenden zehn Jahren 
hin. Dies ist vor allem zurück- 
zuführen auf: 

• die wachsende Intematio- 
nalisierung des Fremden- 
verkehrs, die durch die 
anhaltende Zunahme der 
Mobilität und Erhöhung 
des Lebensstandards be- 
günstigt wird; 

• die steigende Zahl von 
nicht-erwerbstätigen Men- 
schen, insbesondere von 
Rentnern. 

Von der von der Weltorganisa- 
tion für Tourismus vorherge- 
sagten weltweiten Zunahme 
des Fremdenverkehrs um 3 bis 
3,5% entfallen rund 37% auf 
den Mittelmeerraum. Im 
Blauen Plan des Umweltpro- 
gramms der Vereinten Natio- 
nen werden, abhängig vom je- 
weiligen Wirtschaftswachstum, 
etwa 140 - 1 80 Mio. Touristen 
für dieses Gebiet im Jahr 2000 
vorausgesagt. Gegenwärtig 
beträgt der Anteil der Mitglied- 
staaten über 80% des interna- 
tionalen Tourismus im gesam- 


ten Mittelmeergebiet. Das 
Wachstum des Tourismus wird 
überall, mit Ausnahme der gut 
geschützten Gebiete, spürbar 
sein. 

Es ist kaum einzuschätzen, wie 
diese Zahlen ohne Ausgleich 
der Saisonschwankungen un- 
tergebracht werden können. 
Die vorhandenen Strukturen — 
sowohl auf lokaler, regionaler 
und nationaler Ebene als auch 
auf Gemeinschaftsebene — 
haben voraussichtlich nicht 
genug Zeit, sich auf den zuneh- 
menden Umfang und die Inten- 
sität der Probleme einzustellen. 

Angesichts der begrenzten 
Verfügbarkeit von Raum und 
Umwelt werden diese beiden 
Faktoren in vielen Küstenre- 
gionen einen Sättigungsgrad 
erreichen. Das Entwicklungs- 
potential wird sich dann verrin- 
gern, wobei Anfänge dieses 
Prozesses schon zu spüren 
sind. Bestimmte Teile der spa- 
nischen Mittelmeerküste sind 
bereits von den Auswüchsen 
einer unattraktiven und die 
Umwelt schädigenden Er- 
schließung für den Fremden- 
verkehr ruiniert. Die möglichen 
Auswirkungen auf den Frem- 
denverkehr sind bereits erkenn- 
bar — in der spanischen 
Region Valencia ging die Zahl 
der Touristen zwischen 1988 
und 1989 um 10% zurück, die 
Zahl der Übernachtungen fiel 
im selben Beobachtungszeit- 
raum sogar um 15% 10 . Ein 
wirksames Umweltmanage- 
ment in Küstenregionen ist ein 


wesentliches Element für jede 
erfolgversprechende Strategie 
zur wirtschaftlichen Entwick- 
lung. 

Zunehmender Druck auf 
die natürliche Umwelt 


Der Bevölkerungszuwachs, die 
weitere Ausbreitung städtischer 
Gebiete, die Zunahme des Frem- 
denverkehrs und die immer 
größer werdende Attraktivität 
von Küstengebieten, insbeson- 
dere im Mittelmeerraum, 
werden fiir Industrie und Handel 
große Auswirkungen auf die na- 
türlichen Ressourcen haben 1 l . 

Der Landverbrauch für Frem- 
denverkehrszentren und Frei- 
zeiteinrichtungen allein wird 
sich bis zum Jahr 2000 verdop- 
peln, d.h. entlang der Mittel- 
meerküste werden weitere 
8.000 km 2 erschlossen. 

Der jährliche Wasserverbrauch 
pro Kopf in diesen Gebieten, 
der 1980 bei 90 m 3 lag, dürfte 
in 20 Jahren über 120 m 3 betra- 
gen 12 . Die Verfügbarkeit von 
Frischwasser für Haushalte, In- 
dustrie und Landwirtschaft 
könnte vor allem in Griechen- 
land, Spanien, Italien und Süd- 
frankreich bis zum Jahr 2000 
äußerst problematisch werden. 
Die Gnmdwasserreserven 
werden bereits schneller ver- 
braucht als sie sich wieder auf- 
füllen, was in den nordadriati- 
schen Küstengebieten, den Re- 
gionen Neapel und Var und auf 
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den griechischen Inseln bereits 
233 Badenabsenkungeo und zur 
Versalzung führt. 

Durch den Treibhauseffekt 
hervargerufene klimatische 
Veränderungen und die 
daraus resultierende mögliche 
Erwärmung der Erdatmosphä- 
re werden wahrscheinlich gra- 
vierende Auswirkungen auf 
die Küstengebiete haben, u.a. 
die Überflutung -küstennaher 
Feudrtgebiete und großer 
Teile von Flußmündungen 
und -dehas mit Seewasser 
(z. B. die des Ebro, der Rhöne 
und des Po) sowie eine Ver- 
schlimmerung des Problems 
der Küstenerosion. 

Die Umweltverschmutzung 
bleibt auch weiterhin eine be- 
drohliche Entwicklung. Die 
Schwerindustrie — Stahl, 
Kohle, Ölraffinerien und Che- 
mieanlagen — die vielfach in 
Küstennähe .angesiedelt ist, 
dürfte in Zukunft zwar nicht 
mehr allzu stark expandieren. 
Demzufolge wird die traditio- 
nelle Umweltverschmutzung 
durch die Industrie, zJ3. in 
Form giftiger und gefährlicher 
Abfälle, -wohl abnehmen. Dies 
könnte jedoch durch die vor- 
hergesagte Zunahme der 
Menge an Abfällen, die die 
Touristen produzieren, wieder 
wettgemacht werden. Zu er- 
warten ist ein .Anstieg von 2,8 
Mia Tonnen xuiF 8-10 Mio. 
Tonnen pro Jahr im Jahr 2025, 
während aiefa die AbwasseF- 
menge von 0,4 -Mid. m 3 auf 
1,5 Mrd. m 3 erhöhen wird 13 . 


Gleichzeitig deutet wenig 
darauf hin, daß das Problem 
der Eutrophierung von Gewäs- 
sern durch Nitrate und 
Phosphate noch in diesem Jahr- 
hundert auf ein Niveau gesenkt 
wird, das weder für die Fische- 
rei noch den Fremdenverkehr 
schädlich ist. 

Es gibt jedoch Anzeichen für 
eine positive Reaktion auf den 
zunehmenden Druck. Die öf- 
fentliche Aufmerksamkeit für 
die Umwelt wächst; sie wird 
zunehmend als gemeinsames 
Erbe betrachtet, das für zu- 
künftige Generationen erhalten 
werden sollte. Untersuchungen 
zufolge wird die öffentliche 
Meinung in den kommenden 
Jahren eine immer größere 
Rolle spielen, wie eine un- 
längst vom französischen Con- 
servatoire du Littoral durchge- 
fühlte Meinungsumfrage zeigt. 
80% der Befragten räumten 
dem Schutz der Ktistenberei- 
che hohe Priorität ein. Untersu- 
chungen in Deutschland haben 
ergeben, daß sich 1990 fast 
60% aller Touristen der Um- 
weltprobleme bewußt waren, 
1985 waren es dagegen erst 
30% m . 

Wahrscheinlich ist auch, daß 
eine der wichtigsten Interven- 
tionen — der Ankauf von Land 
und die Kennzeichnung als 
Landschaftsschutzgebiet oder 
Gebiete fnit besonderer kultu- 
reller Bedeutung — in Zukunft 
zunehmend angewendet wird. 
Das französische Conservatoire 
du Littoral hat sich z.B. zum 


2^iel gesetzt, bis zum Jahr 2000 
15% des französischen Küsten- 
gebiets aufzukaufen, gegen- 
über den heutigen 7%. Aber 
der umfassende Schutz be- 
stimmter Küstenabschnitte 
allein reicht nicht aus, um die 
Probleme der gesamten Kü- 
stenregion zu lösen und lang- 
fristig ihren Wohlstand zu 
sichern. Geschützte Gebiete 
sind immer noch durch Um- 
weltverschmutzung aus allen 
möglichen Quellen gefährdet. 
Das zentrale Problem liegt bei 
den Mischregionen, in denen 
effiziente lokale und regionale 
Planungseinrichtungen erfor- 
derlich sind, um Streitfragen 
bezüglich der Flächennutzung 
zu klären und die Umwelt- und 
Entwicklungsprobleme zu 
lösen. 


Die Nutzung von 
Meeresgebieten 

Geographische Bedingungen 
und insbesondere die soziale 
und wirtschaftliche Bedeutung 
der Fischerei und der Aquakul- 
tur führen auf regionaler Ebene 
dazu, daß die See und die Kü- 
stengebiete (einschl. Inseln) 
unauflöslich miteinander ver- 
bunden sind. Angesichts der 
unterschiedlichen Nutzungen 
der Meeresgebiete und der Be- 
ziehungen zwischen Land uüd 
Meer kann nur ein integrierter 
Ansatz Konflikte vermeiden 
und die harmonische und opti- 
male Verwendung des Reich- 
tums der Meere, besonders im 
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Hinblick auf dessen Ressour- 
cen, sicherstellen. 

Die Struktur der Fischerei, der 
Aquakultur und der damit ver- 
bundenen Aktivitäten in Kü- 
stengebieten wird von der geo- 
graphischen Verteilung der 
Fischbestände und von den Fi- 
schereitraditionen bestimmt. 
Die Konzentration dieser Akti- 
vitäten auf Küstenregionen, wo 
es wenige oder keine Chancen 
fiir wirtschaftliche Diversifizie- 
rung gibt, verstärkt die Abhän- 
gigkeit von der Fischerei. 
Diese Abhängigkeit ist sowohl 
aus sozialer als auch aus wirt- 
schaftlicher Sicht ein entschei- 
dender Faktor fiir bestimmte 
Küsten- und Inselregionen und 
verdient aus diesem Grund be- 
sondere Aufmerksamkeit. 


Das Gesamtbild 


Das Gesamtbild für das kom- 
mende Jahrzehnt könnte 
dadurch geprägt sein, daß die 
Küstenregionen zunehmend 
Fehlschläge erleiden bei dem 
Versuch, dem Druck neuer 
Entwicklungen standzubalten, 
sowohl angesichts des verfüg- 
baren Raums als auch der Fä- 
higkeit, deren negative Auswir- 
kungen auf die Umwelt zu 
begrenzen, um langfristig eine 
anhaltende Entwicklung zu ge- 
währleisten. Ein Mißerfolg bei 
der Überwindung der Überla- 
stung wird zu einem gewissen 
Grad dazu beitragen, den 
Druck zu verringern, indem die 
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Attraktivität der Küstenregio- 
nen für Touristen und Investo- 
ren vermindert wird. Sich auf 
einen solchen Mechanismus zu 
verlassen bedeutete jedoch, 
nicht mehr tragbare Belastun- 
gen für die Umwelt hinzuneh- 
men, die die Entwicklungs- 
möglicbkeiten langfristig 
bedrohen. 

Für die Atlantik- und die Nord- 
seekiiste wurde bereits ein 
recht umfangreiches Experten- 
wissen angesammelt. Im Ge- 
gensatz dazu benötigt der Mit- 
telmeerraum jedoch noch viel 
Know-how und umfangreiche 
Ressourcen neben dem rein 
ordnungspolitischen Ansatz, 
der die Probleme allein nicht 
lösen dürfte. 

Zudem sind erste Anzeichen ne- 
gativer Auswirkungen der At- 
traktivität der Küstengebiete auf 
die wirtschaftliche Entwicklung 
des unmittelbar angrenzenden 
Binnenlandes sichtbar, das der 
Gefahr einer Versteppung 
gegenübersteht. 
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Integration 
der Inseln 

In der Gemeinschaft gibt es 
rund 400 bewohnte Inseln, die 
sich erheblich in ihrer Größe, 
Bevölkerungszahl, geographi- 
schen Besonderheiten und dem 
Grad der Abgelegenheit unter- 
scheiden 15,16 . Die meisten von 
ihnen sind geographisch iso- 
liert, was zur verzögerten wirt- 
schaftlichen Entwicklung bei- 
trägt. Verglichen mit den 
Gemeinschaftsregionen auf 
dem Kontinent sind ihre Pro- 
bleme auf den Gebieten 
Verkehr, Energieversorgung, 
Kommunikation usw. sehr viel 
größer. Die Berücksichtigung 
dieser besonderen Probleme ist 
die Voraussetzung für die stra- 
tegische Planung zur Nutzung 
ihres Entwicklungspotentials. 


Die Geographie 
der Inseln 

Größe 

Die Inseln machen zusammen 
eine Fläche von 120.000 km 2 
oder gut 5% der Gesamtfläche 
der Gemeinschaft aus. Die Ein- 
wohnerzahl beläuft sich auf 
rund 13 Mio., das sind 4% der 


Gesamtbevölkerung der Ge- 
meinschaft. Die größeren 
Inseln wie Korsika, Sardinien, 
Sizilien und Kreta, auf die rund 
die Hälfte der Räche und ein 
noch größerer Teil der Einwoh- 
ner entfallen, müssen getrennt 
von den übrigen Inseln be- 
trachtet werden. Festzuhalten 
ist, daß, abgesehen von ca. 10 
Inseln, die übrigen kleiner als 
500 km 2 und die Mehrheit 
sogar noch nicht einmal 50 
km 2 groß sind. 

19% der Räche Griechenlands 
entfallen auf Inseln, in Italien 
sind es 17%, im Vereinigten 
Königreich 4,5%, in Portugal 
weniger als 3,5% und weniger 
als 2,5% in den übrigen Mit- 
gliedsstaaten. 

In der Ägäis gibt es 144 be- 
wohnte Inseln, ebenfalls eine 
große Zahl in der Nordsee, vor 
allem um die britischen Inseln, 
im Atlantik (Azoren, Madeira, 
Kanarische Inseln), in der Ostsee 
und im Mittelmeer (Balearen). 


Bevölkerung 


Bei den einzelnen Mitglied- 
staaten reicht der Anteil der In- 
selbevölkerung von etwas über 
14% in Griechenland und 
nahezu 12% in Italien bis zu 
weniger als 3% in Dänemark, 
im Vereinigten Königreich und 
in Frankreich. 

Die Bevölkerungsdichte 
beträgt im Schnitt 100 Einwoh- 
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ner/km 2 gegenüber 140 Ein- 
wohnem/km 2 in der Gemein- 
schaft. Dabei gibt es jedoch er- 
hebliche Unterschiede zwi- 
schen den einzelnen Mitglieds- 
staaten. Die Bandbreite reicht 
von 21 Einwohnem/km 2 auf 
den britischen Inseln über 46 
auf den holländischen Inseln, 
56 auf den griechischen Inseln 
bis hin zu 158 auf den spani- 
schen Inseln, 164 auf den por- 
tugiesischen Inseln und 200 in 
den französischen überseei- 
schen Departments. In Grie- 
chenland beträgt die durch- 
schnittliche Bevölkerungsdich- 
te der Inseln die Hälfte des 
Landesdurchschnitts, in 

Spanien das Doppelte des 
Durchschnitts. 

Von den 400 Inseln der Ge- 
meinschaft haben nur 21 mehr 
als 50.000 Einwohner, zwei 
davon — Sizilien und Sardi- 
nien — mehr als eine Million; 
mehr als 500.000 Einwohner 
weisen die fünf Inseln Gran 
Canaria und Teneriffa, 
Reunion, Mallorca und Kreta 
auf, mehr als 100.000 Einwoh- 
ner die acht Inseln Fünen, Mar- 
tinique, Guadeloupe, Korsika, 
Amager, Madeira, San Miguel 
(Azoren) und Isle of Wight. 

Gemeinsames Merkmal aller 
Inseln der Gemeinschaft ist die 
Bedeutung des Fremdenver- 
ketirs und damit einhergehend 
die saisonalen Bevölkerungs- 
schwankungen, vor allem bei 
den kleineren Inseln. Die Ein- 
wohnerzahl von Rhodos ver- 
doppelt sich beispielsweise 
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jedes Frühjahr, die von 
Mykonos erhöht sich gar um 
das Siebenfache. Bei zahlrei- 
chen kleineren Inseln beträgt 
die Zahl der Touristen das 
Zehnfache der lokalen Bevöl- 
kerung. 

Bei kleinen Inseln sind einige 
demographische Besonderhei- 
ten zu beobachten: das Durch- 
schnittsalter ist höher als der 
Landesdurchschnitt (auf den 
kleinen ionischen Inseln sind 
beispielsweise 30% der Bevöl- 
kerung über 65 Jahre alt, 
während der Landesdurch- 
schnitt nur bei 14% liegt), und 
es gibt eine lange Abwande- 
rungstradition (dies gilt Z-B. für 
die griechischen Inseln und die 
Azoren, von denen viele Men- 
schen in die Vereinigten 
Staaten ausgewandert sind). 
Bis auf wenige Ausnahmen 
ging ihre Einwohnerzahl zwi- 
schen 1970 und 1990 entweder 
zurück oder blieb konstant (seit 
1951 fiel beispielsweise die 
Einwohnerzahl auf den Kykla- 
den jährlich um 1,2%, während 
sie in Kreta nur um 0,3 % jähr- 
lich stieg). 


Wirtschaftliche Situation 
der Inseln 


In der Regel sind die Inseln 
durch einen größeren primären 
Sektor als im Gemeinschafts- 
durchschnitt gekennzeichnet, 
der Industriesektor ist unterent- 
wickelt und der Dienstlei- 
stungssektor aufgebläht. Insge- 


samt entfallen auf den primä- 
ren Sektor 20-25% der Ar- 
beitsplätze (zwei- bis dreimal 
soviel wie im Gemeinschafts- 
durchschnitt), auf den Dienst- 
leistungssektor 65% und der 
Rest auf den Industriesektor 17 . 

Die Bedeutung des primären 
Sektors für den Arbeitsmarkt 
spiegelt die große Zahl kleiner 
landwirtschaftlicher Betriebe 
oder in einigen Fällen (insbe- 
sondere bei den schottischen 
Inseln) die Abhängigkeit von 
der Fischerei wider. Der Anbau 
bestimmter landwirtschaftli- 
cher Produkte expandiert zwar 
noch (Anbau von Kiwis auf 
Korsika, Blumen oder jahres- 
zeitunabhängige Früchte auf 
den Inseln an der extremen Pe- 
ripherie), die sinkenden land- 
wirtschaftlichen Einkommen 
zwingen jedoch viele Landwir- 
te, ihre Betriebe entweder ganz 
aufzugeben oder sie im Neben- 
erwerb zu bewirtschaften. Die- 
jenigen Landwirte, die der 
Landwirtschaft ganz und gar 
den Rücken kehren, suchen 
entweder Arbeit im Dienstlei- 
stungssektor, wandern ab oder 
werden zu Sozialhilfecmpfan- 
gem. 

Auf den griechischen Inseln 
lag 1971 der Anteil des primä- 
ren Sektors an der Gesamtbe- 
schäftigung bei 55% und des 
Dienstleistungssektors bei 
26%, 1985 dagegen waren es 
30 bzw. 52% 18 . 

Einige Inseln (wie Guadeloupe, 
Martinique, die Kanarischen 


Inseln und Madeira) nehmen 
insofern eine Sonderstellung 
ein, als in der Landwirtschaft 
der Bananenanbau dominiert. 
Die Bananenausfuhr erwirt- 
schaftet einen Großteil der Ein- 
nahmen (z.B. 60% in Guade- 
loupe und 50% in Martinique) 
mit der Folge, daß ihre Volks- 
wirtschaft weitgehend von 
diesem Produkt abhängig ist, 
obwohl nur gut 5% der Be- 
schäftigten in diesem Bereich 
tätig sind 19 . 

Die Fischerei spielt traditions- 
gemäß für die wirtschaftliche 
Entwicklung der meisten 
Inseln eine große Rolle. Sie ist 
weiterhin eine der wichtigsten 
Beschäftigungsquellen, insbe- 
sondere auf den Inseln im At- 
lantik. Die Inselfischerei ist im 
Vergleich mit den Fischereihä- 
fen auf dem europäischen Fest- 
land, die in größerer Marktnä- 
he liegen und leichteren 
Zugang zu neuen Technologien 
und Kapital haben, mit einer 
Reihe von Nachteilen konfron- 
tiert. Eine neuere Bedrohung 
der Lebensfähigkeit der Inselfi- 
scher kommt von den schwim- 
menden Fischfabriken des 
Festlands. Dies trägt zur Über- 
fischung bei und hat z. B. bei 
den Orkney fischem von 1987 
bis 1989 zu einer Verringerung 
der Fänge um 21% geführt. 

Auf den schottischen Inseln hat 
die Diversifizierung hin zu 
Schalentieren und Fischfarmen 
einige Erfolge gebracht. Auf 
den Shetlandinseln hat die 
Lachsproduktion von 80 t im 
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Jahr 1984 auf etwas über 8000 
t im Jahr 1989 zugenommen 20 . 

Einige Inseln haben in wirt- 
schaftlicher, nicht aber in öko- 
logischer Hinsicht, von der Öl- 
industrie profitiert (vor allem 
Oikney und Shetland). 

Das verarbeitende Gewerbe ist 
im allgemeinen unterentwic- 
kelt, da die Inseln eher Roh- 
stoffe exportieren und Fertig- 
waren vom Festland importie- 
ren als sie selber zu produzie- 
ren. Auf den französischen 
Inseln vor der amerikanischen 
Küste z.B. beträgt der Anteil 
der Industrie am BIP nur 10- 
15% verglichen mit 35% in der 
gesamten Gemeinschaft. Die 
wichtigsten Zweige des verar- 
beitenden Gewerbes sind die 
Nahrungs- und Genußmittelin- 
dustrie, die Textilindustrie und 
das Handwerk. In den beiden 
letztgenannten Bereichen wird 
oft in Heimarbeit gefertigt, 
wodurch zwar viele Arbeits- 
plätze geschaffen werden, die 
jedoch nur eine geringe Wert- 
schöpfung erbringen (20-30% 
der Beschäftigung auf den por- 
tugiesischen Inseln entfallen 
auf das verarbeitende 
Gewerbe). 

Das Baugewerbe sowie öffent- 
liche Arbeiten hängen vom 
Fremdenverkehr (Hotels und 
Ferienhäuser) oder von Investi- 
tionsprogrammen der öffentli- 
chen Hand (Infrastruktur und 
Renovierung von Wohnungen) 
ab. Aufgrund der in den letzten 
Jahren von der Gemeinschaft 


sowie von nationalen und re- 
gionalen Behörden geleisteten 
Ausgaben in diesem Bereich 
und der Zunahme des Frem- 
denverkehrs hat sich dieser 
Wirtschaftszweig relativ gut 
entwickelt. 

Der Dienstleistungssektor hat 
beinahe stetig an Bedeutung 
gewonnen, obwohl das relative 
Gewicht der verschiedenen, 
unter dieser Überschrift zusam- 
mengefaßten Tätigkeiten von 
Insel zu Insel verschieden ist. 
Auf den Inseln mit dem Frem- 
denverkehr als wichtigstem 
Wirtschaftszweig konzentrierte 
sich das Wachstum weitgehend 
auf Restaurants, Hotels oder 
den Einzelhandel. 

Auf anderen Inseln dagegen 
war ein Wachstum vor allem 
im öffentlichen Sektor anzu- 
treffen. Aufgrund gesetzlicher 
Verpflichtungen sind die 
Zentral- oder Kommunalver- 
waltungen gezwungen, unge- 
achtet der örtlichen Bevölke- 
rungszahl bestimmte öffentli- 
che Einrichtungen zur Verfü- 
gung zu stellen. Sogar auf In- 
selgruppen verhindert ein man- 
gelhaftes Transportangebot 
zwischen den einzelnen Inseln 
häufig die Ausnutzung von 
Größenvorteilen und erhöht die 
Zahl der Beschäftigten. 

Der Fremdenverkehr stellt für 
die meisten Inseln eine der 
wichtigsten Einkommens- und 
Beschäftigungsquellen dar. Die 
Wirkung des Fremdenverkehrs 
auf die örtliche Wirtschaft läßt 


sich zwar nicht genau feststel- 
len, fest steht jedoch, daß 
dadurch in erheblichem 
Umfang Devisen ins Land 
fließen. So erwirtschaftete der 
Fremdenverkehr auf den Ba- 
learen beispielsweise 1988 vier 
Mrd. ECU 21 . 

Es gibt viele Arten des Touris- 
mus, einige von ihnen wirken 
sich jedoch auch nachteilig auf 
die Wirtschaft der Inseln aus. 
Eine ungeplante Entwicklung 
des Fremdenverkehrs kann die 
Umwelt und das Ökosystem 
einer Insel beeinträchtigen, 
deren wichtigste Anziehungs- 
kraft. Die zusätzliche Bevölke- 
rung aufgrund des Ausbaus des 
Fremdenverkehrs (85% der 
Touristen kommen während 
der Hochsaison auf die Inseln) 
verschärft die Probleme der 
Wasserversorgung, Abfallbe- 
seitigung usw. Ferner besteht 
die Gefahr des Verlustes der 
Kultur, der ortstypischen hand- 
werklichen Fähigkeiten und 
Traditionen und des örtlichen 
Baustils. 

Als Folge des Tourismus liegt 
die Beschäftigung im Dienst- 
leistungssektor häufig nahe 
beim Gemeinschaftsdurch- 
schnitt (mit Ausnahme der 
Azoren und der britischen 
Inseln). Dies gilt insbesondere 
für die Kanarischen Inseln (wo 
zwei Drittel der Gesamtbe- 
schäftigung auf den Dienstlei- 
stungssektor entfallen). 

Aufgrund ihrer geringen Größe 
und Abgelegenheit ist für die 
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Inseln bei zunehmender wirt- 
schaftlicher Integration in der 
Gemeinschaft eine fortschrei- 
tende Marginalisieiungsten- 
denz zu verzeichnen. Probleme 
entstehen aus einer ganzen 
Reihe von Gründen. 

Transport 22 

Inseln, vor allem Inselgruppen, 
liegen häufig sehr weit entfernt 
voq ihren Nachbarn. Bei den 
Azoren liegen beispielsweise 
600 km zwischen den am weite- 
sten voneinander entfernten 
Inseln, die Shetland-Inseln er- 
strecken sich über 100 km, beim 
Dodekanes sind es 158 km. 

Verkehrsveibindungen sind 
sowohl wichtig als auch 
komplex. In Transportsyste- 
men muß der Straßen-, See- 
und Luftverkehr kombiniert 
werden. Weiterhin sind die 
Transportkosten tendenziell 
höher als auf dem Festland, 
was sich nicht nur auf die Mo- 
bilität der Bewohner, sondern 
auch auf die regelmäßige Le- 
bensmittelversorgung und die 
Preise auswirkt 

Bei den Shetland-Inseln dauert 
die Seereise von Aberdeen nach 
Lerwick 14 Stunden, zu den ent- 
legeneren Inseln braucht man 
weitere 12 Stunden. Für den 
Seeweg von Piräus nach 
Rhodos, eine Entfernung von 
635 km, benötigt man 17 
Stunden und außerhalb der Rei- 
sezeit sogar bis zu 33 Stunden. 


Die Reise zu den meisten 
Inseln an der äußersten Peri- 
pherie dauert selbst mit dem 
Flugzeug Stunden. Die Antil- 
len liegen 8 Flugstunden von 
Paris entfernt, R6union minde- 
stens 12 Stunden. Durch den 
Mangel an Direktverbindungen 
verlängert sich die Reisezeit zu 
bestimmten Inseln entspre- 
chend. So muß man beispiels- 
weise, um die Azoren zu errei- 
chen, in Lissabon umsteigen, 
bei den griechischen Inseln in 
Athen und bei den überseei- 
schen Departments in Paris. 
Die Reise von einer Insel auf 
eine andere ist vielfach eine 
wirkliche Herausforderung. 
Möchte jemand von den Balea- 
ren nach Korsika reisen, so hat 
er die Wahl, entweder über 
Paris zu reisen oder mehrmals 
an verschiedenen Orten im 
Mittelmeerraum umzusteigen. 

Der Unterschied der Transport- 
kosten zwischen den Inseln, 
verglichen mit dem Festland, 
beträgt häufig 30-40%, biswei- 
len sogar mehr als 200%. So 
betragen beispielsweise die 
Transportkosten für eine Tonne 
zwischen Piräus und Lesbos, 
das sind auf dem Seeweg 346 
km, das Dreifache der Trans- 
portkosten auf der Straße. 

In Fremdenverkehrsgebieten 
sind die Verkehrsverbindungen 
außerhalb der Saisoa einge- 
schränkt, verglichen mit der 
Hochsaison, wenn die Einhei- 
mischen aufgrund der Überfül- 
lung Schwierigkeiten haben, 
überhaupt Plätze zu finden. 


Handelt es sich um ein öffentli- 
ches Verkehrsuntemehmen, 
wird die Bedienungshäufigkeit 
von zentraler Stelle festgelegt - 
im Falle Griechenlands vom 
Schiffahrtsministerium auf der 
Grundlage der Rentabilität der 
einzelnen Perioden des Jahres. 
Bei Privatuntemehmen gibt es 
oft extreme saisonale Schwan- 
kungen: im Winter gibt es bei- 
spielsweise fast keine Verbin- 
dungen zwischen Korsika und 
Italien, und die Verbindung 
zwischen Toulon und Sardi- 
nien ist nur sehr unregelmäßig. 

See- und Flugverkehr werden 
auch weit stärker von Schlecht- 
wetter beeinträchtigt als der 
Straßenverkehr. Infolge von 
Nebel und Sturm kann es bei- 
spielsweise passieren, daß die 
Azoren wochenlang vom Fest- 
land abgeschnitten sind (im 
Winter 1990 waren die Azore- 
ninseln Corvo und Flores fast 
40 Tage lang abgeschnitten). 

Transportprobleme rühren 
häufig von Mängeln bei den 
Verkehisverbindungen und 
anderen Infrastrukturen her. 
Obwohl die Gesamtzahl der 
Häfen auf den Inseln sehr hoch 
sind, verfügen nicht alle über 
moderne Navigationsinstru- 
mente und leiden häufig unter 
begrenzter Wassertiefe, 

Mangel an maschineller Ausrü- 
stung sowie Einrichtungen 
usw. Viele kleine, über Europa 
verstreute Inseln haben ähnli- 
che Probleme, so z.B. die Shet- 
landinseln Foula und Fair Isle, 
die Azoreninseln Flores und 
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Corvo, Molöne in den lies de 
Ponant und die irische Insel 
Tory. 

Die Flughäfen sind zwar ge- 
wöhnlich besser ausgestattet, 
da die meisten von ihnen in 
jüngster Zeit gebaut wurden, 
viele kleinere Inseln verfugen 
jedoch nur über kurze Start- 
und Landebahnen. Auf den 
Shetland-Inseln gibt es einige 
Rollbahnen in Form von Gras- 
oder Schotterpisten ohne Navi- 
gationshilfen. Insgesamt gibt es 
jedoch zu wenig Flughäfen. 
Von den 167 griechischen 
Inseln haben nur 25 einen 
Flughafen oder Flugplatz. 

Energieversorgung 23 

Aufgrund der abgelegenen 
Lage und der relativ geringen 
Nachfrage sind die Energieko- 
sten tendenziell erheblich 
höher. Der Mangel an Spei- 
cher- und Erzeugungskapäzitä- 
ten und an Verteilungsnetzen 
verschärft die Probleme und 
behindert die wirtschaftliche 
Entwicklung, besonders in der 
verarbeitenden Industrie. Darii- 
berhinaus variiert die Nachfra- 
ge gewöhnlich erheblich 
wegen der Bevölkerungs- 
schwankungen. In der Hochsai- 
son kann der Energieverbrauch 
um 600% ansteigen. 

Die Elektrizitätsversorgung 
von Inselgruppen bringt beson- 
dere Probleme mit sich. Auf 
den Azoren z.B. hat die weit- 


greifende Verästelung des Ver- 
teilungsnetzes zur Folge, daß 
25% des erzeugten Stroms bei 
der Verteilung verloren geht, 
gegenüber 10% auf dem Fest- 
land. 


Wasserversorgung 

Der Bau unterirdischer Was- 
serleitungen ist oft aus Kosten- 
griinden ausgeschlossen, was 
zum Teil auf den felsigen Un- 
tergrund der meisten Inseln zu- 
rückzuführen ist. Dadurch wird 
nicht nur der Fremdenverkehr 
beeinträchtigt, sondern auch 
die Gesundheit der Einwohner 
und die Agrarproduktion. 
Wegen dieses Problems ver- 
zichten viele Inseln ganz und 
gar auf die künstliche Bewäs- 
serung. 

Die unerschwinglichen Kosten 
für die Meerwasserentsalzung 
oder die erforderliche Einfuhr 
von Wassertanks behindern zu- 
weilen die wirtschaftliche Ent- 
wicklung erheblich. Dies gilt 
für eine Reihe kleinerer Inseln 
im Mittelmeer, auf den Antil- 
len, auf Madeira (Porto Santo), 
auf den Kanarischen Inseln 
(Lanzarote) und selbst auf 
einigen Inseln vor der bretoni- 
schen Küste (z.B. Groix). 

Umwelt 

Isolierte Ökosysteme unter- 
scheiden sich wesentlich von 


denen des Festlands, vor allem 
aufgrund ihrer geringen Größe. 
Auch nur die geringsten Verän- 
derungen haben weitreichende 
Auswirkungen. Die Ökosyste- 
me werden permanent geschä- 
digt, und zwar durch das Ein- 
dringen von fremden Einflüs- 
sen, oft als Folge des Touris- 
mus, Veränderungen im Meer 
(Meeresverschmutzung) und 
durch den Landverbrauch 
(Aufgabe der Landwirtschaft 
zugunsten des Fremdenver- 
kehrs). 

Die Verschmutzung einer In- 
selküste durch Öl (wie z.B. auf 
Ouessant in der Bretagne oder 
Whiddy in Irland) kann gleich- 
zeitig für den Fremdenverkehr, 
die Fischerei, die Fischzucht 
und manchmal sogar die Land- 
wirtschaft katastrophale Aus- 
wirkungen haben, die größer 
sind als auf dem Festland, da 
mit dem Fehlen eines Hinter- 
lands die Möglichkeiten der 
Verlagerung von Menschen 
und Wirtschaftstätigkeiten be- 
grenzt sind. 

Soziale Infrastruktur 


Eines der Hauptprobleme der 
Inseln ist der Mangel an sozia- 
ler Infrastruktur. Dies ist einer 
der wichtigsten Gründe für die 
Abwanderung, und er be- 
schränkt die Expansion der 
Wirtschaftstätigkeit. Die Unzu- 
länglichkeiten sind in den Be- 
reichen öffentliches Gesund- 
heitswesen (auf den Kykladen 
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gibt es beispielsweise nur 1*5 
Ärzte je 1.000 Einwohner, auf 
dem Festland dagegen sind es 
2*9), Bildungswesen (zu wenig 
Schulen und Mangel an quali- 
fizierten Lehrern) und unter- 
stützende Dienstleistungen für 
Unternehmen (vor allem für 
kleine und mittlere Unterneh- 
men) anzu treffen. 


Zukünftige 

Entwicklung*« 


Die verschiedenen Alternati- 
ven für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung der Inseln müssen bei 
den absehbaren Trends der Be- 
völkerungsentwicklung und 
der Wirtschaftsstruktur die 
lokale Umwelt berücksichti- 
gen. 

Kleine Inseln werden in den 
kommenden 20 Jahren voraus- 
sichtlich einen Bevölkerungs- 
rückgang zu verzeichnen 
haben* der jedoch langsamer 
sein dürfte als in den letzten 20 
Jahren. 

Dies ist im allgemeinen ein Er- 
gebnis der Abwanderung. 
Deren Verlangsamung gegen- 
über den hohen Raten in den 
sechziger und siebziger Jahren 
begann in den achtziger Jahren. 
Die Zahl der von den Azoren 
abgewanderte □ Einwohner fiel 
von 9.000 im Jahr 1970 auf 
1.530 im Jahr 1986* das ist ein 
Rückgang von 83%. Ein ähnli- 
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eher Trend ist auf den griechi- 
schen Inseln zu beobachten, 
wo die rückläufige Entwick- 
lung der griechischen Schiff- 
bauindustrie und ein Auf- 
schwung im Fremdenverkehr 
viele Inselbewohner veranlaßt 
hat, zuriiekzukehren oder erst 
gar nicht abzuwandem. 

Die Verlagerung hin zum 
Dienstleistungssektor, insbe- 
sondere zum Fremdenverkehr, 
wird voraussichtlich anhalten 
und auch Inseln erfassen, die 
bisher nicht touristisch er- 
schlossen waren. Dies könnte 
aufgrund der Förderung des 
ökologischen und ländlichen 
Fremdenverkehrs auf die briti- 
schen Inseln und die Azoren 
zutrefferi. 

Für die zukünftige Entwick- 
lung des Fremdenverkehrs sind 
vier Aspekte von besonderer 
Bedeutung: 

• die Planung von Fremden- 
verkehrszonen im Rahmen 
einer Gesamtstrategie, die 
die Auswirkungen auf die 
Umwelt einbezieht; 

• neue Ideen für die Urlaubs- 
gestaltung (Entdeckungsur- 
laub/Ökoferien, Urlaub z.B. 
für Rentner außerhalb der 
Hochsaison, Einrichtungen 
für Kongresse); 

• Erhöhung der Zahl von 
Flug- und Seeverbindun- 
gen, um dem wachsenden 
Bedarf des Fremdenver- 
kehrs gerecht zu werden; 
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• positive Maßnahmen zur 
Förderung der Vielfalt der 
Küstenlandschaft, zur Er- 
haltung offener und natürli- 
cher Räume und zur 
Vermeidung negativer Um- 
welteffekte, die aus der 
Konkurrenz zwischen 
lokalen Verwaltungen 
und/oder der Inselbevölke- 
rung entstehen können. 

Nicht alle Inseln sind gleich gut 
ausgestattet, um aus dem Frem- 
denverkehr ihren Vorteil zu 
ziehen, und auch nicht alle 
sollten dies versuchen. Entwick- 
lungsmaßnahmen einschließlich 
denjenigen der Gemeinschaft 
(siehe Kasten) sollten sehr auf 
den jeweiligen individuellen 
Bedarf achtere Große Inseln, 
deren Wirtschaft bereits auf dem 
Tourismus basiert, bieten ein 
größeres Potential für den 
Ausbau anderer Tätigkeiten und 
die Diversifizierung ihrer Wirt- 
schaft Die Einrichtung eines 
Technologieparks beispielsweise 
könnte den Inseln nicht nur die 
Möglichkeit zur Diversifizierung 
geben, sondern auch eine 
größere Gruppe von Inseln bei 
der Verbesserung ihrer Infra- 
struktur, ihres Verkehrswesens, 
der Telekommunikation, des 
Bildungswesens usw. unterstüt- 
zen. Universitäten oder For- 
schungsinstitute könnten errich- 
tet , werden, um neue 
Produktionstechniken zu fördern 
sowie Seminare und Tagungen 
zu organisieren und abzuhaltere 

Für kleine Inseln ist es jedoch 
schwierig, eine derartige Ent- 


wicklungsstrategie zu verfol- 
gen, und sie sind in größerem 
Maß vom Fremdenverkehr ab- 
hängig. Dabei ist zu unter- 
scheiden zwischen Inseln, auf 
denen der Fremdenverkehr ein 
ausreichendes Einkommen für 
das ganze Jahr erwirtschaftet, 
und Inseln, auf denen die Ein- 
nahmen aus dem Tourismus 
nur einen Teil der jährlichen 
Einnahmen ausmachen. Der 
erste Fall dürfte tendenziell für 
die Umwelt bedenklich sein. 
Wird in Zukunft die Umweh 
nicht wirksam geschützt, 
dürften sich für die Inseln Ein- 
bußen beim Fremdenverkehr 
und bei den Einkommen 
ergeben. Einige Inseln, auf die 
der zweite Fall zu trifft, sind in 
der Lage, ihr Einkommen aus 
dem Fremdenverkehr durch 
andere Aktivitäten wie Fische- 
rei oder Ölraffinerien (bei- 
spielsweise die Nordseeinseln) 
aufzustocken. Für die Inseln im 
Süden der Gemeinschaft bleibt 
jedoch keine Alternative zum 
Fremdenverkehr. 

Das Problem der Kommunika- 
tionsverbindungen bleibt zwar 
ein ernst zu nehmendes Hinder- 
nis für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung, wird aber zunehmend 
beseitigt durch Verbesserungen 
der Transport- und Kommunika- 
tionstechnologien (wie Z.B. Vi- 
deokooferenzen, die Organisa- 
tion von Konferenzen und den 
Abschluß von Geschäften ohne 
persönliche Anwesenheit). Die 
notwendigen öffentlichen Inve- 
stitionen pro Kopf sind beson- 
ders hoch in den entlegenen und 


dünn besiedelten Inseln, wie im 
Fall der 90 bewohnten schotti- 
schen Inseln. 

Der potentielle Nutzen ist 
nicht auf gewerbliche Zwecke 
beschränkt. Die Telematik 
bietet auch Lösungsmöglich- 
keiten für eine Reihe anderer 
Probleme, so z.B. im Bil- 
dungswesen, wo Fachberei- 
che von Universitäten in 
großer Entfernung voneinan- 
der und sogar von den Stu- 
denten angesiedelt werden 
können; ferner im Gesund- 
heitswesen, wo Fcmbcratung 
und -diagnose möglich wird, 
sowie in verschiedenen Berei- 
chen der Verwaltung, bei- 
spielsweise durch die Fähig- 
keit, Rechnungen und Steuern 
elektronisch zu bezahlen. 

Gelingt es den Inseln, neue 
Industriezweige anzuziehen 
und auszubauen, wird der 
Energiebedarf steigen. Viele 
Inseln sind in einer günstigen 
Lage, neue Methoden der 
Energieversorgung, wie bei- 
spielsweise emeuerbare Ener- 
giequellen zu erforschen, die 
dazu beilragen können, die 
Abhängigkeit von importier- 
ter Energie abzubauen und 
die Umwelt zu schützen. 
Dazu zählt die Wellenenergie, 
geothermische Energie, 
Sonnen- und Windenergie. 
Fast alle Gemeinschaftsinseln 
verfügen über das Potential, 
emeuerbare Energiequellen 
zu erschließen, so daß sie bis 
zum Jahr 2000 Energie- 
Selbstversorger sein könnten. 
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Ausgewogenes Wirtschafts- 
wachstum und harmonische 
Entwicklung erfordern in 
einer enger zusammenwach- 
senden Europäischen Ge- 
meinschaft, daß die Mitglied- 
staaten gemeinsame Vorstel- 
lungen über die Möglichkei- 
ten und Grenzen einer opti- 
malen Nutzung des Raums 
der Gemeinschaft als Ganzes 
entwickeln. Nur wenn die 
räumlichen Hindernisse, die 
eine sinnvolle Verteilung der 
Ressourcen verhindern, besei- 
tigt werden, können die Vor- 
teile des gemeinsamen Bin- 
nenmarktes voll aus geschöpft 
weiden. Gemeinsame Überle- 
gungen sind vor allem im 
Blick auf die schwierigen 
physisch-geographischen Ge- 
gebenheiten der Gemein- 
schaft, ihre bedrohte Umwelt, 
ihre hohe durchschnittliche 
Bevölkerungsdichte und die 
ungleichmäßige Verteilung 
der Bevölkerung sowie das 
starke wirtschaftliche und 
soziale Gefälle notwendig. 
Gleichzeitig zeigt sich 
jedoch, daß trotz der beträcht- 
lichen geographischen Un- 
gleichgewichte Möglichkeiten 
zur Wirtschaftsentwicklung 
der Randgebiete und zu einer 
ausgewogeneren Nutzung des 
Gemeinschaftsraumes beste- 
hen. Die Fähigkeit, diese 
Chancen zu nutzen, hängt in 


starkem Maße von einer 
Lösung der räumlichen Pro- 
bleme ab. 

Bis jetzt hat sich die Regional- 
politik der Gemeinschaft im 
Rahmen einer Stärkung des 
wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts auf die Unter- 
stützung der schwächeren Re- 
gionen konzentriert Dies soll 
auch weiterhin so bleiben. Die 
beträchtlichen regionalpoliti- 
schen Bemühungen werden 
wichtig bleiben und können 
auf verschiedene, zum Teil im 
vorliegenden Bericht aufge- 
zeigte Art und Weise noch 
weiter intensiviert werden. Auf 
der Minis tertaguog in Turin 
wurde jedoch deutlich, daß 
sich eine wirksame Regional- 
politik auch auf eine kohärente 
Sicht des Gemeinschaftsraums 
als Ganzes stützen muß. 

In der Entwicklung dieser ko- 
härenten Sicht muß die Ge- 
meinschaft auch die Unter- 
schiede in den Ansätzen zur 
Regional- und Raumplanung in 
den zwölf Mitgliedsstaaten be- 
rücksichtigen, die ein Ergebnis 
unterschiedlicher historischer, 
verwaltungsmäßiger und politi- 
scher Traditionen sind. Diese 
Unterschiede setzen unver- 
meidlich Bedingungen für die 
Erwartungen der Milgliedstaa- 
ten hinsichtlich der Rolle der 


Gemeinschaft auf diesem 
Gebiet, die sich auf Gemein-, 
schaftsebene einerseits als 
Drängen auf einen stärker 
handlungsorientierten Ansatz 
zeigen und andererseits als 
Hinweis darauf, daß die 
Aufgabe der Gemeinschaft auf 
Datensammlung und Informa- 
tionsverbieitung beschränkt 
werden sollte. Es ist klar, daß 
die Rolle der Gemeinschaft im 
Bereich der räumlichen Ent- 
wicklung kein Ersatz für natio- 
nale, regionale und lokale Ver- 
antwortung sein kann, aber sie 
kann einen zusätzlichen politi- 
schen Rahmen auf Gemein- 
schaftsebene oder in einigen 
Bereichen auch auf gesamteu- 
ropäischer Ebene bereitstellen, 
um die Kohärenz zwischen 
verschiedenen sektoralen Poli- 
tiken wie auch die interregio- 
nalen Kooperation zu erleich- 
tern. 

Zwei grundsätzliche Anforde- 
rungen an diesen Rahmen 
richten sich auf den Bedarf an 
Informationsaustausch auf Ge- 
meinschaftsebene sowie auf 
einen diesbezüglichen Konsul- 
tationsprozeß. Auf diese An- 
forderungen wird im folgenden 
eingegangen. Außerdem 

werden melirere spezifische 
Bereiche aufgezeigt, in denen 
ein Eingreifen der Gemein- 
schaft besonders notwendig er- 
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scheint, um den räumlichen 
Zusammenhalt zu stärken. 


Information 


Die zunehmende Integration 
der Gemeinschaft und die 
wachsende Verflechtung zwi- 
schen ihren regionalen Volks- 
wirtschaften bedeutet, daß die 
in den Mitgliedstaaten für Re- 
gionalplanung zuständigen Be- 
hörden zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben mehr denn je auf 
umfassende und aktuelle Infor- 
mationen über die Entwicklung 
in anderen Teilen der Gemein- 
schaft angewiesen sind. Eine 
isolierte Raumplanung ist nicht 
mehr möglich. Es gibt im we- 
sentlichen zwei Arten des In- 
formationsbedarfs: 

Zum ersten benötigen die 
Raumplaner sozio-ökonomi- 
sche Informationen, um ihre 
Region im Vergleich zu 
anderen Regionen beurteilen 
zu können. Dazu gehören z.B. 
Informationen über die demo- 
graphische und wirtschaftli- 
che Lage und die Aussichten 
in den Gemeinschaftsregio- 
nen. Die sozio-ökonomische 
Struktur der Gemeinschaft 
unterliegt einem ständigen 
Wandel, der oft weitreichende 
Auswirkungen auf die 
Nutzung des Raumes hat. Die 
Informationen müssen daher 
zeitnah und zuverlässig sein. 
Die Berichte der Gemein- 
schaft über die Regionen 


könnten diesem Informations- 
bedarf angepaßt werden. 

Zum zweiten sollten Planer 
über die Absichten ihrer Kolle- 
gen in anderen Teilen der Ge- 
meinschaft hinsichtlich geplan- 
ter Maßnahmen der zuständi- 
gen Behörden, insbesondere 
größerer Inffastrukturvorhaben 
mit gxenzübergreifenden Aus- 
wirkungen, informiert werden. 
Auch Entwicklungen, die sich 
auf weite Bereiche, wie zum 
Beispiel die Umwelt, auswir- 
ken, sind oft von gemeinsa- 
mem Interesse für mehrere 
Mitgliedstaaten. 

So soll ein System zur Beob- 
achtung und Aktualisierung 
raumrelevanter Informationen 
in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten errichtet 
werden. Die Kommission 
könnte sich zu diesem Zweck 
auf den Sachverstand von For- 
schungsinstituten berufen, die 
in den Mitgliedsstaaten mit 
Raumordnung befaßt sind. Die 
Informationen sollten sich, 
soweit wie möglich und erfor- 
derlich, auf einen größeren 
Wirtschafts raum als den der 
bestehenden Zwölfergemein- 
schaft beziehen. 

Die Kommission wird durch 
die weitere Entwicklung ihres 
geographischen Informations- 
systems dazu beitragen. Sie 
wird zudem ihre Untersuchun- 
gen über die Raumbeziehungen 
auf europäischer Ebene fortset- 
zen mittels einer Reihe von 
transregionalen Studien und 


Studien zu räumliche Auswir- 
kungen, von denen einige 
bereits begonnen wurden. 
Diese Aktivitäten werden in 
Konsultation mit der regiona- , 
len und den lokalen Ebenen 
über den Beirat der regionalen 
und lokalen Gebietskörper- 
schaften sowie durch Seminare 
oder Expertengruppen durch- 
geführt. 


Ausschuß zur 
Raumentwicklung 

Um die gesammelten und aus- 
getauschten Informationen 
optimal auswerten zu können, 
ist ein geeignetes Konsulta- 
tionssystem notwendig. Die 
Einführung von Konsultations- 
verfahren zwischen den Mit- 
gliedstaaten und der Kommis- 
sion würde den zuständigen 
Behörden die Diskussion über 
die Informationen ermöglichen 
und ein Forum schaffen, um 
mögliche Konflikte zu lösen 
und die gegenseitige Ergän- 
zung zu fördern. 

Derartige Konsultationen 
sollten durch die Errichtung 
eines Ausschusses zur Raum- 
entwicklung unter Einbezie- 
hung der Mitgliedstaaten und 
der Kommission organisiert 
werden. Die Diskussionen 
würden sich nicht auf innere 
Angelegenheiten bestimmter 
Sektoren wie Verkehr, 
Umwelt, Telekommunikation, 
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Energie usw., fjeschränken, 
sondern auch deren Beziehun- 
gen untereinander und deren 
Auswirkung nuf die xäumliche 
Entwicklung in der Zukunft 
einbeziehen. 

Mit Blick auf die Zukunft 
sollten die Diskussionen des 
vorgeschlagenen Ausschusses 
unter Berücksichtigung be- 
stimmter Entwicklungen 
durchgefühlt werden, die vor- 
aussichtlich das wirtschaftliche 
und soziale .Leben .in den kom- 
menden Jahren kennzeichaen 
könnten: 

* Erstens ist die wirtschaftli- 
che Tätigkeit immer 
weniger an bestimmte geo- 
graphische Standorte ge- 
bunden, und dies zu einem 
Zeitpunkt, an dem in vielen 
Pvegionen in den traditio- 
nellen Entwicklungszentren 
der Gemeinschaft das Wirt- 
schaftswachstum mit hoben 
sozialen Kosten (Ballungs- 
probleme, Umweltver- 
schmutzung usw.) verbun- 
den ist, während die Regio- 
nen außerhalb dieser Ent- 
wicklungszentren unter den 
richtigen 'Voraussetzungen 
zum Anziehungspunkt für 
neue Unternehmen und Ar- 
beitsplätze weiden könnten. 
Die Regionalpolitik der Ge- 
meinschaft zielt auf die 
Schaffung solch günstiger 
Voraussetzungen in den 
schwächeren Regionen ab. 
Die entsprechenden Maß- 
nahmen könnten jedoch in 
einigen wichtigen Punkten 


verstärkt werden, indem die 
zunehmende Mobilität der 
modernen Unternehmen 
genutzt wird, um eine aus- 
gewogenere Verteilung der 
Wirtschaftstätigkeit in der 
Gemeinschaft als Ganzes 
zu fördern. Besondere Be- 
deutung verdienen solche 
Regionen, in denen eine 
schmale wirtschaftliche 
Basis — oft nur eine 
einzige wirtschaftliche Tä- 
tigkeit — mit ungünstigen 
Ausgangsbedingungen für 
Diversifikationsprozesse 
zusammentrifft. Die Ent- 
wicklung der Humanres- 
sourcen in den schwäche- 
ren Regionen hat dabei eine 
besondere Priorität. 

Zweitens wird die Gemein- 
schaft die Folgen von be- 
deutenden absehbaren de- 
mographischen Verände- 
rungen berücksichtigen 
müssen. Die Bevölkerung 
unterliegt einem raschen 
Überalterungsprozess, der 
die relative Gewichtung der 
Sozialausgaben in den Be- 
reichen Bildung und Ge- 
sundheit beeinflussen wird. 
Im Bildungswesen wird 
sich der Schwerpunkt ver- 
stärkt in Richtung Fortbil- 
dung der erwachsenen Ar- 
beitskräfte verlagern 

müssen, um das Angebot an 
qualifizierten Fachkräften 
halten zu können und einen 
Mangel an Arbeitskräften 
zu verhindern. Wo weitere 
Einwanderungen auftreten, 
insbesondere wenn sich 


diese wie in der Vergan- 
genheit auf die innerslädli- 
schen Gebiete konzentrie- 
ren, müssen die Infrastruk- 
turen angepaßt und die 
Möglichkeiten der Aufnah- 
me und Integration von Zu- 
wanderen verbessert 

werden. Dies hat Auswir- 
kungen im Bereich des 
Wohnungsbaus sowie der 
Aus- und Fortbildung. 

Drittens, spiegeln sich die 
wirtschaftlichen Ungleich- 
gewichte in der Gemein- 
schaft in schweren Bela- 
stungen der Infrastruktur in 
den dicht bevölkerten Bal- 
lungszentren wider, die im 
Straßenverkehr besonders 
akut sind. Die Möglichkei- 
ten, die Leistungsfähigkeit 
der Straßen in diesen Ge- 
bieten zu erhöhen, sind be- 
grenzt. Einschränkende 

Maßnahmen und die Ent- 
wicklung von Alternativen, 
z.B. Eisenbahnnetze, 

werden immer dringender. 
Die Erhebung höherer Stra- 
ßennutzungsgebühren ist 
wahrscheinlich. Teil der 
Lösung für den Abbau der 
Überlastung in den Zentren 
und wesentliche Vorausset- 
zung für die wirtschaftliche 
Entwicklung der Peripherie 
ist die Verbesserung der ge- 
genwärtig unzureichenden 
Verkehrsverbindungen zwi- 
schen Zentren und Randla- 
gen. Zusätzliche Investitio- 
nen in neue Verbindungen 
sowie der optimale Einsatz 
des Luft- und Seetransports 
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und neuer Technologien, 
z.B. Hochgeschwindig- 
keitszüge, sind deshalb er- 
forderlich. Der Ausbau von 
Strecken in der Fläche ist 
unerlässlich, um in den Re- 
gionen den Zugang zu den 
zentralen Veikehrsnetzen 
zu verbessern und auch um 
ländliche Gebiete mit städ- 
tischen Dienstleistungszen- 
tren zu verbinden. 

• Vierteas, bieten Fortschritte 

in der Informationstechno- 
logie und der Telekommu- 
nikation neue Möglichkei- 
ten, das gesamte Gemein- 
schaftsgebiet zu integrie- 
ren. In der Praxis könnten 
diese Vorteile allerdings 
größtenteils den Entwick- 
lungszentren zugute 

kommen. Die Gemein- 
schaft sollte daher verstärk- 
te Anstrengungen in Erwä- 
gung ziehen, um Investitio- 
nen in Telekommunika- 
tionsnetze in Gebieten zu 
fördern, in denen diese erst 
längerfristig wirtschaftlich 
zu betreiben sind. 

• Fünftens, muß die Gemein- 
schaft ihre wirtschaftlichen 
Ziele mit Blick auf die Er- 
haltung der Lebensgrundla- 
gen festlegen. Die Wirt- 
schaft sollte sich in den 
neunziger Jahren ohne eine 
weitere Zerstörung der 
Umwelt entwickeln, viel- 
mehr gleichzeitig versu- 
chen, die Umweltschäden 
der Vergangenheit zu 
behebea. Besondere An- 


strengungen sind erforder- 
lich, um die Probleme der 
Abfallentsorgung und der 
Erhaltung der bedeutenden 
Naturräume der Gemein- 
schaft zu lösen. Die Erhal- 
tung einer sauberen und at- 
traktiven Umwelt in Regio- 
nen mit klimatisch 
und/oder landschaftlich be- 
sonders günstigen Bedin- 
gungen spielt eine wichtige 
Rolle für die Ansiedlung 
neuer Wirtschaftstätigkei- 
ten. 

• Sechstens, brauchen Regio- 
nen um konkurrenzfähig zu 
werden oder zu bleiben 
eine sichere Energieversor- 
gung zu günstigen Preisen. 
Die Entwicklung eines ge- 
meinschaftlichen Energie- 
marktes erfordert den 
Ausbau und die Integration 
der Übertragungsnetze auf 
Gemeinschaftsebene, zu- 
sätzlich zu den Anstrengun- 
gen, lokale und emeuerbare 
Energiequellen zu entwik- 
keln mit dem Ziel, alle Re- 
gionen angemessen zu ver- 
sorgen. 

• Schließlich erfordert die 
Schaffung eines kohärenten 
Ansatzes zur Entwicklung 
des Gemeinschaftsraumes 
unter Berücksichtigung der 
zuvor erwähnten spezifi- 
schen Entwicklungen, daß 
der Planung und der Ko- 
operation in der Planung 
neues Gewicht eingeräumt 
wird. In Übereinstimmung 
mit dem Subsidiaritätsprin- 


zip fällt die Planung in die 
Kompetenz der nationalen, 
regionalen und lokalen Ge- 
bietskörperschaften, aber 
Zusammenarbeit zwischen 
Planem, vor allem im inter- 
regionalen Bereich, ist zu- 
nehmend erforderlich. 
Zudem sollte die Gemein- 
schaft eine Vision ihrer zu- 
künftigen Entwicklung 
haben, in der all ihre Res- 
sourcen bestmöglich 

genutzt werden. 


Spezifische 
Bereiche für 
Gemeinschafts- 
interventionen 


Es zeichnet sich eine ganze 
Reihe von Möglichkeiten für 
spezifische Aktionen ab, die 
das gesamte Gebiet der Ge- 
meinschaft betreffen und die 
von der Gemeinschaft unter- 
stützt werden könnten. Diese 
würden zu einer ausgewogene- 
ren Nutzung des gesamten Ge- 
meinschaftsraumes beitragen, 
gleichzeitig den wirtschaftli- 
chen und sozialen Zusammen- 
halt der Gemeinschaft stärken 
und die Peripherie besser inte- 
grieren. Solche Interventionen 
dürfen das Prinzip, Ressourcen 
auf die weniger entwickelten 
Regionen zu konzentrieren, 
nicht verletzen. Falls sie in Ge- 
bieten, die nicht anspruchsbe- 
rechtigt sind, durchgeführt 
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werden, wäre alternativen Fi- 
nanzierungsinstrumenten an- 
stelle von Zuschüssen der 
Vorzug zu geben. 

Entwicklungen in 
Grenzgebieten 

Mit der zuriickgetaeoden Be- 
deutung der Binnengrenzen der 
Gemeinschaft eröffnen sich 
neue Möglichkeiten für Grenz- 
gebiete. Die Entwicklung von 
Grenzgebieten, ihre Integration 
in den einheitlichen Binnen- 
markt ist ein Musterbeispiel für 
einen Vorgang, der für die Ge- 
meinschaft bedeutsam ist Ge- 
genwärtig ist die Gemeinschaft 
vor allem mit der Förderung 
von Grenzgebieten befaßt, die 
im Rahmen der Regionalpoiitik 
der Gemeinschaft anspnichsbe- 
Techtigt sind. Nicht alle Grenz- 
gebiete sind jedoch anspruchs- 
berechtigL In Grenzgebieten, 
in denen dieser Faktor die 
Möglichkeiten integrierter 
Planung und Entwicklung 
nachweislich behindert, mag es 
angemessen sein, eine Unter- 
stützung der Gemeinschaft 
über die bisher anspruchsbe- 
rechtigten Gebiete hinaus in 
Betracht zu ziehen. 

Probleme hinsichtlich der Au- 
ßengrenzen weiden weiterhin 
bestehen, wo auf der anderen 
Seite der Grenze kein Mandat 
für Aktivitäten vorhanden ist. 
Es gibt beträchtliche Probleme 
in diesen Gebieten, insbeson- 
dere Engpässe im grenzüber- 


schreitenden Verkehr mit ost- 
und mitteleuropäischen 

Ländern. Unterstützung für 
Aktionen auf der anderen Seite 
der Grenze sollte unter Einbe- 
ziehung des Budgets für aus- 
wärtige Beziehungen der Ge- 
meinschaft gewährt werden, 
z.B. das PHARE Programm, in 
dem solche Maßnahmen vorge- 
sehen sind, wenn ihnen vom 
Drittland Priorität eingeräumt 
wird. 


Kooperation zwischen 
Regionen und Städten 

Die Gemeinschaft hat eine 
Rolle hinsichtlich der Präsenz 
und Beteiligung an gemein- 
schaftsweiten Netzwerken der 
wirtschaftlichen Zusammenar- 
beit, insbesondere für weniger 
entwickelte Regionen und 
Städte. „Erweiterung des Hori- 
zonts“ von regionalen und 
lokalen Akteuren ist einer der 
Schlüssel für erfolgreiche wirt- 
schaftliche und regionale Ent- 
wicklung. Zu diesem Zweck ist 
es erforderlich, die Ressourcen 
und Standards in den weniger 
entwickelten Regionen zu ver- 
bessern, ihren Zugang zu Infor- 
mationen zu erleichtern und 
andere Unterstützungen bereit- 
zustellen, indem Verbindung 
zu weiter entwickelten Part- 
nern auf Gebieten wechselseiti- 
gen Interesses hergestellt 
werden. Technologietransfer, 
die Wahrnehmung von GrÖ- 
ßenvorteileD und gemeinsame 
Investitionen könnten auf diese 


Weise verwirklicht werden. 
Eine solche Zusammenarbeit 
könnte Städten und Regionen 
helfen, die Kosten zu senken 
und eine breite Palette von Öf- 
fentlichen Dienstleistungen zu 
verbessern. 


Fehlende 

Verbindungsstücke: die 
Verbindungen zwischen 
Zentrum und Peripherie 

Die Erweiterung von Trans- 
port-, Telekommunikations- 
und Energienetzen in der Ge- 
meinschaft ist wesentlich für 
die Verringerung der Auswir- 
kungen geographischer Rand- 
lage. Verbindungsstücke fehlen 
auch zwischen den peripheren 
Regionen und in den Verbin- 
dungen zwischen diesen und 
den zentral gelegenen Teilen 
der Gemeinschaft. Im letzteren 
Fall könnte es notwendig sein, 
Infrastrukturinvestitionen in 
den stärker prosperierenden 
Regionen zu unterstützen, 
wenn dort Nutzen für die 
schwächeren Regionen nach- 
weisbar sind. 


Städte 


Einige der gravierendsten Pro- 
bleme der Gemeinschaft 
beruhen auf dem Mangel wirt- 
schaftlicher Möglichkeiten, 
den niedrigen Einkommen und 
einer oft schlechten Lebens- 
qualität in größeren Städten 
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und städtischen Gebieten. Ge- 
genwärtig gibt es keine eigen- 
ständige Gemeinschaftspolitik 
zugunsten der städtischen 
Gebiete, obwohl für die Ent- 
wicklung und Restrukturierung 
vieler der am meisten beein- 
trächtigten Gebiete Unterstüt- 
zung im Rahmen von Ziel 1 
und Ziel 2 der Strukturfonds 
geleistet wird. 

Städtische Gemeinschaften 
sind mit Problemen belastet, 
die über eine rein wirtschaftli- 
che Sichtweise (z.B. Trans- 
port-, Umwelt- und Sozialbe- 
ieich) hinausgehen. Selbst in 
den vergleichsweise günstigen 
wirtschaftlichen Situationen 


der späten achtziger Jahre 
scheint die Trennung zwischen 
arm und reich in vielen Städten 
zugenommen zu haben. In 
einigen Fällen ist dies mit der 
Einwanderung aus Drittländern 
verbunden. Mit der Beseiti- 
gung der internen Hindernisse 
für Wanderungsbewegungen 
werden die Siedlungsmuster 
und die Integration von Ein- 
wanderern zunehmend zu einer 
Angelegenheit der gesamten 
Gemeinschaft. Es könnte daher 
angebracht sein, daß die Ge- 
meinschaft eine größere Ver- 
antwortung für die Probleme 
der städtischen Armut und Be- 
nachteiligung übernehmen 
sollte. 
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Bericht der Abgeordneten Georg Brunnhuber und Dr. Ulrich Janzen 


i. 

Der Bericht der Kommission mit dem Titel: „Europa 
2000: Ausblick auf die Entwicklung des Gemein- 
schaftsraumes" — KOM (91) 452 endg. — wurde mit 
Sammelübersicht in Drucksache 12/3182 lfd. Nr. 69 
gemäß § 93 GO-BT an den Ausschuß für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau zur federführenden 
Beratung und an den Ausschuß für Wirtschaft, an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
an den Ausschuß für Verkehr, an den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, an den 
Ausschuß für Post und Telekommunikation, an den 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus, an den 
EG-Ausschuß sowie an den Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Bericht in seiner 
40. Sitzung am 4. November 1992 zur Kenntnis 
genommen. Er macht darauf aufmerksam, daß er die 
im Dokument der EG enthaltene Definition des Sub- 
sidiaritätsprinzips nicht teilt, sondern auf die klassi- 
sche Definition abstellt, wonach im Zweifelsfall die 
supranationale Einheit nur solche Aufgaben überneh- 
men soll, zu deren Wahrnehmung die untergeordne- 
ten nationalen und regionalen Einheiten nicht in der 
Lage sind. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Bericht am 4. November 1992 und der 
Ausschuß für Verkehr am 20. Januar 1993 — letzterer 
bei Abwesenheit der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN und der Gruppe der PDS/Linke Liste — einstim- 
mig zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit sowie der Ausschuß für Post und Telekom- 
munikation haben den Bericht am 4. bzw. 11. Novem- 
ber 1992 zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus hat 
am 7. Oktober 1992 einstimmig bei Abwesenheit der 
Mitglieder der Gruppe der PDS/Linke Liste beschlos- 
sen, dem federführenden Ausschuß vorzuschlagen, 
dem Deutschen Bundestag zustimmende Kenntnis- 
nahme der Vorlage zu empfehlen. 

Der EG-Ausschuß hat beschlossen, auf eine Beratung 
der Vorlage zu verzichten. 

Der Haushaltsausschuß hat am 23. September 1992 
einvemehmlich bei Abwesenheit der Gruppe BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS/Linke 
Liste beschlossen, den Bericht zur Kenntnis zu neh- 
men. Der Haushaltsausschuß unterstützt die Auffas- 
sung der Bundesregierung, daß der Bericht alsbald 
fortgeschrieben werden muß. Insbesondere die räum- 
liche Situation in den neuen Ländern ist unzureichend 
berücksichtigt. 


Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau hat den Bericht „Europa 2000" in seiner 43. und 
44. Sitzung am 4. und 11. November 1992 sowie in 
seiner 53. und 54. Sitzung am 3. und 10. März 1993 
beraten. Er hat dazu den Bericht des Ausschusses für 
Regionalpolitik, Raumordnung und Beziehungen zu 
den regionalen und lokalen Körperschaften des Euro- 
päischen Parlaments (EP) beigezogen und in seiner 
44. Sitzung mit der Berichterstatterin des EP für diesen 
Bericht ein Gespräch durchgeführt. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau hat einstimmig bei Abwesenheit des Vertreters 
der Gruppe der PDS/Linke Liste beschlossen, dem 
Deutschen Bundestag die im folgenden kurz erläu- 
terte Beschlußempfehlung zu unterbreiten. 


II. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau ist sich einig, daß der Bericht „Europa 2000: 
Ausblick auf die Entwicklung des Gemeinschafts- 
raumes" ein für die Europäischen Gemeinschaften 
wichtiges Dokument darstellt, über das hinweg nicht 
einfach zur Tagesordnung übergegangen werden 
darf, sondern das in den nationalen Parlamenten 
gründlich erörtert werden muß. 

Unabhängig von der Tatsache, daß der Kommission 
nach den Verträgen keine originäre Kompetenz für 
eine Raumordnungspolitik der EG zusteht und nach 
dem Vertrag über die Europäische Union auch in 
Zukunft nicht zustehen wird, muß doch realistisch 
festgestellt werden, daß die Kommission auf vielen 
Feldern heute schon raumordnungsrelevante Ent- 
scheidungen trifft, z. B. durch die Verteilung der 
Mittel aus den verschiedenen Fonds und im Rahmen 
des EG -Binnenmarktes. Diese Entwicklung wird sich 
fortsetzen durch den Kompetenzzuwachs in vielen 
raumrelevanten Politikfeldem. Hier ist hinzuweisen 
auf die in den Titeln II (Landwirtschaftspolitik), IV 
(Verkehrspolitik), XII (Transeuropäische Netze), XIV 
(Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt), XV 
(Forschungs- und Technologiepolitik) und XVI (Um- 
welt) des Vertrages über die Europäische Union 
verankerten Kompetenzen. 

Wenn die EG laufend raumordnungsrelevante Ent- 
scheidungen zu treffen hat, ist es wichtig, daß dies 
auch nach einem raumordnungspolitischen Leitbild 
geschieht. Der Ausschuß begrüßt daher, daß die 
Kommission im vorliegenden Bericht Analysen der 
Bereiche 

— demographischer und wirtschaftlicher Zusammen- 
halt, 

— Infrastruktur und räumlicher Zusammenhalt, 

— Umwelt, 

— spezifische Raumtypen in der Gemeinschaft 
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vorlegt und so das Problembewußtsein in der Gemein- 
schaft und in den Mitgliedstaaten stärkt. Dieser 
Bericht muß als eine erste Bestandsaufnahme gewer- 
tet werden, die demnächst um wichtige Bereiche wie 
die neuen Entwicklungstendenzen in Mittel- und 
Osteuropa ergänzt und fortgeschrieben werden 
muß. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau ist aber der Auffassung, daß eine zentralistische 
Raumordnungspolitik der Kommission abzulehnen 
ist. Nur durch mitgliedschaftliche Zusammenarbeit 


Bonn, den 12. März 1993 


Georg Brunnhuber Dr. Ulrich Janzen 

Berichterstatter 


auf dem Gebiet der Raumordnung können ab ge- 
stimmte Ziele der räumlichen Entwicklung aufgestellt 
werden. Mit dem Europäischen Parlament muß in 
diesem Zusammenhang auf die Bedeutung des 
Gegenstromprinzips hingewiesen werden. In diese 
Abstimmung muß auch der nationale raumordnungs- 
politische Orientierungsrahmen eingebracht werden. 
Nach Ansicht des Ausschusses wäre hierfür ein Raum- 
ordnungsministerrat das geeignete Gremium. Der 
nach dem Vertrag über die Europäische Union vorge- 
sehene Regionalausschuß wäre nach diesen Vorstel- 
lungen zu beteiligen. 
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